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A. Problem und Regelungsbedürfnis

Der Brand- und Katastrophenschutz ist immer wieder Gegenstand eines kontinuier-
lichen Verbesserungsprozesses, damit die rheinland-pfälzischen Aufgabenträger und 
ihre Einsatzkräfte aktuellen und zukünftigen Herausforderungen in ihrem Aufga-
benbereich begegnen können. 

Die Naturkatastrophe im Juli 2021 stellte ein Extremwetterereignis dar und löste den 
größten Einsatz des Katastrophenschutzes in der Geschichte des Landes aus. Auch 
zukünftig muss nach Ansicht von Expertinnen und Experten vermehrt mit in Ka-
tastrophen mündenden Ereignissen größeren und komplexeren Ausmaßes gerechnet 
werden, denen es effektiv und effizient zu begegnen gilt. Vor diesem Hintergrund 
sowie vor dem Hintergrund der Erfahrungen und Erkenntnisse aus dem genann-
ten Einsatzgeschehen 2021 galt es, den bestehenden Brand- und Katastrophenschutz 
in Rheinland-Pfalz einschließlich seiner Strukturen systematisch und umfassend zu 
überprüfen. Hierbei sind sowohl Analysen mit Blick auf die Neuausrichtung des 
Katastrophenschutzes, die das Fachministerium mit den Führungskräften des Brand- 
und Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz, aber auch mit weiteren Expertinnen 
und Experten anderer Bundesländer und des Bundes durchgeführt worden, die zu-
sammen mit den Erkenntnissen der Enquete-Kommission 18/1 „Konsequenzen aus 
der Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz: Erfolgreichen Katastrophenschutz gewähr-
leisten, Klimawandel ernst nehmen und Vorsorgekonzepte weiterentwickeln“ („Zu-
kunftsstrategien zur Katastrophenschutzvorsorge“) in ein neues Brand- und Kata-
strophenschutzgesetz eingeflossen sind. 

Zu den Erkenntnissen gehört u. a. das Erfordernis der Konzentrierung von Fach-
wissen und Fähigkeiten im Brand- und Katastrophenschutz in einem Landesamt für 
Brand- und Katastrophenschutz. Dies erfolgt durch die Zusammenlegung des für 
den Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Referats der Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion (ADD) sowie der Feuerwehr- und Katastrophenschutzakademie 
(LFKA). Damit zusammenhängend wird die Zusammenarbeit der Aufgabenträger 
bei großen Schadensereignissen für eine effektivere Gefahrenabwehr neu struktu-
riert. Festzuhalten ist, dass sich die Zuständigkeit der kommunalen Aufgabenträger 
im Brand- und Katastrophenschutz grundsätzlich bewährt hat. Ein weiteres Ergeb-
nis der Analyse ist, dass die Rechtsgrundlagen im Brandschutz, der allgemeinen Hilfe 
und im Katastrophenschutz einer Anpassung bedürfen und klarer zu strukturieren 
sind. Weiterhin ergaben sich auch durch Erfahrungen beim Vollzug des Gesetzes in 
der bisherigen Fassung und bei der praktischen Umsetzung Änderungs- und Ergän-
zungsbedarfe, welche auch einem klareren Rechtsverständnis dienen und im Rah-
men einer Gesetzesnovelle zu berücksichtigen sind.

B. Lösung

Im Rahmen der Neuausrichtung des Brand- und Katastrophenschutzes ist eine No-
vellierung der Regelungen im Brand- und Katastrophenschutz erforderlich. Dies be-
trifft insbesondere das bisherige Brand- und Katastrophenschutzgesetz (LBKG) vom 
2. November 1981 (GVBl. S 247, BS 213-50). 

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Kata-
strophenschutz (Brand- und Katastrophenschutzgesetz - LBKG -)
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Der Gesetzentwurf sieht im Wesentlichen eine Neudefinition des Katastrophen-
schutzes einschließlich seiner Neustrukturierung in Teilen als Auftragsangelegenheit 
vor. Es sind zusätzliche Aufgaben und Anforderungen sowohl im Brandschutz und 
in der allgemeinen Hilfe als auch im Katastrophenschutz vorgesehen. Die Warnung 
und Information der Bevölkerung ist nunmehr entsprechend ihrer Bedeutung de-
zidierter geregelt, ebenso wie Vorgaben zu vorbereitenden Plänen und Übungen. 
Mit dem Gesetzentwurf wird die Hauptamtlichkeit der Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure etabliert. 
Die Regelungen zur Einsatzleitung werden im Gleichklang mit den genannten Neu-
regelungen gefasst. 

Die beabsichtigten Regelungen berücksichtigen die Bevölkerungs- und Altersent-
wicklung.

C. Alternativen

Im Rahmen der Zielsetzung der Landesregierung keine. 

D. Kosten

Diese Gesetzesnovelle sieht mit der Neuorganisation des Brand- und Katastrophen-
schutzes sowohl Änderungen, die Mehrausgaben des Landes nach sich ziehen, als 
auch konnexitätsrelevante qualitativ-regulatorische Änderungen vor, welche bereits 
ab dem Haushaltsjahr 2025 und dem darauffolgenden Haushalt zu Ausgaben und 
damit zu Mehrbelastungen führen. 

Kosten des Landes

Die beschriebenen finanziellen Auswirkungen sind – soweit konkrete Ermächti-
gungen zum aktuellen Zeitpunkt erforderlich waren – im Regierungsentwurf zum 
Doppelhaushalt 2025/2026 abgebildet. Die Bereitstellung der notwendigen Mittel 
für noch nicht im Regierungsentwurf berücksichtigte Positionen bleibt zukünftigen 
Haushaltsplänen überlassen.

Kosten des Landes entstehen insbesondere vor dem Hintergrund der Aufgabenwahr-
nehmung im Rahmen der neu eingeführten Auftragsverwaltung für einen Teil des 
Katastrophenschutzes, namentlich die Gewährleistung von Maßnahmen gegen Ka-
tastrophenfälle. Vor diesem Hintergrund nimmt das Land – in Form des Landesam-
tes für Brand- und Katastrophenschutz – weitere Aufgaben wahr. Kosten, die pers-
pektivisch dort anfallen, haben ihre Grundlage in der Novellierung des Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes. 

Hierbei ist von folgenden Kosten auszugehen:

Förderung von Beschaffungsmaßnahmen der Aufgaben-
träger im Bereich Katastrophenschutz

4,32 Mio. EUR/Jahr 

Zentrale Beschaffungen des Landes 5,35 Mio. EUR

Weitere Ausgaben im Zusammenhang mit der Aufgaben-
wahrnehmung des Landesamtes für Brand- und Katastro-
phenschutz 

1,44 Mio. EUR/Jahr

Personalkosten gemäß der Personalkostenverrechnungs-
sätze RLP für Kostenrechnungen und Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen 2024, bislang erreichter Stand der Stellen 
207,1 von 287,1 VZÄ

11,5 Mio. EUR/Jahr 

Weiterentwicklung des Standortes mit bis zu drei Regio-
nalstellen

37,6 Mio. EUR

Mehrbelastung der Kommunen

Als Mehrbelastungsausgleich zugunsten der kommunalen Aufgabenträger werden 
ab dem Haushaltsjahr 2026 zusätzlich insgesamt 1,9 Mio. Euro für die Vorgabe 
der Hauptamtlichkeit von Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und 
Brand- und Katastrophenschutzinspekteuren und einmalig im Haushaltsjahr 2027 
5,4 Mio. Euro für die Vorgabe der Hauptamtlichkeit von Brand- und Katastrophen-
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schutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteuren und die 
weitergehenden Vorgaben zu Bedarfs- und Entwicklungsplänen der kommunalen 
Aufgabenträger bereitgestellt. Weitergehende Ausführungen zu den Kosten mit 
Konnexitätsrelevanz sind der Begründung zu § 68 zu entnehmen.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium des Innern und für Sport.
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Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz
Mainz, den 12. Februar 2025

An den 
Herrn Präsidenten
des Landtags Rheinland-Pfalz

55116 Mainz

Entwurf eines Landesgesetzes über den Brandschutz, die 
allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (Brand- 
und Katastrophenschutzgesetz - LBKG -)

Als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung 
beschlossenen Gesetzentwurf.

Ich bitte Sie, die Regierungsvorlage dem Landtag zur Bera
tung und Beschlussfassung vorzulegen.

Federführend ist der Minister des Innern und für Sport.

A l e x a n d e r  S c h w e i t z e r
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L a n d e s g e s e t z 
über den Brandschutz,  

die allgemeine Hilfe  
und den Katastrophenschutz

(Brand- und Katastrophenschutzgesetz  
- LBKG -)
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Teil 1  
Zweck und Anwendungsbereich, Aufgabenträger, Auf-

gaben, Landesbeirat

§ 1 
Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Gesetzes ist die Gewährleistung 
1.	 vorbeugender, vorbereitender und abwehrender Maßnah-

men gegen Brandgefahren (Brandschutz),
2.	 vorbeugender, vorbereitender und abwehrender Maßnah-

men gegen andere Gefahren (allgemeine Hilfe) und
3.	 vorbereitender und abwehrender Maßnahmen gegen 

Großschadensereignisse und Katastrophenfälle (Katastro-
phenschutz).

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit die Abwehr von Gefahren 
nach Absatz 1 aufgrund anderer Rechtsvorschriften gewähr-
leistet ist. Bis zum Eingreifen der danach zuständigen Stellen 
treffen die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1 im Zuge der Erst-
maßnahmen bei bestehender oder unmittelbar bevorstehender 
konkreter Gefährdung von Leben, der Gesundheit, den natürli-
chen Lebensgrundlagen, der lebensnotwendigen Versorgung der 
Bevölkerung oder Sachwerten die erforderlichen Maßnahmen.

(3) Andere Gefahren nach Absatz 1 Nr. 2 sind insbesondere 
Unglücksfälle und öffentliche Notsituationen, die durch Na-
turereignisse, Freisetzung von gefährlichen Stoffen, Explosio-
nen oder ähnliche Vorkommnisse verursacht werden.

(4) Ein Großschadensereignis ist ein Ereignis mit einer großen 
Anzahl von verletzten, erkrankten oder betroffenen Menschen 
oder mit erheblichen Sach- oder Umweltschäden, für dessen 
wirksame Bekämpfung Einsatzkräfte und Einsatzmittel des Ka-
tastrophenschutzes unter zentraler Leitung erforderlich sind.

(5) Ein Katastrophenfall ist ein Ereignis, bei dem Leben oder 
Gesundheit einer Vielzahl von Menschen oder die natürlichen 
Lebensgrundlagen, die lebensnotwendige Versorgung der Be-
völkerung oder bedeutende Sachwerte in so ungewöhnlichem 
Ausmaß gefährdet oder geschädigt werden, dass die Gefahr 
nur abgewehrt oder die Störung nur unterbunden und besei-
tigt werden kann, wenn die hierzu notwendigen Behörden, 
Organisationen und Einrichtungen unter einheitlicher Füh-
rung und Leitung durch die Katastrophenschutzbehörde zur 
Gefahrenabwehr tätig werden.

(6) Auf Anlagen und Einrichtungen der Bundeswehr, der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes und 
der Bundespolizei finden die §§ 10 und 20 keine Anwendung.

(7) Der Brandschutz, die allgemeine Hilfe und der Katastro-
phenschutz bauen auf der Selbst- und Nachbarschaftshilfe-
fähigkeit der Bevölkerung auf und ergänzen diese durch im 
öffentlichen Interesse gebotene Maßnahmen. Rechtsansprü-
che Dritter werden durch die Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht begründet; § 46 bleibt unberührt. 

(8) Die Vorschriften des Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG) vom 
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966) in der jeweils geltenden Fassung, 
insbesondere zum Notfallmanagementsystem des Bundes und 
der Länder einschließlich des Allgemeinen Notfallplans des 
Bundes nach § 98 StrlSchG und der Besonderen Notfallpläne 
des Bundes nach § 99 StrlSchG, bleiben unberührt.
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§ 2 
Aufgabenträger

(1) Aufgabenträger sind:
1.	 die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 

die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte für 
den Brandschutz und die allgemeine Hilfe,

2.	 die Landkreise für den überörtlichen Brandschutz und die 
überörtliche allgemeine Hilfe,

3.	 die Landkreise und die kreisfreien Städte für den Katastro-
phenschutz sowie

4.	 das Land für die zentralen Aufgaben des Brandschutzes, 
der allgemeinen Hilfe und des Katastrophenschutzes so-
wie für die Aufgaben des vorbeugenden Gefahrenschutzes 
nach diesem Gesetz.

§ 67 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) bleibt hiervon 
unberührt.

(2) Die Aufgabenträger haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach diesem Gesetz die Behörden und sonstigen Stellen ihres je-
weiligen Bereiches, deren Belange berührt werden, zu beteiligen.

(3) Die Aufgabenträger und deren Dienststellen, Einheiten und 
Einrichtungen haben bei der Gefahrenabwehr zusammenzuar-
beiten. Insbesondere haben sie sich unverzüglich über Vorgän-
ge zu unterrichten, deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllung 
der anderen Aufgabenträger, deren Dienststellen, Einheiten 
und Einrichtungen bedeutsam erscheint. Grundlage der Infor-
mation ist insbesondere das jeweilige Lagebild, für das Informa-
tionen zu erheben und aufzubereiten sind. 

(4) Die Behörden und Dienststellen des Landes sowie die der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Träger öffentlicher Auf-
gaben sollen über ihre Zuständigkeiten und die Amtshilfe 
hinaus die Aufgabenträger bei der Vorbereitung und Durch-
führung von Maßnahmen für die Abwehr von Gefahren im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen, soweit nicht die 
Erfüllung dringender eigener Aufgaben vorrangig ist.

(5) Die Behörden und Dienststellen des Landes sowie die der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Träger öffentlicher Auf-
gaben sollen die freiwillige Feuerwehr, Hilfsorganisationen 
oder Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes 
nicht für die Unterstützung bei der Erfüllung eigener Auf-
gaben, insbesondere im Rahmen der Amtshilfe, anfordern, 
wenn dadurch ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, Hel-
fende der Hilfsorganisationen oder von Regieeinheiten (§ 4 
Abs. 3) in unzumutbarer Weise an der Erfüllung ihrer haupt-
beruflichen oder hauptamtlichen Pflichten gehindert werden. 
Eine Unterstützung der Polizei ist nur zulässig, soweit die Tä-
tigkeit nicht die Ausübung polizeilicher Befugnisse erfordert 
und die Feuerwehrangehörigen, Helfende der Hilfsorganisa-
tionen oder von Regieeinheiten keinen besonderen Gefahren 
ausgesetzt sind; insbesondere dürfen Feuerwehrangehörige, 
Helfende von Hilfsorganisationen oder von Regieeinheiten 
hierbei nicht in Rechte Dritter eingreifen.

(6) Öffentliche und private Arbeitgebende sollen die Aufga-
benträger bei der Durchführung von Maßnahmen für die Ab-
wehr von Gefahren im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter-
stützen, insbesondere durch Freistellung von ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen, Helfende der Hilfsorganisationen 
und von Regieeinheiten für Einsätze, Übungen, Lehrgänge 
oder sonstige Veranstaltungen der Feuerwehr, der Hilfsorga-
nisationen oder des Katastrophenschutzes auf Anforderung 
der Aufgabenträger oder der von ihnen beauftragten Hilfs-
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organisationen, soweit nicht die Erfüllung dringender eigener 
Aufgaben der Gefahrenabwehr und der Daseinsvorsorge vor-
rangig ist. Die Aufgabenträger sorgen dafür, dass schutzwür-
dige Interessen der privaten und öffentlichen Arbeitgebenden 
so wenig wie möglich beeinträchtigt werden und stimmen 
sich bei der Ermittlung möglicher Beeinträchtigungen soweit 
wie möglich mit den Arbeitgebenden ab.

(7) Öffentliche und private Arbeitgebende können sich ge-
genüber den Aufgabenträgern durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag verpflichten, Sicherheitspartnerinnen und Sicher-
heitspartner der Feuerwehr und des Katastrophenschutzes zu 
werden, mit der Folge einer gegenseitigen engen Zusammen-
arbeit und Unterstützung bei der Aufgabenwahrnehmung 
nach diesem Gesetz; im Rahmen dieser Vereinbarung kann 
insbesondere die Zusammenarbeit bei der Freistellung nach 
Absatz 6 Satz 1 geregelt und einvernehmlich festgelegt wer-
den, welche Personen ausnahmsweise aus wichtigem Grund 
am Arbeitsplatz nicht abkömmlich sind und deshalb für Auf-
gaben der Feuerwehr, der Hilfsorganisationen oder von Re-
gieeinheiten, die ein sofortiges Verlassen des Arbeitsplatzes 
insbesondere für Einsätze erfordern, während der Arbeitszeit 
grundsätzlich nicht sofort verfügbar sind.

§ 3 
Aufgaben der Verbandsgemeinden,  
verbandsfreien Gemeinden und der  

großen kreisangehörigen Städte

(1) Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und 
großen kreisangehörigen Städte stellen die vorbeugenden, 
vorbereitenden und abwehrenden Maßnahmen des Brand-
schutzes und der allgemeinen Hilfe sicher.

(2) Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und 
großen kreisangehörigen Städte haben sich auf Ersuchen 
der operativ-taktischen Einsatzleitung unentgeltlich gegen-
seitig Hilfe zu leisten, sofern die Sicherheit der ersuchten 
Verbandsgemeinde, verbandsfreien Gemeinde oder großen 
kreisangehörigen Stadt durch die Hilfeleistung nicht erheb-
lich gefährdet wird; dies gilt auch dann, wenn der zuständige 
Aufgabenträger insbesondere bei Großveranstaltungen, bei 
denen mit einer Brandsicherheits- oder Sanitätswache allein 
eine wirksame Gefahrenabwehr nicht gewährleistet werden 
kann, den vorsorglichen Einsatz der Feuerwehr und der 
Hilfsorganisationen anordnet und hierfür gegenseitige Hilfe 
anfordert. Die Aufsichtsbehörde kann bei besonderen Ge-
fahrenlagen im Benehmen mit der Bürgermeisterin oder dem 
Bürgermeister die Hilfeleistung anordnen, selbst wenn die 
Sicherheit der ersuchten Verbandsgemeinde, verbandsfreien 
Gemeinde oder großen kreisangehörigen Stadt vorüberge-
hend nicht gewährleistet ist.

(3) Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und 
großen kreisangehörigen Städte sind verpflichtet, bei der 
Vorbereitung der Abwehr und bei der Abwehr von Groß-
schadensereignissen und Katastrophenfällen mitzuwirken 
und den Weisungen der Aufgabenträger im Katastrophen-
schutz Folge zu leisten.

(4) Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und 
großen kreisangehörigen Städte bedienen sich zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben bei der Erst- und Nachalarmierung und zur 
Führungsunterstützung im Brandschutz und in der allgemei-
nen Hilfe einer Leitstelle nach § 7 des Rettungsdienstgesetzes 
(RettDG) in der Fassung vom 22. April 1991 (GVBl. S. 217, 
BS 2128-1) in der jeweils geltenden Fassung. 
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(5) Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und 
großen kreisangehörigen Städte erfüllen ihre Aufgaben als 
Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung. 

§ 4 
Aufgaben der kreisfreien Städte und der Landkreise

(1) Die kreisfreien Städte stellen die vorbeugenden, vorberei-
tenden und abwehrenden Maßnahmen des Brandschutzes, 
der allgemeinen Hilfe und die vorbereitenden und abwehren-
den Maßnahmen des Katastrophenschutzes sicher.

(2) Die Landkreise stellen die vorbeugenden, vorbereitenden 
und abwehrenden Maßnahmen des überörtlichen Brand-
schutzes, der überörtlichen allgemeinen Hilfe und die vorbe-
reitenden und abwehrenden Maßnahmen des Katastrophen-
schutzes sicher.

(3) Soweit zur Erfüllung der Aufgaben im Katastrophen-
schutz bereitzustellende Einheiten und Einrichtungen nicht 
durch öffentliche oder private Hilfsorganisationen gestellt 
werden können, stellen die Landkreise und kreisfreien Städ-
te die notwendigen Einheiten und Einrichtungen in eigener 
Regie auf (Regieeinheiten). Deren Helfende haben die Rechts-
stellung von ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen.

(4) § 3 Abs. 2 gilt im Verhältnis zu den dort genannten Auf-
gabenträgern sowie im Verhältnis zwischen den Landkreisen 
und kreisfreien Städten entsprechend. § 3 Abs. 3 findet im 
Katastrophenfall im Verhältnis zwischen Land und den Land-
kreisen sowie kreisfreien Städten entsprechende Anwendung.

(5) Die Landkreise und kreisfreien Städte bedienen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben bei der Erst- und Nachalarmierung und zur Füh-
rungsunterstützung in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen nach 
den Absätzen 1 und 2 einer Leitstelle nach § 7 RettDG. 

(6) Die Landkreise und kreisfreien Städte erfüllen ihre Auf-
gaben vorbehaltlich des Satzes 2 als Pflichtaufgabe der Selbst-
verwaltung. Ihre Aufgaben zur Vorbereitung auf Katastro-
phenfälle und zur Abwehr von Katastrophenfällen im Sinne 
des § 1 Abs. 5 nehmen sie als Auftragsangelegenheit wahr; 
die Kreis- und Stadtverwaltungen werden in diesem Fall als 
untere Katastrophenschutzbehörde tätig.

§ 5 
Aufgaben des Landes, Fachaufsicht

(1) Zur Erfüllung seiner zentralen Aufgaben im Brandschutz, 
der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz hat das 
Land auf der Grundlage der vorbereitenden Maßnahmen der 
kommunalen Aufgabenträger sowie aufgrund der Gefähr-
dungsabschätzung des Bundes 
1.	 eine Gefahren- und Risikoanalyse für das Land Rheinland-

Pfalz zu erstellen und Planungsziele für Ereignisse festzu-
legen, von denen Gefahren für mehrere Landkreise oder 
kreisfreie Städte ausgehen, die zentrale Abwehrmaßnah-
men erfordern,

2.	 Rahmen-Alarm- und Einsatzpläne sowie Alarm- und Ein-
satzpläne aufzustellen und in angemessenen Abständen 
von höchstens fünf Jahren fortzuschreiben,

3.	 für den Katastrophenschutz notwendige Ausrüstungen 
und Einrichtungen bereitzuhalten sowie zentrale Landes-
einheiten aufzustellen, soweit dies über die Aufgaben der 
Landkreise und kreisfreien Städte hinausgeht; zur Auf-
stellung dieser zentralen Landeseinheiten kann das Land 
die Einheiten und Einrichtungen der kommunalen Aufga-
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benträger nutzen; in besonderen Fällen kann im überört-
lichen Brandschutz und in der überörtlichen allgemeinen 
Hilfe eine Landesvorhaltung erfolgen, soweit dies über die 
Aufgaben der kommunalen Aufgabenträger hinausgeht,

4.	 die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 
die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte sowie 
die Landkreise bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu bera-
ten und, soweit es das für zweckmäßig hält, bei der Be-
schaffung von Ausrüstung zu unterstützen und

5.	 sonstige, zur wirksamen Verhütung und Bekämpfung von 
Katastrophenfällen notwendige Maßnahmen zu treffen, 
insbesondere regelmäßige Übungen durchzuführen, die 
bei Bedarf auch über Länder- und Staatsgrenzen hinaus-
gehen können und Vorkehrungen für die Einbindung von 
Spontanhelfenden zu treffen.

(2) Zur Erfüllung seiner zentralen Aufgaben hat das Land 
weiterhin auf der Grundlage und in Ergänzung der abweh-
renden Maßnahmen der kommunalen Aufgabenträger
1.	 eine operativ-taktische Komponente zur Vorbereitung 

und Durchführung von Maßnahmen zu bilden, die für die 
Bewältigung von Katastrophenfällen notwendig ist,

2.	 eine administrativ-organisatorische Komponente zu bil-
den, in der alle an der Bewältigung von Katastrophenfällen 
beteiligten Behörden und Stellen ressort- und fachüber-
greifend zusammenarbeiten,

3.	 erforderlichenfalls den Einsatz der Einheiten und Ein-
richtungen des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe 
sowie der anderen Einheiten und Einrichtungen des Ka-
tastrophenschutzes anzuordnen und

4.	 diesen erforderlichenfalls Fachberatung und Führungs-
unterstützung beizustellen.

(3) Darüber hinaus hat das Land als zentrale Aufgabe 
1.	 die Aufgabe der zentralen Aus-, Fort- und Weiterbildung 

von Führungskräften, Sonderfunktionsträgerinnen und 
Sonderfunktionsträgern, Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren des Brandschutzes, der allgemeinen Hilfe und 
des Katastrophenschutzes wahrzunehmen,

2.	 Lehr- und Lernmethoden, Einsatzmethoden sowie Ein-
satzmittel zu entwickeln, 

3.	 die Brand- und Katastrophenschutzforschung und Nor-
mung zu unterstützen,

4.	 auf eine Zusammenarbeit mit anderen Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland, dem Bund sowie anderen Staa-
ten hinzuwirken,

5.	 eine Beratungs- und Koordinierungsstelle Psychosoziale 
Notfallversorgung (PSNV) einzurichten, die auch als Lan-
deszentralstelle PSNV fungiert.

(4) Die zentralen Aufgaben des Landes werden von dem für 
die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes 
zuständigen Ministerium und von dem Landesamt für Brand- 
und Katastrophenschutz wahrgenommen. Die konkreten 
Zuständigkeiten ergeben sich aus den Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften des Landes.

(5) Für die Vorbereitung auf Katastrophenfälle und die Ab-
wehr von Katastrophenfällen ist das für die Angelegenheiten 
des Brand- und Katastrophenschutzes zuständige Ministe-
rium als oberste Katastrophenschutzbehörde und das Landes-
amt für Brand- und Katastrophenschutz als obere Katastro-
phenschutzbehörde zuständig.

(6) Der oberen Katastrophenschutzbehörde obliegt im Rah-
men der Auftragsverwaltung nach § 4 Abs. 6 Satz 2 die Fach-
aufsicht über die kreisfreien Städte und Landkreise.
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§ 6 
Landesbeirat für Brand- und Katastrophenschutz

(1) Zur Beratung des für die Angelegenheiten des Brand- und 
Katastrophenschutzes zuständigen Ministeriums wird ein 
Landesbeirat für Brand- und Katastrophenschutz gebildet, 
der grundsätzliche Fragen des Brandschutzes, der allgemei-
nen Hilfe und des Katastrophenschutzes berät und Anregun-
gen zur Durchführung dieses Gesetzes erörtert. Der Landes-
beirat für Brand- und Katastrophenschutz besteht aus
1.	 drei Vertreterinnen und Vertretern des Gemeinde- und 

Städtebundes Rheinland-Pfalz, die auch die Belange der 
Wehrleiterinnen und Wehrleiter berücksichtigen sollen,

2.	 drei Vertreterinnen und Vertretern des Städtetages Rhein-
land-Pfalz, die auch die Belange der Berufsfeuerwehren 
und der kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte 
ohne Berufsfeuerwehr, Leitende Notärztinnen und Lei-
tende Notärzte und Organisatorische Leiterinnen und Or-
ganisatorische Leiter berücksichtigen sollen,

3.	 drei Vertreterinnen und Vertretern des Landkreistages 
Rheinland-Pfalz, die auch die Belange der Brand- und Ka-
tastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Kata
strophenschutzinspekteure, Leitenden Notärztinnen und 
Leitende Notärzte und Organisatorischen Leiterinnen 
und Organisatorische Leiter berücksichtigen sollen,

4.	 einer Vertreterin oder einem Vertreter des Landesfeuer-
wehrverbands Rheinland-Pfalz e. V.,

5.	 einer Vertreterin oder einem Vertreter des Verbands der 
Werkfeuerwehren und Betrieblicher Brandschutz im Lan-
desfeuerwehrverband Rheinland-Pfalz e. V.,

6.	 jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter der im Ka-
tastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen Ar-
beiter-Samariter-Bund e. V., Deutsche Lebens-Rettungs-
Gesellschaft e. V., Deutsches Rotes Kreuz e. V., Johanni-
ter-Unfall-Hilfe e. V. und Malteser-Hilfsdienst e. V.,

7.	 einer Vertreterin oder einem Vertreter der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk und

8.	 einer Vertreterin oder einem Vertreter der Unfallkasse 
Rheinland-Pfalz.

Die vorstehend genannten Verbände und Stellen benennen 
jeweils ihre Mitglieder, die sodann vom für Angelegenhei-
ten des Brand- und Katastrophenschutzes zuständige Minis-
terium für eine Amtszeit von sechs Jahren berufen werden. 
Wiederberufungen sind zulässig. Die Mitglieder eines Ver-
bands oder einer Stelle vertreten sich gegenseitig. Ist nur 
ein Mitglied eines Verbands oder einer Stelle benannt oder 
ist aus anderen Gründen eine gegenseitige Vertretung nicht 
möglich, kann auch eine nicht in den Landesbeirat für Brand- 
und Katastrophenschutz berufene Person von dem jeweiligen 
Verband oder der jeweiligen Stelle zu den Sitzungen entsandt 
werden. Das für die Angelegenheiten des Brand- und Kata
strophenschutzes zuständige Ministerium kann Mitglieder 
aus wichtigem Grund abberufen.

(2) Zu den Sitzungen des Landesbeirats für Brand- und Ka-
tastrophenschutz, der mindestens einmal jährlich einberufen 
werden soll, sollen bei Bedarf auch Vertreterinnen und Ver-
treter anderer Ministerien, der Landesärztekammer Rhein-
land-Pfalz, der Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz, 
der Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz, der 
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz, der Landestierärz-
tekammer Rheinland-Pfalz, der Landesapothekerkammer 
Rheinland-Pfalz, der Krankenhausgesellschaft Rheinland-
Pfalz e. V., der Bundeswehr, von Berufsverbänden oder ande-
re Expertinnen und Experten eingeladen werden. 
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(3) Das für Angelegenheiten des Brand- und Katastrophen-
schutzes zuständige Ministerium lädt zu den Sitzungen des 
Landesbeirats für Brand- und Katastrophenschutz ein. Es 
führt den Vorsitz im Landesbeirat. Nähere Bestimmungen 
ergeben sich aus der Geschäftsordnung.

Teil 2 
Brandschutz und allgemeine Hilfe, überörtlicher Brand-

schutz und überörtliche allgemeine Hilfe

Abschnitt 1 
Vorbeugende Maßnahmen

Unterabschnitt 1 
Allgemeines

§ 7 
Brandschutzerziehung und -aufklärung,  

Förderung der Selbst- und Nachbarschaftshilfefähigkeit

Die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, die 
großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte haben die 
Bevölkerung über die Verhütung von Bränden, den sachge-
rechten Umgang mit Feuer, das Verhalten bei Bränden und 
anderen Schadensereignissen aufzuklären und den Selbstschutz 
sowie die Selbst- und Nachbarschaftshilfefähigkeit zu fördern.

Unterabschnitt 2 
Vorbeugender Gefahrenschutz

§ 8 
Verhütung von Gefahren

(1) Alle Personen haben sich, insbesondere beim Umgang 
mit Feuer, brennbaren, explosionsgefährlichen, giftigen oder 
sonstigen gesundheitsschädlichen Stoffen und mit elektri-
schen Geräten so zu verhalten, dass Menschen und erhebli-
che Sachwerte nicht gefährdet werden. Bestehende Gefahren 
haben sie, soweit ihnen zumutbar, zu beseitigen.

(2) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Be-
sitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte von baulichen An-
lagen, die besonders brand- oder explosionsgefährlich sind, 
oder durch die im Falle eines Brandes, einer Explosion oder 
eines sonstigen Gefahr bringenden Ereignisses eine größere 
Anzahl von Menschen oder erhebliche Sachwerte gefährdet 
werden können, sind verpflichtet, die Aufgabenträger bei vor-
bereitenden Maßnahmen des Brandschutzes, der allgemeinen 
Hilfe und des Katastrophenschutzes, insbesondere bei der 
Alarm- und Einsatzplanung und bei Übungen, sowie bei der 
Gefahrenabwehr zu unterstützen und über die zweckmäßi-
gen Bekämpfungsmaßnahmen zu beraten. Sie können, soweit 
nicht aufgrund anderer Rechtsvorschriften eine entsprechende 
Verpflichtung besteht, von der nach § 9 Abs. 2 zuständigen Be-
hörde verpflichtet werden, zum Zwecke der Verhütung oder 
Bekämpfung von Bränden, Explosionen und sonstigen Gefahr 
bringenden Ereignissen auf eigene Kosten insbesondere
1.	 die erforderlichen Geräte und Einrichtungen bereitzustel-

len, zu unterhalten und für deren ordnungsgemäße Bedie-
nung zu sorgen,

2.	 für die Bereitstellung von ausreichenden Löschmittelvor-
räten und anderen notwendigen Materialien zu sorgen,

3.	 gegen Ausfall und Missbrauch geschützte Verbindungen 
herzustellen und zu unterhalten, welche die Kommuni-
kation zwischen ihren Einrichtungen und den für den 
Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Aufgabenträ-
gern und ihren Einrichtungen sicherstellen,
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4.	 entsprechend den örtlichen Erfordernissen Objektfunk-
anlagen mit besonderen Anforderungen für die Gefahren-
abwehr einzurichten, zu unterhalten und auf einem den 
Einsatzerfordernissen der Feuerwehr und der Hilfsorgani-
sationen entsprechenden Stand der Technik zu halten,

5.	 Sirenen oder andere Geräte zur Warnung und Unterrichtung 
der Bevölkerung innerhalb und außerhalb des Betriebsgelän-
des aufzubauen, zu unterhalten und zu betreiben sowie

6.	 alle weiteren notwendigen organisatorischen Vorkehrun-
gen zu treffen, insbesondere Feuerwehrpläne sowie be-
triebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpläne aufzustellen 
und fortzuschreiben, die mit den Alarm- und Einsatzplä-
nen der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemein-
den, der großen kreisangehörigen und kreisfreien Städten 
sowie den anderen an der Gefahrenabwehr beteiligten 
Stellen im Einklang stehen, und Übungen durchzuführen.

(3) Die Einlagerung oder Verarbeitung von Sachen und Stoffen 
mit besonderer Brand-, Explosions- oder sonstiger Gefahr und 
das Erfordernis, im Falle von Bränden besondere Löschmittel 
einzusetzen, sind der Verwaltung der Verbandsgemeinde, der 
verbandsfreien Gemeinde, der großen kreisangehörigen bezie-
hungsweise kreisfreien Stadt unverzüglich anzuzeigen. Über 
die Besonderheiten des Lager- oder Verarbeitungsgutes sind 
außerdem an den Zugängen zu den Lager- oder Verarbeitungs-
stätten entsprechende Hinweise anzubringen.

(4) Für die Anerkennung und Zulassung der nach Absatz 2 
oder sonstigen Rechtsvorschriften bereitzuhaltenden Gerä-
te, Einrichtungen, Löschmittel oder anderen Materialien gilt 
§ 15 Abs. 7 entsprechend.

(5) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Be-
sitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte solcher baulichen 
Anlagen, für die eine ausreichende Löschwasserversorgung 
weder im Zusammenhang mit der Trinkwasserversorgung 
gemäß § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Landeswassergesetzes 
(LWG) vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127, BS 75-50) in der je-
weils geltenden Fassung noch über sonstige Einrichtungen 
oder Anlagen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 sichergestellt ist, kön-
nen von der Verbandsgemeinde, der verbandsfreien Gemein-
de, der großen kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt ver-
pflichtet werden, die insoweit fehlenden Löschmittel selbst 
vorzuhalten, soweit nicht aufgrund anderer Rechtsvorschrif-
ten eine entsprechende Verpflichtung besteht.

§ 9 
Gefahrenverhütungsschau

(1) Bauliche Anlagen unterliegen der Gefahrenverhütungsschau.

(2) Die Gefahrenverhütungsschau wird von der Kreisver-
waltung, in kreisfreien Städten von der Stadtverwaltung als 
Brandschutzdienststelle durchgeführt; die Landkreise und 
kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als Auftragsangele-
genheit wahr. Die Feuerstättenschau nach § 14 Abs. 1 Satz 2 
des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes vom 26. Novem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2242), in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt hiervon unberührt.

(3) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und 
Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte von baulichen 
Anlagen haben die Gefahrenverhütungsschau zu dulden und 
den mit der Durchführung beauftragten Personen tagsüber, 
bei gewerblich genutzten Räumen während der jeweiligen 
Geschäfts- oder Betriebszeit, Zutritt zu allen Räumen zu ge-
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statten. Zur Prüfung der Brand-, Explosions- oder sonstigen 
Gefährlichkeit von baulichen Anlagen, Materialien, Herstel-
lungs- oder sonstigen Betriebsvorgängen haben sie die erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen und Einsicht in die Unter-
lagen zu gewähren.

(4) Auf Anordnung der Brandschutzdienststelle sind die Eigen-
tümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten von baulichen Anlagen ver-
pflichtet, die bei der Gefahrenverhütungsschau festgestellten 
Mängel zu beseitigen, soweit keine Zuständigkeit der Bauauf-
sichtsbehörde nach § 59 der Landesbauordnung vom 24. No-
vember 1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1) in der jeweils geltenden 
Fassung oder anderer fachlich zuständiger Behörden gegeben ist.

(5) Bei baulichen Anlagen des Bundes oder des Landes wird 
die Gefahrenverhütungsschau im Benehmen mit den berühr-
ten Behörden durchgeführt.

(6) Die Landkreise und kreisfreien Städte beschäftigen zur 
Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 2 hauptamtliche feuer-
wehrtechnische Bedienstete, die in der Regel Beamtinnen 
und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes im dritten 
Einstiegsamt sein sollen.

(7) Absatz 1 findet auf Betriebe, die der ständigen Aufsicht 
der Bergbehörden unterstehen, keine Anwendung.

(8) In Betrieben mit einer Werkfeuerwehr kann die nach Ab-
satz 2 Satz 1 zuständige Behörde die Leiterin oder den Leiter 
der Werkfeuerwehr mit der Durchführung der Gefahrenver-
hütungsschau beauftragen.

§ 10 
Sicherheitswache

(1) Die Brandschutzdienststelle kann im Benehmen mit den 
Aufgabenträgern (§ 2 Abs. 1) bei Veranstaltungen, bei denen 
im Falle eines Brandes, einer Explosion oder eines sonstigen 
Gefahr bringenden Ereignisses eine größere Anzahl von Men-
schen gefährdet werden kann, von der Veranstalterin oder 
dem Veranstalter verlangen, dass eine Brandsicherheitswache 
und eine Sanitätswache eingerichtet werden (Sicherheitswa-
che), soweit die erforderlichen Maßnahmen nicht aufgrund 
anderer Vorschriften gewährleistet sind. Sie kann im Beneh-
men mit den Aufgabenträgern nach § 2 Abs. 1 anordnen, dass 
Verbindungspersonen des Brand- und Katastrophenschutzes 
bei der Veranstalterin oder dem Veranstalter oder in der Ver-
anstaltungsleitung tätig werden; die Veranstalterin oder der 
Veranstalter hat diese Verbindungspersonen zu unterstützen; 
dies gilt auch, wenn die Sicherheitswache aufgrund anderer 
Vorschriften angeordnet wird.

(2) Stärke, Ausbildung und Ausrüstung der Sicherheitswa-
che werden von der Brandschutzdienststelle festgelegt. Die 
Brandsicherheitswache wird grundsätzlich von der Feuerwehr 
gestellt; sie kann auch von der Veranstalterin oder dem Ver-
anstalter gestellt werden, wenn sie oder er für die jeweiligen 
Aufgaben über eine ausreichende Anzahl ausgebildeter Kräfte 
und die erforderliche Ausrüstung verfügt und die Brandschutz-
dienststelle dies der Veranstalterin oder dem Veranstalter be-
stätigt hat. Die Veranstalterin oder der Veranstalter kann auch 
verpflichtet werden, die Brandsicherheitswache zu stellen.

(3) Die Sicherheitswache ist von der Veranstalterin oder dem 
Veranstalter rechtzeitig zu beauftragen, wenn sie oder er die 
Sicherheitswache nicht selbst stellt. Die Veranstalterin oder der 
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Veranstalter trägt die Kosten der Sicherheitswache und der Ver-
bindungspersonen. § 55 Abs. 6 gilt für Brandsicherheitswachen, 
die von der Feuerwehr gestellt werden, auch dann entsprechend, 
wenn sie aufgrund anderer Vorschriften angeordnet werden.

(4) Veranstaltungen nach Absatz 1 mit voraussichtlich min-
destens 500 zeitgleich anwesenden Besucherinnen und Be-
suchern hat die Veranstalterin oder der Veranstalter der 
Brandschutzdienststelle mindestens einen Monat vor der 
Veranstaltung anzuzeigen, soweit nicht aufgrund anderer 
Vorschriften eine entsprechende oder weitergehende Ver-
pflichtung besteht; die Brandschutzdienststelle unterrichtet 
die Aufgabenträger (§ 2 Abs. 1).

(5) Angehörige einer Brandsicherheitswache, die von der Feu-
erwehr gestellt wird, können Anordnungen treffen, um Brän-
de zu verhüten oder zu bekämpfen und um Rettungs- und 
Angriffswege zu sichern. § 37 Abs. 6 Satz 1 gilt entsprechend.

Abschnitt 2 
Vorbereitende Maßnahmen

Unterabschnitt 1 
Aufgaben der kommunalen Aufgabenträger

§ 11 
Aufgaben

(1) Die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 
die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte setzen zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben im Brandschutz und in der allge-
meinen Hilfe die Feuerwehren ein. Die Feuerwehren sind den 
örtlichen Verhältnissen entsprechend aufzustellen und mit den 
erforderlichen baulichen Anlagen und Einrichtungen auszu-
statten; hierzu können die Verbandsgemeinden, die verbands-
freien Gemeinden, die großen kreisangehörigen und kreis-
freien Städte einen Bedarfsplan für den Brandschutz und die 
allgemeine Hilfe aufstellen sowie in regelmäßigen Abständen 
fortschreiben, in dem insbesondere  der Bedarf an Personal, 
Ausbildung, Fahrzeugen, Geräten, Gebäuden und Einrichtun-
gen festgelegt und die Möglichkeiten der interkommunalen Zu-
sammenarbeit zu berücksichtigen sind. Die gemäß § 48 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 LWG bestimmten Einrichtungen und Anlagen 
sowie deren Betrieb sind Bestandteil der öffentlichen Wasser-
versorgung; sie sind nicht von Satz 2 umfasst. Auf die Belange 
der Ortsgemeinden ist besondere Rücksicht zu nehmen; in der 
Regel sind örtliche Feuerwehreinheiten aufzustellen.

(2) Die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 
die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte haben 
Alarm- und Einsatzpläne für den Brandschutz und die allge-
meine Hilfe gemäß § 32 Abs. 1 aufzustellen.

(3) Die Landkreise haben Alarm- und Einsatzpläne für den 
überörtlichen Brandschutz und die überörtliche allgemeine 
Hilfe gemäß § 32 Abs. 2 aufzustellen. 

§ 12 
Aus-, Fort- und Weiterbildung der Feuerwehrangehörigen

Die kommunalen Aufgabenträger sorgen für die Aus-, Fort- 
und Weiterbildung der Feuerwehrangehörigen im Brand-
schutz und in der allgemeinen Hilfe.

§ 13 
Statistik

(1) Die kommunalen Aufgabenträger haben zur bedarfs-
gerechten, zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen 
Planung und Durchführung ihrer Aufgaben im Brandschutz 
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und in der allgemeinen Hilfe Daten über Einsätze der Feuer-
wehren sowie anderer Einrichtungen und Einheiten der all-
gemeinen Hilfe sowie Angaben über Aufbau, Ausrüstung 
und personelle Zusammensetzung nach Vorgaben des Landes 
bereitzustellen. Diese Geschäftsstatistik dient insbesondere 
dazu, dass auf jeder Verwaltungs- und Führungsebene die Be-
darfs- und Einsatzplanung unter besonderer Berücksichtigung 
der gegenseitigen Hilfe und im Rahmen der interkommuna-
len Zusammenarbeit wirksam und wirtschaftlich erfolgt. Die 
Sätze 1 und 2 gelten für den überörtlichen Brandschutz und 
für die überörtliche allgemeine Hilfe entsprechend.

(2) Unter Berücksichtigung der Grundsätze der Datenmini-
mierung haben die kommunalen Aufgabenträger die Daten 
nach Absatz 1 in einer nach einheitlichen Vorgaben des Lan-
des erstellten Geschäftsstatistik zu erfassen und diese, bei 
kreisangehörigen Gemeinden und Städten über die Landkrei-
se, dem Land zur Verfügung zu stellen.

§ 14 
Sonstige Maßnahmen und Übungen

Die kommunalen Aufgabenträger haben sonstige zur wirksa-
men Verhütung und Bekämpfung von Gefahren notwendige 
Maßnahmen zu treffen, insbesondere die Warnung und Infor-
mation der Bevölkerung sicherzustellen und durchzuführen 
sowie regelmäßig Übungen durchzuführen und erforderli-
chenfalls an Übungen anderer Aufgabenträger teilzunehmen, 
insbesondere, wenn sie in der Alarm- und Einsatzplanung be-
rücksichtigt sind. Bei der Durchführung von Übungen sind 
die kommunalen Aufgabenträger sowie andere Akteurinnen 
und Akteure im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe, 
die in der entsprechenden Alarm- und Einsatzplanung auf-
genommen sind, zu beteiligen. 

Unterabschnitt 2 
Feuerwehren

§ 15 
Aufgaben und Aufstellung der Feuerwehren

(1) Die Feuerwehren haben nach pflichtgemäßem Ermessen 
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um Brandgefahren 
oder andere Gefahren abzuwehren.

(2) Die Feuerwehren können im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
unter Berücksichtigung des § 2 Abs. 5 und 6 Satz 2 auch außer-
halb der Gefahrenabwehr bei anderen Ereignissen Hilfe leisten.

(3) In Städten mit mehr als 90 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern muss die Feuerwehr Einheiten aus hauptamtlichen 
Feuerwehrangehörigen (Berufsfeuerwehr) umfassen. Soweit er-
forderlich, kann sie durch Einheiten aus ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen (freiwillige Feuerwehr) ergänzt werden. 

(4) Verbandsgemeinden, verbandsfreie Gemeinden, große 
kreisangehörige und kreisfreie Städte können eine Berufs-
feuerwehr aufstellen. Bildung und Auflösung der Berufsfeu-
erwehr sind dem Landesamt für Brand- und Katastrophen-
schutz vorher anzuzeigen. Dieses kann nach Anhörung des 
Verbandsgemeinderats oder Gemeinderats die Aufstellung ei-
ner Berufsfeuerwehr anordnen, wenn dies in einer Verbands-
gemeinde, einer verbandsfreien Gemeinde, einer großen 
kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt durch die Ansiedlung 
besonders brand- oder explosionsgefährlicher Betriebe, die 
Art der Bebauung oder wegen anderer besonderer Gefahren 
erforderlich ist.
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(5) In Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, gro-
ßen kreisangehörigen und kreisfreien Städten ohne Berufs-
feuerwehr ist eine freiwillige Feuerwehr aufzustellen. Jede 
freiwillige Feuerwehr besteht aus einer Einsatzabteilung (ak-
tiver Dienst), die aus mehreren örtlichen Feuerwehreinhei-
ten oder anderen Feuerwehreinheiten bestehen kann. Soweit 
Freiwillige hierfür nicht zur Verfügung stehen, können die 
erforderlichen Personen zum ehrenamtlichen Feuerwehr-
dienst herangezogen werden. Für besondere Aufgaben und 
zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft können haupt-
amtliche Bedienstete eingestellt werden. Das Landesamt für 
Brand- und Katastrophenschutz kann in besonderen Fällen 
die Einstellung hauptamtlicher Bediensteter anordnen.

(6) Innerhalb der freiwilligen Feuerwehren können zusätz-
lich zur Einsatzabteilung
1.	 Jugendfeuerwehren,
2.	 unabhängig von den Jugendfeuerwehren Kinderfeuerweh-

ren (Bambini-Feuerwehren),
3.	 Alters- und Ehrenabteilungen und
4.	 musiktreibende Einheiten
gebildet werden. Die Bildung von Kinder- und Jugendfeuer-
wehren soll angestrebt werden.

(7) Die Feuerwehren verwenden die genormte oder von dem 
für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschut-
zes zuständigen Ministerium oder durch von ihm bestimmte 
Stellen zugelassene oder anerkannte Ausrüstung. Eine ergän-
zende Ausrüstung darf nur dann verwendet werden, wenn 
diese erforderlich und nach einer Gefährdungsbeurteilung 
sicher betrieben werden kann. 

(8) Zur Förderung des Feuerwehrgedankens können auf der 
Ebene der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemein-
den, der großen kreisangehörigen und kreisfreien Städten 
sowie der Ortsgemeinden Vereine oder Verbände gebildet 
werden. Sie dürfen keinen Namen führen, der zu einer Ver-
wechslung mit der Feuerwehr als verbandsgemeindliche oder 
gemeindliche Einrichtung führen kann.

(9) Auf Landesebene, auf Ebene der Landkreise und kreis-
freien Städte können auch kreisübergreifend Feuerwehrver-
bände gebildet werden. Sie sollen als Interessenvertreter der 
Feuerwehren insbesondere bei wesentlichen Fragen, die das 
Ehrenamt, die soziale Stellung der ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen, die Nachwuchsarbeit, die Brandschutzer-
ziehung und -aufklärung und andere wesentliche Belange der 
Feuerwehr betreffen, angehört werden.

§ 16 
Angehörige der Feuerwehren

(1) Angehörige der Feuerwehren sind
1.	 die Angehörigen des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 

und die hauptamtlichen Angehörigen der freiwilligen Feu-
erwehr, wenn ihre Aufgaben denjenigen der Angehörigen 
des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr entsprechen,

2.	 die für besondere Aufgaben eingestellten hauptamtlichen 
Bediensteten, 

3.	 die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, insbesondere 
die
a)	 Angehörigen der Einsatzabteilung (aktive Feuerwehr-

angehörige),
b)	 Feuerwehrfachberaterinnen und Feuerwehrfachbera-

ter, Feuerwehrärztinnen und Feuerwehrärzte,
c)	 Angehörigen der musiktreibenden Einheiten, sofern 

sie aktive Feuerwehrangehörige sind,
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d)	 Angehörigen der Jugendfeuerwehr, die das zehnte Le-
bensjahr vollendet haben sollen; sie dürfen nur zu Aus-
bildungsveranstaltungen und erst ab dem vollendeten 
16. Lebensjahr im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit 
und unter Aufsicht erfahrener Feuerwehrangehöriger 
bei Einsätzen zu Hilfeleistungen außerhalb der unmit-
telbaren Gefahrenzone herangezogen werden,

e)	 Angehörigen der Kinderfeuerwehr, die das sechste Le-
bensjahr vollendet haben müssen,

f)	 Betreuerinnen und Betreuer der Kinderfeuerwehr, so-
fern sie nicht Angehörige der Einsatzabteilung sind; sie 
müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben,

4.	 die sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, ins-
besondere die
a)	 Angehörigen der Alters- und Ehrenabteilung; diese 

müssen vorher aktiven Dienst in der Einsatzabteilung 
geleistet und bei Ausscheiden aus dem aktiven Dienst
aa)	 das 60. Lebensjahr vollendet haben oder
bb)	aus gesundheitlichen Gründen nach mindestens 

zehn Jahren aktivem Dienst in der Einsatzabtei-
lung aus dem Feuerwehrdienst ausgeschieden sein 
oder

cc)	 wegen eines Feuerwehrdienstunfalls aus dem Feu-
erwehrdienst ausgeschieden sein,

b)	 Angehörigen der musiktreibenden Einheiten, sofern 
sie keine aktiven Feuerwehrangehörigen sind.

(2) Die aktiven Feuerwehrangehörigen können gleichzeitig 
Angehörige von Einsatzabteilungen anderer Feuerwehren 
sowie von Hilfsorganisationen, Einheiten und Einrichtungen 
sein, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden, wenn zwi-
schen den Aufgabenträgern und diesen insbesondere unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Funktionen abgestimmt 
wird, welcher Dienst im Konfliktfall vorgeht. Satz 1 gilt bei 
der Wahrnehmung verschiedener Funktionen innerhalb der 
Feuerwehr entsprechend. 

§ 17 
Hauptamtliche Feuerwehrangehörige

(1) Die Angehörigen des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 
müssen Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen 
Dienstes sein. Hauptamtliche Angehörige der freiwilligen 
Feuerwehr sollen Beamtinnen und Beamte des feuerwehr-
technischen Dienstes sein, wenn ihre Aufgaben denjenigen 
der Angehörigen des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 
entsprechen; auf sie findet § 117 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 
Abs. 3 Nr. 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG) vom 20. Ok-
tober 2010 (GVBl. S. 319, BS 2030-1) in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechende Anwendung.

(2) Für hauptamtliche Angehörige der freiwilligen Feuer-
wehr, die nicht Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtech-
nischen Dienstes sind, endet der Einsatzdienst mit Vollen-
dung des 60. Lebensjahres.

§ 18 
Aufnahme, Heranziehung, Verpflichtung 
 und Entpflichtung der ehrenamtlichen  

Feuerwehrangehörigen

(1) In den ehrenamtlichen Dienst in der Einsatzabteilung sind 
nur Personen aufzunehmen, die das 16. Lebensjahr vollen-
det haben; für ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, gilt § 16 Abs. 1 
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Nr. 3 Buchst. d Halbsatz 2 entsprechend. Der aktive Dienst 
in der Einsatzabteilung endet mit dem vollendeten 67. Le-
bensjahr. Ab dem vollendeten 60. Lebensjahr kann die aktive 
Feuerwehrangehörige oder der aktive Feuerwehrangehörige 
durch schriftliche Erklärung gegenüber der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister den Dienst in der Einsatzabteilung 
mit sofortiger Wirkung beenden, ohne dass es einer Ent-
pflichtung bedarf.

(2) Alle Einwohnerinnen und Einwohner vom vollendeten 
18. bis zum vollendeten 60. Lebensjahr können zum ehren-
amtlichen Dienst in der Einsatzabteilung herangezogen wer-
den. Ausgenommen sind Personen, deren Freistellung im 
öffentlichen Interesse liegt, und Angehörige der Organisatio-
nen und Einrichtungen im Sinne des § 16 Abs. 2. Die Heran-
ziehung ist nur für die Dauer von zehn Jahren möglich.

(3) Die Aufnahme und die Heranziehung in die Einsatzab-
teilung erfolgen auf Vorschlag der Wehrleiterin oder des 
Wehrleiters, bei Feuerwehreinheiten in Ortsgemeinden auf 
Vorschlag der Wehrführerin oder des Wehrführers im Be-
nehmen mit der Ortsbürgermeisterin oder dem Ortsbürger-
meister, durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister. 
Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister verpflichtet die 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen mit Ausnahme der 
Angehörigen der Jugendfeuerwehr und der Kinderfeuerwehr 
zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben.

(4) Die für den Dienst als ehrenamtliche Feuerwehrangehöri-
ge oder ehrenamtlicher Feuerwehrangehöriger mit Ausnah-
me der Jugendfeuerwehr und der Kinderfeuerwehr erforder-
liche grundsätzliche Eignung ist zu prüfen; Bewerberinnen 
und Bewerber müssen vor allem für die Übernahme des 
Ehrenamts persönlich geeignet sein. Die für die vorgesehene 
Verwendung als ehrenamtliche Feuerwehrangehörige oder 
ehrenamtlicher Feuerwehrangehöriger mit Ausnahme der Ju-
gendfeuerwehr und der Kinderfeuerwehr erforderliche kör-
perliche und geistige Eignung ist durch ein ärztliches Attest 
nachzuweisen. Menschen mit körperlichen, seelischen oder 
geistigen Beeinträchtigungen dürfen mit Zustimmung der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters als ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige mitwirken, wenn sie für die vorgesehe-
ne Tätigkeit geeignet sind. Weigert sich eine Person, die zum 
ehrenamtlichen Dienst in der Einsatzabteilung herangezogen 
werden soll, ein ärztliches Attest vorzulegen oder bestehen 
ernsthafte Zweifel an der Richtigkeit eines Attestes, kann 
die für die vorgesehene Verwendung erforderliche körperli-
che und geistige Eignung aufgrund eines amtsärztlichen oder 
arbeitsmedizinischen Gutachtens festgestellt werden; die zur 
Heranziehung vorgesehenen Personen sind verpflichtet, sich 
untersuchen zu lassen. Die ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen dürfen nur Einsatzdienst in Gefahrenbereichen leis-
ten, wenn sie hierzu fachlich und körperlich in der Lage sind.

(5) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann die 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen mit Ausnahme der 
Angehörigen der Jugendfeuerwehr und der Kinderfeuerwehr 
nach Anhörung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters, in 
Ortsgemeinden auch der Ortsbürgermeisterin oder des Orts-
bürgermeisters und der Wehrführerin oder des Wehrführers 
1.	 aus wichtigem Grund entpflichten, insbesondere

a)	 bei Wegfall der für die Verwendung erforderlichen kör-
perlichen oder geistigen Eignung, wenn es keine andere 
Verwendung mit geringeren Anforderungen gibt,
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b)	 bei fehlender fachlicher oder charakterlicher Eignung,
c)	 bei fortgesetzter Nachlässigkeit im Dienst, insbeson-

dere mangelnder Beteiligung an Ausbildungsdiensten, 
Übungen und sonstigen dienstlichen Veranstaltungen 
der Feuerwehr,

d)	 bei schweren oder fortgesetzten Verstößen gegen die 
Dienst- und Treuepflichten,

e)	 bei erheblicher Schädigung des Ansehens der Feuer-
wehr oder einer Hilfsorganisation,

f)	 bei Verhaltensweisen, die eine erhebliche oder andau-
ernde Störung der Zusammenarbeit in der Feuerwehr, 
mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister oder 
der der Verwaltung des Aufgabenträgers, mit anderen 
Behörden oder mit Hilfsorganisationen verursacht ha-
ben oder befürchten lassen, oder

g)	 auf eigenen Wunsch, und
2.	 während der Durchführung eines Entpflichtungsverfah-

rens vorläufig des Dienstes entheben, wenn durch das Ver-
bleiben im Dienst die Ordnung des Dienstbetriebs oder 
die Ermittlung des Sachverhalts wesentlich beeinträchtigt 
werden und die vorläufige Dienstenthebung zu der Bedeu-
tung der Sache nicht außer Verhältnis steht. 

Mit der Entpflichtung endet die Zugehörigkeit zur Feuer-
wehr; eine Übernahme in die Alters- und Ehrenabteilung ist 
nur zulässig, wenn die betroffene Person die Entpflichtung 
selbst beantragt hat oder die Entpflichtung wegen Wegfalls 
der für die Verwendung erforderlichen körperlichen oder 
geistigen Eignung erfolgte, wenn es keine andere Verwen-
dung mit geringeren Anforderungen gab. § 26 Abs. 6 und 
8 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass an die Stelle der 
Landrätin oder des Landrats oder der Oberbürgermeisterin 
oder des Oberbürgermeisters der kreisfreien Stadt bei den 
Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister tritt.

(6) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann die An-
gehörigen der Jugendfeuerwehr und der Kinderfeuerwehr 
aus wichtigem Grund vom Feuerwehrdienst ausschließen 
und die sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen aus 
wichtigem Grund von ihrer Funktion in der Feuerwehr ent-
binden. Absatz 5 gilt entsprechend.

(7) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister oder eine 
Beauftragte oder ein Beauftragter kann eine ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige oder einen ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen auf Antrag insbesondere aus beruflichen, 
gesundheitlichen oder familiären Gründen vorübergehend 
von den Dienstpflichten nach § 47 Abs. 1 Satz 2 entbinden.

(8) Die Angehörigen der Alters- und Ehrenabteilung können 
mit Zustimmung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, 
die jederzeit widerruflich ist, an Übungen teilnehmen und im 
Einzelfall zu Einsätzen herangezogen werden, soweit sie die 
hierfür erforderlichen gesundheitlichen, körperlichen und fach-
lichen Anforderungen erfüllen oder durch angemessene Vor-
kehrungen ein entsprechender Ausgleich erreicht werden kann.

§ 19 
Leitung der Feuerwehr, Sonderfunktionen

(1) Die Feuerwehr untersteht als verbandsgemeindliche oder 
gemeindliche Einrichtung der Bürgermeisterin oder dem 
Bürgermeister. In Verbandsgemeinden, verbandsfreien Ge-
meinden, großen kreisangehörigen oder kreisfreien Städten 
mit Berufsfeuerwehr obliegt die Wehrleitung der Leiterin 
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oder dem Leiter der Berufsfeuerwehr. In einer Verbands-
gemeinde, einer verbandsfreien Gemeinde, einer großen 
kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt mit freiwilliger 
Feuerwehr mit hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen, wel-
che über eine ständig mit mindestens sechs hauptamtlichen 
Funktionen besetzte Feuerwache verfügt, übernimmt deren 
Leiterin oder Leiter zugleich die Funktion der hauptamtli-
chen Wehrleiterin oder des hauptamtlichen Wehrleiters. In 
sonstigen Verbandsgemeinden und Gemeinden mit haupt-
amtlichen Feuerwehrangehörigen kann die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister hauptamtliche Feuerwehrangehörige 
zur hauptamtlichen Wehrleiterin oder zum hauptamtlichen 
Wehrleiter und zu hauptamtlichen stellvertretenden Wehr-
leiterinnen und Wehrleitern bestellen. In kreisfreien Städten 
führen die Wehrleiterinnen und Wehrleiter die Bezeichnung 
Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- 
und Katastrophenschutzinspekteure; für sie und ihre Vertre-
tungen gilt § 26. Im Übrigen bestellt die Bürgermeisterin oder 
der Bürgermeister folgende ehrenamtliche Führungskräfte 
für die Dauer von zehn Jahren und ernennt diese zu Ehren-
beamtinnen und Ehrenbeamten:
1.	 in großen kreisangehörigen Städten und verbandsfreien 

Gemeinden
a)	 die Wehrleiterin oder den Wehrleiter und eine oder 

mehrere Vertretungen,
b)	 die Führerin oder den Führer der Feuerwehreinheit 

in einem Ortsbezirk (Wehrführerin oder Wehrführer) 
und eine oder mehrere Vertretungen und

c)	 die Führerinnen und Führer mit Aufgaben, die mit 
denen einer Wehrführung vergleichbar sind, und deren 
Vertretungen, soweit bei Katastrophenschutzeinheiten 
des Landkreises kein anderes Bestellungsverfahren vor-
geschrieben ist, 

nach Wahl durch die hauptamtlichen Angehörigen der 
freiwilligen Feuerwehr, die für besondere Aufgaben ein-
gestellten hauptamtlichen Bediensteten und die ehrenamt-
lichen Feuerwehrangehörigen der jeweiligen Feuerwehr-
einheit; Angehörige der Kinderfeuerwehr sind nicht und 
Angehörige der Jugendfeuerwehr sind nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres wahlberechtigt,

2.	 in Verbandsgemeinden die Wehrleiterin oder den Wehr-
leiter und eine oder mehrere Vertretungen nach Wahl 
durch die Wehrführerinnen oder Wehrführer und Füh-
rerinnen und Führer mit Aufgaben, die mit denen einer 
Wehrführung vergleichbar sind, und

3.	 in den Ortsgemeinden
a)	 die Führerin oder den Führer der örtlichen Feuerwehr-

einheit (Wehrführerin oder Wehrführer) und eine oder 
mehrere Vertretungen sowie

b)	 die Führerinnen und Führer mit Aufgaben, die mit 
denen einer Wehrführung vergleichbar sind, und deren 
Vertretungen, soweit bei Katastrophenschutzeinheiten 
des Landkreises kein anderes Bestellungsverfahren vor-
geschrieben ist, 

nach Wahl durch die hauptamtlichen Angehörigen der 
freiwilligen Feuerwehr, die für besondere Aufgaben ein-
gestellten hauptamtlichen Bediensteten und die ehrenamt-
lichen Feuerwehrangehörigen der jeweiligen Feuerwehr-
einheit; Angehörige der Kinderfeuerwehr sind nicht und 
Angehörige der Jugendfeuerwehr sind nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres wahlberechtigt.

(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister bestellt auf 
Vorschlag der Wehrleiterin oder des Wehrleiters, in Orts-
gemeinden und Ortsbezirken auch im Benehmen mit der 
Wehrführerin oder dem Wehrführer:
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1.	 die übrigen ehrenamtlichen Gruppen-, Zug- und Ver-
bandsführerinnen und -führer,

2.	 die Ausbilderinnen und Ausbilder in Verbandsgemein-
den, verbandsfreien Gemeinden, großen kreisangehörigen 
und kreisfreien Städten mit Aufgaben, die mit denen der 
Kreisausbilderinnen und Kreisausbilder vergleichbar sind 
(Ausbilderinnen und Ausbilder in Verbandsgemeinden, 
verbandsfreien Gemeinden, großen kreisangehörigen und 
in kreisfreien Städten), die ehrenamtlichen Gerätewartin-
nen und Gerätewarte, die Feuerwehrangehörigen für die 
Alarm- und Einsatzplanung und die Feuerwehrangehö-
rigen für die Bedienung, Wartung und Pflege der Infor-
mations- und Kommunikationsmittel (IT-Beauftragte der 
Feuerwehr),

3.	 in Feuerwehreinheiten mit Jugendfeuerwehr im Beneh-
men mit den Angehörigen der Jugendfeuerwehr ehren-
amtliche Jugendfeuerwehrwartinnen und Jugendfeuer-
wehrwarte, die auch für das Gebiet einer Verbandsgemein-
de oder einer Stadt bestellt werden können (Verbandsge-
meindejugendfeuerwehrwartin oder Verbandsgemeinde-
jugendfeuerwehrwart, Gemeindejugendfeuerwehrwartin 
oder Gemeindejugendfeuerwehrwart, Stadtjugendfeuer-
wehrwartin oder Stadtjugendfeuerwehrwart) und ihre 
Vertretungen für die Dauer von zehn Jahren,

4.	 in Feuerwehreinheiten mit Kinderfeuerwehren Betreue-
rinnen und Betreuer und ihre Vertretungen,

5.	 die Führerinnen und Führer von musiktreibenden Einhei-
ten nach Wahl durch die Angehörigen der musiktreiben-
den Einheit; Absatz 4 findet keine Anwendung.

(3) Für die Funktionen nach Absatz 2 Nr. 3 und 4 und für alle 
übrigen Funktionen nach den Absätzen 1 und 2, die regelmä-
ßig mit Kindern und Jugendlichen zusammenarbeiten, findet 
§ 72 a Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch entsprechen-
de Anwendung.

(4) Jede Wahl nach Absatz 1 Satz 6 findet in einer Versamm-
lung aller Wahlberechtigten statt, zu der die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister oder eine von dieser oder diesem Beauf-
tragte oder ein von dieser oder diesem Beauftragter die Wahl-
berechtigten mindestens vier Wochen vor der Versammlung 
schriftlich oder durch öffentliche Bekanntmachung nach § 27 
GemO unter Mitteilung der Tagesordnung einlädt. Wahlvor-
schläge können von der Bürgermeisterin oder dem Bürger-
meister und allen Wahlberechtigten vor der Versammlung und 
in der Versammlung gemacht werden. Den Vorsitz in der Ver-
sammlung führt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
oder eine von dieser oder diesem Beauftragte oder ein von die-
ser oder diesem Beauftragter. Die Wahl erfolgt mittels Stimm-
zettel in geheimer Abstimmung. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten erhält; 
§ 40 Abs. 3 und 4 GemO gilt entsprechend.

(5) Die gemäß Absatz 4 gewählte Person bedarf der Bestäti-
gung durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister. Die-
se ist zu versagen, wenn die gewählte Person fachlich, gesund-
heitlich oder aus sonstigen wichtigen Gründen ungeeignet ist. 
Bei Fehlen der erforderlichen Ausbildung kann die Bestäti-
gung unter der Bedingung erteilt werden, dass die Ausbildung 
binnen zwei Jahren, in besonderen Fällen binnen drei Jah-
ren nachzuholen ist; während dieser Zeit wird die gewählte 
Person vorübergehend insoweit mit der Wahrnehmung der 
betreffenden Führungsfunktion beauftragt, als sie fachlich 
geeignet ist. Während der vorübergehenden Beauftragung 
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erfolgt noch keine Ernennung zur Ehrenbeamtin oder zum 
Ehrenbeamten; die vorübergehende Beauftragung wird auf 
die Zehnjahresfrist nach Absatz 1 Satz 6 angerechnet.

(6) Die Wehrleiterin oder der Wehrleiter ist für die Einsatzbe-
reitschaft der Feuerwehr verantwortlich und hat die Bürger-
meisterin oder den Bürgermeister in allen Fragen des Brand-
schutzes und der allgemeinen Hilfe zu beraten. 

(7) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann aus 
wichtigem Grund folgende Personen von ihrer ehrenamtli-
chen Führungs- oder Sonderfunktion entbinden und Ehren-
beamtinnen und Ehrenbeamte verabschieden:
1.	 die Wehrleiterin oder den Wehrleiter und deren Vertre-

tungen nach Anhörung der Feuerwehrangehörigen der 
jeweiligen Feuerwehreinheit, in Verbandsgemeinden nach 
Anhörung der Wehrführerinnen und Wehrführer und 
Führerinnen und Führer mit Aufgaben, die mit denen ei-
ner Wehrführung vergleichbar sind, sowie im Benehmen 
mit dem Gemeinderat, in Verbandsgemeinden mit dem 
Verbandsgemeinderat,

2.	 die Wehrführerin oder den Wehrführer und die Führerin 
oder den Führer mit Aufgaben, die mit denen einer Wehr-
führung vergleichbar sind, und deren Vertretungen nach 
Anhörung der Feuerwehrangehörigen der jeweiligen Feu-
erwehreinheit sowie im Benehmen mit der Wehrleiterin 
oder dem Wehrleiter und dem Gemeinderat, in Verbands-
gemeinden dem Verbandsgemeinderat,

3.	 die gemäß Absatz 2 Bestellten nach Anhörung der Wehr-
leiterin oder des Wehrleiters, in Ortsgemeinden und Orts-
bezirken auch der Wehrführerin oder des Wehrführers.

§ 18 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 20 
Werkfeuerwehr, Selbsthilfekräfte

(1) Das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz kann 
Betriebe und Einrichtungen mit erhöhter Brand- oder Explo-
sionsgefahr oder anderen besonderen Gefahren nach Anhö-
rung verpflichten, zur Verhütung und Bekämpfung solcher 
Gefahren eine entsprechend leistungsfähige Werkfeuerwehr 
mit haupt- oder nebenberuflichen Angehörigen aufzustellen, 
mit der Ausrüstung und den erforderlichen baulichen An-
lagen und Einrichtungen auszustatten, zu unterhalten sowie 
für die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Angehörigen der 
Werkfeuerwehr zu sorgen. Die Werkfeuerwehr nimmt öf-
fentliche Aufgaben des Brandschutzes und der allgemeinen 
Hilfe wahr. Die Verpflichtung ist zurückzunehmen, wenn 
die Voraussetzungen dafür nicht mehr vorliegen.

(2) Für Angehörige einer Werkfeuerwehr gelten § 16 Abs. 2 
und § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 entsprechend.

(3) Organisation, Ausrüstung und Ausbildung der Werkfeu-
erwehr müssen den besonderen Erfordernissen des Betriebes 
Rechnung tragen. Die Angehörigen der Werkfeuerwehr müs-
sen dem Betrieb oder der Einrichtung angehören, für welche 
die Werkfeuerwehr eingerichtet worden ist; das Landesamt 
für Brand- und Katastrophenschutz kann auf Antrag Aus-
nahmen vom Erfordernis der Betriebszugehörigkeit zulassen, 
wenn sichergestellt ist, dass dadurch keine Einschränkung 
der Leistungsfähigkeit der Werkfeuerwehr zu befürchten ist, 
und die Beteiligten durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
mit dem Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz die 
erforderlichen Regelungen treffen. Die Angehörigen der 
Werkfeuerwehr müssen neben der erforderlichen fachlichen 
Qualifikation insbesondere Kenntnisse über die Örtlichkeit, 
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die Produktions- und Betriebsabläufe, die betrieblichen Ge-
fahren- und Schutzmaßnahmen und die besonderen Einsatz-
mittel besitzen.

(4) Die operativ-taktische Einsatzleiterin oder der operativ-
taktische Einsatzleiter kann die Werkfeuerwehr im Beneh-
men mit der Betriebsleitung zur Hilfeleistung außerhalb 
des Betriebes einsetzen, sofern die Sicherheit des Betriebes 
dadurch nicht erheblich gefährdet wird. Die Bürgermeis-
terin oder der Bürgermeister und die Landrätin oder der 
Landrat können die Werkfeuerwehr im Einvernehmen 
mit der Betriebsleitung auch zu Übungen außerhalb des 
Betriebes einsetzen. Der Betriebsleitung sind auf Antrag 
die durch Übungs- oder Einsatzmaßnahmen entstandenen 
Kosten zu erstatten.

(5) Für Beherbergungsbetriebe, Internate, Krankenhäuser 
und ähnliche Einrichtungen der Gesundheitspflege, bauliche 
Anlagen zum Zweck der Pflege und Betreuung mit mehr als 
100 Betten hat der Träger Selbsthilfekräfte zu bestellen.

(6) Die Betriebe oder Einrichtungen tragen die Kosten für die 
Werkfeuerwehr und die Selbsthilfekräfte.

(7) Die von Betrieben oder Einrichtungen freiwillig aufge-
stellten Selbsthilfekräfte können auf Antrag von der Kreis-
verwaltung, in kreisfreien Städten von der Stadtverwaltung, 
als Werkfeuerwehr anerkannt werden, wenn sie die Voraus-
setzungen nach den Absätzen 2 und 3 erfüllen; die Landkreise 
und die kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als Auftrags-
angelegenheit wahr.

(8) Das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz kann 
im Einvernehmen mit der Verbandsgemeinde, verbands-
freien Gemeinde, großen kreisangehörigen oder kreisfreien 
Stadt eine gemeinsame Werkfeuerwehr für Betriebe oder Be-
triebsbereiche zulassen, wenn die beteiligten Betriebe durch 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit dem Landesamt für 
Brand- und Katastrophenschutz die erforderlichen Regelun-
gen treffen.

(9) Der Leistungsstand der Werkfeuerwehr und der Selbsthil-
fekräfte (Absatz 5) kann jederzeit überprüft werden. Diese 
Aufgabe wird von der Kreisverwaltung, in kreisfreien Städ-
ten von der Stadtverwaltung wahrgenommen; die Landkreise 
und die kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als Auftrags-
angelegenheit wahr.

Unterabschnitt 3 
Hilfsorganisationen in der allgemeinen Hilfe

§ 21 
Mitwirkung und Aufgaben der Hilfsorganisationen  

in der allgemeinen Hilfe

(1) Die kommunalen Aufgabenträger setzen zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben in der allgemeinen Hilfe neben der Feuerwehr, 
soweit sie es für erforderlich halten, öffentliche und private 
Hilfsorganisationen, insbesondere den Arbeiter-Samariter-
Bund e. V., die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft e. V., 
das Deutsche Rote Kreuz  e. V., die Johanniter-Unfall-Hilfe 
e. V., den Malteser Hilfsdienst e. V. und die Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk ein, wenn sich diese Organisationen 
allgemein zur Mitwirkung bereit erklärt haben. 

(2) Die Aufgaben der Hilfsorganisationen bei der Mitwirkung 
in der allgemeinen Hilfe richten sich nach den jeweiligen or-
ganisationseigenen Regelungen.
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(3) Die Angehörigen der Hilfsorganisationen können gleich-
zeitig Angehörige von Feuerwehren und anderen Hilfsorga-
nisationen, Einheiten und Einrichtungen sein, die im Bereich 
des Brand- und Katastrophenschutzes eingesetzt werden, 
wenn zwischen den Aufgabenträgern und diesen insbesonde-
re unter Berücksichtigung der jeweiligen Funktionen abge-
stimmt wird, welcher Dienst im Konfliktfall vorgeht. 

Abschnitt 3 
Abwehrende Maßnahmen

§ 22 
Maßnahmen der Gefahrenabwehr im Brandschutz  

und in der allgemeinen Hilfe 

(1) Die kommunalen Aufgabenträger ergreifen alle notwen-
digen Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren und Schäden 
durch Brände und andere Gefahren.

(2) Die Landkreise stellen die für den Katastrophenschutz 
bereitgestellten Einrichtungen und Einheiten erforderlichen-
falls ihren Verbandsgemeinden und Gemeinden zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben im Brandschutz und in der allgemeinen 
Hilfe unentgeltlich zur Verfügung.

Teil 3 
Katastrophenschutz

Abschnitt 1 
Vorbeugende Maßnahmen

§ 23 
Vorbeugende Maßnahmen 

Vorbeugende Maßnahmen gegen Großschadensereignisse und 
Katastrophenfälle sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Jeder Träger öffentlicher Aufgaben ergreift Maßnahmen zur 
Vorbeugung gegen und zur Verhinderung von Großschadens-
ereignissen und Katastrophenfällen in seinem jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereich nach den jeweils geltenden Fachgesetzen.

Abschnitt 2 
Vorbereitende Maßnahmen

§ 24 
Aufstellung und Aufgaben des Katastrophenschutzes

(1) Die Landkreise und kreisfreien Städte haben zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben 
1.	 bauliche Anlagen, Einrichtungen und Ausrüstungen für 

den Katastrophenschutz bereitzuhalten,
2.	 Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes 

mit den erforderlichen baulichen Anlagen sowie der er-
forderlichen Ausrüstung und Ausbildung bereitzuhalten; 
hierzu können sie, soweit private Hilfsorganisationen im 
Katastrophenschutz mitwirken, insoweit im Benehmen 
mit diesen, einen Bedarfsplan für den Katastrophenschutz 
aufstellen und in regelmäßigen Abständen fortschreiben, 
in dem insbesondere der Bedarf an Fahrzeugen, Geräten, 
Gebäuden, Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes festgelegt werden und die Möglichkeiten 
der interkommunalen Zusammenarbeit zu berücksichti-
gen sind; die Landkreise haben Sorge dafür zu tragen, dass 
dieser mit den Bedarfs- und Entwicklungsplänen der Ver-
bandsgemeinden und Gemeinden abgestimmt ist und in 
Einklang steht,

3.	 operativ-taktische Komponenten zur Vorbereitung und 
Durchführung von Maßnahmen zu bilden, die für die 
Bewältigung von Großschadensereignissen und Katastro-
phenfällen notwendig sind,
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4.	 administrativ-organisatorische Komponenten zu bilden, 
in denen alle an der Bewältigung von Großschadensereig-
nissen und Katastrophenfällen beteiligten Behörden und 
Stellen ressort- und fachübergreifend zusammenarbeiten,

5.	 für die Aus- Fort- und Weiterbildung der Angehörigen 
des Katastrophenschutzes einschließlich des Stabsperso-
nals zu sorgen,

6.	 Gefahren- und Risikoanalysen zu erstellen und Planungs-
ziele für Ereignisse festzulegen, von denen Gefahren aus-
gehen, die zentrale Abwehrmaßnahmen erfordern,

7.	 Alarm- und Einsatzpläne für den Katastrophenschutz ge-
mäß § 32 Abs. 3 aufzustellen,

8.	 die Warnung und Information der Bevölkerung sicher-
zustellen und zu veranlassen; die Landkreise haben dies 
aufbauend und ergänzend zu den Maßnahmen der Ver-
bandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden und 
der großen kreisangehörigen Städte zu gewährleisten,

9.	 sonstige, zur wirksamen Verhütung und Bekämpfung 
von Großschadensereignissen und Katastrophenfällen 
notwendige Maßnahmen zu treffen, insbesondere regel-
mäßige Übungen durchzuführen und erforderlichenfalls 
an Übungen anderer Aufgabenträger teilzunehmen, ins-
besondere, wenn sie in der Alarm- und Einsatzplanung 
berücksichtigt sind; bei der Durchführung von Übungen 
sollen die kommunalen Aufgabenträger sowie andere 
Akteurinnen und Akteure im Katastrophenschutz, die 
in der entsprechenden Alarm- und Einsatzplanung auf-
genommen sind, beteiligt werden,

10.	 Vorkehrungen für die Einbindung von Spontanhelfen-
den zu treffen und

11.	 Daten für eine Geschäftsstatistik bereitzustellen; § 13 gilt 
entsprechend.

(2) Die Aufgabenträger setzen zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
im Katastrophenschutz in erster Linie die öffentlichen und 
privaten Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes ein.

(3) Die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 
die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte stellen 
ihre Einrichtungen und Einheiten für den Brandschutz und 
die allgemeine Hilfe den Aufgabenträgern bei der Aufstellung 
der Einrichtungen und Einheiten des Katastrophenschutzes 
unentgeltlich zur Verfügung.

(4) Öffentliche Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes werden durch juristische Personen des öffent-
lichen Rechts gestellt.

(5) Fähigkeiten des Katastrophenschutzes sind insbesondere 
für folgende Aufgabenbereiche vorzuhalten:

1.	 Führung,
2.	 Brandschutz,
3.	 Technische Hilfe,
4.	 Schutz vor chemischen, biologischen, radiologischen 

und nuklearen Gefahren (CBRN-Gefahren),
5.	 Sanitätsdienst,
6.	 Betreuung,
7.	 bei Bedarf Wasserrettung, 
8.	 bei Bedarf Rettung aus unwegsamem Gelände,
9.	 Verpflegung,

10.	 Logistik und
11.	 Psychosoziale Notfallversorgung.
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§ 25 
Mitwirkung und Aufgaben der Hilfsorganisationen  

im Katastrophenschutz

(1) Die Aufgabenträger bedienen sich zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben im Katastrophenschutz, soweit sie es für erforderlich hal-
ten, neben der Feuerwehr des Arbeiter-Samariter-Bundes e. V., 
der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft  e. V., des Deut-
schen Roten Kreuzes e. V., der Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
und des Malteser Hilfsdienstes e. V., wenn sich diese Organisa-
tionen allgemein zur Mitwirkung bereit erklärt haben.

(2) Ergänzend können die Aufgabenträger, soweit sie es 
für erforderlich halten, weitere Hilfsorganisationen, die 
zur Katastrophenbekämpfung allgemein geeignet sind und 
vom Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz aner-
kannt wurden, einsetzen, wenn sich diese Organisationen 
allgemein bereit erklärt haben und ein Bedarf an der Mit-
wirkung besteht. 

(3) Die Aufgaben der Hilfsorganisationen bei der Mitwirkung 
im Katastrophenschutz richten sich nach den jeweiligen orga-
nisationseigenen Regelungen.

(4) Die Angehörigen der Hilfsorganisationen können gleich-
zeitig Angehörige von Feuerwehren und anderen Hilfsorga-
nisationen, Einheiten und Einrichtungen sein, die im Bereich 
des Brand- und Katastrophenschutzes eingesetzt werden, 
wenn zwischen den Aufgabenträgern und diesen insbesonde-
re unter Berücksichtigung der jeweiligen Funktionen abge-
stimmt wird, welcher Dienst im Konfliktfall vorgeht. 

(5) Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk wirkt gemäß 
ihrer Aufgabenzuweisung nach dem THW-Gesetz vom 22. Ja-
nuar 1990 (BGBl. I S. 118) in der jeweils geltenden Fassung mit.

§ 26 
Bestellung der Brand- und  

Katastrophenschutzinspekteurinnen  
und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure  

und weiterer Funktionen

(1) Die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeis-
ter der kreisfreien Stadt bestellt zur Unterstützung bei der 
Wahrnehmung der nach diesem Gesetz übertragenen Aufga-
ben nach vorheriger Anhörung der im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Hilfsorganisationen eine haupt- oder ehren-
amtliche Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder 
einen haupt- oder ehrenamtlichen Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteur und eine oder mehrere haupt- oder ehren-
amtliche Vertretungen. Satz 1 gilt für die Bestellung durch 
die Landrätin oder den Landrat mit der Maßgabe, dass auch 
eine vorherige Anhörung der Wehrleiterin oder des Wehr-
leiters zu erfolgen hat. Vor der Bestellung einer hauptamt-
lichen oder stellvertretenden hauptamtlichen Brand- und 
Katastrophenschutzinspekteurin oder eines hauptamtlichen 
oder stellvertretenden hauptamtlichen Brand- und Katastro-
phenschutzinspekteurs ist die Zustimmung des Stadtrats oder 
Kreistags einzuholen. Ehrenamtliche und stellvertretende eh-
renamtliche Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen 
und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure sind für die 
Dauer von maximal zehn Jahren zu bestellen und zu Ehren-
beamtinnen und Ehrenbeamten zu ernennen.

(2) Die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbürgermeis-
terin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt bestellt 
nach Wahl durch die Jugendfeuerwehrwartinnen und- warte 
eine Kreisjugendfeuerwehrwartin oder einen Kreisjugend-
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feuerwehrwart oder eine Stadtjugendfeuerwehrwartin oder 
einen Stadtjugendfeuerwehrwart und eine oder mehrere 
Vertretungen für die Dauer von zehn Jahren sowie auf Vor-
schlag der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder 
des Brand- und Katastrophenschutzinspekteurs Kreisausbil-
derinnen und Kreisausbilder oder Ausbilderinnen und Aus-
bilder in kreisfreien Städten mit Aufgaben, die mit denen 
der Kreisausbilderinnen und Kreisausbilder vergleichbar sind 
(Ausbilderinnen und Ausbilder in kreisfreien Städten) und, 
soweit erforderlich, Kreisgerätewartinnen und -warte oder 
Gerätewartinnen und -warte in kreisfreien Städten; diese neh-
men ein öffentliches Ehrenamt für den Landkreis oder für 
die kreisfreie Stadt wahr. Abweichend von Satz 1 Halbsatz 2 
kann die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt 
die Kreisgerätewartinnen und -warte oder Gerätewartinnen 
oder -warte in kreisfreien Städten mit Zustimmung des Kreis-
tags oder des Stadtrats auch hauptamtlich bestellen. Für das 
Wahl- und Bestellungsverfahren gilt § 19 Abs. 4 und 5 mit 
folgenden Maßgaben entsprechend:
1.	 an die Stelle der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

tritt die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt, 

2.	 bei der Wahl der Kreisjugendfeuerwehrwartin oder des 
Kreisjugendfeuerwehrwartes und der Vertretungen gelten 
die §§ 27 und 40 Abs. 3 und 4 GemO nicht, stattdessen finden 
die §§ 20 und 33 Abs. 3 und 4 der Landkreisordnung (LKO) 
in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.

(3) Für die in den Absätzen 1 und 2 genannten ehrenamtli-
chen Funktionstragenden gelten die Vorschriften zur Doppel-
mitgliedschaft (§ 16 Abs. 2), Altersbegrenzung (§ 18 Abs. 1), 
Eignung (§ 18 Abs. 4) und Teilnahme an Übungen von Al-
ters- und Ehrenabteilungen (§ 18 Abs. 8) entsprechend. Außer-
dem gelten für sie die Teilnahmepflicht und die Pflicht zum 
Nachkommen von Weisungen (§ 47 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1) 
sowie die Regelungen in § 47 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 bis 11 
entsprechend. Für die Landkreise treten an die Stelle der Ver-
weisungen auf § 18 a Abs. 1 und 2 und die §§ 20 und 21 GemO, 
in der jeweils geltenden Fassung, die Verweisungen auf § 12 a 
Abs. 1 und 2 und die §§ 14 und 15 LKO, in der jeweils gelten-
den Fassung; statt der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
entscheidet die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbür-
germeisterin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt. 
Für alle ehrenamtlichen Funktionstragenden gelten die §§ 49 
und 116 LBG, in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend.

(4) Die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt 
bestellt im Benehmen mit den im Katastrophenschutz mit-
wirkenden privaten Hilfsorganisationen und der Brand- 
und Katastrophenschutzinspekteurin oder dem Brand- und 
Katastrophenschutzinspekteur Leitende Notärztinnen und 
Leitende Notärzte sowie Organisatorische Leiterinnen und 
Organisatorische Leiter. Diese sind zu Ehrenbeamtinnen und 
Ehrenbeamten zu ernennen; Absatz 3 gilt entsprechend. Sie 
können mit Zustimmung des Kreistags, im Falle der Ver-
pflichtung durch die Oberbürgermeisterin oder den Ober-
bürgermeister mit Zustimmung des Stadtrats, auch dienst- 
oder arbeitsvertraglich verpflichtet werden; Satz 2 findet in 
diesem Falle keine Anwendung.

(5) Die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt 
kann die ehrenamtliche und stellvertretende Brand- und Ka-
tastrophenschutzinspekteurin oder den ehrenamtlichen und 
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stellvertretenden ehrenamtlichen Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteur, die Kreisjugendfeuerwehrwartin oder den 
Kreisjugendfeuerwehrwart oder die Stadtjugendfeuerwehr-
wartin oder den Stadtjugendfeuerwehrwart und deren Ver-
tretungen, die ehrenamtlichen Leitenden Notärztinnen und 
Leitenden Notärzte, die ehrenamtlichen Organisatorischen 
Leiterinnen und Organisatorischen Leiter, die Kreisausbilde-
rinnen und Kreisausbilder oder Ausbilderinnen und Ausbil-
der in kreisfreien Städten sowie die ehrenamtlichen Kreisge-
rätewartinnen und -warte oder Gerätewartinnen und -warte 
in kreisfreien Städten

1.	 aus wichtigem Grund entpflichten, insbesondere
a)	 bei Wegfall der für die Verwendung erforderlichen kör-

perlichen oder geistigen Eignung, wenn es keine andere 
Verwendung mit geringeren Anforderungen gibt,

b)	 bei fehlender fachlicher oder charakterlicher Eignung,
c)	 bei fortgesetzter Nachlässigkeit im Dienst, insbeson-

dere mangelnder Beteiligung an Ausbildungsdiensten, 
Übungen und sonstigen dienstlichen Veranstaltungen,

d)	 bei schweren oder fortgesetzten Verstößen gegen die 
Dienst- und Treuepflichten,

e)	 bei erheblicher Schädigung des Ansehens der Feuer-
wehr oder einer Hilfsorganisation,

f)	 bei Verhaltensweisen, die eine erhebliche oder andau-
ernde Störung der Zusammenarbeit in der Feuerwehr, 
mit der Landrätin oder dem Landrat oder der Kreisver-
waltung, mit anderen Behörden oder mit Hilfsorgani-
sationen verursacht haben oder befürchten lassen, oder

g)	 auf eigenen Wunsch, und
2.	 während der Durchführung eines Entpflichtungsverfah-

rens vorläufig des Dienstes entheben, wenn durch das Ver-
bleiben im Dienst die Ordnung des Dienstbetriebs oder 
die Ermittlung des Sachverhalts wesentlich beeinträchtigt 
werden können und die vorläufige Dienstenthebung zu 
der Bedeutung der Sache nicht außer Verhältnis steht.

(6) Bei leichten Dienstvergehen, die das Vertrauen der oder 
des Dienstvorgesetzten oder der Allgemeinheit in die pflicht-
gemäße Amtsführung nur geringfügig beeinträchtigen, kön-
nen die Landrätin oder der Landrat, die Oberbürgermeisterin 
oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt auch einen 
schriftlichen Tadel eines bestimmten Verhaltens (Verweis) 
erteilen. Missbilligende Äußerungen (Zurechtweisungen, Er-
mahnungen, Rügen und dergleichen), die nicht ausdrücklich 
als Verweis bezeichnet werden, sind keine Maßnahmen im 
Rahmen eines Verweis- oder Entpflichtungsverfahrens.

(7) Vor der Entpflichtung der ehrenamtlichen Vertretungen der 
Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- 
und Katastrophenschutzinspekteure, der Kreisjugendfeuerwehr-
wartinnen und -warte oder der Stadtjugendfeuerwehrwartinnen 
und -warte sowie deren Vertretungen, der Kreisausbilderinnen 
oder Kreisausbilder oder Ausbilderinnen und Ausbilder in kreis-
freien Städten sowie der ehrenamtlichen Kreisgerätewartinnen 
und -warte oder der ehrenamtlichen Gerätewartinnen und 
-warte in kreisfreien Städten ist die Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteurin oder der Brand- und Katastrophenschutzin-
spekteur anzuhören. Vor der Entpflichtung der ehrenamtlichen 
Leitenden Notärztinnen und ehrenamtlichen Leitenden Not-
ärzte und der ehrenamtlichen Organisatorischen Leiterinnen 
und der ehrenamtlichen Organisatorischen Leiter sollen die 
im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen an-
gehört werden, soweit die betroffene Person der beabsichtigten 
Anhörung nicht widerspricht. Mit der Entpflichtung endet das 
Dienstverhältnis mit dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt.
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(8) Ein Verweis oder eine Entpflichtung aus wichtigem 
Grund werden durch Verweis- oder Entpflichtungsverfügung 
ausgesprochen. Eines Vorverfahrens nach § 68 der Verwal-
tungsgerichtsordnung in der jeweils geltenden Fassung bedarf 
es nicht. Das Verwaltungsverfahren richtet sich nach dem 
Landesverwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Dezember 1976 
(GVBl. S. 308, BS 2010-3) in der jeweils geltenden Fassung. 
Das Landesdisziplinargesetz vom 2. März 1998 (GVBl. S. 29, 
BS 2031-1) in der jeweils geltenden Fassung sowie § 7 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 1 LBG finden keine Anwendung; § 30 Abs. 1 Satz 1 
bis 4 LBG findet entsprechende Anwendung.

(9) Bei Fehlen der fachlichen Ausbildung zur stellvertreten-
den ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspek-
teurin oder zum stellvertretenden ehrenamtlichen Brand- und 
Katastrophenschutzinspekteur kann die Bestellung unter der 
Bedingung erfolgen, dass die Ausbildung binnen zwei Jahren, 
in besonderen Fällen binnen drei Jahren, nachzuholen ist; 
während dieser Zeit wird die bestellte Person vorübergehend 
insoweit mit der Wahrnehmung der betreffenden Führungs-
funktion beauftragt, als sie fachlich geeignet ist. Während der 
vorübergehenden Beauftragung erfolgt noch keine Ernen-
nung zur Ehrenbeamtin oder zum Ehrenbeamten; die vor-
übergehende Beauftragung wird auf die Zehnjahresfrist nach 
Absatz 1 Satz 4 angerechnet. 

(10) Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastro-
phenschutzes zuständige Ministerium bestellt eine Landes-
brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder einen 
Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteur, die oder 
der die Zugangsvoraussetzung für das vierte Einstiegsamt 
des feuerwehrtechnischen Dienstes erfüllt. Diese oder dieser 
berät fachlich in den Angelegenheiten des Brand- und Kata
strophenschutzes die Staatsministerin oder den Staatsminister 
des für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophen-
schutzes zuständigen Ministeriums. Die Landesbrand- und 
Katastrophenschutzinspekteurin oder der Landesbrand- und 
Katastrophenschutzinspekteur arbeitet mit den Akteurinnen 
und Akteuren im Brand- und Katastrophenschutz und in der 
allgemeinen Hilfe zusammen.

§ 27 
Externe Notfallpläne für schwere Unfälle  

mit gefährlichen Stoffen

(1) Die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 erstellen 
innerhalb von zwei Jahren nach Erhalt der für die Erstellung 
externer Alarm- und Einsatzpläne erforderlichen Informatio-
nen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Störfall-Verordnung 
(12. BImSchV) in der Fassung vom 15. März 2017 (BGBl. I 
S. 483) in der jeweils geltenden Fassung Alarm- und Einsatz-
pläne als externe Notfallpläne für alle Betriebsbereiche der 
oberen Klasse im Sinne des § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 
Nr. 2 12. BImSchV. Diese sind mit den internen Alarm- und 
Gefahrenabwehrplänen der Betreiberin oder des Betreibers 
abzustimmen; § 8 Abs. 2 Satz 1 findet mit der Maßgabe ent-
sprechende Anwendung, dass gewährleistet sein muss, dass 
die Betreiberin oder der Betreiber unter Berücksichtigung 
des Einzelfalls oder nach allgemeinen Kriterien genügend In-
formationen zu den vom Betrieb ausgehenden Risiken liefert 
und jederzeit sowohl bei der Erstellung und Fortschreibung 
der externen Notfallpläne als auch im Fall eines schweren 
Unfalls oder eines unkontrollierten Ereignisses, von dem auf-
grund seiner Natur vernünftigerweise erwartet werden kann, 
dass es zu einem schweren Unfall führen könnte, auf fachli-
che Beratung über die von dem Betrieb ausgehenden Risiken 
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zurückgegriffen werden kann. Die Fristen für die Übermitt-
lung der für die Erstellung der externen Notfallpläne erfor-
derlichen Informationen durch die Betreiberin oder den Be-
treiber ergeben sich aus § 10 Abs. 1 Satz 2 12. BImSchV. Bei 
im Ausland gelegenen Betriebsbereichen können die kreis-
freien Städte und die Landkreise verlangen, dass die erforder-
lichen Informationen in deutscher Sprache vorgelegt werden. 

(2) Die kreisfreien Städte und die Landkreise, letztere im 
Einvernehmen mit ihren betroffenen Verbandsgemeinden, 
ihren verbandsfreien Gemeinden und ihren großen kreisan-
gehörigen Städten, können aufgrund der Informationen im 
Sicherheitsbericht nach § 9 12. BImSchV im Benehmen mit 
der Struktur- und Genehmigungsdirektion, bei Anlagen und 
Betrieben, die der Bergaufsicht unterliegen, im Benehmen 
mit dem Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz, entscheiden, dass sich die Erstellung eines externen 
Notfallplans erübrigt, wenn festgestellt wird, dass von dem 
Betrieb außerhalb des Betriebsgeländes keine Gefahr eines 
schweren Unfalls ausgehen kann, insbesondere Gefahren für 
die menschliche Gesundheit, die Umwelt und für Sachwerte 
in der Umgebung des Betriebs mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden können. Die Ent-
scheidung ist zu begründen. Bei einem nahe am Hoheitsge-
biet eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union 
gelegenen Betrieb setzt die kreisfreie Stadt oder der Landkreis 
den anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union von sei-
ner begründeten Entscheidung in Kenntnis.

(3) Der externe Notfallplan wird erstellt, um
1.	 Schadensfälle einzudämmen und unter Kontrolle zu brin-

gen, sodass die Auswirkungen möglichst geringgehalten 
und Schädigungen der menschlichen Gesundheit, der Um-
welt und von Sachwerten begrenzt werden können,

2.	 die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der menschli-
chen Gesundheit und der Umwelt vor den Auswirkungen 
schwerer Unfälle einzuleiten,

3.	 notwendige Informationen an die Öffentlichkeit sowie be-
troffene Behörden oder Dienststellen in dem betreffenden 
Gebiet weiterzugeben,

4.	 Aufräumarbeiten und Sofortmaßnahmen zur Wiederher-
stellung der Umwelt nach einem schweren Unfall einzu-
leiten und

5.	 eine verstärkte interkommunale Zusammenarbeit bei Katast-
rophenschutzmaßnahmen in schweren Notfällen zu fördern. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 bleibt unberührt. Externe Notfallpläne sind 
erforderlichenfalls von den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 genannten 
Aufgabenträgern in Abstimmung mit den internen Alarm- und 
Gefahrenabwehrplänen der Betreiberin oder des Betreibers un-
verzüglich anzuwenden, sobald es zu einem schweren Unfall 
kommt oder wenn ein unkontrolliertes Ereignis eintritt, von 
dem aufgrund seiner Natur vernünftigerweise erwartet werden 
kann, dass es zu einem schweren Unfall führen könnte. 

(4) Der externe Notfallplan muss insbesondere Angaben ent-
halten über 
1.	 Namen oder Stellung von Personen, die zur Einleitung 

von Notfallmaßnahmen sowie zur Durchführung und 
Koordinierung von Maßnahmen außerhalb des Betriebs-
geländes ermächtigt sind,

2.	 Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frühwarnun-
gen, zur Alarmauslösung und zur Benachrichtigung der 
Einsatzkräfte,

3.	 Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Umsetzung des 
externen Notfallplans notwendigen Einsatzmittel,

4.	 Vorkehrungen zur Unterstützung von Abhilfemaßnahmen 
auf dem Betriebsgelände, auch für den Fall, dass betriebliche 
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Einrichtungen nicht funktionsfähig sein sollten, die zur Be-
grenzung der Folgen schwerer Unfälle für die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt vorzuhalten oder vorhanden 
sind; diese unterstützenden Maßnahmen lassen die Verant-
wortlichkeit des Betriebs für etwaige Folgen unberührt,

5.	 Vorkehrungen für Abhilfemaßnahmen außerhalb des Be-
triebsgeländes, einschließlich Reaktionsmaßnahmen auf 
Szenarien schwerer Unfälle, wie im Sicherheitsbericht be-
schrieben, und unter Berücksichtigung möglicher Domino-
Effekte im Sinne von § 15 Abs. 1 12. BImSchV einschließ-
lich solcher, die Auswirkungen auf die Umwelt haben, 

6.	 Vorkehrungen zur Unterrichtung insbesondere der Öf-
fentlichkeit und aller benachbarten Betriebe, Betriebsbe-
reiche, auch wenn diese nicht in den Geltungsbereich der 
Störfall-Verordnung fallen, sowie von Einrichtungen mit 
Publikumsverkehr, öffentlich genutzten Gebäuden und 
Gebieten einschließlich Schulen, Kindertagesstätten und 
Krankenhäusern über den Unfall sowie über das richtige 
Verhalten; diese Informationen müssen auch auf elektro-
nischem Weg zur Verfügung gestellt und auf dem neuesten 
Stand gehalten werden und

7.	 Vorkehrungen zur unverzüglichen Unterrichtung der Ein-
satzkräfte anderer Länder und Staaten bei einem schweren 
Unfall mit möglichen grenzüberschreitenden Folgen.

(5) Der Entwurf des externen Notfallplans und wesentliche 
Planänderungen sind von den Kreisverwaltungen, in kreisfreien 
Städten von den Stadtverwaltungen, im Gefährdungsbereich des 
Betriebs, auch unter Berücksichtigung möglicher Domino-Ef-
fekte im Sinne des § 15 Abs. 1 12. BImSchV frühzeitig zur An-
hörung der Öffentlichkeit für die Dauer eines Monats öffentlich 
auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine 
Woche vorher öffentlich mit dem Hinweis bekannt zu machen, 
dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Auslegung erfolgt mit den 
Funktionsbezeichnungen der erfassten Personen; sonstige per-
sonenbezogene Daten und geheimhaltungsbedürftige Angaben, 
wie Namen, private und verdeckte Telefonnummern und sons-
tige Kommunikationsadressen, sind unkenntlich zu machen. 
Auf Antrag der Betreiberin oder des Betreibers, der oder dem 
der Entwurf des externen Notfallplans oder eine wesentliche 
Planänderung mindestens eine Woche vor der Bekanntmachung 
nach Satz  2 zu übermitteln ist, sind bisher unveröffentlichte 
Angaben über den Betrieb unkenntlich zu machen, soweit das 
Interesse der Betreiberin oder des Betreibers daran das Interes-
se der Öffentlichkeit an der Bekanntmachung überwiegt. Die 
fristgemäß vorgebrachten Bedenken und Anregungen sind zu 
prüfen; das Ergebnis ist denjenigen, die Bedenken und Anregun-
gen fristgemäß vorgebracht haben, mitzuteilen. Haben mehr als 
50 Personen Bedenken und Anregungen mit im Wesentlichen 
gleichem Inhalt vorgebracht, kann die Mitteilung des Ergebnis-
ses der Prüfung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen 
die Einsicht in das Ergebnis ermöglicht wird. Die Stelle, bei der 
das Ergebnis der Prüfung während der Dienststunden eingese-
hen werden kann, ist öffentlich bekannt zu machen. Wird der 
Entwurf des externen Notfallplans nach der Auslegung geändert 
oder ergänzt, ist er erneut auszulegen. Bei der erneuten Ausle-
gung kann bestimmt werden, dass Bedenken und Anregungen 
nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen vorgebracht wer-
den können; hierauf ist in der erneuten Bekanntmachung hin-
zuweisen. Werden durch die Änderung oder Ergänzung des 
Entwurfs die Grundzüge der Planung nicht berührt oder sind 
die Änderungen oder Ergänzungen im Umfang geringfügig oder 
von geringer Bedeutung, kann von einer erneuten öffentlichen 
Auslegung abgesehen werden.
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(6) Die zuständigen Aufgabenträger (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) ha-
ben die von ihnen erstellten externen Notfallpläne in angemes-
senen Abständen von höchstens drei Jahren unter Beteiligung 
der Betreiberin oder des Betreibers und unter Berücksichtigung 
der internen Notfallpläne zu überprüfen, zu erproben und er-
forderlichenfalls zu überarbeiten und auf den neuesten Stand 
zu bringen. Bei dieser Überprüfung sind Veränderungen in den 
Betrieben und bei den Aufgabenträgern (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) 
Erfahrungen aus Einsätzen und Übungen, neue technische Er-
kenntnisse und Erkenntnisse darüber, wie bei schweren Un-
fällen zu handeln ist, zu berücksichtigen.

(7) Kann ein anderes Land oder ein anderer Mitgliedstaat der 
Europäischen Union von den grenzüberschreitenden Wirkun-
gen eines Betriebsbereichs im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 betrof-
fen werden, macht die Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten 
die Stadtverwaltung, den zuständigen Behörden der betroffenen 
Länder und den von dem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union benannten Behörden ausreichende Informationen 
zugänglich, damit sie gegebenenfalls die Vorgaben der Artikel 12 
und 14 der Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und 
anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates 
(ABl. EU Nr. L 197 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung um-
setzen können. Bei einem nahe am Hoheitsgebiet eines anderen 
Landes oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union gelegenen Betrieb unterrichtet die Kreisverwaltung, in 
kreisfreien Städten die Stadtverwaltung, die von dem anderen 
Land oder anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union be-
nannten Behörden über Entscheidungen gemäß Absatz 2 Satz 1. 
Wenn das andere Land oder der andere Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union die zu beteiligenden Behörden nicht benannt 
hat, ist die oberste für den Katastrophenschutz zuständige Be-
hörde des anderen Landes oder des anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union zu unterrichten.

§ 28 
Externe Notfallpläne  

für bergbauliche Abfallentsorgungseinrichtungen

Für die Erstellung externer Notfallpläne bei Abfallentsor-
gungseinrichtungen der Kategorie A im Sinne des § 22 a der 
Allgemeinen Bundesbergverordnung vom 23. Oktober 1995 
(BGBl. I S. 1466) in der jeweils geltenden Fassung und des 
§ 6 der Gewinnungsabfallverordnung vom 27. April 2009 
(BGBl. I S. 900, 947) gilt § 27 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass § 27 Abs. 2 Satz 1 nicht anwendbar ist und die 
Unternehmerin oder der Unternehmer vor Inbetriebnahme 
einer Abfallentsorgungseinrichtung der Kategorie A die zur 
Erstellung externer Notfallpläne erforderlichen Informa-
tionen an die für die externe Notfallplanung federführende 
Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten an die Stadtverwal-
tung, zu übermitteln hat.

Abschnitt 3 
Abwehrende Maßnahmen

§ 29 
Maßnahmen der Gefahrenabwehr  

im Katastrophenschutz

Die Aufgabenträger ergreifen alle notwendigen Maßnahmen 
zur Abwehr von Gefahren durch Großschadensereignisse 
und Katastrophenfälle.
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§ 30 
Katastrophenvoralarm

(1) Bei Bekanntwerden eines Ereignisses, bei dem tatsächliche 
Anhaltspunkte für die Annahme bestehen, dass ein Katastro-
phenfall im Sinne des § 1 Abs. 5 eintreten wird, kann die Lei-
tung der unteren Katastrophenschutzbehörde, namentlich die 
Landrätin oder der Landrat, die Oberbürgermeisterin oder der 
Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt, den Katastrophen-
voralarm gemäß der Alarm- und Einsatzpläne auslösen. Sie 
kann ihn auch aufheben. Bei Vorliegen von radiologischen Ge-
fahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische An-
lagen, erfolgt dies durch die Präsidentin oder den Präsidenten 
des Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz.

(2) Der Katastrophenvoralarm kann im eigenen Zuständig-
keitsbereich auch in nicht direkt betroffenen Gebieten zur 
Sicherstellung der Unterstützung in Katastrophengebieten 
ausgelöst werden. 

(3) Die untere Katastrophenschutzbehörde legt den Zeit-
punkt, in dem der Katastrophenvoralarm wirksam wird, und 
das Gebiet, für das der Katastrophenvoralarm gilt, fest.

(4) Nach der Auslösung des Katastrophenvoralarms ordnet 
die untere Katastrophenschutzbehörde die Maßnahmen, die 
zur Abwendung des Katastrophenfalls oder zur Vorbereitung 
auf dessen Eintritt erforderlich sind, an.

(5) Über die Auslösung und Aufhebung des Katastrophen-
voralarms ist die obere Katastrophenschutzbehörde unver-
züglich in Kenntnis zu setzen.

(6) An Stelle der unteren Katastrophenschutzbehörde kann 
die obere Katastrophenschutzbehörde den Katastrophen-
voralarm für den Zuständigkeitsbereich einer unteren Kata
strophenschutzbehörde oder mehrerer unterer Katastrophen-
schutzbehörden auslösen und aufheben.

§ 31 
Bekanntgabe des Katastrophenfalls

(1) Die Landrätin oder der Landrat oder die Oberbürgermeis-
terin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien Stadt als 
untere Katastrophenschutzbehörde gibt den Eintritt des Ka-
tastrophenfalls unverzüglich unter Angabe des Umfangs des 
betroffenen Gebiets in geeigneter Weise öffentlich bekannt. 
Sie oder er unterrichtet unverzüglich die obere Katastrophen-
schutzbehörde und die benachbarten unteren Katastrophen-
schutzbehörden. Bei Vorliegen von radiologischen Gefahren, 
insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen, 
erfolgt dies durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz.

(2) Liegen die Voraussetzungen eines Katastrophenfalls im 
Sinne dieses Gesetzes nicht mehr vor, so hat der in Absatz 1 
genannte Personenkreis das Ende des Katastrophenfalls in ge-
eigneter Weise öffentlich bekanntzugeben. 

(3) An Stelle der unteren Katastrophenschutzbehörde kann 
die obere Katastrophenschutzbehörde den Eintritt oder das 
Ende eines Katastrophenfalls in geeigneter Weise öffentlich 
bekanntgeben. 
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Teil 4 
Allgemeine Vorschriften

Abschnitt 1 
Alarm- und Einsatzplanung

§ 32 
Alarm- und Einsatzplanung der  
kommunalen Aufgabenträger

(1) Die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 
die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte stellen 
Alarm- und Einsatzpläne für den Brandschutz und die all-
gemeine Hilfe auf, die bei Verbandsgemeinden und kreis-
angehörigen Gemeinden mit den Alarm- und Einsatzplänen 
des Landkreises in Einklang stehen und auch ein mit dem 
Landkreis abgestimmtes Konzept zur Warnung und Infor-
mation der Bevölkerung bei Großschadensereignissen und 
Katastrophenfällen beinhalten. Die Federführung für die Ab-
stimmung obliegt den Landkreisen. 

(2) Die Landkreise haben zur Erfüllung ihrer Aufgaben im 
überörtlichen Brandschutz und in der überörtlichen allgemei-
nen Hilfe Alarm- und Einsatzpläne, die mit den Alarm- und 
Einsatzplänen der Verbandsgemeinden und kreisangehörigen 
Gemeinden im Einklang stehen, aufzustellen. Die Federfüh-
rung für die Abstimmung obliegt den Landkreisen.

(3) Die Landkreise und kreisfreien Städte stellen Alarm- und 
Einsatzpläne für den Katastrophenschutz auf, die auch ein 
Konzept zur Warnung und Information der Bevölkerung bei 
Großschadensereignissen und Katastrophenfällen beinhalten, 
die im Falle der Landkreise mit den Alarm- und Einsatzplä-
nen und dem Konzept zur Warnung und Information der 
Bevölkerung der Verbandsgemeinden und kreisangehörigen 
Gemeinden in Einklang stehen. Die Federführung für die Ab-
stimmung obliegt den Landkreisen.

(4) Alarm- und Einsatzpläne im Sinne der Absätze 1 bis 3 
sind in angemessenen Abständen von höchstens fünf Jahren 
fortzuschreiben sowie der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Bei 
der Aufstellung und Fortschreibung sollen auch die Belange 
von Kindern und von Menschen mit körperlichen, seelischen 
oder geistigen Beeinträchtigungen berücksichtigt werden.

Abschnitt 2 
Einsatzleitung

Unterabschnitt 1 
Allgemeines

§ 33 
Gesamtleitung

(1) Die Gesamtleitung hat
1.	 die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister für den Brand-

schutz und die allgemeine Hilfe,
2. 	die Landrätin oder der Landrat, die Oberbürgermeisterin 

oder der Oberbürgermeister für den Katastrophenschutz 
mit Ausnahme der Nummer 3, oder

3. 	die Präsidentin oder der Präsident des Landesamtes für 
Brand- und Katastrophenschutz im Katastrophenfall 
bei radiologischen Gefahren, insbesondere bei Gefahren 
durch kerntechnische Anlagen.

(2) Bis zur Ausübung der Gesamtleitung durch den zuständi-
gen Aufgabenträger nimmt die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister die Gesamtleitung für ihre oder seine Verbands-
gemeinde oder Gemeinde bei Großschadensereignissen und 
Katastrophenfällen wahr.
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(3) Die Gesamtleitung kann von den in Absatz 1 genannten 
Amtsträgerinnen und Amtsträgern nicht übertragen werden.

§ 34 
Übernahme und Zuweisung der Gesamtleitung 

(1) Die Landkreise können im Brandschutz und in der allge-
meinen Hilfe, das Landesamt für Brand- und Katastrophen-
schutz kann im Fall eines Großschadensereignisses die Gesamt-
leitung selbst übernehmen oder eine anderweitige Zuweisung 
der Gesamtleitung an einen anderen ihrer oder seiner Aufsicht 
unterstehenden kommunalen Aufgabenträger vornehmen,
1.	 wenn zentrale Abwehrmaßnahmen notwendig sind oder
2.	 wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine 

effektive Gefahrenabwehr durch den zuständigen Aufga-
benträger nicht möglich ist.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Übernahme 
oder Zuweisung der Gesamtleitung haben keine aufschieben-
de Wirkung.

(2) Im Katastrophenfall kann die obere Katastrophenschutz-
behörde die Gesamtleitung selbst übernehmen oder eine an-
derweitige Zuweisung der Gesamtleitung an eine nachgeord-
nete Katastrophenschutzbehörde vornehmen, 
1.	 wenn zentrale Abwehrmaßnahmen auf Landesebene not-

wendig sind,
2.	 wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine 

effektive Gefahrenabwehr durch die zuständige untere Ka-
tastrophenschutzbehörde nicht möglich ist, oder

3.	 wenn die Gesamtleitung der zuständigen unteren Kata
strophenschutzbehörde der zuständigen oberen Katastro-
phenschutzbehörde mitteilt, dass sie nicht in der Lage ist, 
die mit der Bewältigung des Katastrophenfalls zusammen-
hängenden Aufgaben ausreichend auszuüben; diese Erklä-
rung soll in Textform abgegeben werden.

§ 35 
Aufgaben und Befugnisse der Gesamtleitung

Die Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter muss die zur Gefah-
renabwehr notwendigen Einsatz- und Verwaltungsmaßnah-
men veranlassen, koordinieren, entscheiden und verantworten. 
Sie oder er bedient sich zur Erfüllung dieser Aufgaben einer 
operativ-taktischen Komponente und einer administrativ-orga-
nisatorischen Komponente. Die eingesetzten Aufgabenträger 
und die mitwirkenden Hilfsorganisationen sowie deren Ein-
satzkräfte sind an die Weisungen der Gesamtleitung gebunden.

Unterabschnitt 2 
Operativ-taktische Komponente

§ 36 
Operativ-taktische Einsatzleitung

(1) Mit der Sicherstellung der operativ-taktischen Einsatzlei-
tung beauftragt 
1.	 die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Wehrleite-

rin oder den Wehrleiter für den Brandschutz und die all-
gemeine Hilfe,

2.	 die Landrätin oder der Landrat sowie die Oberbürgermeis-
terin oder der Oberbürgermeister die Brand- und Katastro-
phenschutzinspekteurin oder den Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteur für den Katastrophenschutz mit Ausnahme 
im Katastrophenfall bei radiologischen Gefahren, insbeson-
dere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen. 

Die Wehrleiterin oder der Wehrleiter kann für Einsätze ge-
eignete Personen mit der Qualifikation als Gruppen-, Zug- 
oder Verbandsführerin oder -führer bestimmen, die die Auf-
gaben der operativ-taktischen Einsatzleitung übernehmen. 
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(2) In besonderen Fällen kann die gemeinsame Aufsichts-
behörde oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, das 
Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz, eine opera-
tiv-taktische Einsatzleiterin oder einen operativ-taktischen 
Einsatzleiter zur einheitlichen Wahrnehmung der Abwehr-
maßnahmen bestimmen.

(3) In Betrieben mit einer Werkfeuerwehr hat die Leiterin 
oder der Leiter der Werkfeuerwehr die operativ-taktische 
Einsatzleitung. Wird neben der Werkfeuerwehr eine Berufs-
feuerwehr oder eine freiwillige Feuerwehr mit hauptamtli-
chen Feuerwehrangehörigen, welche über eine ständig mit 
mindestens sechs hauptamtlichen Funktionen besetzte Feu-
erwache verfügt, eingesetzt, so bilden sie eine gemeinsame 
operativ-taktische Einsatzleitung, deren Führung bei haupt-
beruflicher Werkfeuerwehr bei deren Leiterin oder Leiter, 
sonst bei der operativ-taktische Einsatzleitung nach Absatz 1 
liegt. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann be-
stimmen, dass die operativ-taktische Einsatzleitung auf die 
Wehrleiterin oder den Wehrleiter übergeht, wenn Gefahren 
für die Allgemeinheit drohen.

§ 37 
Befugnisse der operativ-taktischen Einsatzleitung

(1) Die operativ-taktische Einsatzleiterin oder der opera-
tiv-taktische Einsatzleiter veranlasst nach pflichtgemäßem 
Ermessen die zur Gefahrenabwehr notwendigen Maßnah-
men. Hierbei sind die von den in ihrem Aufgabenbereich 
berührten Fachbehörden für erforderlich gehaltenen Maß-
nahmen zu berücksichtigen. Gemeinsame Einsätze von 
Akteurinnen und Akteuren im Brand- und Katastrophen-
schutz sind so zu organisieren, dass ein abgestimmtes Han-
deln unter einer einheitlichen operativ-taktischen Einsatz-
leitung gewährleistet ist. 

(2) Ist eine größere Anzahl Verletzter, Erkrankter oder an-
derer Betroffener zu versorgen, hat die operativ-taktische 
Einsatzleiterin oder der operativ-taktische Einsatzleiter eine 
Leitende Notärztin oder einen Leitenden Notarzt und eine 
Organisatorische Leiterin oder einen Organisatorischen 
Leiter damit zu beauftragen, schnellstmöglich eine den not-
fallmedizinischen Grundsätzen entsprechende Versorgung 
zu veranlassen.

(3) Die operativ-taktische Einsatzleiterin oder der operativ-
taktische Einsatzleiter führt die erforderlichen Sicherheits-
maßnahmen durch, soweit diese nicht von der Polizei oder 
anderen zuständigen Stellen getroffen werden, und kann ins-
besondere das Betreten des Einsatzgebiets oder einzelner Ein-
satzbereiche verbieten, Personen von dort verweisen und das 
Einsatzgebiet oder einzelne Einsatzbereiche sperren und räu-
men lassen, soweit dies zur Abwehr von Gefahren nach § 1 
Abs. 1 erforderlich ist. Bei Gefahren, bei denen eine größere 
Anzahl von Menschen oder erhebliche Sachwerte gefährdet 
werden können, kann die operativ-taktische Einsatzleiterin 
oder der operativ-taktische Einsatzleiter auch das Verlassen 
eines größeren Gebiets empfehlen (Evakuierungsempfeh-
lung) oder für Bereiche, in denen akute Lebensgefahr oder 
schwere Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung drohen, 
anordnen (Evakuierungsanordnung).

(4) Die operativ-taktische Einsatzleiterin oder der opera-
tiv-taktische Einsatzleiter hat die Befugnisse einer Vollstre-
ckungsbeamtin oder eines Vollstreckungsbeamten nach dem 
III. Abschnitt des Ersten Teils des Landesverwaltungsvollstre-
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ckungsgesetzes vom 8. Juli 1957 (GVBl. S. 101, BS 2010-2), in 
der jeweils geltenden Fassung.

(5) Sicherheitsmaßnahmen der Polizei oder anderer zustän-
diger Stellen sollen im Einvernehmen mit der operativ-tak-
tischen Einsatzleiterin oder dem operativ-taktischen Einsatz-
leiter angeordnet und wieder aufgehoben werden.

(6) Feuerwehrangehörige, Leitende Notärztinnen und Leiten-
de Notärzte, Organisatorische Leiterinnen und Organisatori-
sche Leiter, Helfende der Hilfsorganisationen, im Rettungs-
dienst eingesetzte Rettungshelfende, Rettungssanitäterinnen 
und -sanitäter, Rettungsassistentinnen und -assistenten, Not-
fallsanitäterinnen und -sanitäter und Notärztinnen und Not-
ärzte haben die Befugnisse der operativ-taktischen Einsatzlei-
terin oder des operativ-taktischen Einsatzleiters, wenn diese 
oder dieser die notwendigen Maßnahmen nicht selbst ver-
anlassen kann. Dies gilt nicht für Evakuierungsanordnungen 
oder Evakuierungsempfehlungen.

(7) Bei Gefahr im Verzug kann eine Allgemeinverfügung
1.	 mit dem Hinweis ortsüblich öffentlich bekannt gegeben 

werden, dass der Verwaltungsakt am Tag nach der orts-
üblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben gilt; All-
gemeinverfügungen des Landesamtes für Brand- und Kata-
strophenschutz können auch in den Verkündungsblättern 
der kommunalen Aufgabenträger bekannt gemacht wer-
den; in der ortsüblichen Bekanntmachung ist anzugeben, 
wo der Verwaltungsakt und seine Begründung eingesehen 
werden können, oder

2.	 durch Rundfunk, Fernsehen, Warn-Apps und ähnliche An-
wendungen für mobile Endgeräte, Tageszeitungen oder auf 
andere Weise bekannt gegeben werden, sofern eine ortsübli-
che öffentliche Bekanntmachung nach den gegebenen Um-
ständen nicht möglich ist oder nicht ausreicht.

(8) Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Anfech-
tungsklage entfällt bei unaufschiebbaren Anordnungen und 
Maßnahmen der operativ-taktischen Einsatzleiterin oder des 
operativ-taktischen Einsatzleiters und der in Absatz 6 genann-
ten Personen bei Einsätzen zur Abwehr von Gefahren nach § 1 
Abs. 1; dies gilt auch in den Fällen des § 43 Abs. 1 und 3, § 44 
Abs. 1 und § 45, soweit es sich um Einsätze handelt.

(9) Die Aufgabenträger stellen durch organisatorische Maß-
nahmen sicher, dass in der operativ-taktischen Komponente 
jede erforderliche Funktion schichtfähig besetzt ist.

Unterabschnitt 3 
Administrativ-organisatorische Komponente 

§ 38 
Administrativ-organisatorische Leitung 

(1) Die Gesamtleitung beauftragt eine fachlich und persönlich 
geeignete Person mit der Einrichtung und der Leitung der ad-
ministrativ-organisatorischen Komponente.

(2) Der administrativ-organisatorischen Komponente ge-
hören neben eigenen Leitungskräften und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern Vertreterinnen und Vertreter der in Kata
strophenfällen mitwirkenden Behörden und Stellen an. Die 
Behörden und Dienststellen des Landes sowie die der Auf-
sicht des Landes unterliegenden Träger öffentlicher Aufgaben 
haben bei Anforderung durch die Leiterin oder den Leiter der 
administrativ-organisatorische Komponente mitzuwirken.
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§ 39 
Aufgaben der administrativ organisatorischen Leitung

Die administrativ-organisatorische Leitung koordiniert alle 
in Zusammenhang mit dem Schadensereignis stehenden er-
forderlichen Verwaltungsmaßnahmen. Sie stellt durch or-
ganisatorische Maßnahmen sicher, dass jede erforderliche 
Funktion nach § 38 Abs. 2 schichtfähig besetzt ist.

Abschnitt 3 
Warnung und Information der Bevölkerung

§ 40 
Durchführung der Warnung und Information

(1) Die Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter oder die von 
ihr oder ihm beauftragten Personen haben die Warnung und 
Information der Bevölkerung nach Erkennung der Gefahr 
gemäß dem Konzept zur Warnung und Information der Be-
völkerung nach § 32 zu veranlassen.

(2) Bei Gefahr im Verzug und wenn die warnverantwortli-
che Person nach Absatz 1 die Warnung und Information der 
Bevölkerung nicht oder nicht rechtzeitig veranlasst, hat der 
Aufgabenträger, der die Gefahr erkannt hat, die Warnung 
und Information im eigenen Zuständigkeitsbereich eigen-
ständig zu veranlassen.

(3) Der Warninhalt muss für jedermann leicht verständlich 
und hinreichend konkret formuliert werden. Jede Warnung 
ist mit konkreten Verhaltenshinweisen für die Bevölkerung 
zu versehen.

§ 41 
Warnmittel

Die Aufgabenträger haben zur Warnung und Information 
der Bevölkerung das vom Bund für die Zwecke der Zivilen 
Verteidigung zur Verfügung gestellte Warnsystem zu nutzen. 
Sie können zusätzlich auch weitere Warnmittel verwenden.

Abschnitt 4 
Pflichten Dritter, Entschädigung

§ 42 
Gefahrenmeldung

Wer einen Brand oder ein sonstiges Ereignis, durch das Men-
schen oder erhebliche Sachwerte gefährdet sind, bemerkt, ist 
verpflichtet, dies unverzüglich der Polizei, der Feuerwehr 
oder einer sonstigen in Betracht kommenden Stelle zu mel-
den. Wer zur Übermittlung einer Gefahrenmeldung ersucht 
wird, ist hierzu im Rahmen seiner Möglichkeiten verpflich-
tet, wenn die ersuchende Person zur Gefahrenmeldung nicht 
selbst imstande ist.

§ 43 
Hilfeleistungspflichten

(1) Jede über 18 Jahre alte Person ist auf Anordnung der ope-
rativ-taktischen Einsatzleiterin oder des operativ-taktischen 
Einsatzleiters oder einer von dieser oder diesem beauftragten 
Person im Rahmen ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten zur 
Hilfeleistung verpflichtet, um von der einzelnen Person oder 
der Allgemeinheit unmittelbare Gefahren abzuwenden oder 
um erhebliche Schäden zu beseitigen. Die Hilfeleistung kann 
nur verweigern, wer durch sie eine erhebliche eigene Gefahr 
befürchten oder andere wichtige Pflichten verletzen müsste.

(2) Personen, die zur Hilfeleistung verpflichtet werden oder 
mit Zustimmung der operativ-taktischen Einsatzleiterin 
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oder des operativ-taktischen Einsatzleiters freiwillig bei der 
Gefahrenbekämpfung oder der unmittelbar anschließenden 
Beseitigung erheblicher Schäden Hilfe leisten, haben für die 
Dauer ihrer Hilfeleistung die Rechtsstellung von Helfenden 
der Hilfsorganisationen (§ 48). § 47 Abs. 2 bis 8 und 9 Nr. 1 
und 3 und Abs. 10 gilt entsprechend.

(3) Auf Anordnung der operativ-taktischen Einsatzleiterin 
oder des operativ-taktischen Einsatzleiters oder einer von die-
ser oder diesem beauftragten Person sind
1.	 dringend benötigte Hilfsmittel, insbesondere Fahrzeu-

ge, Geräte, Maschinen, Materialien, Rettungshunde und 
andere Tiere, bauliche Anlagen oder Einrichtungen, die 
zur Abwendung einer unmittelbar bevorstehenden oder 
bereits eingetretenen Gefahr oder zur Beseitigung erheb-
licher Schäden geeignet und erforderlich sind, einschließ-
lich des zum Betrieb erforderlichen Personals und der 
erforderlichen Einrichtungen, von jeder natürlichen und 
juristischen Person sowie von Personenvereinigungen 
einschließlich ihrer Verrichtungsgehilfinnen und Verrich-
tungsgehilfen,

2.	 dringend benötigtes Verbrauchsmaterial, dringend benö-
tigte Betriebs- und Brennstoffe, Lebens- und Futtermit-
tel, dringend benötigtes Trinkwasser, dringend benötigte 
elektrische Energie einschließlich der zu ihrer Erzeugung 
erforderlichen Geräte und Einrichtungen sowie des erfor-
derlichen Personals und sonstige dringend benötigte Sach-, 
Dienst- und Werkleistungen von den damit Handeltreiben-
den, den Inhabern von Gewerbebetrieben, einschließlich 
der Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und 
Besitzer sowie sonstigen Nutzungsberechtigten von Be-
triebs- und Brennstoffen, tanktechnischen und anderen zur 
Bereitstellung erforderlichen Anlagen sowie der dazugehö-
renden Kassensysteme, einschließlich ihrer Verrichtungsge-
hilfinnen und Verrichtungsgehilfen, und

3.	 bei großflächigen Evakuierungen Beherbergungsstätten 
oder sonstige geeignete bauliche Anlagen und Einrichtun-
gen zur kurzfristigen Unterbringung evakuierter Perso-
nen einschließlich des zum Betrieb erforderlichen Perso-
nals und der erforderlichen Einrichtungen von den Eigen-
tümerinnen und Eigentümern, Besitzerinnen und Besit-
zern sowie sonstigen Nutzungsberechtigten einschließlich 
ihrer Verrichtungsgehilfinnen und Verrichtungsgehilfen

bereitzustellen. Mehrere zur Bereitstellung Verpflichtete 
schulden als Gesamtschuldnerinnen und Gesamtschuldner. 
Leistungen dürfen nur angefordert werden, wenn der Be-
darf auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur 
mit unverhältnismäßigen Mitteln gedeckt werden kann. Die 
Anforderung ist auf das unerlässliche Maß zu beschränken. 
Alle Anforderungen sind so zu gestalten und durchzuführen, 
dass keiner betroffenen natürlichen oder juristischen Person 
vermeidbare Nachteile entstehen. Der Lebensbedarf der be-
troffenen natürlichen Personen muss gewährleistet bleiben. 
Wohnräume, die für den unentbehrlichen Wohnbedarf der 
Besitzerin oder des Besitzers und der zu ihrem Hausstand 
gehörenden Personen erforderlich sind, dürfen nicht ange-
fordert werden. § 2 Abs. 1 und 2, §§ 4, 12 und 13 Abs. 1 
des Bundesleistungsgesetzes vom 19. Oktober 1956 (BGBl. I 
S. 815) in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. 
Die Hilfeleistung kann nur verweigern, wer durch sie eine 
erhebliche eigene Gefahr befürchten oder andere wichtige 
Pflichten verletzen müsste.

(4) Die Aufgabenträger sind berechtigt, Personen mit beson-
deren Kenntnissen oder Fähigkeiten zur Hilfeleistung sowie 
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Hilfsmittel nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1, Verbrauchsmaterial 
nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2, Beherbergungsstätten, bauliche 
Anlagen und Einrichtungen zur kurzfristigen Unterbringung 
evakuierter Personen nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 zu erfassen; 
die betreffenden natürlichen und juristischen Personen, Per-
sonenvereinigungen sowie die Eigentümerinnen und Eigen-
tümer, Besitzerinnen und Besitzer oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten sind verpflichtet, die notwendigen Auskünfte zu 
erteilen und Änderungen zu melden.

(5) Absatz 2 gilt für Personen, die freiwillig mit Zustimmung 
der operativ-taktischen Einsatzleiterin oder des operativ-tak-
tischen Einsatzleiters bei Übungen mitwirken, entsprechend.

§ 44 
Duldungspflichten

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Be-
sitzer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken, 
baulichen Anlagen oder Schiffen im Einsatzgebiet, in einzel-
nen Einsatzbereichen oder in deren Nähe sind verpflichtet, zur 
Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden oder bereits einge-
tretenen Gefahr oder zur Beseitigung erheblicher Schäden
1.	 den Zutritt und die Zufahrt zu ihren Grundstücken, bau-

lichen Anlagen oder Schiffen durch Einsatzkräfte insbe-
sondere für Lösch- und Rettungsarbeiten zu dulden,

2.	 Lösch-, Rettungs- und andere Maßnahmen im Bereich 
ihrer Grundstücke, baulichen Anlagen und Schiffe zu dul-
den und 

3.	 auf Anforderung der operativ-taktischen Einsatzleiterin 
oder des operativ-taktischen Einsatzleiters Wasservorräte, 
die sich in ihrem Besitz befinden oder auf ihren Grund-
stücken gefördert werden können, sowie sonstige Hilfs-
mittel, die insbesondere zur Abwehr einer unmittelbar 
bevorstehenden oder bereits eingetretenen Gefahr oder 
zur Beseitigung erheblicher Schäden geeignet sind, zur 
Verfügung zu stellen, zur Benutzung zu überlassen oder 
deren Nutzung zu dulden.

Sie haben die von der operativ-taktischen Einsatzleiterin 
oder dem operativ-taktischen Einsatzleiter insbesondere 
zur Entfaltung der Lösch- und Rettungsarbeiten oder zur 
Verhinderung der weiteren Ausbreitung eines Brandes oder 
einer anderen unmittelbar bevorstehenden oder bereits ein-
getretenen Gefahr oder zur Beseitigung erheblicher Schäden 
angeordneten Maßnahmen, insbesondere die Räumung von 
Grundstücken und baulichen Anlagen, die Beseitigung von 
Pflanzen, Einfriedungen, Gebäudeteilen, Gebäuden, Anlagen 
oder die Entfernung von Fahrzeugen, Maschinen und Lager-
gut, zu dulden.

(2) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Be-
sitzer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken, 
baulichen Anlagen oder Schiffen sind verpflichtet, die An-
bringung von zur Aufgabenerfüllung im Brandschutz, in der 
allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz notwendigen 
Alarmeinrichtungen und Einrichtungen zur Kommunikation 
und Alarmierung von Einsatzkräften sowie von Hinweisschil-
dern für Zwecke des Brandschutzes, der allgemeinen Hilfe und 
des Katastrophenschutzes entschädigungslos zu dulden, wenn 
dies zu keiner unverhältnismäßigen Belastung führt.

§ 45 
Verhalten der Bevölkerung  

bei Hilfsmaßnahmen oder Übungen

Personen, die an den Hilfsmaßnahmen oder Übungen nicht 
beteiligt sind, dürfen den Einsatz nicht behindern. Sie sind 
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verpflichtet, die Anweisungen der operativ-taktischen Ein-
satzleiterin oder des operativ-taktischen Einsatzleiters, der 
Feuerwehrangehörigen, der Leitenden Notärztinnen und 
Leitenden Notärzte, der Organisatorischen Leiterinnen und 
Organisatorischen Leiter, der Helfenden der Hilfsorganisati-
onen, der im Rettungsdienst eingesetzten Rettungshelfenden, 
Rettungssanitäterinnen und -sanitäter, Rettungsassistentin-
nen und -assistenten, Notfallsanitäterinnen und Notfallsani-
täter, Notärztinnen und Notärzte, der Polizei und der allge-
meinen Ordnungsbehörden zu befolgen.

§ 46 
Entschädigung, Rechtsweg und Verjährung

(1) Wer durch Inanspruchnahme nach den §§ 43, 44, 52 oder 
in Erfüllung einer ihm aufgrund dieses Gesetzes obliegenden 
Verpflichtung zur Hilfeleistung einen Schaden erleidet, kann 
von dem Aufgabenträger, der ihn in Anspruch genommen 
hat, eine angemessene Entschädigung verlangen, soweit er 
nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag. Bei ge-
sundheitlichen Schäden ist Entschädigung in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Siebten Buches Sozialge-
setzbuch in der jeweils geltenden Fassung zu gewähren.

(2) Ein Ersatzanspruch besteht nicht, soweit die Maßnahmen 
zum Schutz der Gesundheit oder des Eigentums der Ge-
schädigten oder des Geschädigten, der zu ihrem oder seinem 
Haushalt gehörenden Personen oder ihrer oder seiner Be-
triebsangehörigen getroffen worden sind. Dies gilt auch bei 
Evakuierungsempfehlungen und Evakuierungsanordnungen. 
Ein Ersatzanspruch besteht auch dann nicht, wenn die Maß-
nahme in den Aufgabenbereich des jeweiligen Aufgabenträ-
gers fällt.

(3) Der zur Entschädigung verpflichtete Aufgabenträger 
kann für Entschädigungen, die er nach Absatz 1 leistet, von 
demjenigen Ersatz verlangen, der schuldhaft das den Einsatz 
erfordernde Ereignis verursacht hat, oder für den dadurch 
entstandenen Schaden nach einer besonderen gesetzlichen 
Bestimmung auch ohne Verschulden haftet.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn jemand, 
ohne nach den §§ 43, 44 oder 52 in Anspruch genommen 
worden zu sein,
1.	 mit Zustimmung der operativ-taktischen Einsatzleiterin 

oder des operativ-taktischen Einsatzleiters, im Falle des 
§ 37 Abs. 6 auch der Feuerwehrangehörigen, Leitenden 
Notärztinnen und Leitenden Notärzte, Organisatorischen 
Leiterinnen und Organisatorischen Leiter, Helfenden der 
Hilfsorganisationen, bei der Erfüllung von Aufgaben der 
Feuerwehr oder der Hilfsorganisationen freiwillig mit-
wirkt oder Sachen zur Verfügung stellt, oder

2.	 Leistungen erbringt, die zu der Gefahrenbekämpfung 
oder der unmittelbar anschließenden Beseitigung erheb-
licher Schäden vom Aufgabenträger als notwendig an-
erkannt werden.

(5) Der Anspruch auf Entschädigung verjährt in drei Jahren 
von dem Zeitpunkt an, in welchem die oder der Geschädigte 
von dem Schaden Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf die 
Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritt des schädigen-
den Ereignisses an. Der Rückgriffsanspruch nach Absatz 3 
verjährt in dreißig Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Entschädigungsanspruch anerkannt oder rechtskräftig festge-
stellt worden ist.
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(6) Für Ansprüche auf Entschädigung ist der ordentliche 
Rechtsweg, für Rückgriffsansprüche nach Absatz 3 ist der 
Verwaltungsrechtsweg gegeben.

Abschnitt 5 
Rechtstellung der Einsatzkräfte

§ 47 
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 
und der sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen

(1) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen nehmen ein öf-
fentliches Ehrenamt für die Verbandsgemeinde, die verbands-
freie Gemeinde, die große kreisangehörige oder kreisfreie Stadt 
wahr; für die sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen gilt dies insoweit, als sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten 
ausüben. Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen haben 
an angeordneten oder genehmigten Einsätzen, Übungen, Aus-
bildungsveranstaltungen, Lehrgängen und sonstigen Veranstal-
tungen der Feuerwehr teilzunehmen und den dort ergangenen 
Weisungen nachzukommen; für die Angehörigen der Kinder-
feuerwehr gilt dies nicht und für die Angehörigen der Jugend-
feuerwehr nur, wenn sie an Einsätzen teilnehmen. Betreuerin-
nen und Betreuer der Kinderfeuerwehr, die keine Angehörigen 
der Einsatzabteilung sind, müssen nicht an Einsätzen, Übun-
gen und Ausbildungsveranstaltungen der Einsatzabteilung teil-
nehmen. Die §§ 20 und 21 GemO; für Feuerwehrangehörige, 
die zu Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten ernannt werden, 
gelten anstelle der §§ 20 und 21  GemO die Bestimmungen 
des Beamtenrechts zu kommunalen Ehrenbeamtinnen und 
Ehrenbeamten. Für alle ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen und sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen gilt 
§ 49 LBG entsprechend.

(2) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und die 
sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit 
sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, dürfen durch 
ihren Dienst in der Feuerwehr keine unzumutbaren Nach-
teile, insbesondere keine Nachteile im Arbeits-, Dienst- oder 
Ausbildungsverhältnis sowie in der Sozial- und Arbeitslosen-
versicherung erleiden; § 18 a Abs. 1 und 2 GemO gilt ent-
sprechend. Während der Dauer der Teilnahme an Einsätzen, 
Übungen, Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen der 
Feuerwehr auf Anforderung der Verbandsgemeinde oder 
der Gemeinde, bei Einsätzen auch während der zur Wie-
derherstellung der Arbeitsfähigkeit notwendigen Zeit, ent-
fällt für die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und die 
sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie 
feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, die Pflicht zur 
Arbeitsleistung; dies gilt bei Unterstützungsleistungen für die 
Verbandsgemeinde, die verbandsfreie Gemeinde, die große 
kreisangehörige und kreisfreie Stadt und andere Behörden 
außerhalb des gesetzlichen Aufgabenbereichs der Feuerwehr 
nur, wenn hierdurch keine Arbeitsplatzrisiken entstehen 
können. Die Arbeitgebenden sind verpflichtet, für diesen 
Zeitraum Arbeitsentgelte, Ausbildungsvergütungen und an-
dere Vergütungen einschließlich aller Nebenleistungen, Zu-
lagen und Arbeitgebendenbeiträge zur Sozialversicherung 
und zur Bundesagentur für Arbeit sowie aller freiwilligen 
Arbeitgebendenleistungen einschließlich anteiliger Gewinn-
beteiligungen, sonstiger Gratifikationen und Beiträge für eine 
betriebliche Altersversorgung fortzugewähren, die ohne die 
Ausfallzeiten üblicherweise erzielt worden wären. Privaten 
Arbeitgebenden werden die aufgrund gesetzlicher, tarifver-
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traglicher oder vertraglicher Verpflichtung sowie freiwillig 
gezahlten Beträge auf Antrag durch die Verbandsgemeinde 
oder durch die Gemeinde ersetzt; öffentliche Arbeitgebende 
haben keinen Erstattungsanspruch. Die Verbandsgemeinden, 
die verbandsfreien Gemeinden, die großen kreisangehörigen 
oder kreisfreien Städte können den privaten Arbeitgebenden 
durch Satzung eine Zulage gewähren. Die Sätze 4 und 5 gelten 
entsprechend für Leistungen nach dem Entgeltfortzahlungs-
gesetz vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014, 1065) in der je-
weils geltenden Fassung und andere Leistungen im Sinne des 
Satzes 3, wenn die Arbeitsunfähigkeit auf den Dienst in der 
Feuerwehr zurückzuführen ist. Anträge nach den Sätzen 4 
und 6 sind innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung 
der Freistellung zu stellen; bei einer über sechs Monate hi-
naus andauernden Arbeitsunfähigkeit ist der Antrag unver-
züglich nach Beendigung der Arbeitsunfähigkeit zu stellen. 
Können die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und die 
sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit 
sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, als Arbeit-
nehmende aufgrund gesetzlicher Vorschriften von Dritten 
Schadensersatz wegen des Verdienstausfalls beanspruchen, 
der durch die Arbeitsunfähigkeit entstanden ist, ist die Ver-
bandsgemeinde oder die Gemeinde zur Erstattung nach den 
Sätzen 4 und 6 nur verpflichtet, wenn ihr die Arbeitgebende 
oder der Arbeitgebende diesen Anspruch in demselben Um-
fang abtritt, in dem er kraft Gesetzes oder Vertrags auf sie 
oder ihn übergegangen oder von den Arbeitnehmenden an 
die Arbeitgebenden abzutreten ist; der Forderungsübergang 
kann nicht zum Nachteil der Arbeitnehmenden geltend ge-
macht werden.

(3) Entstehen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und 
sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie 
feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, wegen der Aus-
fallzeiten Nachteile, die die Arbeitgebenden nicht ausglei-
chen können, insbesondere beim Wegfall der Steuerfreiheit 
der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit, 
hat die Verbandsgemeinde, die verbandsfreie Gemeinde, die 
große kreisangehörige oder kreisfreie Stadt auf Antrag die 
glaubhaft gemachten Ausfallbeträge zu ersetzen. Ehrenamt-
lichen Feuerwehrangehörigen und sonstigen ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen, soweit sie feuerwehrdienstliche Tä-
tigkeiten ausüben, denen durch den Dienst in der Feuerwehr 
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit oder anderer Versi-
cherungsträger, Sozialhilfe oder sonstige Unterstützung oder 
Bezüge aus öffentlichen Mitteln entgehen, hat die Verbands-
gemeinde, die verbandsfreie Gemeinde, die große kreisange-
hörige oder kreisfreie Stadt auf Antrag die glaubhaft gemach-
ten Ausfallbeträge zu ersetzen.

(4) Werden ehrenamtliche Feuerwehrangehörige und sons-
tige ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, soweit sie feuer-
wehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, für die Dauer eines 
Arbeitstages von der Arbeit freigestellt, wird bei feststehen-
der Arbeitszeit die auf diesen Arbeitstag entfallende Arbeits-
zeit, bei gleitender Arbeitszeit die für den jeweiligen Arbeits-
tag geltende Kernarbeitszeit angerechnet. Abweichend von 
Satz  1 ist bei gleitender Arbeitszeit die auf diesen Tag ent-
fallende durchschnittliche Arbeitszeit auf der Grundlage der 
durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit anzurechnen, 
wenn die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und sons-
tigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie 
feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, den Zeitpunkt 
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für die Ausübung des Ehrenamts nicht selbst bestimmen 
können. Beträgt die Dauer der notwendigen Abwesenheit 
keinen ganzen Arbeitstag, wird die durch den Feuerwehr-
dienst verursachte Ausfallzeit auch während der Gleitzeit 
bis zur Höchstgrenze der auf diesen Tag entfallenden durch-
schnittlichen Arbeitszeit angerechnet, wenn die ehrenamtli-
chen Feuerwehrangehörigen und sonstigen ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen, soweit sie feuerwehrdienstliche Tä-
tigkeiten ausüben, glaubhaft machen, dass sie zu dieser Zeit 
ohne den Feuerwehreinsatz gearbeitet hätten. Entsprechen-
des gilt, wenn die Arbeit wegen der Teilnahme an Einsätzen, 
Übungen, Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen der 
Feuerwehr auf Anforderung der Verbandsgemeinde, der ver-
bandsfreien Gemeinde, der großen kreisangehörigen oder 
kreisfreien Stadt, bei Einsätzen auch wegen der zur Wieder-
herstellung der Arbeitsfähigkeit notwendigen Zeit, verspätet 
aufgenommen wird.

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für Beamtinnen und Beamte 
entsprechend. Abweichend von Absatz 2 Satz 2 haben Ar-
beitnehmende, Beamtinnen und Beamte, die Aufgaben der 
unmittelbaren Gefahrenabwehr wahrnehmen, insbesonde-
re hauptamtlich oder hauptberuflich tätige Angehörige von 
Berufs- oder Werkfeuerwehren, Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamte, Justizvollzugsbedienstete und 
Beschäftigte im Rettungsdienst nur insoweit einen Freistel-
lungsanspruch, als nicht die Erfüllung dringender haupt-
amtlicher oder hauptberuflicher Pflichten vorrangig ist. Die 
Verbandsgemeinde, die verbandsfreie Gemeinde, die große 
kreisangehörige oder kreisfreie Stadt hat vor der Teilnahme 
solcher Personen an Übungen, Lehrgängen und sonstigen 
Veranstaltungen der Feuerwehr das Einvernehmen mit den 
Arbeitgebenden, Dienstherrinnen und Dienstherrn herbeizu-
führen, das nur versagt werden darf, wenn dringende dienst-
liche Gründe entgegenstehen; eine grundsätzliche Untersa-
gung der Teilnahme an Übungen, Lehrgängen und sonstigen 
Veranstaltungen der Feuerwehr ist nicht zulässig.

(6) Die Teilnahme an Übungen, Lehrgängen und sonstigen 
Veranstaltungen der Feuerwehr, die auf Anforderung der 
Verbandsgemeinde, der verbandsfreien Gemeinde, der gro-
ßen kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt während der 
Arbeitszeit erfolgen soll, haben die ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen und sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehr-
angehörigen, soweit sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten 
ausüben, den Arbeitgebenden, Dienstherrinnen und Dienst-
herrn unverzüglich mitzuteilen. Übungen und sonstige Ver-
anstaltungen der Feuerwehr sollen außerhalb der üblichen 
Arbeitszeiten durchgeführt werden. Ausnahmen sind nur 
nach einer individuellen Interessenabwägung mit den Inter-
essen der Arbeitgebenden möglich.

(7) Ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und sonstigen eh-
renamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie feuerwehr-
dienstliche Tätigkeiten ausüben, die nicht in einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis stehen, wird der Verdienstausfall auf 
Antrag in Form eines pauschalierten Stundenbetrags ersetzt; 
dieser ist in der Hauptsatzung festzulegen.

(8) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und sonsti-
gen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie feuer-
wehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, haben Anspruch auf 
Ersatz ihrer notwendigen Auslagen. Ehrenamtliche Feuer-
wehrangehörige und sonstige ehrenamtliche Feuerwehrange-
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hörige, soweit sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, 
die ständig zu besonderen Dienstleistungen herangezogen 
werden, haben anstelle eines Auslagenersatzes nach Satz 1 
Anspruch auf angemessene Aufwandsentschädigung. Satz 2 
gilt für die Heranziehung zu Einsätzen, bei denen aufgrund 
des § 55 Kostenersatz geleistet worden ist, und für die Heran-
ziehung zu Sicherheitswachen aufgrund des § 10 oder anderer 
Vorschriften entsprechend; für die Heranziehung zu anderen 
Einsätzen kann die Verbandsgemeinde, die verbandsfreie Ge-
meinde, die große kreisangehörige oder kreisfreie Stadt eine 
Aufwandsentschädigung gewähren. Nachgewiesene Kosten 
für die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen An-
gehörigen werden auf Antrag ersetzt, sofern eine entgelt-
liche Betreuung während der durch den Feuerwehrdienst 
bedingten Abwesenheit vom Haushalt oder während einer 
Arbeitsunfähigkeit infolge einer Krankheit, die durch den 
Feuerwehrdienst verursacht wurde, erforderlich ist; Betreu-
ungskosten werden nicht für Zeiträume ersetzt, in denen nach 
den Absätzen 2, 5 und 7 Arbeitsentgelte oder Dienstbezüge 
fortgezahlt oder Verdienstausfall ersetzt werden. Ehrenamtli-
che Feuerwehrangehörige und sonstige ehrenamtliche Feuer-
wehrangehörige, soweit sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten 
ausüben, die während des Erholungsurlaubs Lehrgänge von 
mehr als einem Tag Dauer insbesondere bei dem Landesamt 
für Brand- und Katastrophenschutz oder an vergleichbaren 
Einrichtungen besuchen oder hierfür Erholungsurlaub oder 
Freizeitausgleich von mehr als einem Arbeitstag in Anspruch 
nehmen, haben Anspruch auf angemessene Aufwandsent-
schädigung, die sich am glaubhaft gemachten durchschnitt-
lichen Entgelt oder sonstigen Einkommen der letzten drei 
Monate vor dem Erholungsurlaub oder Freizeitausgleich zu 
orientieren hat, wenn in der Hauptsatzung nichts anderes ge-
regelt ist; das Gleiche gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass 
eine andere Person zur Betreuung von Kindern einer ehren-
amtlichen Feuerwehrangehörigen oder eines ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen, einer oder eines sonstigen ehrenamt-
lichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie feuerwehrdienstli-
che Tätigkeiten ausüben, Erholungsurlaub oder Freizeitaus-
gleich in Anspruch genommen hat. Schülerinnen und Schüler 
und Studierende sind während der Teilnahme an Einsätzen 
und für einen angemessenen Zeitraum danach von der Teil-
nahme am Unterricht und an Ausbildungsveranstaltungen 
befreit; bei Lehrgängen während der vorlesungsfreien Zeit 
bei dem Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz oder 
einer ähnlichen Einrichtung ist eine angemessene Aufwands-
entschädigung zu zahlen. Die Verbandsgemeinde, die ver-
bandsfreie Gemeinde, die große kreisangehörige oder kreis-
freie Stadt kann den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 
und den sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, 
soweit sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, weitere 
Vergünstigungen gewähren, insbesondere bei der Nutzung 
kommunaler Einrichtungen oder im Rahmen einer Ehren-
amtskarte; § 94 Abs. 2 GemO findet keine Anwendung. Das 
Nähere, insbesondere die Höhe der Aufwandsentschädigung, 
bestimmt die Hauptsatzung.

(9) Die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, 
die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte sind ver-
pflichtet,
1.	 den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und den sons-

tigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie 
feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, Dienstklei-
dung unentgeltlich zur Verfügung zu stellen; § 116 LBG 
gilt entsprechend,
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2.	 die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und die sonsti-
gen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie re-
gelmäßig feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, über 
die gesetzliche Unfallversicherung hinaus zusätzlich gegen 
Dienstunfälle zu versichern; diese Versicherung muss sich 
auch auf Feuerwehrangehörige erstrecken, die nicht Ar-
beitnehmende sind, und

3.	 den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und den sons-
tigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie 
feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, Sachschäden 
einschließlich verlorener Gegenstände mit Ausnahme von 
Wertgegenständen, insbesondere Schmuck, zu ersetzen, 
die in Ausübung des Dienstes einschließlich der Wege 
vom und zum Dienst ohne Vorsatz und grobe Fahrläs-
sigkeit entstanden sind, soweit nicht Dritte Ersatz leisten 
oder auf andere Weise von Dritten Ersatz geleistet werden 
kann; die Leistungen nach § 13 des Siebten Buches Sozial-
gesetzbuch sind subsidiär.

(10) Für die Haftung bei schuldhafter Verletzung der Dienst-
pflichten finden im Übrigen die Bestimmungen des Beam-
tenstatusgesetzes und des Landesbeamtengesetzes entspre-
chende Anwendung; ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 
und sonstige ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, soweit sie 
feuerwehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, haben dem Auf-
gabenträger, für den sie tätig wurden, nur dann den aus einer 
Pflichtverletzung entstandenen Schaden zu ersetzen, wenn sie 
vorsätzlich die ihnen obliegenden Pflichten verletzt haben. 

(11) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und sonsti-
gen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, soweit sie feuer-
wehrdienstliche Tätigkeiten ausüben, werden unentgeltlich 
ausgebildet. Verursacht eine Ausbildung, insbesondere zum 
Erwerb einer Fahrerlaubnis, der Verbandsgemeinde, der ver-
bandsfreien Gemeinde, der großen kreisangehörigen oder 
kreisfreien Stadt besondere Kosten und kann die hierdurch 
vermittelte Erlaubnis auch außerhalb des Feuerwehrdienstes 
verwendet werden, kann die Verbandsgemeinde, die ver-
bandsfreie Gemeinde, die große kreisangehörige oder kreis-
freie Stadt mit den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 
vereinbaren, dass die Ausbildungskosten anteilig zu erstatten 
sind, wenn die Feuerwehrangehörigen nach Abschluss der 
Ausbildung nicht mindestens fünf Jahre bei dieser Feuerwehr 
oder einer anderen Feuerwehr Einsatzdienst leisten.

(12) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen in einer Ver-
bandsgemeinde, einer verbandsfreien Gemeinde, einer gro-
ßen kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt mit hauptamtli-
cher Wehrleiterin oder hauptamtlichem Wehrleiter wählen 
zur Wahrnehmung ihrer Interessen eine Feuerwehrobfrau 
oder einen Feuerwehrobmann. Die Wahl erfolgt auf die Dau-
er von zehn Jahren; Wiederwahl ist möglich.

§ 48 
Rechts- und Gleichstellung der Helfenden  

der Hilfsorganisationen in der allgemeinen Hilfe

(1) Vorbehaltlich anderer gesetzlicher Bestimmungen be-
stehen Rechte und Pflichten der Helfenden nur gegenüber 
der Hilfsorganisation, der sie angehören. Soweit die organi-
sationseigenen Regelungen nichts Abweichendes bestimmen, 
gelten die Regelungen für ehrenamtliche Feuerwehrangehöri-
ge entsprechend.

(2) Die Rechtsverhältnisse zwischen den öffentlich-rechtli-
chen Hilfsorganisationen des Bundes und anderer Länder und 
deren Helfenden bleiben unberührt.
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§ 49 
Rechts- und Gleichstellung der Helfenden  

im Katastrophenschutz

Helfende im Katastrophenschutz sind Personen, die in Ein-
heiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes tätig 
sind. Sie verpflichten sich gegenüber der Hilfsorganisation, 
bei Einheiten nach § 4 Abs. 3 gegenüber dem Aufgabenträ-
ger, zur Mitwirkung im Katastrophenschutz, soweit sich ihre 
Mitwirkungspflicht nicht bereits aus der Zugehörigkeit zu 
der Hilfsorganisation ergibt. Hinsichtlich der Rechtsstellung 
der Helfenden im Katastrophenschutz gilt § 48 entsprechend. 

Abschnitt 6 
Mitwirkung des Gesundheits- und Pflegebereichs

§ 50 
Zusammenarbeit im Gesundheits- und Pflegebereich

(1) Die Aufgabenträger arbeiten mit den Sanitätsorganisationen, 
Krankenhäusern, Apotheken sowie mit der Landesärztekam-
mer Rheinland-Pfalz, der Landeszahnärztekammer Rheinland-
Pfalz, der Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz, 
der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz, der Landestierärzte-
kammer Rheinland-Pfalz, der Landesapothekerkammer Rhein-
land-Pfalz und entsprechenden Körperschaften auf regionaler 
Ebene (berufsständische Vertretungen der Angehörigen der Ge-
sundheits- und Pflegeberufe) zusammen.

(2) In die Alarm- und Einsatzpläne und externen Notfallplä-
ne nach § 5 Abs. 1 Nr. 2, § 11 Abs. 2, § 24 Abs. 1 Nr. 7 und 
den §§ 27, 28 und 32 sind die in Absatz 1 genannten Stellen, 
soweit erforderlich, einzubeziehen.

(3) Die Landkreise und kreisfreien Städte stellen eine aus-
reichende Versorgung mit Sanitätsmaterial für den Katastro-
phenschutz sicher. Sie bedienen sich hierbei bei Bedarf einer 
zentralen Beschaffungsstelle, die bei einer Kreisverwaltung 
gebildet wird, und bestimmen in Zusammenarbeit mit den 
berufsständischen Vertretungen der Angehörigen der Ge-
sundheits- und Pflegeberufe und im Benehmen mit dem für 
gesundheitliche Angelegenheiten zuständigen Ministerium 
Art und Umfang des benötigten Sanitätsmaterials.

§ 51 
Mitwirkung der Krankenhäuser

(1) Die Träger der Krankenhäuser sind verpflichtet, zur Mit-
wirkung im Brandschutz, in der allgemeinen Hilfe und im 
Katastrophenschutz für ihre Krankenhäuser Alarm- und 
Einsatzpläne aufzustellen und fortzuschreiben, die mit den 
Alarm- und Einsatzplänen der Verbandsgemeinden, der ver-
bandsfreien Gemeinden, der großen kreisangehörigen oder 
kreisfreien Städten und Landkreise im Einklang stehen, sowie 
Übungen durchzuführen. Benachbarte Krankenhäuser haben 
sich gegenseitig zu unterstützen und ihre Alarm- und Einsatz-
pläne aufeinander abzustimmen.

(2) In den Alarm- und Einsatzplänen der Krankenhäuser sind 
auch die Unterstützungsmöglichkeiten durch die niedergelas-
senen Ärztinnen und Ärzte und die Hilfsorganisationen zu 
berücksichtigen.

(3) Die Alarm- und Einsatzpläne der Krankenhäuser ent-
halten auch Maßnahmen zur Schaffung notfallbedingter Be-
handlungskapazitäten innerhalb des Krankenhausbereichs.
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(4) Das für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständige 
Ministerium kann die Krankenhausträger und sonstige ge-
eignete Stellen verpflichten, Hilfskrankenhäuser oder solche 
Einrichtungen, in denen mindestens eine pflegerische Ver-
sorgung von Patientinnen und Patienten ermöglicht werden 
kann, in ihre Alarm- und Einsatzplanung einzubeziehen.

§ 52 
Besondere Pflichten von Angehörigen  

der Gesundheits- und Pflegeberufe

(1) In ihrem Beruf tätige Ärztinnen und Ärzte, Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Tierärztinnen und Tierärzte, Apothekerinnen 
und Apotheker und Angehörige der Fachberufe des Ge-
sundheits-, Pflege- und Veterinärwesens sowie das ärztliche 
und tierärztliche Hilfspersonal sind im Rahmen der allge-
meinen Hilfe und des Katastrophenschutzes verpflichtet, 
sich hierzu für die besonderen Anforderungen fortzubilden 
sowie auf Anordnung der operativ-taktischen Einsatzleite-
rin oder des operativ-taktischen Einsatzleiters an angeord-
neten oder genehmigten Einsätzen, Übungen Lehrgängen 
oder sonstigen Ausbildungsveranstaltungen teilzunehmen 
und den dort ergangenen Weisungen nachzukommen; § 43 
Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Die berufsständischen Vertretungen der Angehörigen der 
Gesundheits- und Pflegeberufe (§ 50 Abs. 1) erfassen für ihren 
Bereich die in Absatz 1 genannten Personen, sorgen für deren 
Weiterbildung und erteilen den Behörden die Auskünfte, die 
diese zur Durchführung dieses Gesetzes benötigen.

(3) Nicht mehr in ihrem Beruf tätige Personen, die in einem 
Beruf des Gesundheits-, Pflege- oder Veterinärwesens ausge-
bildet sind, können sich gegenüber den Aufgabenträgern frei-
willig zur Mitarbeit in der allgemeinen Hilfe und dem Kata-
strophenschutz bereit erklären; § 43 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Bestimmungen von Teil 4 Abschnitt 4 (§§ 42 bis 46) 
bleiben unberührt.

Teil 5 
Kosten

§ 53 
Kostentragung, Zuwendungen des Landes

(1) Jede Körperschaft und sonstige Einrichtung trägt die Per-
sonal- und Sachkosten der von ihr nach diesem Gesetz zu er-
füllenden Aufgaben. 

(2) Die Kosten für Einsätze und Übungen trägt unbeschadet 
des § 3 Abs. 2, des § 4 Abs. 4, § 22 Abs. 2 und des § 24 Abs. 3 
sowie unabhängig davon, wer die Gesamtleitung wahrnimmt 
oder die Maßnahme angeordnet hat, 
1.	 die Verbandsgemeinde, die verbandsfreie Gemeinde, die 

große kreisangehörige oder kreisfreie Stadt, in deren Ge-
biet die Maßnahme durchgeführt wird,

2.	 der Landkreis im Rahmen des überörtlichen Brandschut-
zes, der überörtlichen allgemeinen Hilfe und des Katastro-
phenschutzes, mit Ausnahme der Kosten für Feuerwehren 
mit verbandsgemeindeeigener oder gemeindeeigener Aus-
rüstung und sonstige Einrichtungen der Verbandsgemein-
de, der verbandsfreien Gemeinde und der großen kreisan-
gehörigen Stadt,

3.	 das Land im Katastrophenfall bei Gefahr bringenden Er-
eignissen im Sinne des § 33 Abs. 1 Nr. 3 und des § 34 
Abs. 2 Nr. 1, mit Ausnahme der Kosten für Einheiten und 
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Einrichtungen der Landkreise, der Verbandsgemeinden, 
der verbandsfreien Gemeinden, der großen kreisangehö-
rigen und kreisfreien Städte.

(3) Das Land gewährt Zuweisungen 
1.	 den kommunalen Aufgabenträgern aus dem Aufkommen 

der Feuerschutzsteuer sowie nach Maßgabe des Haushalts-
planes aus sonstigen Landesmitteln und

2.	 sonstigen Einrichtungen, die Aufgaben nach diesem Ge-
setz zu erfüllen haben, nach Maßgabe des Haushaltsplanes 
aus Landesmitteln.

Das Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer darf nur zur För-
derung des vorbeugenden, vorbereitenden und abwehrenden 
Brandschutzes sowie der allgemeinen Hilfe verwendet werden.

(4) Das Land trägt nach Maßgabe des Haushaltsplanes die von 
anderen Stellen nicht übernommenen Kosten für die Einsät-
ze in anderen Ländern und im Ausland, wenn der Einsatz 
von dem für die Angelegenheiten des Brand- und Katastro-
phenschutzes zuständigen Ministerium angeordnet oder ge-
nehmigt war.

§ 54 
Kosten der privaten Hilfsorganisationen,  

Zuwendungen des Landes

Die privaten Hilfsorganisationen tragen die Kosten, die ihnen 
durch ihre Mitwirkung nach diesem Gesetz entstehen. Die 
kommunalen Aufgabenträger erstatten den privaten Hilfs-
organisationen auf Antrag die Kosten, die diesen bei angeord-
neten und genehmigten Einsätzen, Übungen und sonstigen 
Veranstaltungen entstanden sind oder entstehen; die Höhe 
der Entschädigungsleistungen für die Helfenden richtet sich 
nach den Regelungen für die ehrenamtlichen Feuerwehran-
gehörigen. Im Übrigen gewährt das Land nach Maßgabe des 
Haushaltsplanes Zuschüsse zu den Aufwendungen, die den 
privaten Hilfsorganisationen durch ihre Mitwirkung nach 
diesem Gesetz entstehen. Die Zuschüsse werden insbesonde-
re für die Beschaffung und Unterhaltung von Katastrophen-
schutzausstattung, für die Errichtung und Unterhaltung der 
erforderlichen baulichen Anlagen sowie für die Ausbildung 
der Helfenden gewährt.

§ 55 
Kostenersatz

(1) Die Aufgabenträger können durch Leistungsbescheid Kos-
tenersatz für die ihnen durch das Ausrücken der Feuerwehr 
und der Hilfsorganisationen sowie die Einsatzmaßnahmen 
entstandenen Kosten geltend machen: 
1.	 von der oder dem Verursachenden, wenn sie oder er die 

Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt hat,

2.	 von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder 
dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn 
die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb von Kraftfahr-
zeugen, Anhängerfahrzeugen, Sattelaufliegern einschließ-
lich der auf einem Fahrzeug verlasteten Großraumbehälter, 
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen entstanden ist,

3.	 von der Betreiberin oder dem Betreiber eines automa-
tischen Notrufsystems oder dem Fahrzeughalter eines 
Kraftfahrzeugs, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, 
über das ein automatischer Notruf insbesondere 
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a)	 durch ein auf dem 112-Notruf basierendes bordeige-
nes eCall-System oder einen eCall über Drittanbieter-
Dienste im Sinne des Artikels 3 Nr. 1 und 10 der Ver-
ordnung (EU) 2015/758 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2015 über Anforderungen 
für die Typgenehmigung zur Einführung des auf dem 
112-Notruf basierenden bordeigenen eCall-Systems in 
Fahrzeugen und zur Änderung der Richtlinie 2007/46/
EG (ABl. EU Nr. L 123 S. 77) oder

b)	 durch ähnliche Dienste ausgelöst wird,
wenn technisch bedingte Falschalarme oder böswillige 
Alarme im Rahmen eines bordeigenen Notrufsystems in 
Fahrzeugen übermittelt werden,

4.	 von Unternehmen, wenn die Kosten der Abwehr von 
Gefahren nach § 1 Abs. 1 dienten, soweit es sich dabei 
um besondere Gefahren insbesondere bei kerntechni-
schen Anlagen oder Betrieben im Sinne des § 27 Abs. 1 
Satz 1 handelt, die bei Betriebsstörungen und Unglücks-
fällen für Menschen oder Sachen in der Umgebung ent-
stehen können, insbesondere großräumige Warnmaß-
nahmen außerhalb des Betriebs oder Evakuierungsmaß-
nahmen erforderlich machen, 

5.	 von Unternehmen für den Einsatz von Sonderlösch- 
und Sondereinsatzmitteln, für die verbrauchte Messaus-
stattung, für verbrauchte oder beschädigte persönliche 
Schutzausrüstung sowie unbeschadet anderer Rechts-
vorschriften für die Entsorgung kontaminierten Lösch-
wassers sowie die durch kontaminiertes Löschwasser 
verursachten Folgeschäden bei Bränden oder anderen 
Gefahren in Industrie- oder Gewerbebetrieben oder in 
deren Umgebung; eine Kostenpflicht besteht nicht bei 
Bränden oder anderen Gefahren in Bürogebäuden und 
ähnlichen Räumen, die insbesondere außerhalb der Pro-
duktions- oder Lagerungsbereiche gelegen sind und von 
denen keine besonderen Gefahren ausgehen,

6.	 von Unternehmen, Lagernden und Transporteuren, 
wenn die Gefahr oder der Schaden beim Umgang mit 
Gefahrstoffen, Explosivstoffen oder wassergefährdenden 
Stoffen für gewerbliche oder militärische Zwecke ein-
schließlich der Lagerung und des Transports entstanden 
ist, beim Umgang mit Explosivstoffen von jedermann,

7.	 von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besit-
zerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb 
einer Ölfeuerungs- oder Öltankanlage entstanden ist, 
soweit es sich nicht um Brände handelt,

8.	 von der Person, die wider besseres Wissen oder in grob 
fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen die Feuerwehr 
oder Hilfsorganisationen alarmiert,

9.	 von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitze-
rin oder dem Besitzer, der Betreiberin oder dem Betreiber
a)	 einer Brandmeldeanlage, wenn diese einen Falsch-

alarm auslöst, 
b)	 einer anderen technischen Anlage zur Erkennung 

von Bränden oder zur Warnung bei Bränden mit 
automatischer Übertragung des Alarms an eine stän-
dig besetzte Stelle, wenn durch diese Anlage Alarm 
ausgelöst wird, ohne dass ein Brand oder eine andere 
Gefahr nach § 1 Abs. 1 vorliegt,

10.	 von den Sanitätsorganisationen, anderen im Rettungs-
dienst oder zur Durchführung von Krankenfahrten tä-
tigen Einrichtungen, Krankenhäusern, niedergelassenen 
und anderen Ärztinnen und Ärzten, ärztlichen Arbeits-
gemeinschaften und sonstigen Einrichtungen, die im 
Notarztdienst mitwirken, dem Halter eines Luftfahr-
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zeugs oder einem Unternehmer, der Notfall- oder Kran-
kentransport betreibt oder Krankenfahrten durchführt, 
wenn die Feuerwehr unmittelbar oder über die Leitstelle 
zur Unterstützung bei der Beförderung von kranken, 
verletzten oder sonst hilfsbedürftigen Personen mit 
Krankenkraftwagen (§ 21 Abs. 2 Satz 1 RettDG) oder 
Luftfahrzeugen (§ 27 RettDG) im Rahmen des Rettungs-
dienstes, des Notfall- oder Krankentransportes oder von 
Krankenfahrten im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4 RettDG 
angefordert wird,

11.	 von Krankenhäusern oder anderen Einrichtungen, wenn 
die Feuerwehr zur Ausleuchtung eines Landeplatzes 
oder zur Unterstützung beim Transport von Patienten 
angefordert wird,

12.	 von einem Sicherheitsdienst, Hausnotrufdienst oder 
ähnlichen Diensten, wenn diese
a)	 einen Notruf trotz fehlender Anhaltspunkte für die 

Notwendigkeit eines Einsatzes der Feuerwehr oder 
einer Hilfsorganisation weiterleiten,

b)	 die Feuerwehr zur Türöffnung oder zu ähnlichen 
Unterstützungsleistungen anfordern,

13.	 von der Person, die gegen die Landesverordnung über 
die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Ab-
fallbeseitigungsanlagen vom 4. Juli 1974 (GVBl. S. 299, 
BS 2129-2) in der jeweils geltenden Fassung verstößt, in-
dem sie
a)	 entgegen § 2 Abs. 2 der Landesverordnung über die 

Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Ab-
fallbeseitigungsanlagen das Verbrennen pflanzlicher 
Abfälle nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

b)	 entgegen § 2 Abs. 2 der Landesverordnung über die 
Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Ab-
fallbeseitigungsanlagen den getroffenen Anordnun-
gen nicht entspricht oder trotz Untersagung eine Ver-
brennung vornimmt, 

c)	 entgegen § 2 Abs. 3 der Landesverordnung über die Ver-
brennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallbe-
seitigungsanlagen die vorgeschriebenen Mindestabstän-
de nicht einhält, in der Zeit zwischen 18 Uhr und 8 Uhr 
sowie an Sonn- und Feiertagen pflanzliche Abfälle ver-
brennt oder nicht pflanzliche Abfälle mitverbrennt, 

d)	 entgegen § 2 Abs. 4 der Landesverordnung über die 
Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Ab-
fallbeseitigungsanlagen Pflanzen und Pflanzenteile 
nicht in Haufen oder Schwaden zusammenfasst oder 
zwischen den Haufen oder Schwaden sowie zur Si-
cherung benachbarter Kulturen keine Bodenbearbei-
tungsstreifen anlegt, 

e)	 entgegen § 2 Abs. 5 der Landesverordnung über die Ver-
brennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallbe-
seitigungsanlagen den Verbrennungsvorgang nicht so 
steuert, dass kein Gefahr bringender Funkenflug und 
keine Verkehrsbehinderung oder sonstige erhebliche 
Belästigung durch Rauchentwicklung entstehen,

f)	 entgegen § 2 Abs. 6 der Landesverordnung über die 
Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb von 
Abfallbeseitigungsanlagen die Verbrennungsstelle 
verlässt, bevor Feuer und Glut erloschen sind, oder 
Verbrennungsrückstände nicht unverzüglich in den 
Boden einarbeitet,

g)	 entgegen § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 3 bis 6 der 
Landesverordnung über die Verbrennung pflanzli-
cher Abfälle außerhalb von Abfallbeseitigungsanla-
gen forstliche Abfälle verbrennt,
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h)	 entgegen § 4 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 bis 6 der 
Landesverordnung über die Verbrennung pflanzli-
cher Abfälle außerhalb von Abfallbeseitigungsanla-
gen Rebabfälle oder pflanzliche Abfälle, die bei der 
Unterhaltung von Verkehrswegen und Gewässern 
sowie bei Maßnahmen der Landschaftspflege und der 
Flurbereinigung anfallen, verbrennt

und dadurch ein Ausrücken oder einen Einsatz der 
Feuerwehr oder einer Hilfsorganisation verursacht; § 94 
Abs. 2 GemO findet keine Anwendung.

(2) Die Aufgabenträger können von Unternehmen auch Er-
satz der Kosten insbesondere für
1.	 Ausrüstungsgegenstände,
2.	 Sirenen, andere Warnanlagen und -systeme,
3.	 Kommunikationssysteme und Informationstechnik,
4.	 Medikamente, besonders Kaliumiodidtabletten zur Jod-

blockade, und
5.	 Übungen
verlangen, die zur Gewährleistung vorbeugender und abweh-
render Maßnahmen gegen Gefahren nach § 1 Abs. 1 erforder-
lich sind, soweit es sich dabei um besondere Gefahren vor 
allem bei kerntechnischen Anlagen oder Betrieben im Sinne 
des § 27 handelt, die bei Betriebsstörungen und Unglücks-
fällen für Menschen oder Sachen in der Umgebung entstehen 
können, insbesondere großräumige Warnmaßnahmen außer-
halb des Betriebs oder Evakuierungsmaßnahmen erforderlich 
machen können.

(3) Eine Kostenpflicht nach den Absätzen 1 und 2 besteht 
auch, wenn die Gefahr in einem anderen Land der Bundes-
republik Deutschland entsteht oder entstehen kann und 
Maßnahmen des Brand- und Katastrophenschutzes auf dem 
Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz erforderlich macht oder 
machen kann.

(4) Mehrere zum Kostenersatz Verpflichtete schulden als Ge-
samtschuldnerinnen und Gesamtschuldner. Die §§ 421 bis 423 
und 426 des Bürgerlichen Gesetzbuches finden mit der Maß-
gabe entsprechende Anwendung, dass im Verhältnis zwischen 
den Gesamtschuldnerinnen und Gesamtschuldnern eine we-
gen Verschuldens kostenpflichtige Person vor einer aus Ge-
fährdungshaftung kostenpflichtigen Person verpflichtet ist.

(5) § 3 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 4 Abs. 4, 
§ 22 Abs. 2 und § 24 Abs. 3, findet hinsichtlich der Geltend-
machung des Kostenersatzes keine Anwendung. Wird ein 
Aufgabenträger (§ 2 Abs. 1) in einem anderen Zuständigkeits-
bereich oder werden mehrere Aufgabenträger tätig, kann der 
für die Einsatzmaßnahmen örtlich zuständige Aufgabenträger 
des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe im Einverneh-
men mit den anderen Aufgabenträgern auch Ersatz der diesen 
Aufgabenträgern entstandenen Kosten verlangen. Soweit die 
anderen Aufgabenträger Satzungen nach Absatz 6 erlassen 
haben, können diese bezüglich ihrer Kosten auch außerhalb 
des örtlichen Zuständigkeitsbereichs dieser Aufgabenträger 
angewendet werden. Die vereinnahmten Beträge sind an die 
anderen Aufgabenträger anteilig abzuführen, soweit sich aus 
einer Vereinbarung zwischen den Aufgabenträgern nichts an-
deres ergibt. Gerichtliche und außergerichtliche Kosten sind 
anteilig zwischen den Aufgabenträgern aufzuteilen. 

(6) Die kommunalen Aufgabenträger können den Kostenersatz 
durch Satzung regeln und hierbei Pauschalbeträge festsetzen. 
Dies gilt auch in den Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 1, des § 4 Abs. 4, 
§ 22 Abs. 2 und des § 24 Abs. 3. Das Kommunalabgabengesetz 
vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175, BS 610-10) in der jeweils gel-
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tenden Fassung findet entsprechende Anwendung, soweit sich 
aus den Absätzen 7 bis 10 nichts anderes ergibt. Der Kostener-
satz wird in der Regel in Stundensätzen für Einsatzkräfte und 
Einsatzfahrzeuge nach Maßgabe der Absätze 7 bis 10 erhoben 
und kann halbstundenweise pro angefangene halbe Stunde für 
den Zeitraum des Einsatzes abgerechnet werden, der mit der 
Alarmierung beginnt und mit dem Wiederherstellen der Ein-
satzbereitschaft endet. Daneben kann Ersatz der Kosten ver-
langt werden, die den Aufgabenträgern entstehen für
1.	 den Einsatz von Hilfsorganisationen, für Hilfe leistende 

Einheiten und Einrichtungen anderer Aufgabenträger, für 
Werkfeuerwehren oder andere Hilfe oder Amtshilfe leis-
tende Behörden, Einrichtungen und Organisationen,

2.	 Entschädigungen, die nach § 46 Abs. 1 geleistet werden, 
und

3.	 sonstige durch den Einsatz verursachte notwendige Kos-
ten und Auslagen, insbesondere 
a)	 für Entgelte, die im Rahmen der zur Gewährleistung 

einer wirksamen Gefahrenabwehr erforderlichen ver-
traglichen Inanspruchnahme Dritter gezahlt werden,

b)	 für die Verwendung von Sonderlösch- und Sonderein-
satzmitteln und

c)	 für die Reparatur oder für den Ersatz von beim Einsatz 
beschädigten Fahrzeugen oder Ausrüstungen.

(7) Die pauschalierten Personalkosten für ehrenamtliche 
Einsatzkräfte können auf der Grundlage insbesondere der 
vom Statistischen Bundesamt festgestellten durchschnittli-
chen Bruttolohnbeträge von Arbeitnehmenden zuzüglich 
eines Zuschlags für Gemeinkosten (insbesondere für Kosten 
der medizinischen Untersuchung, Reisekostenvergütungen, 
Aus- und Weiterbildungskosten, Dienst- und Schutzklei-
dung, Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung, Zu-
satzversicherung nach § 47 Abs. 9 Nr. 2, Haftpflichtversi-
cherung und Rechtsschutzversicherung) berechnet werden, 
der 10 v. H. des durchschnittlichen Bruttolohnbetrags nicht 
übersteigen darf, sowie eines Zuschlags für die Aufwands-
entschädigung nach § 47 Abs. 8 Satz 3. Sollen in der Satzung 
darüberhinausgehende Personalkosten festgelegt werden, 
sind die tatsächlichen, auf das Personal bezogenen Einsatz-
kosten über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren zu 
ermitteln; die Ermittlung ist in Zeitabständen von höchs-
tens fünf Jahren zu wiederholen.

(8) Für die pauschalierten Personal- und Sachkosten haupt-
amtlicher Einsatzkräfte gilt § 2 des Allgemeinen Gebüh-
renverzeichnisses vom 8. November 2007 (GVBl. S. 277, 
BS 2013-1-1) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend, 
soweit sich aus Absatz 6 Satz 4 nichts anderes ergibt.

(9) Bei der Berechnung der Stundensätze für Feuerwehr- und 
andere Einsatzfahrzeuge einschließlich deren Ausstattung, 
die zusätzlich zu den Personalkosten nach den Absätzen 7 
und 8 erhoben werden, ist Folgendes zu beachten:
1.	 als jährliche Kosten können 10 v. H. der Anschaffungskos-

ten der Fahrzeuge angesetzt werden, die zur Berechnung 
der Stundensätze auf 80 Stunden je Fahrzeug zuzüglich 
eines Zuschlags für Vorhalte-, Wartungs-, Unterhaltungs-, 
Unterbringungs-, Verwaltungs- und sonstige Gemeinkos-
ten von 30 v. H. umgelegt werden,

2.	 die Anschaffungskosten sind nicht durch Zuweisungen 
des Landes, insbesondere aus Mitteln der Feuerschutz-
steuer, zu kürzen,

3.	 die ansetzbaren Kosten nach den Nummern 1 und 2 sind 
um den Anteil des öffentlichen Interesses in Höhe von 
50 v. H. zu vermindern,
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4.	 bei der Berechnung der Stundensätze können für vergleich-
bare Fahrzeuge Durchschnittssätze festgesetzt werden, und

5.	 die Stundensätze können auch für Einsatzfahrzeuge gel-
tend gemacht werden, die nicht im Eigentum der Ver-
bandsgemeinde, der verbandsfreien Gemeinde, der großen 
kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt oder des Landkrei-
ses stehen, deren Halterin oder Halter sie aber sind, wenn 
die Eigentümerin oder der Eigentümer die Verbandsge-
meinde, die verbandsfreie Gemeinde, die große kreisange-
hörige oder kreisfreie Stadt oder den Landkreis dazu aus-
drücklich oder stillschweigend ermächtigt.

(10) Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastro-
phenschutzes zuständige Ministerium wird ermächtigt, nach 
Maßgabe des Absatzes 9 pauschale Stundensätze für Feuer-
wehr- und andere Einsatzfahrzeuge durch Rechtsverordnung 
festzulegen (§ 64 Abs. 1 Nr. 7). Für Feuerwehr- und andere 
Einsatzfahrzeuge, die in dieser Verordnung nicht aufgeführt 
sind, legen die Aufgabenträger die Stundensätze nach Maß-
gabe des Absatzes 9 fest.

(11) Die Absätze 6 bis 10 gelten für die Erhebung von Gebüh-
ren und Entgelten für andere Dienstleistungen der Aufgaben-
träger, insbesondere für Sicherheitswachen und Leistungen, 
die über die in diesem Gesetz genannten Pflichtaufgaben der 
Selbstverwaltung hinausgehen, insbesondere freiwillige Hilfe-
leistungen außerhalb der Gefahrenabwehr, entsprechend. Bei 
Amtshilfeleistungen richtet sich der Kostenersatz nach § 8 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 23. Janu-
ar 2003 (BGBl. I S. 102)  in der jeweils geltenden Fassung. 

(12) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von Ge-
bühren oder Entgelten kann ganz oder teilweise abgesehen 
werden, soweit dies nach Lage des Einzelfalles eine unbillige 
Härte darstellt oder aufgrund öffentlichen Interesses gerecht-
fertigt ist. 

(13) Der Anspruch auf Kostenersatz unterliegt einer Fest-
setzungs- und Zahlungsverjährung von jeweils fünf Jahren. 
Die Festsetzungsverjährung beginnt mit Ablauf des Jahres, 
in dem der Anspruch entstanden ist. Die Zahlungsverjäh-
rung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch 
bestandskräftig wurde oder rechtskräftig festgestellt wurde. 
§ 20 Abs. 2 bis 6 des Landesgebührengesetzes vom 3. Dezem-
ber 1974 (GVBl. S. 578, BS 2013-1) in der jeweils geltenden 
Fassung findet entsprechend Anwendung.

Teil 6 
Bußgeldbestimmungen

§ 56 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig
1.	 als ehrenamtliche Feuerwehrangehörige oder ehrenamt-

licher Feuerwehrangehöriger oder Helfende des Kata
strophenschutzes an angeordneten oder genehmigten 
Einsätzen, Übungen, Ausbildungsveranstaltungen oder 
Lehrgängen nicht teilnimmt oder den dort ergangenen 
Weisungen nicht nachkommt,

2.	 entgegen § 43 Abs. 1 einer Verpflichtung zur Hilfeleistung 
oder den zur Durchführung des Einsatzes gegebenen An-
ordnungen nicht nachkommt, 

3.	 entgegen § 43 Abs. 3
a)	 dringend benötigte Hilfsmittel, insbesondere Fahrzeu-

ge, Geräte, Maschinen, Materialien, Rettungshunde 
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und andere Tiere, bauliche Anlagen oder Einrichtun-
gen, die zur Abwendung einer unmittelbar bevorste-
henden oder bereits eingetretenen Gefahr oder zur 
Beseitigung erheblicher Schäden geeignet und erforder-
lich sind, einschließlich des zum Betrieb erforderlichen 
Personals und der erforderlichen Einrichtungen,

b)	 dringend benötigtes Verbrauchsmaterial, dringend be-
nötigte Betriebs- und Brennstoffe, Lebens- und Futter-
mittel, dringend benötigtes Trinkwasser, dringend be-
nötigte elektrische Energie einschließlich der zu ihrer 
Erzeugung erforderlichen Geräte und Einrichtungen 
sowie des erforderlichen Personals und sonstige drin-
gend benötigte Sach-, Dienst- und Werkleistungen, 

c)	 bei großflächigen Evakuierungen Beherbergungsstätten 
oder sonstige geeignete bauliche Anlagen und Einrich-
tungen zur kurzfristigen Unterbringung evakuierter 
Personen einschließlich des zum Betrieb erforderlichen 
Personals und der erforderlichen Einrichtungen nicht 
bereitstellt,

4.	 entgegen § 45, ohne an den Hilfsmaßnahmen beteiligt zu 
sein, den Einsatz behindert oder den Anweisungen der ope-
rativ-taktischen Einsatzleiterin oder des operativ-taktischen 
Einsatzleiters, der Feuerwehrangehörigen, der Leitenden 
Notärztinnen und der Leitenden Notärzte, der Organisa-
torischen Leiterin oder des Organisatorischen Leiters, der 
Helfenden der Hilfsorganisationen, der im Rettungsdienst 
eingesetzten Rettungshelfenden, Rettungssanitäterinnen 
und Rettungssanitäter, Rettungsassistentinnen und Ret-
tungsassistenten, Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitä-
ter, Notärztinnen und Notärzte, der Polizei und der allge-
meinen Ordnungsbehörden nicht nachkommt,

5.	 entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 8 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 2 die vorgeschriebenen Geräte oder 
Einrichtungen zur Verhütung und Bekämpfung von Ge-
fahr bringenden Ereignissen nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig bereitstellt oder unterhält oder nicht für 
ihre ordnungsgemäße Bedienung oder die Bereitstellung 
der vorgeschriebenen Löschmittel sorgt, oder

6.	 entgegen § 8 Abs. 3 die Einlagerung oder Verarbeitung 
von Sachen und Stoffen mit besonderer Brand-, Explosi-
ons- oder sonstiger Gefahr nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig der Verwaltung der Verbandsgemeinde, 
der verbandsfreien Gemeinde, der großen kreisangehöri-
gen oder kreisfreien Stadt anzeigt oder nicht die erforder-
lichen Hinweise über die Besonderheiten des Lager- oder 
Verarbeitungsgutes anbringt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer absichtlich oder wis-
sentlich entgegen § 42 einen Brand oder eine andere Gefahr 
nicht meldet oder übermittelt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 10 000 EUR, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis zu 
250 EUR, geahndet werden.

Teil 7 
Ergänzende Bestimmungen

§ 57 
Ehrenzeichen

(1) Zur Würdigung von Verdiensten auf dem Gebiet des 
Feuerwehrwesens werden Feuerwehr-Ehrenzeichen gestiftet, 
die von der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsiden-
ten verliehen werden. Sie oder er kann diese Befugnis auf die 
oder die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschut-
zes zuständige Ministerin oder Minister übertragen.
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(2) Zur Würdigung von außerordentlichen Verdiensten in 
der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz werden 
Ehrenzeichen gestiftet, die von der Ministerpräsidentin oder 
dem Ministerpräsidenten verliehen werden. Sie oder er kann 
diese Befugnis auf die oder den für die Angelegenheiten des 
Brand- und Katastrophenschutzes zuständige Ministerin oder 
Minister übertragen.

§ 58 
Übungen an Sonn- und Feiertagen

Soweit es zur Erreichung des Übungszieles erforderlich ist, 
können Übungen für den Brandschutz, die allgemeine Hilfe 
und den Katastrophenschutz auch an Sonn- und Feiertagen 
durchgeführt werden.

§ 59 
Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke  

des Brand- und Katastrophenschutzes

(1) Soweit dies zur Wahrnehmung insbesondere der nachste-
henden Aufgaben erforderlich ist, dürfen die mit der Wahr-
nehmung dieser Aufgaben betrauten Behörden und Einrich-
tungen der Aufgabenträger, die Hilfsorganisationen sowie die 
in Teil 4 Abschnitt 6 genannten sonstigen Stellen personenbe-
zogene Daten insbesondere für folgende Zwecke verarbeiten:
1.	 Vorbereitung und Durchführung vorbeugender und ab-

wehrender Maßnahmen gegen Gefahren im Sinne des § 1 
Abs. 1, insbesondere Aufstellung und Fortschreibung von 
Alarm- und Einsatzplänen,

2.	 Personalverwaltung und Ausbildung der im Brand- und 
Katastrophenschutz mitwirkenden Personen, insbesonde-
re Erfassung der für die Beurteilung der persönlichen Ein-
satzfähigkeit notwendigen Gesundheitsdaten der ehren-
amtlichen Feuerwehrangehörigen, Helfenden der Hilfsor-
ganisationen unter Berücksichtigung des § 19 Abs. 3 bis 5 
des Landesdatenschutzgesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. 
S. 93, BS 204-1) in der jeweils geltenden Fassung, 

3.	 Durchführung von Regressverfahren nach § 46 Abs. 3,
4.	 Maßnahmen des vorbeugenden Gefahrenschutzes nach 

den §§ 8 bis 10 und
5.	 Durchführung von Kostenersatzverfahren nach § 55.

(2) Soweit personenbezogene Daten nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand bei der betroffenen Person 
mit deren Kenntnis erhoben oder aus allgemein zugänglichen 
Quellen entnommen werden können, dürfen sie bei Dritten 
erhoben werden, soweit die zur Wahrnehmung der Aufga-
ben nach Absatz 1 erforderlichen Daten bei der betroffenen 
Person nicht oder nicht rechtzeitig erhoben werden können.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhobenen Daten dürfen 
anderen Behörden auch ohne Ersuchen übermittelt werden, 
soweit dies insbesondere erforderlich ist
1.	 zur Beseitigung von bei einer Gefahrenverhütungsschau 

oder einer Sicherheitswache festgestellten Mängeln oder
2.	 zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten.
Im Übrigen dürfen personenbezogene Daten an Behörden 
und Stellen, die mit der Wahrnehmung von Aufgaben ins-
besondere nach § 1 Abs. 1 betraut sind, auch ohne Ersuchen 
übermittelt werden, wenn die Kenntnis dieser Daten zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, die Aufgaben nicht 
mit anonymisierten Daten erfüllt werden können und das 
Interesse an der Übermittlung der Daten das Interesse der 
betroffenen Person an dem Ausschluss der Übermittlung er-
heblich überwiegt. Es sind angemessene und spezifische Maß-
nahmen, insbesondere technische und organisatorische Maß-
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nahmen, zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der 
betroffenen Person vorzusehen.

(4) Inhalts- und Verbindungsdaten von Anrufen oder Mel-
dungen, die über die Rufnummer 112 oder andere Notrufein-
richtungen eingehen, dürfen ohne Kenntnis der Betroffenen 
aufgezeichnet werden. Im Übrigen ist eine Aufzeichnung der 
Inhalts- und Verbindungsdaten nur zulässig, soweit dies im 
Einzelfall zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist; vor ihrem 
Beginn soll auf die Aufzeichnung hingewiesen werden. Zur 
Verfahrensverbesserung oder zu wissenschaftlichen Zwecken 
dürfen die Aufzeichnungen genutzt werden, wenn die darin 
enthaltenen personenbezogenen Daten anonymisiert wurden.

(5) Die von der Leitstelle nach § 7 RettDG oder einer sons-
tigen Stelle, die Meldungen über Brand- oder andere Gefah-
ren entgegennimmt, gespeicherten Aufzeichnungen sind in 
der Regel nach sechs Monaten zu löschen, es sei denn, eine 
längere Aufbewahrung ist ausnahmsweise zur Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
in einem Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Zivilrechts- oder 
Verwaltungsverfahren geboten. 

(6) Auf die Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes, in 
der jeweils geltenden Fassung, wird verwiesen.

§ 60 
Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen

(1) Der Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen mit 
weniger als 25 Kilogramm durch die Feuerwehren und die 
Hilfsorganisationen oder unter Aufsicht der Aufgabenträger 
ist insbesondere
1.	 zur Aufklärung des Lagebilds und zur Führungsunterstüt-

zung, im Brandschutz, in der allgemeinen Hilfe und im 
Katastrophenschutz,

2.	 zur Einsatzdokumentation, 
3.	 zur Gefahrstoffmessung, 
4.	 zur Suche nach Personen und Tieren, für die Lebens- oder 

Gesundheitsgefahren bestehen,
5.	 zum Transport von Geräten und Medikamenten sowie 
6.	 zur Übungsdokumentation und -auswertung
zulässig.

(2) Bild- und Tonaufzeichnungen, bei denen schutzwürdige 
Interessen der erfassten Personen betroffen werden oder bei 
denen öffentlich zugängliche Räume betroffen sind, sind nur 
zulässig, soweit dies im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr 
geboten ist. In allen übrigen Fällen, insbesondere bei Übun-
gen, dürfen Wohngrundstücke, öffentliche Flächen oder 
Grundstücke nur überflogen werden,
1.	 wenn die durch die Bild- und Tonaufzeichnung in ihren 

Rechten betroffenen Eigentümerinnen und Eigentümer, 
Besitzerinnen und Besitzer, sonstigen Nutzungsberechtig-
ten oder auf sonstige Weise Betroffenen einwilligen oder

2.	 wenn die Luftraumnutzung durch den Überflug über der 
betroffenen öffentlichen Fläche oder dem betroffenen 
Grundstück 
a)	 zur Erfüllung des Übungszwecks unumgänglich er-

forderlich ist und die Einwilligung der Eigentümerin-
nen und der Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer, 
sonstigen Nutzungsberechtigten des Wohngrundstücks 
oder bei sonstigen öffentlichen Flächen oder Grundstü-
cken der auf sonstige Weise Betroffenen nicht in zu-
mutbarer Weise eingeholt werden kann und
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b)	 die Verantwortlichen alle Vorkehrungen treffen, um 
einen Eingriff in den geschützten Privatbereich und das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung der be-
troffenen Personen zu vermeiden, insbesondere beim 
Überflug von Wohngrundstücken und öffentlichen 
Flächen oder Grundstücken keine Bild- und Tonauf-
zeichnungen anfertigen.

Gespeicherte Aufzeichnungen mit personenbezogenen Inhal-
ten sind zu löschen, sobald sie für die Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr erforderlich sind. Die Löschung hat spätestens 
nach zwei Monaten zu erfolgen, es sei denn, eine längere Spei-
cherung ist ausnahmsweise zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen in einem Straf-, 
Ordnungswidrigkeiten-, Zivilrechts- oder Verwaltungsver-
fahren geboten. Die Nutzung von Bild- und Tonaufzeich-
nungen zu Ausbildungszwecken, bei denen schutzwürdige 
Interessen der erfassten Personen betroffen werden, ist nur 
mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig.

§ 61 
Einschränkung von Grundrechten

Durch Maßnahmen in Vollzug dieses Gesetzes können die 
Grundrechte auf 
1.	 körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des 

Grundgesetzes - GG -), 
2.	 Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 GG), 
3.	 Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 2 GG),
4.	 Freizügigkeit (Artikel 11 GG), 
5.	 Freiheit von Arbeitszwang (Artikel 12 Abs. 2 GG) und
6.	 Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 GG)
eingeschränkt werden. 

Teil 8 
Aufsicht

§ 62 
Staatsaufsicht

(1) Die Aufsicht über die kommunalen Aufgabenträger rich-
tet sich nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung und 
der Landkreisordnung. 

(2) Abweichend von § 118 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 GemO 
ist bei großen kreisangehörigen Städten Aufsichtsbehörde 
die Kreisverwaltung als untere Behörde der allgemeinen Lan-
desverwaltung, obere Aufsichtsbehörde die Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion.

§ 63 
Fachaufsicht über die Hilfsorganisationen

(1) Die Hilfsorganisationen unterliegen bei ihrer Mitwirkung 
der Aufsicht der Aufgabenträger. Die Aufsicht erstreckt sich 
auf die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Durchfüh-
rung der Aufgaben. Die kommunalen Aufgabenträger erfül-
len diese Aufgabe als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung. 

(2) Vor einer Aufsichtsmaßnahme sind die betroffenen Hilfs-
organisationen zu hören.

Teil 9 
Schlussbestimmungen

§ 64 
Ermächtigungen

(1) Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastro-
phenschutzes zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
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Rechtsverordnung nähere Regelungen zu treffen über
1.	 die den Aufgabenträgern zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

im Brandschutz, in der allgemeinen Hilfe und im Ka-
tastrophenschutz, die Aufstellung, Organisation, Aus-
rüstung, Ausbildung und den Einsatz der Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes sowie die Fi-
nanzierung der entsprechenden Maßnahmen,

2.	 die Voraussetzungen für die Bestellung zur hauptamt-
lichen und ehrenamtlichen Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteurin oder zum hauptamtlichen und 
ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspek-
teur, zur Kreisausbilderin oder zum Kreisausbilder und 
Ausbilderin oder Ausbilder in kreisfreien Städten, zur 
Kreisgerätewartin oder zum Kreisgerätewart und Gerä-
tewartin oder Gerätewart in kreisfreien Städten sowie 
zur Kreis- und Stadtjugendfeuerwehrwartin oder zum 
Kreis- und Stadtjugendfeuerwehrwart (§ 26),

3.	 die Entschädigung von Ehrenbeamtinnen und Ehrenbe-
amten der Feuerwehr,

4.	 die Geschäftsordnung des Landesbeirats für Brand- und 
Katastrophenschutz sowie die Berufung und Abberu-
fung seiner Mitglieder (§ 6),

5.	 die Voraussetzungen der Anerkennung oder Zulassung 
der Ausrüstung und der bereitzuhaltenden Materialien 
(§ 8 Abs. 4, § 15 Abs. 7),

6.	 den Personenkreis der ehrenamtlichen Feuerwehran-
gehörigen und sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehran-
gehörigen, soweit sie feuerwehrdienstliche Tätigkeiten 
ausüben, die ständig zu besonderen Dienstleistungen 
herangezogen werden, und ihre Aufwandsentschädigung 
(§ 47 Abs. 8 Satz 2),

7.	 die Voraussetzungen für die Bestellung zur Wehrleite-
rin oder zum Wehrleiter, zur Wehrführerin oder zum 
Wehrführer und zu ihren Vertretungen, zu weiteren 
Führungsfunktionen oder für Sonderfunktionen der 
freiwilligen Feuerwehr (§ 19 Abs. 1 Satz 6, Abs. 2),

8.	 die Voraussetzungen für die Aufstellung sowie die Or-
ganisation, Ausrüstung, Aus- , Fort- und Weiterbildung 
und den Einsatz von Werkfeuerwehren und die Bestel-
lung von Selbsthilfekräften (§ 20),

9.	 die Organisation und Durchführung der Gefahrenver-
hütungsschau, wobei abweichend von § 9 Abs. 1 vorge-
schrieben werden kann, dass bauliche Anlagen bis zu ei-
ner bestimmten Größe oder einer bestimmten Nutzung, 
von denen keine größere Gefahr ausgehen kann, nicht 
der Gefahrenverhütungsschau unterliegen und

10.	 die Art und den Umfang der Veranstaltungen, bei denen 
eine Sicherheitswache erforderlich ist, die Pflicht zur 
Anmeldung dieser Veranstaltungen und die Anmelde-
frist, die Pflicht zur Duldung der Sicherheitswache so-
wie zur Befolgung der im Rahmen der Sicherheitswache 
getroffenen Anordnungen (§ 10).

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 8 und 9 ergehen die Rechts-
verordnungen im Einvernehmen mit dem für die gesundheit-
lichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium und mit dem 
für die Angelegenheiten der Wirtschaft zuständigen Ministe-
rium, im Fall des Absatzes 1 Nr. 9 auch mit dem für die An-
gelegenheiten der Umwelt zuständigen Ministerium.

(3) Das für gesundheitliche Angelegenheiten zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für 
den Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Ministeri-
um durch Rechtsverordnung das Nähere zu den Alarm- und 
Einsatzplänen der Krankenhäuser (§ 51 Abs. 1) zu regeln.
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(4) Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophen-
schutzes zuständige Ministerium erlässt die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften im 
Einvernehmen mit dem jeweils beteiligten Fachministerium.

§ 65 
Änderung des Rettungsdienstgesetzes

Das Rettungsdienstgesetz in der Fassung vom 22. April 1991 
(GVBl. S. 217), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Februar 2020 (GVBl. S. 33), BS 2128-1, wird wie folgt 
geändert:

1. 	Nach der Überschrift Sechster Teil Schlussbestimmungen 
wird folgender neue § 31 eingefügt:

„§ 31 
Ermächtigung 

Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastro-
phenschutzes zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nähere Regelungen zu treffen 
über die Ausgestaltung der Leitstellenaufgaben im Brand-
schutz, der allgemeinen Hilfe und Katastrophenschutz, 
die Fort- und Weiterbildung des für die Leitstellenaufga-
ben im Brandschutz, der allgemeinen Hilfe und Katastro-
phenschutz erforderlichen Personals, die Zusammenarbeit 
des Brandschutzes, der allgemeinen Hilfe und des Kata
strophenschutzes, die innere Organisation und die hierfür 
erforderlichen Funktionen des Fachbereichs Brandschutz, 
allgemeine Hilfe und Katastrophenschutz sowie die tech-
nische Ausstattung in den Integrierten Leitstellen.“

2.	 Die bisherigen §§ 31 und 32 werden §§ 32 und 33.

§ 66 
Änderung dieses Gesetzes

Dieses Gesetz wird wie folgt geändert:

1.	 § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung:

„hierzu haben die Verbandsgemeinden, die verbands-
freien Gemeinden, die großen kreisangehörigen und 
kreisfreien Städte einen Bedarfs- und Entwicklungsplan 
für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe aufzustel-
len sowie in regelmäßigen Abständen von höchstens 
fünf Jahren fortzuschreiben und der Aufsichtsbehörde 
vorzulegen, in dem insbesondere die Planungsziele, der 
Bedarf an Personal, Ausbildung, Fahrzeugen, Geräten, 
Gebäuden und Einrichtungen festgelegt und die Mög-
lichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit zu 
berücksichtigen sind.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Landkreise haben in Erfüllung ihrer Aufgaben 
des überörtlichen Brandschutzes und der überörtlichen 
allgemeinen Hilfe Alarm- und Einsatzpläne nach § 32 
Abs. 2 sowie Bedarfs- und Entwicklungspläne in ent-
sprechender Anwendung des Absatzes 1 Satz 2 Halb-
satz 2 aufzustellen.“

2.	 § 24 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung:

„hierzu haben sie, soweit private Hilfsorganisationen 
im Katastrophenschutz mitwirken, insoweit im Beneh-
men mit diesen, einen Bedarfs- und Entwicklungsplan 
für den Katastrophenschutz aufzustellen und in regel-
mäßigen Abständen von höchstens fünf Jahren fort-
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zuschreiben und der Aufsichtsbehörde vorzulegen, in 
dem insbesondere die Planungsziele, der Bedarf an Aus-
bildung, Fahrzeugen, Geräten, Gebäuden, Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes festgelegt 
werden und die Möglichkeiten der interkommunalen 
Zusammenarbeit zu berücksichtigen sind;“.

b)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In den Nummern 7 und 8 werden die Worte „bei 

Bedarf“ gestrichen.
bb)	In Nummer 10 wird das Wort „und“ durch ein 

Komma ersetzt.
cc)	 In Nummer 11 wird der Schlusspunkt durch ein 

Komma ersetzt.
dd)	Folgende Nummern 12 und 13 werden angefügt:

„12.	Informations- und Kommunikationswesen und
13.	Bevölkerungs- und Medienarbeit.“

3.	 § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Worte „haupt- oder ehrenamtli-

che Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder 
einen haupt- oder ehrenamtlichen Brand- und Kata
strophenschutzinspekteur“ durch die Worte „haupt-
amtliche Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin 
oder einen hauptamtlichen Brand- und Katastrophen-
schutzinspekteur“ ersetzt.

b)	 In Satz 4 werden die Worte „Ehrenamtliche und stell-
vertretende“ durch das Wort „Stellvertretende“ ersetzt.

§ 67 
Übergangsbestimmung zu § 26

Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- 
und Katastrophenschutzinspekteure sowie deren Vertretun-
gen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
im Amt sind, verbleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit in 
diesem. Sie haben die nach Anlage 2 der noch zu erlassen-
den Katastrophenschutzverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung vorgesehenen fachlichen Ausbildungsinhalte für die 
jeweilige von ihnen innegehaltene Funktion nachzuweisen; 
anderenfalls sind zu entpflichten. Die Nachweise sollen bis 
zum 31. Dezember 2028 erbracht werden.

§ 68 
Mehrbelastungsausgleich

(1) Zum Ausgleich der Mehrbelastungen durch die im 
Jahr  2026 verpflichtende Einführung der Hauptamtlichkeit 
der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und 
Brand- und Katastrophenschutzinspekteure erhalten die 
kommunalen Aufgabenträger im Jahr 2026 und 2027 jeweils 
einen pauschalen Betrag in Höhe von 95 000 EUR für die 
erstmalige Bestellung einer Brand- und Katastrophenschutz-
inspekteurin oder eines Brand- und Katastrophenschutzin-
spekteurs. Zum Ausgleich der Mehrbelastungen für die im 
Jahr 2028 hinzukommende Pflicht zur Erstellung von Be-
darfs- und Entwicklungsplänen für den Brandschutz und die 
allgemeine Hilfe sowie für den Katastrophenschutz erhalten 
die kommunalen Aufgabenträger im Jahr 2027 einen Betrag 
in Höhe von 3 500 000 EUR. Dieser Betrag wird insbesonde-
re nach Größe und Einwohnerzahl der Gebietskörperschaft 
an die jeweiligen kommunalen Aufgabenträger verteilt. Nä-
here Bestimmungen zur Verteilung des in Satz 2 genannten 
Betrages werden durch Rechtsverordnung geregelt, die vom 
für Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes 
zuständigen Ministerium erlassen wird. 
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(2) Die Mehrbelastungsausgleiche werden unmittelbar durch 
das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophen-
schutzes zuständige Ministerium an die jeweiligen kommuna-
len Aufgabenträger geleistet.

§ 69 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 57 Abs. 2 und der 
§§ 66 und  67 Satz 2 und 3 am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. § 57 Abs. 2 und § 66 Nr. 1 und 2 treten am 1. Janu-
ar 2028 in Kraft. § 66 Nr. 3 und § 67 Satz 2 und 3 treten am 
1. Januar 2026 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Brand- und Katastrophenschutzge-
setz vom 2. November 1981 (GVBl. S. 247), zuletzt geändert 
durch § 14 des Gesetzes vom 29. Juli 2024 (GVBl. S. 302), 
BS 213-50, außer Kraft.

(3) Rechtsverordnungen, die zur Durchführung des in Ab-
satz  2 genannten Gesetzes ergangen sind, bleiben in Kraft. 
Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophen-
schutzes zuständige Ministerium wird ermächtigt, die nach 
Satz 1 fortgeltenden Vorschriften durch Rechtsverordnung 
aufzuheben, soweit sie nicht durch Neuregelung aufgrund 
dieses Gesetzes ersetzt werden.
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Begründung

A. Allgemeines

Novellierung des Landesbrand- und Katastrophenschutzgesetzes

Im Rahmen der Novellierung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes sind die 

Ergebnisse der Analysen und Schlussfolgerungen des Fachministeriums mit den 

Führungskräften des Brand- und Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz, aber auch 

mit externen Expertinnen und Experten anderer Bundesländer und des Bundes sowie 

die Empfehlungen der Enquete-Kommission 18/1 „Konsequenzen aus der 

Flutkatastrophe in Rheinland -Pfalz: Erfolgreichen Katastrophenschutz gewährleisten, 

Klimawandel ernst nehmen und Vorsorgekonzepte weiterentwickeln“ 

(„Zukunftsstrategien zur Katastrophenschutzvorsorge“) eingeflossen.

Neben einer neuen Gesetzessystematik, einer neuen Regelungstiefe und 

redaktionellen Änderungen sind insbesondere folgende inhaltliche Änderungen 

hervorzuheben:

1. Es erfolgt die Einführung von klaren Definitionen im Katastrophenschutz, der

künftig das Großschadensereignis und den Katastrophenfall beinhaltet. Die

Definitionen sind im Wesentlichen an die vom Bundesamt für

Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe verwendete Definition DIN 13050:

2015-04 angelehnt. Die Formulierungen ermöglichen auch die Einordnung

gegenwärtig noch nicht absehbarer Ereignisse und Szenarien in der Zukunft.

Weiterhin wird der Katastrophenfall als Teil des Katastrophenschutzes künftig in

die Auftragsangelegenheit überführt.

2. Die bisher fakultative Hauptamtlichkeit der Brand- und Katastrophenschutz-

inspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure wird mit der

Neuregelung stufenweise verbindlich vorgegeben. Durch eine angemessene

praxisgerechte Übergangsregelung wird eine Überführung der bereits im Amt

befindlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und

Katastrophenschutzinspekteure in die vorzuhaltenden Qualifikationen
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ermöglicht. Dabei wird den kommunalen Aufgabenträgern eine Übergangszeit 

zur Personalgewinnung eingeräumt. 

3. Die Funktion der Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteurin 

beziehungsweise des Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteurs ist 

nunmehr auch gesetzlich geregelt, schafft dadurch Rechtssicherheit und stärkt 

die Bedeutung des Amtes. 

4. Die zuständigen Aufgabenträger sind noch klarer definiert. Ihnen wurden 

Aufgaben im Brandschutz, der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz mit 

neuer Struktur und Regelungstiefe zugewiesen. Die auferlegten Pflichten der 

Aufgabenträger sind sowohl im Brandschutz und der allgemeinen Hilfe als auch 

im Katastrophenschutz einheitlich in vorbeugende, vorbereitende und 

abwehrende Maßnahmen unterteilt und konkretisiert. Die Systematik baut zeitlich 

und logisch aufeinander auf und soll insbesondere die Verständlichkeit für die 

Rechtsanwendenden fördern und deren Verantwortlichkeiten zu jedem 

denkbaren Zeitpunkt betonen. Zudem soll der Dreiklang verdeutlichen, dass die 

einzelnen Kategorien einander bedingen und einem ganzheitlichen Verständnis 

entsprechen. 

5. Künftig sind Bedarfs- und Entwicklungspläne nicht nur fakultativ zu erstellen. Sie 

sind in regelmäßigen Abständen von höchstens fünf Jahren fortzuschreiben und 

der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Die Vorlagepflicht gilt künftig auch für Alarm- 

und Einsatzpläne. 

6. Eingeführt wird die Bekanntgabe des Katastrophenfalls als wesentliches 

öffentlichkeitswirksames Signal für das Vorliegen eines solchen sowie der 

Katastrophenvoralarm zur Vorbereitung auf den prognostizierten Eintritt des 

Katastrophenfalls. 

7. Die Einsatzleitung bleibt bei den kommunalen Aufgabenträgern verortet mit 

Ausnahme im Katastrophenfall bei radiologischen Gefahren, insbesondere bei 

Gefahren durch kerntechnische Anlagen, hier wird dem Land die Einsatzleitung 

zugewiesen. Im Übrigen kann das Land im Katastrophenfall in den im Gesetz 

beschriebenen Fällen die Einsatzleitung übernehmen. Eingeführt wurde der 

Begriff der Gesamtleitung, die der kommunalen Hauptverwaltungsbeamtin 
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beziehungsweise dem kommunalen Hauptverwaltungsbeamten und der 

Präsidentin des Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz 

beziehungsweise dem Präsidenten des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz obliegt. Die Gesamtleiterin beziehungsweise der 

Gesamtleiter bedient sich bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben einer 

operativ-taktischen Komponente und einer administrativ-organisatorischen 

Komponente. 

8. Es erfolgen Aufgabenzuweisungen an das neu gegründete Landesamt für Brand- 

und Katastrophenschutz als Fachaufsichtsbehörde und obere Katastrophen-

schutzbehörde. 

9. Die Pflicht zur Warnung und Information der Bevölkerung ist deutlicher 

hervorgehoben und präzisiert worden. Insbesondere wird vorgeschrieben, das 

Modulare Warnsystem des Bundes (MoWaS), das dieser für Zivilschutzzwecke 

eingeführt hat, für die Warnung und Information im Brand- und 

Katastrophenschutz zu verwenden, um den Warnmittel-Mix sicherzustellen. Die 

Nutzung weiterer Warnsysteme neben MoWaS ist weiterhin möglich. 

Im Ergebnis soll die Struktur des novellierten Gesetzes mit den entsprechenden 

Regelungsbereichen wie folgt angepasst werden: 

Teil 1 führt zentrale Definitionen ein, regelt Zweck und Anwendungsbereich des 

Gesetzes, definiert Aufgabenträger und weist diesen Aufgaben zu, die in den 

folgenden Teilen konkretisiert werden. Darüber hinaus ist die Einrichtung eines 

Landesbeirates geregelt. 

Teil 2 widmet sich dem Brandschutz und der allgemeinen Hilfe und orientiert sich 

hierbei an der zuvor definierten Unterteilung in vorbeugende, vorbereitende und 

abwehrende Maßnahmen. Des Weiteren werden Regelungen zum vorbeugenden 

Gefahrenschutz, den Aufgaben der kommunalen Aufgabenträger sowie zur Rolle der 

Feuerwehren und der Hilfsorganisationen im Brandschutz und der allgemeinen Hilfe 

getroffen. 

Die Unterteilung in vorbeugende, vorbereitende und abwehrende Maßnahmen wird 

auch in dem den Katastrophenschutz regelnden Teil 3 aufgegriffen. Die inhaltliche 

Ausgestaltung des überörtlichen Brandschutzes und der überörtlichen allgemeinen 
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Hilfe wurde aus dem Brand- und Katastrophenschutzgesetz herausgenommen und 

wird in die Feuerwehrverordnung überführt. 

Teil 4 widmet sich konkretisierend den wesentlichen Grundsätzen für die 

Aufgabenträger im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe als auch für die 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz gleichermaßen anzuwendenden Regelungen, 

die für eine effektive Gefahrenabwehr erforderlich und zu berücksichtigen sind. 

Teil 5 behandelt die Kosten sowohl im Hinblick auf Kostenpflicht als auch im Hinblick 

auf Kostenersatz. Zudem werden zuwendungsrechtlich relevante Regelungen 

getroffen. 

Im Teil 6 sind zentral alle Bußgeldbestimmungen dieses Gesetzes enthalten. 

Ergänzende Bestimmungen finden sich im Teil 7. 

Aufsichtsrechtliche Bestimmungen sind in den Normen des Teils 8 geregelt. 

Teil 9 enthält als Schlussbestimmung die Ermächtigungsnorm zum Erlass zugehöriger 

Rechtsverordnungen. Das Rettungsdienstgesetz wird um eine Ermächtigungsnorm 

zum Erlass einer Leitstellenverordnung für die Ausgestaltung von Aufgaben im 

Brandschutz, der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz ergänzt. Die 

Übergangs- und Änderungsbestimmungen betreffen die im Amt befindlichen 

hauptamtlichen, ehrenamtlichen und stellvertretenden ehrenamtlichen Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure, 

die bis zum Ablauf ihrer Amtszeit im Amt verbleiben können, jedoch innerhalb von drei 

Jahren fehlende fachliche Ausbildungsinhalte nachzuholen haben. Weiterhin werden 

Mehrbelastungen nach dem Konnexitätsausführungsgesetz für die Jahre 2026 bis 

2027 geregelt. Schließlich werden bestimmte, wenige Regelungen von dem regulären 

Inkrafttretenszeitpunkt am Tag nach der Verkündung ausgenommen. Sie treten vor 

dem Hintergrund des erforderlichen zeitlichen Vorlaufs für die Umsetzung später in 

Kraft.  

 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Gesetzesnovelle sieht mit der Neuorganisation des Brand- und 

Katastrophenschutzes sowohl Änderungen, die Kosten des Landes nach sich ziehen, 
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als auch konnexitätsrelevante qualitativ-regulatorische Änderungen vor, welche ab 

dem Haushaltsjahr 2025 und dem darauffolgenden Haushalt zu Ausgaben führen.  

Die beschriebenen finanziellen Auswirkungen sind ꟷ soweit konkrete Ermächtigungen 

zum aktuellen Zeitpunkt erforderlich waren ꟷ im Regierungsentwurf zum 

Doppelhaushalt 2025 / 2026 abgebildet. Die Bereitstellung der notwendigen Mittel für 

noch nicht im Regierungsentwurf berücksichtigte Positionen bleibt zukünftigen 

Haushaltsplänen überlassen. 

Kosten des Landes 

Kosten des Landes entstehen insbesondere vor dem Hintergrund der 

Aufgabenwahrnehmung im Rahmen der neu eingeführten Auftragsverwaltung für 

einen Teil des Katastrophenschutzes, namentlich die Gewährleistung von 

Maßnahmen gegen Katastrophenfälle. Vor diesem Hintergrund übernimmt das Land 

eine größere Verantwortung, die durch das Landesamt für Brand- und 

Katastrophenschutz verstärkt wahrgenommen werden wird. Kosten, die perspektivisch 

dort anfallen, haben ihre Grundlage in der Novellierung des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes.  

Das Landesamt soll zu seiner Aufgabenwahrnehmung nach dem Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz folgende Ausgaben vornehmen: 

 Förderung von Beschaffungsmaßnahmen der Aufgabenträger im Bereich 

Katastrophenschutz (Planungsgröße 120 000 EUR je Aufgabenträger und Jahr, 

Summe 4,32 Mio. EUR) 

 zentrale Beschaffungen für Landeseinheiten: 

o 2025: eine Netzersatzanlage, zwei mobile Tankstellen und eine 

Trinkwasseraufbereitung (1,36 Mio. EUR) 

o 2026: je einmal Einsatzstellenhygiene schwer, IuK Stäbe, 

Wasserförderung lange Wegestrecke - Teil 1 (1,05 Mio. EUR) 

o 2027 je einmal Wasserförderung lange Wegestrecke - Teil 2, 

Instandsetzung/-haltung Log (1,08 Mio. EUR) 
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o 2028 je einmal Unterstützung Flugbetrieb BS, VOST, TH Bauunfall und 

Verschüttete, GW-RHOT (1,86 Mio. EUR) 

 Betrieb des Landesamtes und zentraler Beschaffungen (Richtwert 475 000EUR 

in 2025, hiernach jährliche Steigerung um 2% - allg. Teuerung) 

 Personaldienstleistungen / Sachverständige (240 000 EUR/Jahr) 

 IT-seitige Ausgaben für zum Beispiel den Erwerb und den Betrieb von 

Stabssoftware (Planungsgröße 0,6 Mio. EUR/Jahr) 

Für die Aufgabenwahrnehmung nach dem Brand- und Katastrophenschutzgesetz wird 

insbesondere im Rahmen der Auftragsverwaltung zudem ausreichendes Personal und 

ein entsprechend weiterentwickelter Hauptstandort mit bis zu drei nachgeordneten 

Regionalstellen benötigt.  

Insgesamt wird sich der Personalkörper des Landesamtes von 170,5 VZÄ auf 287,1 

VZÄ ausweiten. Der bislang erreichte Stand der Stellen beläuft sich auf 207,1 VZÄ. 

Die Mehrausgaben betragen gemäß den Personalkostenverrechnungssätzen RLP für 

Kostenrechnungen und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 2024 als kalkulatorische 

Personalstandardkosten 11,5 Mio. EUR – wobei durchschnittlich ein Amt der 

Besoldungsstufe A11 und Sachkostenzuschlag ohne Raumkosten angenommen wird. 

Besoldungserhöhungen sind unberücksichtigt.  

Das Areal des Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz Rheinland-Pfalz muss 

aufgrund der Erfordernisse der Akademie signifikant weiterentwickelt werden, um den 

Anforderungen gerecht zu werden. Der bauliche Mehraufwand (Kostengruppen 200 

bis 700) wird nutzerseitig mindestens wie folgt eingeordnet: 

 Lehre/Hörsäle: 11,5 Mio. EUR 

 Unterkünfte:     13,0 Mio. EUR 

 Büros:              8,4 Mio. EUR 

 Hallen:             4,7 Mio. EUR 
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Sofern diese Entwicklung auf den vorhandenen Flächen aufgabenseitig, planerisch 

und baurechtlich nicht vollzogen werden kann, können höhere Ausgaben anfallen. 

Hierzu liegen aktuell keine Berechnungsgrundlagen vor. Sofern die bauliche 

Realisierung nicht zeitnah umgesetzt werden kann, dürften Übergangslösungen 

erforderlich werden. Temporäre Anmietungen werden nutzerseitig mit rund einer Mio. 

EUR je Jahr abgeschätzt. 

Zwei Regionalstellen (Standorte „Nord“ und „West“) sollen in bisher schon genutzten 

Räumlichkeiten untergebracht werden. Für die dritte Regionalstelle („Süd“) wird eine 

passende Lösung geprüft. 

Darüber hinaus sind ab dem Haushaltsjahr 2026 für Einsätze im Zusammenhang mit 

Katastrophenfällen 109 000 EUR vorgesehen. Im Hinblick auf die Würdigung von 

außerordentlichen Verdiensten in der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz 

fallen Kosten für die Stiftung von Ehrenzeichen an. Hier ist von Kosten von nicht mehr 

als 10 000 EUR auszugehen. 

Mehrbelastung der Kommunen 

Als Mehrbelastungsausgleich zugunsten der kommunalen Aufgabenträger werden ab 

dem Haushaltsjahr 2026 zusätzlich insgesamt 1,9 Mio. EUR für die Vorgabe der 

Hauptamtlichkeit von Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteuren und einmalig im Haushaltsjahr 2027 5,4 Mio. EUR 

für die weitergehenden Vorgaben zu Bedarfs- und Entwicklungsplänen der 

kommunalen Aufgabenträger bereitgestellt. Weitergehende Ausführungen zu den 

Kosten mit Konnexitätsrelevanz sind der Begründung zu § 68 zu entnehmen. 

 

Gesetzesfolgenabschätzung 

Mit der Gesetzesnovellierung erfolgt insbesondere eine Stärkung der Gefahrenabwehr 

im Hinblick auf die Bewältigung von schnell aufwachsenden Schadensereignissen 

ungewöhnlichen Ausmaßes. Erreicht wird dieses Ziel durch eine Neuausrichtung des 

Brand- und Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz, indem die landeseigenen sowie 

die kommunalen Strukturen im Katastrophenschutz gestärkt und klare rechtliche 

Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit der verschiedenen Ebenen geschaffen 

werden. Berücksichtigt wurden die Ergebnisse der Analysen und Schlussfolgerungen 
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des Fachministeriums mit den Führungskräften des Brand- und Katastrophenschutzes 

in Rheinland-Pfalz, aber auch mit externen Expertinnen und Experten anderer 

Bundesländer und des Bundes sowie die Empfehlungen der Enquete-Kommission 

18/1 „Konsequenzen aus der Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz: Erfolgreichen 

Katastrophenschutz gewährleisten, Klimawandel ernst nehmen und 

Vorsorgekonzepte weiterentwickeln“ („Zukunftsstrategien zur Katastrophenschutz-

vorsorge“).  

Die Novellierung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes erfolgt vor dem 

Hintergrund der im Vorblatt unter A. aufgeführten Erkenntnisse und Schluss-

folgerungen. Insbesondere die Erkenntnis, dass nach Ansicht von Expertinnen- und 

Expertengremien vermehrt mit in Katastrophen mündenden Ereignissen größeren und 

komplexeren Ausmaßes gerechnet werden muss, denen es effektiv und effizient zu 

begegnen gilt, erfordert ein für diese Herausforderungen ausgerichtetes System des 

Brand- und Katastrophenschutzes.  

Die Naturkatastrophe im Juli 2021 hat aufgezeigt, dass die kommunale 

Selbstverwaltung in Teilen des Katastrophenschutzes, mithin bei Gefahrenlagen 

ungewöhnlichen Ausmaßes, nicht ausreichend ist, um den hierfür erforderlichen 

vorbereitenden und abwehrenden Maßnahmen gerecht zu werden, sodass dem Land 

im Katastrophenschutz größere Einflussmöglichkeiten zukommen müssen. Die 

Novellierung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes erfolgt demgemäß in 

engem Zusammenhang mit der Errichtung des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz, denn mit der Novellierung wird ein Teil des Katastrophen-

schutzes, namentlich die Gewährleistung von Maßnahmen gegen Katastrophenfälle, 

in die Auftragsverwaltung überführt, um die erforderliche Einflussmöglichkeit des 

Landes zu sichern. Insgesamt ist festzuhalten, dass sich die grundsätzliche 

Zuständigkeit auf kommunaler Ebene bewährt hat und daher eine vollständige 

Übernahme der Aufgaben im Katastrophenschutz nicht nur nicht verhältnismäßig, 

sondern insbesondere auch im Hinblick auf die vorhandene Kenntnis der kommunalen 

Aufgabenträger von der örtlichen Situation und Lage auch nicht zweckmäßig ist. Vor 

diesem Hintergrund wird lediglich die Bewältigung von außergewöhnlichen 

Einsatzlagen auf der Schwelle von Katastrophenfällen in die Auftragsangelegenheit 

überführt. Mit der Errichtung des Landesamtes wird die Neuorganisation im Sinne 

einer Aufgabenaufteilung zwischen dem Land und den kommunalen Aufgabenträgern 
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gestützt. Dabei wird ein besonderes Augenmerk auf die reibungsfreie Zusammenarbeit 

zwischen den verschiedenen Ebenen gelegt. Vor diesem Hintergrund übernimmt das 

Land eine größere Verantwortung, die durch das Landesamt für Brand- und 

Katastrophenschutz als neues Kompetenzzentrum verstärkt wahrgenommen werden 

wird. Die Vereinheitlichung von Vorgaben im Brand- und Katastrophenschutz durch 

das Brand- und Katastrophenschutzgesetz, aber auch durch anderweitige Vorgaben, 

die das Landesamt im Rahmen seiner Kontrollbefugnis machen kann, zum Beispiel im 

Rahmen der nunmehr verpflichtend zu erstellenden Bedarfs- und Entwicklungspläne 

der kommunalen Aufgabenträger oder der nunmehr vorzulegenden Alarm- und 

Einsatzpläne, durch die Erstellung eines einheitlichen, landesweiten Lagebildes, eine 

an die Planungen, durch Vorgaben und Aufgaben des Landesamtes angepasste und 

kohärente Aus- und Fortbildung von Einsatzkräften und Verwaltungen, durch die 

Vorbereitung auf eine ggf. im Katastrophenfall zu übernehmende Gesamtleitung sowie 

durch die Unterstützung und Beratung von Kommunen und schlussendlich durch ein 

rund um die Uhr besetztes Lagezentrum, sind unumgänglich, wenn die 

Aufgabenwahrnehmung effektiv und effizient erfolgen soll. Auch die Regelungen zur 

Einsatzleitung werden im Gleichklang mit den genannten Neuregelungen gefasst. 

Regelungen zur Warnung und Information der Bevölkerung sind in einem eigenen 

Abschnitt verortet und enthalten eine Pflicht zur Nutzung des Modularen Warnsystems 

des Bundes (MoWaS) für die Warnung und Information im Brand- und 

Katastrophenschutz ein. Weiterhin ist es angesichts der beschriebenen 

Herausforderungen für einen effektiven und effizienten Katastrophenschutz 

erforderlich, Konkretisierungen und qualitative Vorgaben zur Vorbereitung auf 

Großschadenslagen und Katastrophenfälle zu schaffen. Vor dem Hintergrund der 

beschriebenen Herausforderungen ist es zudem weiterhin erforderlich, dass die bisher 

fakultative Hauptamtlichkeit der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteure als operativ-taktische Einsatzleitungen im 

Katastrophenschutz mit der Neuregelung schrittweise in die Verbindlichkeit überführt 

wird. Mit der Novellierung wurde zudem die Gelegenheit genutzt, eine 

Umstrukturierung und Neuordnung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes zu 

schaffen. Alternative Regelungsmöglichkeiten mit dem gleichen Zielerreichungsgrad 

sind nicht vorstellbar.  
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Gender-Mainstreaming 

Der Gesetzentwurf hat keine unterschiedlichen Auswirkungen auf die spezifische 
Lebenssituation von Frauen und Männern. 

 

Demografischer Wandel 

Für die Bevölkerungs- und Altersentwicklung sind keine Auswirkungen zu erwarten. 

 

Mittelstandsverträglichkeit 

Für die mittelständische Wirtschaft sind keine Auswirkungen zu erkennen. 

 

Ergebnis der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände 
und des Kommunalen Rates sowie der Anhörung anderer Stellen 

Die kommunalen Spitzenverbände und der Kommunale Rat wurden gemäß § 27 der 

Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Landesregierung sowie für die Staatskanzlei 

und die Ministerien (GGO) beteiligt.  

Von den nach § 28 GGO angehörten mehr als 20 Stellen haben der Landkreistag 

Rheinland-Pfalz, Städtetag Rheinland-Pfalz, der Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz, die Unfallkasse Rheinland-Pfalz, die Heilberufskammern Rheinland-

Pfalz, die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz, das Katholische Büro Mainz und die 

Vertretung der Evangelischen Kirchen im Land Rheinland-Pfalz, die 

Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz, das Landeskommando 

Rheinland-Pfalz, der Landesfeuerwehrverband Rheinland-Pfalz e. V., der 

Kreisfeuerwehrverband Rhein-Hunsrück e. V., die Arbeitsgemeinschaft der 

Hilfsorganisationen im Katastrophenschutz (HiK), die Landesvereinigung 

Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz (LVU), die Landestierärztekammer Rheinland-

Pfalz, die Vereinigung der verbeamteten Tierärztinnen und Tierärzte Rheinland-Pfalz 

im Deutschen Beamtenbund und die Vereinigung der Tierärztinnen und Tierärzte im 

öffentlichen Dienst (VbT), die Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. 

Technisch-wissenschaftlicher Verein Landesgruppe Rheinland-Pfalz (DVGW-
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Landesgruppe), die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, DEHOGA Rheinland-Pfalz 

Stellung genommen. 

Der beabsichtigten Neuausrichtung des Brand- und Katastrophenschutzes wurde 

überwiegend positiv entgegengesehen. Die Empfehlungen der Enquete-Kommission 

sowie aus den Beratungen mit Expertinnen und Experten anderer Ressorts und 

Bundesländer seien umfassend umgesetzt und damit Klarheit geschaffen worden. 

Das Beteiligungs- und Anhörungsverfahren hat im Einzelnen zu folgenden 

Ergebnissen geführt: 

Bewertung zu § 1 

Die Differenzierung zwischen „Großschadensereignis“ und „Katastrophenfall“ wird 

mehrheitlich begrüßt. Der Städte- und Gemeindebund hat erklärt, die Unterscheidung 

zwischen vorbeugenden, vorbereitenden und abwehrenden Maßnahmen sei stimmig 

und trage insbesondere der gestiegenen Bedeutung präventiver Maßnahmen 

Rechnung.  

Nach Ansicht des Landkreistags sollten die Begriffe „Großschadensereignis“ und 

„Katastrophenfall“ in der Kommentierung noch näher definiert sowie die Begriffe 

„große Anzahl“ und „zentrale Abwehrmaßnahmen“ konkretisiert werden. Der Städtetag 

hält eine klare Abgrenzung der Zuständigkeit kreisangehöriger Gemeinden und der 

Landkreise für erforderlich. 

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Definitionen im Wesentlichen an die vom 

Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) verwendete 

Definition DIN 13050: 2015-04 angelehnt sind. Beide Definitionen beinhalten offene 

Rechtsbegriffe, um schnell aufwachsende Lagen, die gegenwärtig noch nicht 

absehbar sein mögen, zukünftig umfassend beschreiben zu können. Die 

Gesetzesbegründung enthält zudem Ausführungen zu Großschadensereignissen und 

Katastrophenfällen am Beispiel der Tierseuche. Eine klare Abgrenzung der 

Zuständigkeiten ist auf Grund einer jederzeit schnell aufwachsenden Lage und der 

damit einhergehenden fließenden Grenzen nicht umsetzbar. Die 

Entscheidungsprärogative hinsichtlich der Einstufung eines Großschadensereignisses 

oder Katastrophenfalls obliegt den Landkreisen. Die Zuständigkeit bestimmt sich 

situativ. Maßgebliches Abgrenzungskriterium ist, ob „Einheiten und Einrichtungen des 
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Katastrophenschutzes unter zentraler Leitung“ erforderlich sind oder die Lage noch mit 

eigenen Mitteln bewältigt werden kann. 

Sowohl der Landkreistag, der Städtetag als auch die Landestierärztekammer und die 

VbT fordern, dass Tiere als Schutzgut im Brand- und Katastrophenschutzgesetz 

ausdrücklich genannt werden, da auch Tierseuchen mit einem hohen Verbreitungs- 

oder Verschleppungspotenzial in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen sollen. 

Mit der Aufzählung der Schutzgüter von besonderen Gewicht wurde die Subsidiarität 

des Brand- und Katastrophenschutzes besonders hervorgehoben. Insofern wird von 

einer Aufnahme des Schutzgutes „Tier“ abgesehen. Die Bekämpfung von Tierseuchen 

ist im Kern keine Aufgabe des Brand- und Katastrophenschutzes. 

Weiterhin soll dem Landkreistag zufolge konkretisiert werden, was unter 

„Eigenvorsorge der Bevölkerung“ zu verstehen sei. Insbesondere solle die 

Eigenverantwortung von Einrichtungen und Betrieben betont werden. Die Anregung 

wird dergestalt aufgegriffen, dass in der Gesetzesbegründung der Begriff der 

Eigenvorsorge näher erläutert wird. Im Übrigen obliegt es dem Bund, mit dem noch in 

Bearbeitung befindlichen KRITIS-Dachgesetz Mindeststandards für den Schutz 

kritischer Infrastrukturen festzulegen. 

 

Bewertung zu § 2 

Die HiK stellen fest, dass die Organisation des Katastrophenschutzes auf Ebene der 

Landkreise auf Grund der unterschiedlichen Auslegung der Vorschriften durch die 

Landkreise eine Herausforderung darstelle und die Aufgabenbündelung durch die 

Hilfsorganisationen erschwere. 

Dies mag in einzelnen Fällen zutreffen, betrifft aber zuvörderst eine Frage des 

Vollzugs. Landeseinheitliche Regelungen, die in die kommunale Selbstverwaltung 

eingreifen, erscheinen auf Grund der unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten in 

den Kommunen nicht zielführend. Daher wurde von einer Änderung der Regelung 

abgesehen. 

Die HiK empfehlen zudem Absatz 6, der eine Freistellungspflicht normiert, zur 

Sicherung der Einsatzbereitschaft als „Muss-Vorschrift“ auszugestalten. Der 

Landesfeuerwehrverband erachtet eine Differenzierung zwischen öffentlichen und 
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privaten Arbeitgebenden für geboten: Wegen der Vorbildfunktion der öffentlichen 

Arbeitgebenden soll für diese die Freistellungspflicht zwingend gelten. 

Diesen Vorschlägen wurde nicht gefolgt, da die Vorschrift bereits eine zwingende 

Freistellungspflicht für den Regelfall vorsieht. Eine Differenzierung zwischen den 

Arbeitgebenden erfolgt nicht, da die Regelung an die Tätigkeit im Bereich der 
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der ebenfalls Ausnahmen für Arbeitnehmende, die Aufgaben der Gefahrenabwehr und 

der Daseinsvorsorge ausüben, vorsieht.  

 

Bewertung zu § 3 

Der Gemeinde- und Städtebund lehnt die Mitwirkungspflicht der Verbandsgemeinden, 

verbandsfreien Gemeinden und großen kreisangehörigen Städte bei der Vorbereitung 

der Abwehr und bei der Abwehr von Großschadensereignissen und 

Katastrophenfällen sowie die Weisungsbefugnis der Aufgabenträger im 

Katastrophenschutz ab (Absatz 3). Zudem fehle eine konkrete Regelung hinsichtlich 

möglicher Kostenfolgen. 

Diese Auffassung wird nicht geteilt, zumal die Vorschrift die bestehende Rechtslage 

inhaltlich nicht ändert, sondern lediglich konkretisiert.  

Der Städtetag begrüßt die konkretisierende Regelung, dass die Kommunen sich im 

Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben einer Leitstelle bedienen. Er wirft im Hinblick auf 

Absatz 4 die Frage auf, ob die neue Aufgabenverteilung künftig auch zur Übernahme 

anteiliger Kosten führe. Es bedürfe nach Ansicht des Städtetags zudem einer 

ergänzenden Klarstellung in § 11 des Rettungsdienstgesetzes (RettDG), um wie bisher 

allein die Landkreise und kreisfreien Städte in die Pflicht zu nehmen. Zugleich werde, 

so der Städtetag, durch diese Regelung eine unmittelbare neue Aufgabe den 

Verbandsgemeinden, Gemeinden und kreisangehörigen Städten zugewiesen, die zu 
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Leitstellen auch für die kreisangehörigen Verbandsgemeinden, verbandsfreien 

Gemeinden und großen kreisangehörigen Städte konkret geregelt. Eine neue, 
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konnexitätsauslösende Aufgabe wird damit nicht begründet. Die Konkretisierung ist im 

Gesetz aufgenommen worden, um klarzustellen, dass die Integrierten Leitstellen über 

Alarmierungen informiert werden und beispielsweise Lageinformationen von den 

Feuerwehren der kreisangehörigen Gemeinden anfordern können. Die Integrierten 

Leitstellen leisten in diesem Bereich eine rückwärtige Unterstützung, die aufgrund der 

Regelung weder im Umfang noch in der Qualität zu einer Aufgabenmehrung der 

Integrierten Leitstellen führen sollen. Die Pflicht der Gemeinden zur Vorhaltung einer 

Feuerwehreinsatzzentrale ist ohnehin in § 3 Abs. 1 der Feuerwehrverordnung geregelt, 

sodass es sich hierbei nicht um eine neue Aufgabe für die kommunalen 

Aufgabenträger handelt. Eine Regelung im Stammgesetz des Brand- und 

Katastrophenschutzes ist allerdings notwendig, um eine – wie unter anderem von der 

Enquete-Kommission gefordert – einheitliche Systemlandschaft im Brand- und 

Katastrophenschutz zu etablieren. Vielmehr wird eine Entlastung der Kommunen 

erwartet, da zukünftig nicht mehr vielfältige heterogene Wünsche und Anforderungen 

der Gemeinden bedient werden müssen, sondern sowohl die Systempflege als auch 

die operative Einsatzabwicklung nach homogen ausgestalteten Standards erfolgen 

können. 

 

Bewertung zu § 5 

Dass das Land künftig eine Gefahren- und Risikoanalyse erstellen soll (Absatz 1 Nr. 

1), wird vom Gemeinde- und Städtebund explizit befürwortet. 

Der Landkreistag begrüßt wiederum ausdrücklich die erweiterte Regelung in Absatz 1 

Nr. 2, wonach das Land als zentrale Aufgabe neben Alarm- und Einsatzplänen auch 

Rahmen-Alarm- und Einsatzpläne aufzustellen und fortzuschreiben hat. 

Der Gemeinde- und Städtebund und der Landkreis sind der Auffassung, dass es im 

Hinblick auf die Regelung des § 5 Abs. 1 Nr. 3 zu keiner Gefährdung des 

Grundschutzes der Gemeinden kommen dürfe, soweit bei der Aufstellung zentraler 

Landeseinheiten auf Einheiten und Einrichtungen der kommunalen Aufgabenträger 

zurückgegriffen werde. Die zentralen Beschaffungen für Landeseinheiten in Höhe von 

5,35 Mio. Euro seien zudem eher gering. Hessen investiere beispielsweise 70 Mio. 

Euro in die Ausstattung des Katastrophenschutzes und die Beschaffung von 

Landesfahrzeugen. 
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Der Vergleich der Investitionssummen ist nicht nachvollziehbar, da Rheinland-Pfalz 

über zahlreiche Landeseinheiten, die die Aufgaben in originärer Zuständigkeit 

wahrnehmen, verfügt. In Hessen hingegen sind viele dieser Einheiten bei den 

Kommunen angesiedelt. Aus diesem Grund müssen dort höhere Summen für die 

kommunalen Aufgaben vorgehalten werden. Schließlich ist die Aussage insoweit 

irreführend, als dass es sich bei den genannten 70 Mio. Euro nicht um die jährliche 

Investitionssumme handelt, sondern um die Gesamtausgaben des Landes Hessen seit 

dem Jahr 2008. 

Die HiK regen an, einen „Einsatzplan ZELK“ aufzustellen, der Personal- und 

Einheitenvorplanung sowie Einsatzmittel- und Materialvorhaltung enthalten solle, 

wobei man von einer vollumfänglichen Finanzierung durch die Aufgabenträger 

ausgehe. Die jahrzehntelange konzeptionelle Vorarbeit der HiK wurde dergestalt 

aufgenommen, dass das HiK-Papier in der Version 3.0 in die neue Anlage 1 der 

KatSVO Eingang gefunden hat. Durch die alleinige Berücksichtigung des Ist-Standes 

nach der jetzigen Anlage 1 der KatSVO entstehen jedoch keine Mehrkosten, da dies 

dem derzeitigen Einsatzpotenzial entspricht.  

Die Formulierung in § 5 Abs. 1 Nr. 4 „soweit es das für zweckmäßig hält“ führe, so der 

Landkreistag, in der Ausführung zu Konflikten, da die Kommunen die Zweckmäßigkeit 

unterschiedlich bewerten würden. Ausgewogener wäre nach Auffassung des 

Landkreistags ein nachvollziehbarer Kriterienkatalog. Der Passus entspricht der 

bisherigen Regelung und wird nicht geändert. Eine Unterstützung muss immer 

sachlich begründet sein und ist anhand des Gleichheitssatzes zu überprüfen. Ob 

kommunale Aufgabenträger unterstützt werden, hängt daher immer vom Einzelfall ab. 

Eine konkretisierende Regelung ist wegen der nicht vergleichbaren Sachverhalte und 

langen Zeiträume zwischen den Förderungen nicht angezeigt. Darüber hinaus besteht 

eine Einschätzungsprärogative zu Gunsten der Verwaltung. 

Der Landesfeuerwehrverband regt an, dass § 5 Abs. 1 Nr. 5 dahingehend ergänzt wird, 

dass zur Vorbereitung der zentralen Aufgaben das Land „sonstige, zur wirksamen 

Verhütung und Bekämpfung von Katastrophenfällen notwendige Maßnahmen zu 

treffen, insbesondere regelmäßige Übungen durchzuführen, die bei Bedarf auch über 

Länder- und Staatsgrenzen hinausgehen können und Vorkehrungen für die 

Einbindung von Spontanhelfenden zu treffen“ hat. 
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Diese Anregung wird übernommen. 

Die HiK begrüßen die Einführung operativ-taktischer und administrativ-

organisatorischer Strukturen zur Bewältigung komplexer Schadenslagen. Sie 

wünschen zudem eine vollständige Integration der nach § 6 a. F. anerkannten 

Leitungsgruppe der Hilfsorganisationen in die Strukturen des neu errichteten 

Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz. Die Einbindung der HiK wird 

organisatorisch sichergestellt und ist über Arbeitsgruppen, gemeinsame Stäbe 

(Fachberatung Gesundheit und S3) und eine anlassbezogene Mitwirkung im 

Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz gegeben.  

Hinsichtlich § 5 Abs. 2 Nr. 4, der als zentrale Landesaufgabe neuerdings 

„erforderlichenfalls Fachberatung und Führungsunterstützung“ vorsieht, befürchtet der 

Gemeinde- und Städtebund, dass damit eine Einschränkung des bestehenden 

Beratungsangebots einhergehe. Der Landkreistag hält die Formulierung 

„erforderlichenfalls“ für „sehr unspezifisch“. 

Diese Bedenken werden nicht geteilt: Das bisher in § 6 Nr. 5 a. F. geregelte allgemeine 

Beratungsangebot des Landes findet sich unverändert in Absatz 1 Nr. 4 Absatz 2 Nr. 

4 stellt vielmehr ein neues zusätzliches Beratungsangebot dar. Die Landesregierung 

plant schon jetzt, auf untergesetzlicher Ebene im Rahmen von beispielsweise 

Kolloquien die kommunalen Aufgabenträger regelmäßig über den aktuellen Stand der 

Technik zu informieren. Der Zusatz „erforderlichenfalls“ stellt klar, dass die Beratung 

bedarfsgerecht, also nur, wenn sie tatsächlich notwendig ist, angeboten werden soll, 

um unnötige Ausgaben zu vermeiden. Dies ist letztlich Ausfluss des 

haushaltsrechtlichen Gebots der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 

Der Landesfeuerwehrverband fordert betreffend § 5 Abs. 3 Nr. 1, dass das Land als 

eine zentrale Aufgabe des Landes die Aus-, Fort- und Weiterbildung aller Einsatzkräfte 

im Brand- und Katastrophenschutz wahrnehmen soll. Diese Auffassung wird nicht 

geteilt, da der Brand- und Katastrophenschutz einschließlich der Aus-, Fort- und 

Weiterbildung der Einsatzkräfte auch weiterhin eine kommunale Aufgabe bleibt. Das 

Land kommt den Kommunen jedoch entgegen, indem es die Aus-, Fort- und 

Weiterbildung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren übernimmt. 

Das Landeskommando regt an, die zentrale Aufgabe des Landes im Sinne des § 5 

Abs. 3 Nr. 4, „auf eine Zusammenarbeit mit anderen Ländern der Bundesrepublik 
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Deutschland sowie anderen Staaten hinzuwirken“, wie folgt zu formulieren: „[…] auf 

eine Zusammenarbeit mit anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland, 

Dienststellen oder Behörden der Bundesrepublik Deutschland sowie anderen Staaten 

hinzuwirken.“ 

Die Anregung wird aufgegriffen und aus Gründen der Einheitlichkeit und Klarheit 

abweichend wie folgt formuliert: „[…] auf eine Zusammenarbeit mit anderen Ländern 

der Bundesrepublik Deutschland, dem Bund sowie anderen Staaten hinzuwirken“. 

Die Landespflegekammer und die HiK befürworten die Einrichtung einer Beratungs- 

und Koordinierungsstelle Psychosoziale Notfallversorgung (PSNV). Die psychosoziale 

Betreuung und Begleitung der Betroffenen und Einsatzkräfte im Rahmen des Brand- 

und Katastrophenschutzes sei, so die Landespflegekammer, unerlässlich, um eine 

effektive qualitätsgesicherte Versorgung zu ermöglichen und langfristige 

psychosoziale Folgen zu vermeiden. 

Soweit die HiK eine Einbindung ihrer Expertise bei der Landeszentralstelle PSNV (vgl. 

Absatz 3 Nr. 5) erwarten, werden das Fachwissen und die besonderen Kenntnisse der 

Hilfsorganisationen in diesem Bereich berücksichtigt, indem sie bei der 

Landesarbeitsgemeinschaft PSNV vertreten sind. 

 

Bewertung zu § 6 

Der Landkreistag bemängelt, dass der Landesbeirat noch immer zu groß sei. Man 

könne Expertinnen und Experten in die Fachausschüsse aufnehmen.  

Schon mit der Novelle im Jahr 2020 wurde die Anzahl der Mitglieder des Gremiums 

reduziert, um die Arbeitsfähigkeit zu verbessern. Mit der Neufassung des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes wächst der Landesbeirat lediglich um zwei Mitglieder von 

16 auf 18 Mitglieder. Bei der Neufassung der Vorschrift wurde berücksichtigt, dass der 

Landesbeirat einerseits effizient arbeiten soll und andererseits aber auch alle 

wesentlichen Perspektiven und Interessen abgebildet werden sollen. Deshalb sind alle 

relevanten Akteurinnen und Akteure vertreten. Eine weitergehende Einschränkung ist 

nicht sachgerecht. 

Der Städtetag hat gebeten, die Vorschrift über die Vertretenden der kommunalen 

Spitzenverbände im Landesbeirat, § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 3, so auszugestalten, dass 
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es ihnen freigestellt werde, wer in den Landesbeirat entsendet werde. Die Bitte wurde 

aufgegriffen und die Vorschrift als Kann-Vorschrift umformuliert. Es erscheint dennoch 

wünschenswert, dass im Sinne einer breiten fachlichen Unterstützung Vertreterinnen 

und Vertreter aus den verschiedenen Bereichen des Brand- und 

Katastrophenschutzes im Beirat vertreten sind, ungeachtet dessen, dass sie alle der 

nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr zugehörig sind. 

Die LVU betont, dass das Verhältnis der verschiedenen Fachexpertinnen und 

Fachexperten ausgeglichen sein müsse, jedoch nur eine Vertreterin oder Vertreter des 

Landesfeuerwehrverbandes neun Vertreterinnen oder Vertretern der Berufsfeuerwehr 

und den Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und -inspekteuren 

gegenüberstehe. Außerdem solle man Werksfeuerwehren, Vertretende der 

Wissenschaft und der Technologie- und Innovationsbranche eine stärkere Beteiligung 

ermöglichen. Ein Änderungsbedarf wird nicht gesehen: Der Landesbeirat hat 

beratende Funktion. Es erfolgen keine Mehrheitsentscheidungen. Darüber hinaus 

würden zu viele Mitglieder im Beirat dessen Effektivität lähmen. Eine stärkere 

Beteiligung der Wissenschaft wird allerdings begrüßt und künftig im Rahmen von 

Vorträgen und beispielsweise Unterarbeitsgruppen umgesetzt. 

Hingegen möchte der Landesfeuerwehrverband an der bisherigen Vorschrift, die die 

Zusammensetzung des Landesbeirats regelt, festhalten. Da Leitende Notärztinnen 

und Leitende Notärzte sowie Organisatorische Leiterinnen oder Organisatorische 

Leiter nun ausdrücklich aufgenommen worden seien, sei es nicht erforderlich, diese 

noch über die Hilfsorganisationen zu berücksichtigen. Die Abweichung bei Leitenden 

Notärztinnen und Leitenden Notärzten sowie Organisatorischen Leiterinnen und 

Organisatorischen Leitern rührt daher, dass sie beide Bereiche betreuen. Sie erhalten 

jedoch auch keine eigenen Sitze im Landesbeirat, ihre Interessen sollen nur durch 

Vertreterinnen oder Vertreter der kommunalen Spitzenverbände gewahrt werden. 

Die Heilberufskammern monieren, dass sie bislang ordentliche Mitglieder des 

Landesbeirats gewesen sein sollen und man sie jetzt nur noch bei Bedarf als Gäste 

einladen solle. Dieser Einwand kann nur eingeschränkt nachvollzogen werden, da die 

Heilberufskammern schon seit der letzten Gesetzesänderung vom 30. Dezember 2020 

keine ordentlichen Mitglieder im Landesbeirat mehr sind. Der Hinweis, dass die 

Heilberufskammern vor der Gesetzesänderung im Landesbeirat für Brandschutz, 

Allgemeine Hilfe und Katastrophenschutz vertreten waren, trifft zwar zu. Allerdings 
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tagte dieses Gremium aufgrund mangelnder Arbeitsfähigkeit wegen einer zu großen 

originär mitwirkenden Personenanzahl in 35 Jahren nur einmal, und zwar zur 

konstituierenden Sitzung. 

Die Landespflegekammer hat angeregt, zu § 6 Abs. 2 Satz 1 eine Neufassung der 

Formulierung wie folgt aufzunehmen: 

„Zu den Sitzungen des Landesbeirats für Brand- und Katastrophenschutz, der 

mindestens einmal jährlich einberufen werden soll, sollen bei Bedarf auch 

Vertreterinnen und Vertreter anderer Ministerien, der Landesärztekammer Rheinland-

Pfalz, der Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz, der 

Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz, der Landespflegekammer 

Rheinland-Pfalz, der Landestierärztekammer Rheinland-Pfalz, der 

Landesapothekerkammer Rheinland-Pfalz, der Krankenhausgesellschaft Rheinland-

Pfalz e. V., der Bundeswehr, von Berufsverbänden oder andere Expertinnen und 

Experten eingeladen werden.“  

Diese Anregung wurde berücksichtigt. 

 

Bewertung zu § 7 

Die HiK bieten bei der zentralen Aufgabe, die Selbst- und Nachbarschaftshilfe weiter 

zu fördern, ihre Unterstützung in den Bereichen Zivilschutz und Erste-Hilfe-Ausbildung 

an, was wohlwollend zur Kenntnis genommen wird.  

 

Bewertung zu § 11 

Der Gemeinde- und Städtebund hält die verbindliche Regelung zur Aufstellung eines 

Bedarfs- und Entwicklungsplanes für konsequent, da diese Planung grundsätzlich das 

geeignete Instrument sei, um mittel- und langfristig die Einsatzfähigkeit der Feuerwehr 

sicherzustellen.  

Er vermutet jedoch einen erheblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand bei den 

Gemeinden, sollten Bedarfs- und Entwicklungspläne alle fünf Jahre fortgeschrieben 

werden. Man fordere daher eine Fortschreibungspflicht alle zehn Jahre. Dem 

Vorschlag kann nicht gefolgt werden. Eine derart weitreichende Bedarfsplanung ist 
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kaum möglich und nicht praktikabel. Die klimatischen Veränderungen bedingen es, 

Ausrüstungen möglichst nach den neuen Standards vorzuhalten, um die Bevölkerung 

bestmöglich vor den Auswirkungen des Klimawandels zu schützen. Bei einer 

Fortschreibung der Bedarfs- und Entwicklungspläne nur alle zehn Jahre handelt es 

sich um einen zu langen Zeitraum. 

Eine der grundlegenden Aufgaben des neuen Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz ist außerdem die Beratung und Unterstützung der kommunalen 

Aufgabenträger. Es wird daher Rahmenempfehlungen für die Bedarfs- und 

Entwicklungsplanung für die kommunalen Aufgabenträger erarbeiten und langfristig 

fortschreiben. Den Aufgabenträger soll damit ein Werkzeug an die Hand gegeben 

werden, das ihnen ermöglicht, auch ohne erheblichen Verwaltungsaufwand eine 

Bedarfs- und Entwicklungsplanung alle fünf Jahre aufzustellen. 

Den Gemeinden sollte bei der Ausgestaltung der Pläne die größtmögliche Flexibilität 

verbleiben, da dies ohnehin die kommunale Selbstverwaltung betrifft. Ab 2026 soll es 

hierzu Handreichungen und Lehrveranstaltungen geben. 

Der Landkreistag bemängelt, dass in Absatz 1 unklar sei, welche Aufsichtsbehörde 

gemeint sei. Da es sich in § 11 um Aufgaben im Rahmen der Selbstverwaltung handelt, 

ist die Rechtsaufsichtsbehörde gemeint. In der Gesetzesbegründung wurde dies 

klargestellt. 

Soweit der Landkreistag eine finanzielle Kompensation für die zeit- und 

kostenintensive Bedarfsplanung erwartet, wird auf den vorgesehenen 

Mehrbelastungsausgleich hingewiesen.  

Der Landkreistag regt überdies an, auch auf Landesebene eine Bedarfs- und 

Entwicklungsplanung zu erstellen. Insoweit ist allerdings festzuhalten, dass Bedarfs- 

und Entwicklungspläne Mittel der kommunalen Ebene zur Sicherstellung des 

Brandschutzes sowie der allgemeinen Hilfe sind. Sie dienen der Durchführung der 

Aufsicht gegenüber sowohl den Kommunen als auch der interkommunalen 

Zusammenarbeit und gewährleisten eine langfristige Planung durch die 

Aufgabenträger.  

Für die Erstellung von Alarm- und Einsatzplänen bedürfe es nach Auffassung des 

Landkreistags eines abgestimmten Systems zur Zuteilung von Stellen. Eine 

regelmäßige Überprüfung von Alarm- und Einsatzplänen ist in jedem Fall angezeigt. 
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Mit der Kommunalaufsicht der ADD wird allerdings eine Rücksprache erfolgen, um 

eine ausreichende Personalausstattung zu ermöglichen. 

 

Bewertung zu § 14 

Der Gemeinde- und Städtebund fordert, dass für die Frage der Warnzuständigkeit je 

nach Warnzweck differenziert werden müsse. Sowohl Gemeinden, kreisfreie Städte 

als auch Landkreise nutzen die Warnsirenen für ihre jeweiligen Aufgaben. Aus diesem 

Grund sei – so auch der Landesfeuerwehrverband – auch eine Aufteilung der 

Beschaffungs- und Unterhaltungskosten erforderlich. Es fehle an einer 

entsprechenden Regelung im Brand- und Katastrophenschutzgesetz. Der 

Landkreistag befürchtet in diesem Zusammenhang, dass das Land nicht mehr auf ein 

flächendeckendes homogenes Sirenennetz zurückgreifen könne, wenn es sich jetzt 

aus der Zuständigkeit vollständig zurückziehe.  

Diese Ansicht wird nicht geteilt. Die Pflicht zur Warnung der Bevölkerung verbleibt wie 

bisher in der Zuständigkeit der kommunalen Aufgabenträger. Die Kommunen legen im 

Rahmen ihrer Selbstverwaltungskompetenz eigenständig den notwendigen Bedarf an 

Sirenen fest. Die Frage der Verteilung der Finanzierungslast muss jeweils im Einzelfall 

im Rahmen interkommunaler Vereinbarungen beantwortet werden. Das Land ergänzt 

das Förderprogramm des Bundes in Höhe von 5,3 Mio. EUR für Rheinland-Pfalz für 

den Ausbau eines Sirenennetzes in Rheinland-Pfalz um insgesamt 8 Mio. EUR. Auch 

im Doppelhaushalt 2025/2026 wurden 4 Mio. EUR für die Förderung des kommunalen 

Sirenenbaus vorgesehen. Weiterhin bezahlt das Land für alle Integrierten Leitstellen 

die MoWaS-Vollanlagen und stellt somit die Warninfrastruktur zur Gewährleistung des 

Warnmittel-Mixes zur Verfügung. 

Soweit der Landkreistag fordert, es sei klar zu definieren, in welchen zeitlichen 

Abständen „regelmäßige“ Übungen erfolgen sollen, wird auf die konkretisierenden 

Regelungen der KatS-VO verwiesen.  

 

Bewertung zu § 15 

Die Landesunfallkasse hat angeregt, zu § 15 Abs. 7 Satz 2 eine Neufassung der 

Formulierung wie folgt aufzunehmen: 
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„Eine ergänzende Ausrüstung darf nur dann verwendet werden, wenn diese 

erforderlich und nach einer Gefährdungsbeurteilung sicher betrieben werden kann.“ 

Diese Anregung wurde berücksichtigt. 

Die LVU und der Gemeinde- und Städtebund begrüßen die ausdrückliche Öffnung für 

ergänzende Ausrüstung. Die LVU ist allerdings der Auffassung, die Pflicht zur 

Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung ergebe sich bereits aus dem 

Arbeitsschutzgesetz und den Folgeregelungen, und schlägt vor, diesen Passus zu 

streichen. Dieser Vorschlag wurde nicht aufgegriffen: Für das Erfordernis einer 

Gefährdungsbeurteilung bestehen praktische Beispiele, weshalb die Vorschrift 

jedenfalls aus deklaratorischen Gründen bestehen bleibt. 

 

Bewertung zu § 16 

Der Gemeinde- und Städtebund, der Landkreistag und der Landesfeuerwehrverband 

weisen hinsichtlich Absatz 2 darauf hin, dass gleichzeitige Mitgliedschaften, 

insbesondere bei Führungspositionen, problematisch seien. 

Regelungen, die eine gleichzeitige Mitgliedschaft einschränken, würden zu stark in die 

Selbstverwaltung eingreifen, allerdings wird § 16 Abs. 2 auf Grund der Anregungen 

wie folgt konkretisiert: 

„Die aktiven Feuerwehrangehörigen können gleichzeitig Angehörige von 

Einsatzabteilungen anderer Feuerwehren sowie von Hilfsorganisationen, Einheiten 

und Einrichtungen sein, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden, wenn zwischen 

den Aufgabenträgern und diesen unter Berücksichtigung der jeweiligen Funktionen 

abgestimmt wird, welcher Dienst im Konfliktfall vorgeht.“ Entsprechende Passagen 

wurden daher auch in §§ 21 Abs. 3, 25 Abs. 4 aufgenommen, um klarzustellen, dass 

eine Priorisierung funktionsabhängig zu erfolgen hat. 

Die LVU kritisiert, dass Absatz 2 auch für Werksfeuerwehren gilt. Dies sei nicht 

zielführend, da hauptberufliche Pflichten generell vorgehen sollen. Dem Einwand wird 

entgegengehalten, dass § 2 Abs. 5 und Abs. 6 sowie § 47 Abs. 5 bereits Regelungen 

enthalten, die auch auf die Werkfeuerwehr angewendet werden können. 
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Bewertung zu § 18 

Der Städtetag weist im Hinblick auf die Regelungen in Absatz 3 darauf hin, dass nicht 

jeder Ortsbezirk über eine Ortsvorsteherin oder einen Ortsvorsteher verfüge und zur 

Vermeidung unterschiedlicher Verfahrensweisen bei der Aufnahme, Heranziehung, 

Verpflichtung und Entpflichtung von ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen dieser 

nicht am Verfahren beteiligt werden soll. 

Diese Anregung wurde aufgegriffen und die Begriffe „Ortsbezirke“ und „Ortsvorsteher“ 

in Absatz 3 und 5 gestrichen. 

  

Bewertung zu § 19 

Der Städtetag regt an, § 19 Abs. 1 Satz 3 dahingehend zu ergänzen, dass die 

Bürgermeisterin oder der Bürgermeister einer Verbandsgemeinde, einer 

verbandsfreien Gemeinde, einer großen kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt mit 

freiwilliger Feuerwehr mit hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen, welche über eine 

ständig mit mindestens sechs hauptamtlichen Funktionen besetzte Feuerwache 

verfügt, neben der hauptamtlichen Wehrleiterin oder dem hauptamtlichen Wehrleiter 

„auch hauptamtliche stellvertretende [Wehrleiterinnen oder] Wehrleiter“ bestellen 

kann. 

Dieser Vorschlag wird nicht übernommen: Im Rahmen der Personalhoheit steht dies 

den Entscheidungsträgern ohnehin frei. Die Regelung ist lediglich deklaratorisch, 

sodass es keiner Ergänzung bedarf. 

 

Bewertung zu § 21 

Landkreistag und Städtetag fordern, dass für Angehörige der Hilfsorganisationen – 

analog zum ehrenamtlichen Dienst in der Einsatzabteilung der Feuerwehr – die 

Altersgrenze von 16 bis 67 Jahre eingeführt werden soll. Diese Auffassung wird nicht 

geteilt, da es für eine Gleichbehandlung von Angehörigen der Hilfsorganisationen und 

ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen in der Einsatzabteilung an einer 

Vergleichbarkeit fehlt: Im Brandschutz müssen die Feuerwehrangehörigen über eine 

ausreichende Physis – insbesondere für die Brandbekämpfung unter Atemschutz – 

verfügen. Angehörige der Hilfsorganisationen erbringen hingegen überwiegend 
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Betreuungsleistungen, die keine andere ehrenamtliche Tätigkeiten übersteigende 

Anforderungen an die körperliche Konstitution der einzelnen Mitglieder voraussetzen. 

Die Einführung einer Altersgrenze ist daher nicht geboten. Hinzukommt, dass 

Hilfsorganisationen privatrechtlich – in der Regel als Vereine – organisiert sind. Eine 

gesetzliche Altersgrenze würde zwar nicht in die Vereinshoheit eingreifen, weil ein 

Handeln im Rahmen der Regelungen dieses Gesetzes keine Vereinstätigkeit darstellt, 

allerdings käme eine gesetzliche Altersgrenze einem Mitwirkungsverbot gleich. Dieses 

ist nicht begründbar.  

 

Bewertung zu § 24 

Der Landkreistag begrüßt die Aufstellung von Bedarfs- und Entwicklungsplänen 

(Absatz 1). Er ist jedoch der Auffassung, dass für die Bedarfs- und Entwicklungspläne 

einheitliche Vorgaben von HiK-Konzepten benötigt werden. Es fehle an einer 

Klarstellung über die Aufstellung von Einheiten wie beispielsweise der Wasserrettung. 

Genauere Vorgaben für die Bedarfs- und Entwicklungsplanung erfolgen in der Anlage 

1 der KatSVO. Eine Konkretisierung auf Ebene des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes ist demgegenüber nicht angezeigt.  

Im Hinblick auf die Regelung in Absatz 1 Nr. 5 betont der Landkreistag, dass die Aus- 

und Weiterbildung der Katastrophenschutzeinheiten Landesaufgabe sei und die 

Landkreise keinen Einfluss auf die Ausbildungskapazitäten hätten. Auch wenn das 

Land mit dem Schulungsangebot des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz Rheinland-Pfalz eine umfangreiche Fortbildung für die 

Angehörigen des Brand- und Katastrophenschutzes bereithält, verbleibt die 

grundlegende Pflicht bei den Kommunen. Insbesondere das Vor-Ort-Wissen sowie die 

Frage des Ausbildungsbedarfs der Angehörigen der Feuerwehren sowie der 

Hilfsorganisationen können nur auf Ebene der kommunalen Aufgabenträger 

vorhanden sein und bei Schulungen vor Ort, Übungen sowie weiteren 

Informationsveranstaltungen vor Ort vermittelt werden. Die Ausbildungskapazitäten 

werden massiv erweitert und ausgebaut. Mit den Ausbildungsstätten der 

Hilfsorganisationen besteht ein abgestimmtes Curriculum zu Ausbildungsinhalten im 

Bereich der Führungsausbildung im Katastrophenschutz. 
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Der Städtetag fordert eine Definition der Einsatzgrundzeiten in einer 

Katastrophenschutzverordnung analog der Regelung in der Feuerwehrverordnung, da 

die neuen Aufgabenzuweisungen technisch und personell abgebildet werden müssen. 

Auch müsse der finanzielle Ausgleich der Mehrbelastung im Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz geregelt sein. Einsatzgrundzeiten erscheinen nicht 

sinnvoll, da Katastrophenschutz Organisationsaufgabe ist und der Einsatz – anders 

als bei der Feuerwehr von einem Feuerwehrgerätehaus, in dem schon alle 

Einsatzmittel zur Verfügung stehen – in der Regel von einem Sammelpunkt nach 

Hinzuziehung der verschiedenen Katastrophenschutzkomponenten erfolgt.  

Die HiK begrüßen die Integration der „Rettung aus unwegsamem Gelände“ als 

Fähigkeit des rheinland-pfälzischen Katastrophenschutzes, die Aufnahme der 

„Bevölkerungsinformation und Medienarbeit“ sowie die einzelne Aufzählung der 

Fähigkeiten „Verpflegung“ und „Logistik“. Sie fordern analog zur Aufnahme der 

Fähigkeit „Rettung aus unwegsamem Gelände“ in Absatz 5 Nr. 8 die Anerkennung der 

Hundestaffel der Hilfsorganisationen, wobei damit kein Vorschlag verbunden ist, das 

Gesetz konkret zu ändern. Es bestehen landesseitig Facheinheiten, die bei den 

Feuerwehren angesiedelt sind. Ein weiterer Bedarf besteht derzeit nicht. Den 

kommunalen Aufgabenträgern steht es frei, die Hundestaffeln der Hilfsorganisationen 

einzubinden. Sie erfüllen ihre Aufgaben nach diesem Gesetz als Pflichtaufgaben der 

Selbstverwaltung. Gemäß § 25 bedienen sich die Aufgabenträger, sofern sie es für 

erforderlich halten, neben der Feuerwehr auch der Hilfsorganisationen. Dies kann 

selbstverständlich auch die Hundestaffeln der Hilfsorganisationen umfassen. 

 

Bewertung zu § 25 

Der Landesfeuerwehrverband sowie das Katholische Büro Mainz und die Vertretung 

der Evangelischen Kirchen im Land fordern die Aufnahme der Notfallseelsorge als 

Hilfsorganisation im Brand- und Katastrophenschutzgesetz. Die fehlende 

Gleichstellung bereite den Aufgabenträgern Schwierigkeiten bei der Anerkennung und 

Beauftragung der Notfallseelsorge im Rahmen der PSNV.  

Die Anregung wird dergestalt aufgegriffen, dass die kirchliche Notfallseelsorge gemäß 

der Gesetzesbegründung zu § 24 Abs. 5 im Rahmen der PSNV ebenfalls 

hinzugezogen werden kann. Eine Aufnahme in § 25 wird jedoch abgelehnt, da die 
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Aufgabenprofile von Hilfsorganisationen nicht mit der Tätigkeit der (kirchlichen) 

Notfallseelsorge vergleichbar sind. Die Rechtstellung der kirchlichen Notfallseelsorge 

ist bereits im Brand- und Katastrophenschutz abgesichert. Gemäß § 24 Absatz 2 und 

4 setzen die Aufgabenträger zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Katastrophenschutz in 

erster Linie die öffentlichen und privaten Einheiten und Einrichtungen des 

Katastrophenschutzes ein. Öffentliche Einheiten und Einrichtungen des 

Katastrophenschutzes werden durch juristische Personen des öffentlichen Rechts 

gestellt. Die Kirche ist eine Anstalt des öffentlichen Rechtes, damit stellt die kirchliche 

Notfallseelsorge eine öffentliche Einheit und Einrichtung des Katastrophenschutzes 

dar. Gemäß § 49 sind Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz Personen, die in 

Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes tätig sind, mithin auch die 

Helfenden der kirchlichen Notfallseelsorge. Die Rechtsstellung richtet sich nach § 48 

und soweit die organisationseigenen Regelungen nichts Abweichendes bestimmen, 

gelten die Regelungen für ehrenamtliche Feuerwehrangehörige entsprechend. 

 

Bewertung zu § 26 

Betreffend das Verfahren zur Bestellung der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure, 

geregelt in Absatz 1, halten der Gemeinde- und Städtebund und der Städtetag, die 

Anhörung der im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen nicht für 

erforderlich. 

Diese Ansicht wird nicht geteilt: Auf Grund der Bedeutung der Hilfsorganisationen 

sowie des Umstands, dass die Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteure auch dem weißen Bereich vorstehen, ist 

die Anhörung der Hilfsorganisationen angezeigt.  

Der Städtetag weist darauf hin, dass die Hauptamtlichkeit der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

in der Übergangs- und Änderungsbestimmung des § 66 und nicht in unmittelbar in § 

26 geregelt wird. 

Die Hauptamtlichkeit der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- 

und Katastrophenschutzinspekteure ergibt sich bereits aus der Systematik dieser 

Vorschrift. Aus rechtstechnischen Gründen ist eine unmittelbare Regelung in § 26 nicht 
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Aufgabenprofile von Hilfsorganisationen nicht mit der Tätigkeit der (kirchlichen) 

Notfallseelsorge vergleichbar sind. Die Rechtstellung der kirchlichen Notfallseelsorge 

ist bereits im Brand- und Katastrophenschutz abgesichert. Gemäß § 24 Absatz 2 und 

4 setzen die Aufgabenträger zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Katastrophenschutz in 

erster Linie die öffentlichen und privaten Einheiten und Einrichtungen des 

Katastrophenschutzes ein. Öffentliche Einheiten und Einrichtungen des 

Katastrophenschutzes werden durch juristische Personen des öffentlichen Rechts 

gestellt. Die Kirche ist eine Anstalt des öffentlichen Rechtes, damit stellt die kirchliche 

Notfallseelsorge eine öffentliche Einheit und Einrichtung des Katastrophenschutzes 

dar. Gemäß § 49 sind Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz Personen, die in 

Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes tätig sind, mithin auch die 

Helfenden der kirchlichen Notfallseelsorge. Die Rechtsstellung richtet sich nach § 48 

und soweit die organisationseigenen Regelungen nichts Abweichendes bestimmen, 

gelten die Regelungen für ehrenamtliche Feuerwehrangehörige entsprechend. 

 

Bewertung zu § 26 

Betreffend das Verfahren zur Bestellung der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure, 

geregelt in Absatz 1, halten der Gemeinde- und Städtebund und der Städtetag, die 

Anhörung der im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen nicht für 

erforderlich. 

Diese Ansicht wird nicht geteilt: Auf Grund der Bedeutung der Hilfsorganisationen 

sowie des Umstands, dass die Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteure auch dem weißen Bereich vorstehen, ist 

die Anhörung der Hilfsorganisationen angezeigt.  

Der Städtetag weist darauf hin, dass die Hauptamtlichkeit der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

in der Übergangs- und Änderungsbestimmung des § 66 und nicht in unmittelbar in § 

26 geregelt wird. 

Die Hauptamtlichkeit der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- 

und Katastrophenschutzinspekteure ergibt sich bereits aus der Systematik dieser 

Vorschrift. Aus rechtstechnischen Gründen ist eine unmittelbare Regelung in § 26 nicht 
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möglich. § 66 wird mit Ablauf des dort genannten Zeitraums gegenstandslos. Die 

Hauptamtlichkeit ergibt sich danach unmittelbar aus § 26.  

Außerdem bedürfe es, so der Städtetag, auch vor der Ernennung der Leitungen von 

sanitätsdienstlichen Katastrophenschutzmodulen formell der vorherigen Anhörung der 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteure sowie der Leitenden Notärztinnen und Leitende 

Notärzte sowie Organisatorischen Leiterinnen und Organisatorischen Leiter. 

Diese Anregung kann nicht aufgegriffen werden: Die Bestellung von Funktionen 

unterhalb der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteure obliegt der Eigenverantwortlichkeit der 

Selbstverwaltung und soll daher im Brand- und Katastrophenschutzgesetz nicht näher 

ausgestaltet werden. 

Die HiK fordern die Regelung in Absatz 4 betreffend, dass das Qualifikationsniveau 

der Organisatorischen Leiterin oder des Organisatorischen Leiters im Bereich des 

Katastrophenschutzes auf Verbandsführerin oder Verbandsführer angehoben wird. 

Dem ist zu erwidern, dass die Qualifikation der Organisatorischen Leiterin oder des 

Organisatorischen Leiters nicht im Brand- und Katastrophenschutzgesetz, sondern im 

Wege eines Curriculums durch die Akademie des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz Rheinland-Pfalz geregelt wird. Eine Anhebung des 

Qualifikationsniveaus auf Verbandsführerin oder Verbandsführer als 

Eingangsvoraussetzung für die Ausbildung der Organisatorischen Leiterinnen oder 

Organisatorischen Leiter wird auf Grund der Aufgaben in der Abschnittsleitung 

Gesundheit nicht geteilt. 

 

Bewertung zu § 30 

Soweit ursprünglich auf Grund des Regel- und Ausnahmeverhältnisses vorgesehen 

war, den Katastrophenvoralarm nach der Bekanntgabe des Katastrophenfalls zu 

normieren, wurde diese Reihenfolge auf Anregung des Landkreistags im Hinblick auf 

den zeitlichen Ablauf der Ereignisse getauscht.  

 

Bewertung zu § 31 
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Im Hinblick auf die Regelung in Absatz 1 hat der Städtetag vorgeschlagen, dass die 

weitere Unterrichtung der benachbarten unteren Katastrophenschutzbehörden über 

den Eintritt eines Katastrophenfalls durch das neue Lagezentrum erfolgen solle. 

Diese Auffassung wird nicht geteilt: Die Unterrichtung sollte schnellstmöglich und 

unmittelbar zweckmäßigerweise durch denjenigen erfolgen, der von dem 

Katastrophenfall zuerst Kenntnis erlangt hat. Eine starre Regelung ist daher nicht 

praktikabel. Die Integrierte Leitstelle übernimmt unabhängig davon künftig eine 

vermittelnde Rolle zwischen den Aufgabenträgern. 

Im Fall des Absatz 3 fordert der Landkreistag, dass die obere 

Katastrophenschutzbehörde zwingend die Einsatzleitung übernehmen solle. Diesem 

Ansinnen kann nicht entsprochen werden: Die Regelung der Übernahme der 

Gesamtleitung wurde so ausgestaltet, dass diese solange beim ursprünglichen 

Aufgabenträger verbleibt, bis eine ausdrückliche Zuweisung durch das Landesamt für 

Brand- und Katastrophenschutz erfolgt. Dadurch soll ein Verantwortungsvakuum oder 

eine Konfusion bei der Frage, wer die Gesamtleitung innehat, verhindert werden. Nach 

den Empfehlungen der Expertinnen und Experten soll die Einsatzleitung grundsätzlich 

auf Grund der Kenntnisse der besonderen lokalen Gegebenheiten auf der örtlichen 

Ebene verbleiben. Eine zwingende Übernahme der Einsatzleitung durch die obere 

Katastrophenschutzbehörde ist daher nicht angezeigt. 

 

Bewertung zu § 32 

Der Gemeinde- und Städtebund hält die explizite Normierung der Federführung der 

Landkreise im Rahmen der in den Absätzen 1 bis 3 geregelten 

Abstimmungserfordernisse für sachgerecht. 

Nach Auffassung des Landkreistages bleibe unklar, was Aufgabe des Landes sei und 

wie die Alarm- und Einsatzpläne abzustimmen seien. Die kommunalen Aufgabenträger 

erfüllen ihre Aufgaben weiterhin eigenverantwortlich und werden dabei vom Land 

unterstützt. Die Vorschrift enthält hinreichende Vorgaben zur interkommunalen 

Zusammenarbeit im Brand- und Katastrophenschutz. 

Der Gemeinde- und Städtebund hat im Hinblick auf die Regelung in Absatz 4 gefragt, 

ob mit der Vorlagepflicht eine Überprüfungspflicht seitens der Aufsichtsbehörde 
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Diese Auffassung wird nicht geteilt: Die Unterrichtung sollte schnellstmöglich und 

unmittelbar zweckmäßigerweise durch denjenigen erfolgen, der von dem 

Katastrophenfall zuerst Kenntnis erlangt hat. Eine starre Regelung ist daher nicht 

praktikabel. Die Integrierte Leitstelle übernimmt unabhängig davon künftig eine 

vermittelnde Rolle zwischen den Aufgabenträgern. 

Im Fall des Absatz 3 fordert der Landkreistag, dass die obere 

Katastrophenschutzbehörde zwingend die Einsatzleitung übernehmen solle. Diesem 

Ansinnen kann nicht entsprochen werden: Die Regelung der Übernahme der 

Gesamtleitung wurde so ausgestaltet, dass diese solange beim ursprünglichen 

Aufgabenträger verbleibt, bis eine ausdrückliche Zuweisung durch das Landesamt für 

Brand- und Katastrophenschutz erfolgt. Dadurch soll ein Verantwortungsvakuum oder 

eine Konfusion bei der Frage, wer die Gesamtleitung innehat, verhindert werden. Nach 

den Empfehlungen der Expertinnen und Experten soll die Einsatzleitung grundsätzlich 

auf Grund der Kenntnisse der besonderen lokalen Gegebenheiten auf der örtlichen 

Ebene verbleiben. Eine zwingende Übernahme der Einsatzleitung durch die obere 

Katastrophenschutzbehörde ist daher nicht angezeigt. 

 

Bewertung zu § 32 

Der Gemeinde- und Städtebund hält die explizite Normierung der Federführung der 

Landkreise im Rahmen der in den Absätzen 1 bis 3 geregelten 

Abstimmungserfordernisse für sachgerecht. 

Nach Auffassung des Landkreistages bleibe unklar, was Aufgabe des Landes sei und 

wie die Alarm- und Einsatzpläne abzustimmen seien. Die kommunalen Aufgabenträger 

erfüllen ihre Aufgaben weiterhin eigenverantwortlich und werden dabei vom Land 

unterstützt. Die Vorschrift enthält hinreichende Vorgaben zur interkommunalen 

Zusammenarbeit im Brand- und Katastrophenschutz. 

Der Gemeinde- und Städtebund hat im Hinblick auf die Regelung in Absatz 4 gefragt, 

ob mit der Vorlagepflicht eine Überprüfungspflicht seitens der Aufsichtsbehörde 

 
128 

einhergehe. Alarm- und Einsatzpläne sind für einen nachhaltigen Katastrophenschutz 

essenziell und unterliegen daher jedenfalls einer Rechtmäßigkeitsprüfung. Dies wurde 

in der Gesetzesbegründung klargestellt. 

 

Bewertung zu § 33 

Der Landkreistag bemängelt, dass das Brand- und Katastrophenschutzgesetz 

verschiedene Begrifflichkeiten (Gesamtleitung, Zentrale Leitung, übergeordnete 

Einsatzleitung) enthalte, was mangels Definitionen verwirrend sein könne. Die 

Gesamtleitung bezeichnet die der Technischen Einsatzleitung und dem 

Verwaltungsstab vorstehende Person; im Falle der kommunalen Aufgabenträger ist 

dies die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister, die Bürgermeisterin oder 

der Bürgermeister oder die Landrätin oder Landrat. Damit ist die Gesamtleitung 

ausreichend definiert. Die zentrale Leitung beschreibt die einheitliche Leitung aller 

Gefahrenabwehrmaßnahmen des Katastrophenschutzes. Damit wird im Gegensatz 

zur Gesamtleitung nicht die einzelne verantwortliche Person bezeichnet, sondern die 

dem Katastrophenschutz immanente Führungsfunktion. Der Begriff „übergeordnete 

Einsatzleitung“ beschreibt lediglich in der Gesetzesbegründung den eingeführten 

Begriff der Gesamtleitung. 

 

Bewertung zu § 34 

Im Hinblick auf Absatz 1 hat der Städtetag angemerkt, dass die Übertragung der 

Gesamtleitung auf benachbarte Aufgabenträger auf Grund des lokalen Bezugs und 

zur Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit zweckdienlich sei. Diese 

Vorgehensweise erscheint sinnvoll und entspricht der tatsächlichen Umsetzung, 

sodass es insoweit keiner Änderung bedarf. 

 

Bewertung zu § 35 

Der Städtetag hat vorgeschlagen, die Vorschrift dahingehend zu ergänzen, dass alle 

in der Gefahrenabwehr eingesetzten Organisationen und Einsatzkräfte an die 

Weisungen der Gesamtleitung gebunden sind. 
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Die Vorschrift wurde daraufhin um einen Satz 3 ergänzt; er lautet wie folgt: „Die 

eingesetzten Aufgabenträger und Organisationen sowie deren Einsatzkräfte sind an 

die Weisungen der Gesamtleitung gebunden.“  

 

Bewertung zu § 36 

Im Hinblick auf die Regelung in Absatz 1 Satz 2 hat der Städtetag darauf hingewiesen, 

dass der ursprüngliche Verweis auf § 19 Abs. 2 Nr. 1 irreführend sei, da dieser nur 

ehrenamtliche Funktionsträgerinnen und -träger nenne. Bei Berufsfeuerwehren 

würden diese Funktionen jedoch hauptberufliche feuerwehrtechnische Beamtinnen 

oder Beamte wahrnehmen, weshalb es einer entsprechenden Ergänzung bedürfe. 

Absatz 1 Satz 2 wurde auf Grund der Anregung klarstellend dahingehend geändert, 

dass für Einsätze geeignete Personen, die die Qualifikation als Gruppen-, Zug- oder 

Verbandsführerin oder -führer innehaben, die Aufgaben der operativ-taktischen 

Einsatzleitung übernehmen. Der ursprünglich im Gesetzesentwurf an dieser Stelle 

vorgesehene Verweis auf § 19 Abs. 2 Nr. 1 sollte sich denklogisch nur auf die dort 

genannten Funktionen und nicht auf die ehrenamtliche Funktionsträgerschaft 

beziehen.  

 

Bewertung zu § 37 

Der Gemeinde- und Städtebund hat darauf hingewiesen, dass aus seiner Sicht eine 

schichtfähige Besetzung der operativ-taktischen Komponente vor Ort praktisch kaum 

umsetzbar sei, wenngleich dies mit Blick auf mögliche große und lang andauernde 

Schadenslagen verständlich erscheine. Die Durchhaltefähigkeit der kommunalen 

Aufgabenträger ist bereits jetzt Kern der Aufgabe im Brand- und Katastrophenschutz 

und muss schon nach bestehender Rechtslage bestehen. Die Schichtfähigkeit der 

operativ-tätigen Stäbe ist hierfür wesentlich. Den kommunalen Aufgabenträgern 

werden Rahmenempfehlungen zur Ausgestaltung der einzelnen Komponenten zur 

Verfügung gestellt. Für den Verwaltungsstab gibt es solche bereits. Diese wurden 

gemeinsam mit dem Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 

erarbeitet.  
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die Weisungen der Gesamtleitung gebunden.“  

 

Bewertung zu § 36 

Im Hinblick auf die Regelung in Absatz 1 Satz 2 hat der Städtetag darauf hingewiesen, 

dass der ursprüngliche Verweis auf § 19 Abs. 2 Nr. 1 irreführend sei, da dieser nur 

ehrenamtliche Funktionsträgerinnen und -träger nenne. Bei Berufsfeuerwehren 

würden diese Funktionen jedoch hauptberufliche feuerwehrtechnische Beamtinnen 

oder Beamte wahrnehmen, weshalb es einer entsprechenden Ergänzung bedürfe. 

Absatz 1 Satz 2 wurde auf Grund der Anregung klarstellend dahingehend geändert, 

dass für Einsätze geeignete Personen, die die Qualifikation als Gruppen-, Zug- oder 

Verbandsführerin oder -führer innehaben, die Aufgaben der operativ-taktischen 

Einsatzleitung übernehmen. Der ursprünglich im Gesetzesentwurf an dieser Stelle 

vorgesehene Verweis auf § 19 Abs. 2 Nr. 1 sollte sich denklogisch nur auf die dort 

genannten Funktionen und nicht auf die ehrenamtliche Funktionsträgerschaft 

beziehen.  
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erarbeitet.  

 

 
130 

Bewertung zu § 38 

Der Landkreistag regt an, gesetzlich zu klären, welche Person für die Einrichtung und 

Leitung des Verwaltungsstabs fachlich geeignet sei (Absatz 1). Diese Anregung wird 

nicht übernommen: Die Besetzung der Leitung des Verwaltungsstabs obliegt der 

Gesamtleitung. Die kommunalen Aufgabenträger entscheiden hierüber 

eigenverantwortlich. Denkbar ist jede Führungskraft der Verwaltung, insbesondere die 

leitenden staatlichen Beamtinnen und Beamte der Landkreise, aber auch – auf Grund 

des Themenbezugs – Abteilungsleitungen wie die der Abteilung für Sicherheit und 

Ordnung. Engere Vorgaben erscheinen nicht sinnvoll. 

Die DVGW-Landesgruppe wies darauf hin, dass es wichtig sei, Mitarbeitende der 

Gasnetzbetreiber und Wasserversorger als ereignisspezifische Mitglieder des 

Krisenstabs in behördliche Krisenstäbe zu integrieren. Entsprechende Beispiele für die 

zweckmäßige Einbindung ereignisspezifischer Mitglieder werden in der 

Gesetzesbegründung aufgeführt. 

 

Bewertung zu § 39 

Wie bei § 37 hat der Gemeinde- und Städtebund darauf hingewiesen, dass aus seiner 

Sicht eine schichtfähige Besetzung der administrativ-organisatorischen Komponente 

vor Ort praktisch kaum umsetzbar sei. Insoweit wird auf die Ausführungen hierzu 

verwiesen. 

 

Bewertung zu § 43 

Die Landespflegekammer hat vorgeschlagen, die Vorschrift um die Rechte und 

Pflichten der Pflegefachpersonen im Einsatz der allgemeinen Hilfe und des 

Katastrophenschutzes (zum Beispiel Pflicht zur Teilnahme an 

Weiterqualifizierungsprogrammen) zum Zwecke effektiver Notfallversorgung zu 

ergänzen. 

Dieser Vorschlag wurde an anderer Stelle aufgegriffen und die Pflegeberufe 

ausdrücklich in § 52 aufgenommen. 
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Bewertung zu § 47 

Der Landesfeuerwehrverband hat rechtliche Bedenken gegen die in Absatz 1 

formulierte Einsatztätigkeit von Jugendfeuerwehrangehörigen geäußert. Gemäß § 16 

Abs. 1 Nr. 1 sind Jugendfeuerwehren nicht Teil des Einsatzdienstes. Der Einsatz von 

Angehörigen der Jugendfeuerwehr ist in § 16 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. d geregelt. Ab dem 

vollendeten 16. Lebensjahr dürfen sie in Einsätzen außerhalb der unmittelbaren 

Gefahrenzone mitwirken. Die Weisungspflichten in § 47 Abs. 1 Satz 2 gelten nur im 

Einsatzfall im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1. Eine Einsatzpflicht besteht nicht. 

Auf Anregung des Städtetags und der LVU wurde die ursprünglich vorgesehene 

Ergänzung der Absätze 2, 5 und 6 um „Ausbildungsveranstaltungen“ wieder 

gestrichen. Dadurch solle, so der Städtetag, klargestellt werden, dass unter die 

Tatbestände keine regelmäßigen Übungsdienste innerhalb der originären Einheiten 

fallen. Eine inhaltliche Änderung geht damit nicht einher, da 

Ausbildungsveranstaltungen auch bisher unter „sonstige Veranstaltungen“ zu 

subsumieren waren. 

Die LVU hat gebeten, die Regelung in Absatz 5 durch eine gleichlautende Regelung 

in § 14 Abs. 4 des Feuerwehrgesetzes in Baden-Württemberg zu ersetzen. Diese 

lautet wie folgt: „(4) Ist ein ehrenamtlich tätiger Angehöriger der Gemeindefeuerwehr 

gleichzeitig Mitglied einer Berufsfeuerwehr, einer Werkfeuerwehr oder hauptamtlicher 

Feuerwehrangehöriger, haben die sich hieraus ergebenden Pflichten Vorrang vor den 

Dienstpflichten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2.“ Ferner solle den Unternehmen für den 

entgangenen Gewinn ein Pauschalbetrag gewährt werden. 

Diesem Vorschlag wird nicht gefolgt. Bereits aus der Gesetzesbegründung ergibt sich 

der Grundsatz, dass hauptamtliche Dienstvorschriften dem freiwilligen Dienst 

vorgehen können. Die Gewährung eines Pauschalbetrags kommt bereits aus 

praktischen Gründen nicht in Betracht: Es bleibt gänzlich offen, wie anhand welcher 

Maßstäbe die Berechnung erfolgen soll. Darüber hinaus könnte dies die 

Gleichbehandlung der Unternehmen gefährden. 

 

Bewertung zu § 50 
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Bewertung zu § 47 
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Die Landespflegekammer hat in ihrer Stellungnahme den Nutzen der interdisziplinären 

Zusammenarbeit mit den Aufgabenträgern betont. Sie hat vor diesem Hintergrund 

angeregt, Einrichtungen der (teil-)stationären Langzeitpflege sowie des ambulanten 

Pflegedienstes wegen ihrer zentralen Rolle bei der Betreuung und Versorgung der 

Bevölkerung in Absatz 1 aufzunehmen. Einrichtungen der (teil-)stationären 

Langzeitpflege sind allerdings keine eigenen Einheiten im Sinne des § 50 Abs. 1, 

sodass eine Aufnahme in Absatz 1 aus systematischen Gründen ausscheidet. 

Soweit die Heilberufskammern darauf hinweisen, dass die Zusammenarbeit der 

Aufgabenträger mit den in Absatz 1 genannten Stellen künftig nur noch 

„erforderlichenfalls“ erfolgen solle, kann diese Eingabe nicht nachvollzogen werden: § 

50 entspricht im Wesentlichen der bisher geltenden Regelung des § 21 Abs. 1 bis 3. 

Im Hinblick auf Absatz 2 bittet die Landespflegekammer, eine grundlegende 

Beschreibung der Gestaltung der Alarm- und Einsatzpläne auf Landesebene zur 

Verfügung zu stellen, um eine einrichtungsübergreifende, einheitliche Ausgestaltung 

sicherzustellen. Auf Landesebene werden Rahmen-Alarm- und Einsatzpläne erstellt 

und entsprechende Schulungen angeboten. Ein weitergehender Bedarf wird nicht 

gesehen.  

Hinsichtlich Absatz 3 begrüßt die Landespflegekammer die Abstimmung mit den 

Landkreisen und den kreisfreien Städten in Bezug auf die Versorgung mit 

Sanitätsmaterial für den Katastrophenschutz, um eine angemessene 

Ressourcennutzung zu fördern und Versorgungsbrüche zu vermeiden. 

Nach Auffassung der Heilberufskammern werde künftig bei der Versorgung mit 

Sanitätsmaterial für Gefahren größeren Umfangs auf die bislang ausdrücklich 

normierte Expertise der Heilberufskammern verzichtet. Eine Gesetzesänderung erfolgt 

nicht. Die Anregung ist auch nicht nachvollziehbar, da die Heilberufskammern 

weiterhin über den Passus „berufsständische Vertretungen“ von der Regelung umfasst 

sind.  

 

Bewertung zu § 52 

Die Landespflegekammer begrüßt die Verpflichtung zu einer kontinuierlichen 

Fortbildung und Weiterqualifizierung der Angehörigen der Gesundheitsberufe sowie 
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den Einbezug nicht mehr im Beruf tätiger Personen des Gesundheits- und 

Veterinärwesens im Rahmen der allgemeinen Hilfe und des Katastrophenschutzes. 

Die Landespflegekammer und die Heilberufskammern haben allerdings angeregt, 

Pflegefachpersonen als gleichwertiger Heilberuf gesondert zu nennen, da sie nicht als 

„Fachberufe des Gesundheitswesens“ zu qualifizieren seien. 

Die Anregung wurde aufgegriffen und Absatz 1 und 3 um „Fachberufe des 

Gesundheits-, Pflege- und Veterinärwesens“, Absatz 2 um „Gesundheits- und 

Pflegeberufe“ ergänzt. 

 

Bewertung zu § 53 

Der Landkreistag hat im Hinblick auf die im Wesentlichen unveränderte allgemeine 

Kostentragungsregel angemerkt, dass die Einführung eines Umlageverfahrens der 

Kosten auf alle in Form einer Solidarkasse eine Innovation gewesen wäre und die 

betroffenen Kommunen entlastet hätte. Die Einführung eines 

Katastrophenschutzfonds wird im Grunde aufgrund der Diversifikation der 

Risikotragung zugunsten der betroffenen Kommunen befürwortet. Allerdings ist mit 

dieser Lösung auch ein bürokratischer Aufwand verbunden. Ob der Nutzen die 

Nachteile überwiegt, ist zweifelhaft. Gerade bei besonders zerstörerischen 

Katastrophenfällen bestehen Zweifel, dass diese Lösung noch tragfähig sein kann. 

Den kommunalen Aufgabenträgern ist es aber möglich, ein Umlageverfahren 

einzuführen. 

 

Bewertung zu § 57 

Die Einführung von Ehrenzeichen an Mitwirkende in der allgemeinen Hilfe und im 

Katastrophenschutz wird seitens des Gemeinde- und Städtebunds befürwortet. 

 

Bewertung zu § 63 

Der Gemeinde- und Städtebund hat gefragt, welche zusätzlichen Aufgaben auf Grund 

der nunmehrigen Fachaufsicht gegebenenfalls zu Folgekosten für die Gemeinden 

führen könnten. Die Landkreise und kreisfreien Städte schließen die Verträge mit den 
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Hilfsorganisationen. Daraus resultiert die Fachaufsicht über die Hilfsorganisationen. 

Für Gemeinden erwachsen hieraus keine weiteren Aufgaben. Die Regelung stellt 

keine inhaltliche Änderung der bestehenden Rechtslage dar. 

 

Bewertung zu § 65 

Der Städtetag hat angemerkt, dass das Rettungsdienstgesetz auch künftig eine 

Ermächtigungsgrundlage für den Aufgabenbereich im Rettungsdienst enthalten solle, 

insbesondere bezüglich der einheitlichen Personalbemessung für Leitstellen. Die 

bisherigen Regelungen würden nicht mehr den realistischen Bedarf abbilden. 

Der Bedarf einer Verordnungsermächtigung für den Bereich Rettungsdienst wird nicht 

gesehen. Die Aufgabenerfüllung erfolgt hier im Rahmen der Auftragsverwaltung. Die 

Personalbemessungsgrundlagen im Landesrettungsdienstplan bilden den personellen 

Bedarf weiterhin realistisch ab. 

 

Bewertung zu § 66 

Der Landkreistag, die HiK und der Gemeinde- und Städtebund haben die Einführung 

der hauptamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteure ausdrücklich begrüßt. Der Landkreistag erkennt darin 

das Ziel, eine stärkere Aufgabenfokussierung und Professionalisierung des Brand- und 

Katastrophenschutzes zu erreichen. Dies entspreche, so auch die HiK, den qualitativ 

und quantitativ gewachsenen Anforderungen an dieses Amt. 

 

Erörterungs- und Konsensgespräch nach § 4 Abs. 2 und 3 KonnexAG 

Mit den kommunalen Spitzenverbänden wurde der Gesetzentwurf der Novelle des 

Brand- und Katastrophenschutzgesetzes gemäß § 4 Abs. 2 KonnexAG erörtert und 

ein Konsensgespräch nach § 4 Abs. 3 KonnexAG geführt. Das Erörterungs- und 

Konsensgespräch brachte folgendes Ergebnis: 

Der Mehrbelastungsausgleich für die Hauptamtlichkeit der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

in Höhe von 95 000 EUR pro Jahr und Aufgabenträger ohne hauptamtliche Brand- und 
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Katastrophenschutzinspekteurin oder Brand- und Katastrophenschutzinspekteur wird 

für die ersten zwei Jahre auch von den kommunalen Spitzenverbänden als 

ausreichend angesehen. Eine Überführung in den Kommunalen Finanzausgleich ab 

2028 wird von den kommunalen Spitzenverbänden abgelehnt.  

Ein Mehrbelastungsausgleich für Übungen wird in der Katastrophenschutzverordnung 

(KatS-VO) geregelt, nicht im Brand- und Katastrophenschutzgesetz. Die KatS-VO soll 

zeitgleich mit dem neuen Brand- und Katastrophenschutzgesetz in Kraft treten. 

Der Mehrbelastungsausgleich für Bedarfs- und Entwicklungspläne wird nicht für alle 

Aufgabenträger pauschal in Höhe von 15 500 EUR gezahlt. Das für die 

Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes zuständige Ministerium bietet 

an, das Volumen des Mehrbelastungsausgleich auf durchschnittlich 17 000 EUR pro 

Aufgabenträger zu erhöhen. Die kommunalen Spitzenverbände lehnen die Erhöhung 

als weiterhin zu niedrig ab. Auf Vorschlag des für die Angelegenheiten des Brand- und 

Katastrophenschutzes zuständigen Ministeriums erfolgt eine Evaluation der Kosten für 

die Erstellung der Bedarfs- und Entwicklungspläne im Jahr 2028. Soweit die Evaluation 

zum Ergebnis hat, dass die tatsächlichen Kosten höher sind, als mit dem 

Gesetzesentwurf geschätzt, erfolgt ein weiterer Mehrbelastungsausgleich. Die 

Verpflichtung zur Einführung von Bedarfs- und Entwicklungsplänen gilt ab dem Jahr 

2028. 

Der Mehrbelastungsausgleich für Bedarfs- und Entwicklungspläne sollte aus Sicht der 

kommunalen Spitzenverbände aufgrund der Heterogenität der kommunalen 

Aufgabenträger vorzugsweise anhand von noch zu definierenden Kategorien gestaffelt 

geleistet werden. Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes 

zuständige Ministerium schlägt vor, die AG Katastrophenschutz, ein Untergremium 

des Landesbeirates Brand- und Katastrophenschutz, mit einer Erarbeitung von 

Kriterien für die Auszahlung des Mehrbelastungsausgleiches zu beauftragen. Die 

kommunalen Spitzenverbände stimmen diesem Vorschlag zu. 

Die Finanzierung der Fortschreibung der Bedarfs- und Entwicklungspläne aus dem 

Kommunalen Finanzausgleich wird seitens der kommunalen Spitzenverbände 

abgelehnt. 

Die Auszahlungen der Mehrbelastungsausgleiche nach § 68 erfolgen unverzüglich 

nach dem Inkrafttreten der konnexitätsrelevanten Regelungen der Mehrbelastung. Im 
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Brand- und Katastrophenschutzgesetz wird eine Regelung aufgenommen, wann und 

an wen (ggf. mit Weiterleitungsverpflichtung) der Mehrbelastungsausgleich gezahlt 

wird.  

Der Mehrbelastungsausgleich für die Einführung der Hauptamtlichkeit der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

wird unverzüglich nach der erstmaligen Bestellung einer oder eines hauptamtlichen 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteur geleistet. 

Mit § 3 Abs. 4 Brand- und Katastrophenschutzgesetz ist keine Regelung gewollt, die 

einen Mehrbelastungsausgleich nach sich ziehen soll. Um dies zu erreichen soll die 

Regelung enger gefasst werden. 

Die Mehrbelastungsausgleichsregelung des § 24 Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 2 gilt auch für 

die kreisfreien Städte. 

§ 24 Abs. 5 soll im Hinblick auf die darin enthaltenen neuen Aufgabenbereiche und die 

verbundenen Vorhaltungen erneut überprüft werden. 

Neben der Einigung wurden weitere Prüfbitten der kommunalen Spitzenverbände 

hinsichtlich der Konnexität und Stellenpläne formuliert.  

  



104  
137 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 

Zu §§ 1 bis 69 

Zu § 1 

Diese Norm dient der Regelung des Zwecks und des Anwendungsbereichs des 

Gesetzes und enthält im Vergleich zur bisherigen Fassung weitere Differenzierungen, 

Präzisierungen und Definitionen. Sowohl im Brandschutz und der allgemeinen Hilfe als 

auch im Katastrophenschutz wird nunmehr in Absatz 1 zwischen vorbeugenden, 

vorbereitenden und abwehrenden Maßnahmen unterschieden und damit eine 

einheitliche gesetzliche Terminologie eingeführt. Vorbeugende Maßnahmen sind 

Maßnahmen bereits im Vorfeld einer konkreten Gefahr, die den Eintritt von Schäden 

verhindern oder deren Auswirkungen begrenzen. Vorbereitende Maßnahmen 

umfassen die Risikobeurteilung sowie infrastrukturelle und organisatorische 

Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren und Schäden. Abwehrende Maßnahmen sind 

alle Maßnahmen zur Bekämpfung von Gefahren für Menschen, Sachwerte und die 

Umwelt. Eine Aufzählung, welche Maßnahmen unter welche Definition fallen, ergibt 

sich aus der Gliederung des Gesetzestexts. Dies dient auch der besseren 

Übersichtlichkeit und Strukturierung der Aufgaben. Da vorbeugende Maßnahmen zur 

Verhinderung von Katastrophen ausschließlich nach § 23 den Fachressorts 

zukommen und nicht Aufgabe des Katastrophenschutzes sind, der nur bei konkreter 

Gefahr zuständig ist, gilt diese Definition nicht für den Katastrophenschutz. Anders 

liegt dies im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe, wo bereits im bislang geltenden 

Brand- und Katastrophenschutzgesetz Normen zur Brandschutzerziehung und -

aufklärung und zum vorbeugenden Gefahrenschutz als vorbeugende Maßnahmen 

existierten. Die Änderung trägt insbesondere der gestiegenen Bedeutung präventiver 

Maßnahmen Rechnung. Während der Brandschutz als Begriff eindeutig ist, besteht 

vielfach Klärungsbedarf bezüglich der allgemeinen Hilfe. Bei der allgemeinen Hilfe 

handelt es sich um Hilfeleistungsaufgaben, welche die Feuerwehr und die 

Hilfsorganisationen aufgrund ihrer Organisation einschließlich der besonderen 

Führungsstruktur, Ausrüstung und Ausbildung außerhalb des Brandschutzes seit jeher 

wahrnehmen (zum Beispiel technische Hilfe). Demnach umfasst der Begriff der 

„allgemeinen Hilfe“  
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 die technischen Hilfeleistungseinsätze insbesondere der Feuerwehr und des 

Technischen Hilfswerks einschließlich der entsprechenden Voraussetzungen in 

Organisation, Ausrüstung, Ausbildung und Planung sowie weitere 

vorbereitende Maßnahmen zur Abwehr der eben genannten „anderen 

Gefahren“ (im früheren Landesgesetz über den Brandschutz und die technische 

Hilfe vom 27. Juni 1974 (GVBl. S. 265) als „Technische Hilfe“ bezeichnet) und 

 die Hilfeleistungen nichttechnischer Art (zum Beispiel Sanitäts- und 

Betreuungsdienst), die vor allem von den privaten Hilfsorganisationen erbracht 

werden. 

§ 1 Nr. 2 hat somit keine Auffangfunktion für sonstige Hilfeleistungsmaßnahmen gegen 

Gefahren aller Art, sondern bezeichnet eine eigenständige Kategorie der Hilfeleistung 

von Feuerwehren und Hilfsorganisationen gegen spezifische Gefahren, die aufgrund 

ihrer Organisation einschließlich der besonderen Führungsstruktur, Ausrüstung und 

Ausbildung außerhalb des Brandschutzes bekämpft werden können. Schließlich wird 

der Katastrophenschutz künftig als Maßnahmen gegen Großschadensereignisse 

einerseits und Maßnahmen gegen Katastrophenfälle andererseits definiert. 

Absatz 2 regelt die bereits geltende Subsidiarität des Gesetzes und wurde in seinem 

Wortlaut präzisiert, indem die Formulierung „gilt nur“ durch die Formulierung „gilt nicht“ 

ersetzt wurde. Damit kommt der Subsidiaritätsgedanke besser zum Ausdruck. Soweit 

also die Abwehr der spezifischen Gefahren nach § 1 Abs. 1, die im Lichte des All-

Gefahren-Ansatzes zu betrachten sind, aufgrund anderer Rechtsvorschriften 

gewährleistet ist, gilt das Brand- und Katastrophenschutzgesetz nicht. Zugleich wurde 

der Hinweis auf die Erforderlichkeit des Einsatzes der Feuerwehr oder 

Hilfsorganisationen gestrichen, da diesem in der Neufassung kein eigenständiger 

Aussagegehalt mehr zukommt. Absatz 2 umfasst zudem nunmehr explizit zur 

Vermeidung von Schutzlücken eine Eilzuständigkeit der Aufgabenträger nach § 2 für 

unaufschiebbare Erstmaßnahmen bei bestehender oder unmittelbar bevorstehender 

konkreter Gefährdung von Leben, Gesundheit, natürlichen Lebensgrundlagen, der 

lebensnotwendigen Versorgung der Bevölkerung oder Sachwerten. Diese besteht 

bereits nach geltender Rechtslage, war bislang jedoch nicht explizit geregelt. 

In Absatz 3 wird der Begriff der anderen Gefahren im Sinne von Absatz 1 Nr. 2 durch 

die Aufzählung von Regelbeispielen präzisiert, die nunmehr zur besseren Lesbarkeit 

in einem eigenen Absatz enthalten sind.  
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Eine grundlegende Änderung wird bei der Legaldefinition des Begriffs des 

Katastrophenschutzes in Absatz 1 Nr. 3 vorgenommen, der bislang als Maßnahmen 

gegen Gefahren größeren Umfangs definiert war und nunmehr Maßnahmen gegen 

Großschadensereignisse und Katastrophenfälle umfasst. Die zentralen Begriffe des 

Großschadensereignisses und des Katastrophenfalls werden in den Absätzen 4 und 5 

in Anlehnung an die DIN 13050:2015-04 definiert, die auch seitens des Bundesamtes 

für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe als Definition dieser Ereignisse 

verwendet werden. 

Das Großschadensereignis wird als eigene Ereigniskategorie zur besseren 

Handhabung von großen und gegebenenfalls langanhaltenden Schadenslagen in das 

Gesetz aufgenommen und in Absatz 4 definiert. Dies soll die Effektivität der 

Bekämpfung von größeren Schadensereignissen gewährleisten. Als Großschadens-

ereignisse kommen insbesondere größere Brände, größere Chemieunglücke oder 

großflächige Sturmereignisse in Betracht, sofern hierdurch eine Beeinträchtigung der 

in der Definition genannten Rechtsgüter vorliegt. Weiterhin ist Voraussetzung, dass 

zur Gefahrenabwehr Einsatzkräfte und Einsatzmittel des Katastrophenschutzes unter 

zentraler Leitung erforderlich sind. Eine zentrale Leitung ist insbesondere immer dann 

notwendig, wenn eine wirksame Gefahrenabwehr durch ein – gegenseitig 

abgestimmtes – Nebeneinanderarbeiten mehrerer selbstständiger Einsatzleitungen 

der kommunalen Aufgabenträger nicht (mehr) gewährleistet werden kann. Daneben 

ist eine zentrale Leitung notwendig, wenn die Anzahl der für die Abwehr des 

Schadensereignisses erforderlichen Einsatzkräfte und -mittel oder die damit 

verbundene Abstimmungsintensität die Kapazitäten der Einsatzleitung der 

kommunalen Aufgabenträger übersteigt.  

Absatz 5 enthält die Definition des Katastrophenfalls. Die Definition ist wie die des 

Großschadensereignisses offen formuliert, um auch die Subsumtion gegenwärtig noch 

unbestimmter Gefährdungslagen zu ermöglichen. Sie stellt klar, dass eine Gefahr oder 

Beeinträchtigung außergewöhnlichen Umfangs vorliegen muss. Großschadens-

ereignis und Katastrophenfall stehen demnach in einem Stufenverhältnis, wobei ein 

fließender Übergang möglich ist. Merkmal des Katastrophenfalls ist insbesondere der 

erhebliche Abstimmungsbedarf mit den Trägern öffentlicher Gewalt außerhalb des 

Brand- und Katastrophenschutzes, welcher aufgrund des ungewöhnlichen Ausmaßes 

und der Gefährdung besonders vieler und wichtiger Rechtsgüter notwendig ist und nur 



107 
139 

Eine grundlegende Änderung wird bei der Legaldefinition des Begriffs des 

Katastrophenschutzes in Absatz 1 Nr. 3 vorgenommen, der bislang als Maßnahmen 

gegen Gefahren größeren Umfangs definiert war und nunmehr Maßnahmen gegen 

Großschadensereignisse und Katastrophenfälle umfasst. Die zentralen Begriffe des 

Großschadensereignisses und des Katastrophenfalls werden in den Absätzen 4 und 5 

in Anlehnung an die DIN 13050:2015-04 definiert, die auch seitens des Bundesamtes 

für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe als Definition dieser Ereignisse 

verwendet werden. 

Das Großschadensereignis wird als eigene Ereigniskategorie zur besseren 

Handhabung von großen und gegebenenfalls langanhaltenden Schadenslagen in das 

Gesetz aufgenommen und in Absatz 4 definiert. Dies soll die Effektivität der 

Bekämpfung von größeren Schadensereignissen gewährleisten. Als Großschadens-

ereignisse kommen insbesondere größere Brände, größere Chemieunglücke oder 

großflächige Sturmereignisse in Betracht, sofern hierdurch eine Beeinträchtigung der 

in der Definition genannten Rechtsgüter vorliegt. Weiterhin ist Voraussetzung, dass 

zur Gefahrenabwehr Einsatzkräfte und Einsatzmittel des Katastrophenschutzes unter 

zentraler Leitung erforderlich sind. Eine zentrale Leitung ist insbesondere immer dann 

notwendig, wenn eine wirksame Gefahrenabwehr durch ein – gegenseitig 

abgestimmtes – Nebeneinanderarbeiten mehrerer selbstständiger Einsatzleitungen 

der kommunalen Aufgabenträger nicht (mehr) gewährleistet werden kann. Daneben 

ist eine zentrale Leitung notwendig, wenn die Anzahl der für die Abwehr des 

Schadensereignisses erforderlichen Einsatzkräfte und -mittel oder die damit 

verbundene Abstimmungsintensität die Kapazitäten der Einsatzleitung der 

kommunalen Aufgabenträger übersteigt.  

Absatz 5 enthält die Definition des Katastrophenfalls. Die Definition ist wie die des 

Großschadensereignisses offen formuliert, um auch die Subsumtion gegenwärtig noch 

unbestimmter Gefährdungslagen zu ermöglichen. Sie stellt klar, dass eine Gefahr oder 

Beeinträchtigung außergewöhnlichen Umfangs vorliegen muss. Großschadens-

ereignis und Katastrophenfall stehen demnach in einem Stufenverhältnis, wobei ein 

fließender Übergang möglich ist. Merkmal des Katastrophenfalls ist insbesondere der 

erhebliche Abstimmungsbedarf mit den Trägern öffentlicher Gewalt außerhalb des 

Brand- und Katastrophenschutzes, welcher aufgrund des ungewöhnlichen Ausmaßes 

und der Gefährdung besonders vieler und wichtiger Rechtsgüter notwendig ist und nur 
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durch eine einheitliche Leitung sichergestellt werden kann. Die Annahme eines 

Katastrophenfalles ist grundsätzlich restriktiv zu handhaben. Katastrophenfälle sind 

damit selten auftretende Ereignisse, welche nur dann anzunehmen sind, wenn die 

Gefahrenlage auch nicht unter Zuhilfenahme der Einheiten und Einrichtungen der 

benachbarten kommunalen Aufgabenträger durch den betroffenen kommunalen 

Aufgabenträger bewältigt werden kann und insbesondere die dahingehenden 

Vorplanungen zur Ereignisbewältigung überschritten und überregionale Komponenten 

benötigt werden. Da das System des Brand- und Katastrophenschutzes auch für 

Gefahrensituationen ungewöhnlichen Ausmaßes notwendige Vorhaltungen von 

Ausrüstung, Einheiten und Einrichtungen vorsieht sowie die Lagebewältigung durch 

die kommunalen Aufgabenträgern gerade durch konkretisierte Vorgaben zur 

Vorbereitung auf Schadensereignisse mit einem großem Umfang sichergestellt sein 

muss, wird auch mit der Neuorganisation des Katastrophenschutzes das Vorliegen 

eines Katastrophenfalls weiterhin im seltenen Ausnahmefall anzunehmen sein. 

Auch Tierseuchen können grundsätzlich unter den Anwendungsbereich des Gesetzes 

und unter die Definition des Großschadensereignisses oder Katastrophenfalls fallen, 

soweit die Abwehr von Gefahren nach Absatz 1 nicht aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften gewährleistet ist (hier sind vor allem die spezifischen 

Rechtsvorschriften zur Tierseuchenbekämpfung mit den zur Katastrophenvermeidung 

erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen maßgeblich, die aus der Schutzpflicht des 

Staates, seine Bürger, insbesondere ihr Leben und körperliche Unversehrtheit zu 

schützen, Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes – GG – zu schützen) und die in 

den Absätzen 4 und 5 genannten Schutzgüter betroffen sind. So kommt die 

Gefährdung zum Beispiel folgender Schutzgüter der Absätze 4 und 5 in Betracht: 

große Anzahl von erkrankten oder betroffenen Menschen, erhebliche Sach- oder 

Umweltschäden, Leben und Gesundheit einer Vielzahl von Menschen, 

lebensnotwendige Versorgung der Bevölkerung. Dessen ungeachtet kann der 

Katastrophenschutz im Wege der Amtshilfe oder im Rahmen der Unterstützung der 

eigenen Behörde bei der Wahrnehmung von spezialgesetzlich übertragenen Aufgaben 

tätig werden. Die Definitionen „Großschadenereignis“ und „Katastrophenfall“ wurden 

eingeführt, um dem vielfach geäußerten Verlangen nach Definitionen Rechnung zu 

tragen, aber auch, um den gravierenderen Teil des Katastrophenschutzes, nämlich 

den Katastrophenfall, angesichts der zu erwartenden Herausforderungen in die 

Auftragsangelegenheit überführen zu können.  
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Absatz 6 entspricht inhaltlich der bisher geltenden Regelung des § 1 Abs. 3. Hiernach 

besteht keine Verpflichtung für die in diesem Absatz genannten Einrichtungen 

respektive Behörden, Sicherheitswachen zu schaffen, Werkfeuerwehren aufzustellen 

oder Selbsthilfekräfte auszubilden. 

Absatz 7 entspricht der bisher geltenden Bestimmung des § 1 Abs. 4. In dieser Norm 

wird klargestellt, dass der Brandschutz, die allgemeine Hilfe und der 

Katastrophenschutz die Selbsthilfe der Bevölkerung durch im öffentlichen Interesse 

gebotene behördliche Maßnahmen ergänzen sollen und somit nicht in erster Linie 

privaten Interessen, sondern dem Schutz öffentlicher Interessen dienen. Das bedeutet 

konkret, dass die Bevölkerung verpflichtet ist, sich in erster Linie um ihren Selbstschutz 

zu kümmern, mithin selbst Vorbeuge- und Abwehrmaßnahmen für den eigenen Schutz 

und für die Nachbarschaftshilfe zu planen und durchzuführen. Der Katastrophenschutz 

hat nach dieser Norm gerade nicht die Aufgabe, den Bürger umfassend zu schützen, 

sondern wird nur ergänzend tätig. Insbesondere bei großflächigen Schadenslagen 

können die Rettungskräfte nicht überall gleichzeitig sein. Vor diesem Hintergrund 

haben Bürgerinnen und Bürger die Pflicht, sich und ihre Nachbarn selbst zu schützen. 

Rechtsansprüche Dritter werden durch die Bestimmungen dieses Gesetzes nicht 

begründet. 

Rein deklaratorisch wird in Absatz 8 darauf hingewiesen, dass die Regelungen des 

Strahlenschutzgesetzes unberührt bleiben, insbesondere bleiben unberührt 

Vorschriften zum Notfallmanagementsystem des Bundes und der Länder 

einschließlich des Allgemeinen Notfallplans des Bundes nach § 98 des 

Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966) in der jeweils 

geltenden Fassung und der Besonderen Notfallpläne des Bundes nach § 99 StrlSchG. 

 

Zu § 2 

Diese Norm definiert in Absatz 1 Satz 1 die Aufgabenträger und ordnet ihnen deren 

jeweilige Aufgabengebiete zu. Die Aufgaben im Einzelnen werden sodann in den 

folgenden Normen geregelt. In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sowie im nachfolgenden 

Gesetzestext werden alle kommunalen Aufgabenträger im Brandschutz und der 

allgemeinen Hilfe aus Gründen der Rechtsklarheit ausdrücklich aufgeführt. Die 

bestehende Rechtslage wird auch in Anbetracht des Absatzes 1 Satz 2 nicht geändert.  
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Absatz 2 entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 2 Abs. 3 und regelt 

die Beteiligung anderer Behörden und Stellen durch die Aufgabenträger bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz, soweit deren Belange berührt 

werden. Dies soll nicht nur im Falle abwehrender Maßnahmen, sondern auch bereits 

bei vorbereitenden Maßnahmen der Gefahrenabwehr geschehen. 

Absatz 3 stellt klar, dass die Aufgabenträger und deren Dienststellen, Einheiten und 

Einrichtungen bei der Gefahrenabwehr zusammenarbeiten und sich insbesondere 

gegenseitig über relevante Vorgänge unterrichten müssen. Die Regelung soll die 

wechselseitige Benachrichtigung und den Informationsaustausch insbesondere auf 

Grundlage des jeweiligen Lagebildes, für das Informationen zu erheben und 

aufzubereiten sind, sicherstellen und korrespondiert insofern auch mit den Regelungen 

zur Warnung und Information der Bevölkerung. Ziel eines jeden Lagebilds ist es, den 

Verantwortlichen bei der Gefahrenbekämpfung auf den unterschiedlichen Ebenen 

(Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen kreisangehörigen und 

kreisfreien Städten, Landkreisen, Land) eine valide Informationsbasis und 

Entscheidungsgrundlage für ihr Handeln zu bieten. Sollten relevante Informationen 

auch außerhalb des jeweiligen Lagebildes vorliegen oder noch kein Lagebild erstellt 

worden sein, sind diese ebenfalls Bestandteil der Unterrichtungspflicht. Die 

Unterrichtung entbindet nicht von der Verpflichtung, geeignete Maßnahmen zur 

Gefahrenabwehr für die Gebietskörperschaft zu treffen, für die der unterrichtende 

Aufgabenträger zuständig ist. Auch ohne Vorliegen des Lagebildes sind vom 

zuständigen Aufgabenträger alle erforderlichen Maßnahmen auf Grundlage der 

vorhandenen Informationen zur Abwehr der Gefahr vorzunehmen. Insgesamt dient die 

Norm der Umsetzung von Einsatzerfahrungen und hält die Aufgabenträger durch die 

Kooperations- und Unterrichtungsverpflichtung an, Schutzlücken für die Bevölkerung 

zu vermeiden. Auch dies stellt keine Änderung der bestehenden Rechtslage dar, 

vielmehr wird die Regelung nunmehr in expliziter Weise in den Gesetzestext 

eingeführt. 

Die Absätze 4 bis 7 entsprechen den bisher geltenden Bestimmungen des § 2 Abs. 4 

bis 7. 

Absatz 4 regelt die Unterstützungspflicht anderer Behörden. Hiernach sollen die 

Behörden und Dienststellen des Landes sowie die der Aufsicht des Landes 

unterstehenden Träger öffentlicher Aufgaben die Aufgabenträger bei der Vorbereitung 
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und Durchführung von Maßnahmen für die Abwehr von Gefahren im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten unterstützen. Dieses Unterstützungsgebot, das beispielsweise in Form 

von fachlicher Beratung oder Bereithalten und Zurverfügungstellung von Geräten und 

Material erfolgen kann, dient sowohl der Abwehr alltäglicher Gefahren als auch der 

Abwehr von Großschadensereignissen und Katastrophenfällen. Die zur Unterstützung 

erforderlichen Fachbehörden werden insofern von den Aufgabenträgern schon bei den 

vorbereitenden Maßnahmen kontaktiert, um etwaige Unterstützungsleistungen zu 

erbringen. Absatz 5 enthält ein Gebot für alle Landes- und Kommunalbehörden, die 

freiwillige Feuerwehr nicht für Maßnahmen außerhalb des originären 

Aufgabenbereichs der Feuerwehr anzufordern, wenn dadurch ehrenamtliche 

Feuerwehrangehörige und Helfende der Hilfsorganisationen in unzumutbarer Weise 

an der Erfüllung ihrer hauptberuflichen oder hauptamtlichen Pflichten gehindert 

werden. Eine Unterstützung der Polizei ist unter den Voraussetzungen nach Satz 2 

zulässig, soweit die Tätigkeit nicht die Ausübung polizeilicher Befugnisse erfordert und 

die Feuerwehrangehörigen sowie Helfende der Hilfsorganisationen keinen 

besonderen Gefahren ausgesetzt sind. 

Absatz 6 regelt ein Unterstützungsgebot für die öffentlichen und privaten 

Arbeitgebenden. Hiernach haben diese die kommunalen Aufgabenträger bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben im Brand- und Katastrophenschutz im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten zu unterstützen, insbesondere durch Freistellung von ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen, Helfenden der Hilfsorganisationen und Helfenden im 

Katastrophenschutz für Einsätze, Übungen, Lehrgänge oder sonstige Veranstaltungen 

auf Anforderung der kommunalen Aufgabenträger, soweit nicht die Erfüllung 

dringender eigener Aufgaben der Gefahrenabwehr und der Daseinsvorsorge vorrangig 

ist. Im Interesse der Ehrenamtlichen enthält Satz 2 eine ausdrückliche 

Interessenabwägung zwischen den schutzwürdigen Interessen der Arbeitgebenden 

und den Interessen der Öffentlichkeit an einer wirksamen Gefahrenabwehr. 

In Absatz 7 sind Regelungen zu Partnerschaftsvereinbarungen normiert. Hiernach 

können Betriebe und andere Einrichtungen im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung offiziell Partner der Feuerwehr und auf Wunsch auch des 

Katastrophenschutzes werden. Landkreise, Verbandsgemeinden, verbandsfreie 

Gemeinde, große kreisangehörige und kreisfreie Städte können gemeinsam solche 

Partnerschaftsvereinbarungen mit Betrieben und anderen Einrichtungen schließen. Im 



111 
143 

und Durchführung von Maßnahmen für die Abwehr von Gefahren im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten unterstützen. Dieses Unterstützungsgebot, das beispielsweise in Form 

von fachlicher Beratung oder Bereithalten und Zurverfügungstellung von Geräten und 

Material erfolgen kann, dient sowohl der Abwehr alltäglicher Gefahren als auch der 

Abwehr von Großschadensereignissen und Katastrophenfällen. Die zur Unterstützung 

erforderlichen Fachbehörden werden insofern von den Aufgabenträgern schon bei den 

vorbereitenden Maßnahmen kontaktiert, um etwaige Unterstützungsleistungen zu 

erbringen. Absatz 5 enthält ein Gebot für alle Landes- und Kommunalbehörden, die 

freiwillige Feuerwehr nicht für Maßnahmen außerhalb des originären 

Aufgabenbereichs der Feuerwehr anzufordern, wenn dadurch ehrenamtliche 

Feuerwehrangehörige und Helfende der Hilfsorganisationen in unzumutbarer Weise 

an der Erfüllung ihrer hauptberuflichen oder hauptamtlichen Pflichten gehindert 

werden. Eine Unterstützung der Polizei ist unter den Voraussetzungen nach Satz 2 

zulässig, soweit die Tätigkeit nicht die Ausübung polizeilicher Befugnisse erfordert und 

die Feuerwehrangehörigen sowie Helfende der Hilfsorganisationen keinen 

besonderen Gefahren ausgesetzt sind. 

Absatz 6 regelt ein Unterstützungsgebot für die öffentlichen und privaten 

Arbeitgebenden. Hiernach haben diese die kommunalen Aufgabenträger bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben im Brand- und Katastrophenschutz im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten zu unterstützen, insbesondere durch Freistellung von ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen, Helfenden der Hilfsorganisationen und Helfenden im 

Katastrophenschutz für Einsätze, Übungen, Lehrgänge oder sonstige Veranstaltungen 

auf Anforderung der kommunalen Aufgabenträger, soweit nicht die Erfüllung 

dringender eigener Aufgaben der Gefahrenabwehr und der Daseinsvorsorge vorrangig 

ist. Im Interesse der Ehrenamtlichen enthält Satz 2 eine ausdrückliche 

Interessenabwägung zwischen den schutzwürdigen Interessen der Arbeitgebenden 

und den Interessen der Öffentlichkeit an einer wirksamen Gefahrenabwehr. 

In Absatz 7 sind Regelungen zu Partnerschaftsvereinbarungen normiert. Hiernach 

können Betriebe und andere Einrichtungen im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung offiziell Partner der Feuerwehr und auf Wunsch auch des 

Katastrophenschutzes werden. Landkreise, Verbandsgemeinden, verbandsfreie 

Gemeinde, große kreisangehörige und kreisfreie Städte können gemeinsam solche 

Partnerschaftsvereinbarungen mit Betrieben und anderen Einrichtungen schließen. Im 

 
144 

Rahmen dieser Partnerschaftsvereinbarungen können zum Beispiel Regelungen zur 

Unabkömmlichkeit der ehrenamtlichen Einsatzkräfte u. ä. getroffen werden. 

 

Zu § 3 

Absatz 1 weist den Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und den großen 

kreisangehörigen Städten ihre Aufgaben im Brandschutz und der allgemeinen Hilfe zu. 

Es handelt sich hierbei nicht um eine Änderung der Rechtslage. Die Änderung ist 

vielmehr bedingt durch die Umstellung der Gesetzesstruktur und dient überdies der 

Rechtsklarheit. Gleiches gilt auch für Absatz 2. Die Gesamtleiterin oder der 

Gesamtleiter hat als den Stäben übergeordnete und politisch gesamtverantwortliche 

Person sämtliche Befugnisse der Leiterin oder des Leiters der operativ-taktischen 

Komponente und der Leiterin der oder des Leiters der administrativ-organisatorische 

Komponente.  

Absatz 2 enthält Regelungen zur gegenseitigen Hilfe. Hiernach müssen sich die 

Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden und die großen 

kreisangehörigen Städte auf Ersuchen der operativ-taktischen Einsatzleitung 

unentgeltlich gegenseitig Hilfe leisten, sofern die Sicherheit der ersuchten 

Verbandsgemeinde, verbandsfreien Gemeinde oder großen kreisangehörigen Stadt 

durch die Hilfeleistung nicht erheblich gefährdet wird. Bei besonderen Gefahrenlagen 

kann die Aufsichtsbehörde im Benehmen mit der Bürgermeisterin oder dem 

Bürgermeister die Hilfeleistung anordnen, selbst wenn die Sicherheit der ersuchten 

Verbandsgemeinde, verbandsfreien Gemeinde oder großen kreisangehörigen Stadt 

vorübergehend nicht gewährleistet ist. 

Absatz 3 regelt die Mitwirkungspflicht der Verbandsgemeinden, verbandsfreien 

Gemeinden und großen kreisangehörigen Städten bei der Vorbereitung der Abwehr 

und der Abwehr von Großschadensereignissen und Katastrophenfällen. Die 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz haben ihnen gegenüber hierbei ein 

Weisungsrecht. Die Regelung sichert die Mitwirkung der genannten 

Gebietskörperschaften im Bereich des Katastrophenschutzes und versetzt die 

Aufgabenträger insbesondere in die Lage, die erforderliche Vorbereitung auf 

Großschadensereignisse und Katastrophenfälle sicherzustellen, da eine 

ordnungsgemäße Vorbereitung zur Einsatzbewältigung zwingend ist. Das 
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Weisungsrecht bezieht sich demgemäß ausschließlich auf die Mitwirkung im 

Katastrophenschutz im o.g. Sinne und zielt auf die eigene Obliegenheit der 

Aufgabenträger des Katastrophenschutzes ab, einen adäquaten Katastrophenschutz 

zu gewährleisten. Wenn zum Beispiel der Landkreis bei der Erstellung eines Alarm- 

und Einsatzplanes auf die Vorlage deren Alarm- und Einsatzplänen angewiesen ist, 

diese aber keine Pläne vorlegen, kann der Landkreis die Vorlage anweisen. In jedem 

Fall ist bei der Mitwirkungspflicht der Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden 

und großen kreisangehörigen Städten und der Weisungsausübung gegenüber diesen 

der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten, wobei die Effektivität der 

Gefahrenabwehr im Katastrophenschutz aufgrund der besonders gefährdeten 

Rechtsgüter grundsätzlich Vorrang hat. 

Absatz 4 normiert, dass sich nunmehr auch die Verbandsgemeinden, verbandsfreien 

Gemeinden und großen kreisangehörigen Städte zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der 

Erst- und Nachalarmierung und zur Führungsunterstützung im Brandschutz und in der 

allgemeinen Hilfe einer Leitstelle nach § 7 RettDG bedienen. Die Neuregelung 

komplettiert die in § 7 Abs. 3 RettDG den Integrierten Leitstellen zugewiesenen 

Aufgaben. Insbesondere die Leistungen der Erst- und Nachalarmierung werden 

überwiegend im Aufgabengebiet des örtlichen Brandschutzes und der örtlichen 

allgemeinen Hilfe und somit gegenüber den Verbandsgemeinden, den verbandsfreien 

Gemeinden, den großen kreisangehörigen und kreisfreien Städten erbracht. Aber auch 

die im Rettungsdienstgesetz explizit erwähnten Feuerwehreinsatzzentralen sind 

Einrichtungen der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden, der großen 

kreisangehörigen oder kreisfreien Städte. Die Neuregelung soll diese nicht obsolet 

machen, zumal in der Feuerwehrverordnung geregelt ist, dass jede Gemeinde eine 

Einrichtung zur Alarmierung und Führungsunterstützung (Feuerwehreinsatzzentrale) 

vorzuhalten hat.  

Absatz 5 regelt nahezu inhaltsgleich die Aufgabenwahrnehmung der 

Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden und der großen 

kreisangehörigen Städte gemäß des bisher geltenden § 2 Abs. 2 Satz 1. Die 

Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und großen kreisangehörigen 

Städte nehmen ihre Aufgaben als Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung wahr.  

Zu § 4 
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Aufgaben. Insbesondere die Leistungen der Erst- und Nachalarmierung werden 
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Städte nehmen ihre Aufgaben als Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung wahr.  

Zu § 4 
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Die Absätze 1 und 2 regeln die Aufgaben der kreisfreien Städte und Landkreise. Es 

handelt sich hierbei nicht um eine Änderung der Rechtslage. Die Änderung ist vielmehr 
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der allgemeinen Hilfe sind, gelten die Vorschriften des Zweiten Teils für diese. Sofern 

Teil 2 von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister die Rede ist, ist im Falle der 

kreisfreien Städte wie im Brand- und Katastrophenschutzgesetz in der bisherigen 

Fassung die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister gemeint.  

Absatz 3 ist inhaltsgleich zu der bisherigen Vorschrift des § 4 Abs. 2 und enthält die 

Definition von Regieeinheiten (Satz 1) sowie Bestimmungen zur Rechtsstellung von 

deren Helfenden (Satz 2). 

Absatz 4 verweist hinsichtlich der gegenseitigen Hilfeleistung auf § 3 Abs. 2 und stellt 

damit klar, dass zunächst die gegenseitige Hilfeleistung auch im Verhältnis Landkreise 

und kreisfreie Städte zu Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen 

kreisangehörigen Städten und umgekehrt gilt. Darüber hinaus gibt es ein zusätzlicher 

Regelungsgehalt dergestalt, dass die gegenseitige Hilfeleistung auch im Verhältnis 

Landkreise und kreisfreie Städte untereinander Geltung hat. Diese Regelung ist bereits 

im Brand- und Katastrophenschutzgesetz in der bisherigen Fassung geregelt. Hiermit 

werden Regelungslücken im Bereich der gegenseitigen Hilfeleistung vermieden. Der 

Verweis auf § 3 Abs. 3 stellt die Mitwirkungspflicht und Weisungsgebundenheit der 

Aufgabenträger bei der Vorbereitung der Abwehr und der Abwehr von 

Katastrophenfällen auch im Verhältnis zum Land im Falle der Übernahme der 

Gesamtleitung sicher. Auch diese Regelung bildet die bereits bestehende Rechtslage 

ab, wobei die Regelung zur gegenseitigen Hilfeleistung bereits im Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz verschriftlicht war, nicht jedoch die Mitwirkungspflicht der 

unteren Katastrophenschutzbehörden bei der Gesamtleitung des Landes. Letzteres 

korrespondiert mit der neuen, expliziten Regelung in § 3 Abs. 3.  

Absatz 5 entspricht der bisher geltenden Vorschrift des § 4 Abs. 4 und enthält 

Regelungen zu Integrierten Leitstellen. Hiernach bedienen sich die Landkreise und 

kreisfreien Städte im Rahmen der Erfüllung ihrer in den Absätzen 1 und 2 normierten 

Aufgaben zur Erst- und Nachalarmierung sowie zur Führungsunterstützung einer 

Leitstelle nach § 7 RettDG und arbeiten mit ihnen zusammen. 
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Mit Absatz 6 wird die Aufgabenwahrnehmung der Landkreise und kreisfreien Städte 

neu geregelt. Deren Aufgabenwahrnehmung erfolgt weiterhin im Grundsatz als 

Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung. Aus dem Bereich der kommunalen 

Selbstverwaltung wird mit der Neuregelung der Bereich der Vorbereitung und Abwehr 

von in § 1 Abs. 5 definierten Katastrophenfällen herausgenommen. Dieser ist nunmehr 

als staatliche Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung, mithin als Auftragsangelegenheit, 

normiert. Die Landkreise und kreisfreien Städte werden im Bereich der 

Auftragsangelegenheit demnach als untere Katastrophenschutzbehörde tätig.  

Diese Präzisierung und Neugliederung der Aufgabenzuständigkeit erfolgt im 

dringenden öffentlichen Interesse und ist unter anderem auch Ergebnis der 

einsatztaktischen Erfahrungen im Zusammenhang mit der Naturkatastrophe im Jahr 

2021. Die Neuregelung trägt jedoch vor allem auch der aufgrund der Auswirkungen 

der Klimakrise drohenden Zunahme von Extremwetterereignissen und weiteren zu 

erwartenden Risiken und Bedrohungen wie zum Beispiel Pandemien, kriegerische 

Auseinandersetzungen, hybride Bedrohungen, Fluchtereignissen oder Hacker-

Angriffen auf Kritische Infrastrukturen Rechnung. Denn zukünftig muss nach Ansicht 

aller einschlägigen Expertinnen- und Expertengremien vermehrt mit in Katastrophen 

mündenden Ereignissen größeren und komplexeren Ausmaßes gerechnet werden, 

denen es effektiv und effizient zu begegnen gilt. Eine der Erkenntnisse der 

Überprüfung des Brand- und Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz in der Enquete-

Kommission 18/1 „Zukunftsstrategien zur Katastrophenschutzvorsorge“ und mit den 

Führungskräften des Brand- und Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz, aber auch 

mit externen Expertinnen und Experten anderer Bundesländer und des Bundes ist, 

dass das Land im Katastrophenschutz mehr Einflussmöglichkeiten, insbesondere eine 

Fachaufsicht, haben müsse, damit der Katastrophenschutz auch zukünftig den 

gestiegenen Anforderungen bei Vorbereitung und Gefahrenabwehr gerecht werden 

könne. Dabei kommt dem Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz mit der 

Bündelung von Fachwissen und Fähigkeiten zur Bewältigung von Gefahren- und 

Schadenslagen in einem Umfang, der über eine Großschadenslage mit 

ungewöhnlichem Ausmaß der Gefährdung hinausgeht, eine zentrale Bedeutung zu. 

Mit der im Landesamt konzentrierten Fachkompetenz im Brand- und 

Katastrophenschutz werden insbesondere planerische, konzeptionelle, beratende, 

unterstützende und aus- sowie weiterbildungsbezogene Aufgaben wahrgenommen, 

die gerade auch die kommunalen Aufgabenträger des Brand- und 
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Katastrophenschutzes unterstützen. Insbesondere das Berichts- und Meldewesen ist 

so zu vereinheitlichen, dass jederzeit ein für die Lagebewältigung erforderliches 

Lagebild vorliegt, auch um bei Bedarf die Gesamtleitungsfunktion auf Landesebene 

ausüben. Neben der Einsatzvorplanung sowie der Aus- und Fortbildung der 

Einsatzkräfte und Verwaltungen betreibt das Landesamt für Brand- und 

Katastrophenschutz ein an sieben Tagen die Woche rund um die Uhr mit Expertinnen 

und Experten aus dem Brand- und Katastrophenschutz besetztes Lagezentrum. 

Weiterhin trägt das Landesamt auch zu einer Vereinheitlichung der Strukturen bei, zum 

Beispiel durch den Aufbau eines landesweiten Systems zur gegenseitigen Führungs-

unterstützung, durch Beratung und Unterstützung der Brand- und Katastrophens-

chutzbehörden sowie durch die Ausübung der Aufsicht über diese. Um den oben 

beschriebenen Gefahren effizient und effektiv begegnen zu können, war es 

erforderlich, die Fachexpertise in einer einheitlichen und schlagkräftigen 

Landesoberbehörde zu bündeln, und hierdurch den gesamten Aufgabenkomplex 

inhaltlich, infrastrukturell und personell zu stärken. Um den Katastrophenschutz 

angesichts der kommenden Herausforderungen wirkungsvoll auszugestalten und um 

die Umsetzung der hierzu erfolgenden Vorgaben und Maßnahmen des Landesamtes 

im Katastrophenfall zu gewährleisten, müssen dem Land entsprechende 

Kompetenzen zustehen. Dies kann in effektiver und effizienter Weise nur im Rahmen 

einer staatlichen Aufgabe zur Erfüllung nach Anweisung geschehen, in der dem Land 

die Fachaufsicht zukommt. In diesem Rahmen können bereits vorbereitende 

Maßnahmen für den Katastrophenfall durch Vorgaben und Weisungen des Landes mit 

der Möglichkeit der Zweckmäßigkeitskontrolle insbesondere auch einheitlich 

umgesetzt werden.  

Dennoch verbleiben den Landkreisen und kreisfreien Städten auch bei der 

Bewältigung von Katastrophenfällen weiterhin wesentliche Aufgaben. Insbesondere 

obliegt es den kommunalen Hauptverwaltungsbeamtinnen oder den kommunalen 

Hauptverwaltungsbeamten der Landkreise und kreisfreien Städten den 

Katastrophenvoralarm (§ 30 Abs. 1) auszulösen sowie auch den Katastrophenfall 

bekannt zu geben (§ 31 Abs. 1). Zudem verbleibt die Gesamtleitung grundsätzlich bei 

der kommunalen Hauptwahlbeamtin oder dem kommunalen Hauptwahlbeamten.  

Insgesamt wird den Landkreisen und kreisfreien Städten mit der Neuregelung nur ein 

Teil der bisherigen Aufgabe des Katastrophenschutzes entzogen, nämlich die 
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Vorbereitung auf und die Abwehr von Katastrophenfällen, mithin von Gefahren- und 

Schadenslagen mit ungewöhnlichem Gefährdungsausmaß, in dem eine einheitliche 

Ausgestaltung des Katastrophenschutzes durch das Land erforderlich ist. Nach wie 

vor verbleibt die Vorbereitung auf und die Bewältigung von Großschadensereignissen 

als Teil des Katastrophenschutzes in der kommunalen Selbstverwaltung. Die 

Erfahrung zeigt, dass Großschadensereignisse, die sich oftmals im eigenen 

Zuständigkeitsbereich der Landkreise beziehungsweise kreisfreien Städte ereignen, 

sehr gut bewältigt werden. Die Vorgaben und Konzepte des Landes im 

Katastrophenfall können zudem auch bei der Vorbereitung und Bewältigung von 

Großschadensereignissen genutzt werden. 

Nach alledem ist der Aufgabenentzug eines Teils des Katastrophenschutzes vor dem 

geschilderten Hintergrund sachgerecht; er wird durch die Neuregelung maßvoll 

umgesetzt und steht nicht außer Verhältnis zum beabsichtigten Zweck.  

 

Zu § 5 

Die Norm regelt die zentralen Aufgaben des Landes sowie die Fachaufsicht. Sie stellt 

durch den einleitenden Satz klar, dass diese auf Grundlage und unter 

Berücksichtigung der vorbereitenden Maßnahmen der kommunalen Aufgabenträger 

und der Gefährdungsabschätzung des Bundes wahrgenommen werden. Die Norm 

weist dem Land zentrale Aufgaben im Bereich des Brandschutzes, der allgemeinen 

Hilfe und des Katastrophenschutzes zu, die in den folgenden Absätzen des Paragrafen 

abschließend aufgelistet sind. 

Absatz 1 Nr. 1 regelt die Pflicht des Landes zur Erstellung einer Gefahren- und 

Risikoanalyse und greift damit auf ein bewährtes Instrument zurück, das auch auf 

Landesebene als gedanklicher Stresstest sowie als Informations- und 

Entscheidungsgrundlage dienen kann. Nummer 2 regelt im Wesentlichen unverändert 

die Pflicht zur Aufstellung von Alarm- und Einsatzplänen, die im Gesetzestext 

allerdings um Rahmen-Alarm- und Einsatzpläne ergänzt werden, die auch in 

Abständen von höchstens fünf Jahren fortzuschreiben sind. Hierbei wurden die 

bisherigen genannten Alarm- und Einsatzpläne aus dem Gesetzestext 

herausgenommen. Vielmehr hat das Land aufgrund der gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 

vorgenommen Gefahren- und Risikoanalyse zu ermitteln, ob und welche Alarm- und 
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Einsatzpläne des Landes erforderlich sind. Nummer 3 normiert die Pflicht zur 

Bereithaltung notwendiger Ausrüstungen und Einrichtungen sowie zur Aufstellung 

zentraler Landeseinheiten, soweit dies über die Aufgaben der Landkreise und 

kreisfreien Städte hinausgeht. Die Norm präzisiert und erweitert die bislang in § 6 Nr. 

6 geregelte stützpunktartige Bereithaltung zusätzlicher Ausrüstung sowie bestehende 

Landesfacheinheiten und Landesausstattung (Rettungshunde / Ortungstechnik 

(RHOT), Einheiten zur Speziellen Rettung aus Höhen und Tiefen (SRHT), 

Feuerwehrtaucher (Wasserrettung und Tauchen), Facheinheiten zur Presse- und 

Medienarbeit (PuMA), Leitungsgruppe der Hilfsorganisationen im Katastrophenschutz 

(HiK-Leitungsgruppe), Zentrale Einrichtung Landesvorhaltung Katastrophenschutz 

(ZELK)) und stellt gleichzeitig klar, dass bei der Aufstellung der zentralen 

Landeseinheiten auch auf Einheiten und Einrichtungen der kommunalen 

Aufgabenträger zurückgegriffen werden kann. Hierdurch soll eine möglichst effiziente 

Nutzung der vorhandenen Ressourcen sichergestellt werden. Die Einheiten des 

Landes werden so aufgestellt, dass sie im Grundsatz den örtlichen Grundschutz im 

Brand- und Katastrophenschutz nicht gefährden. Wie bei der gegenseitigen Hilfe kann 

es hierbei jedoch bei besonderen Gefahrenlagen Ausnahmen von dem Grundsatz 

geben. Die zentralen Landeseinheiten werden durch weitere konkretisierende 

Regelungen ausgestaltet.  

Bei besonderen Schwerpunkten der Gefahrenabwehr kann auch im Bereich des 

überörtlichen Brandschutzes und der überörtlichen allgemeinen Hilfe eine 

Landesvorhaltung erfolgen. Ein solcher Schwerpunkt ist beispielsweise die 

Gefahrenabwehr auf der Bundeswasserstraße Rhein, die ein enges und intensives 

Miteinander aller bei der Gefahrenabwehr beteiligten Partner von Bund, Ländern und 

teilweise auch der Industrie erfordert. Mit dem Alarm- und Einsatzplan (AEP) Rhein 

sowie den entsprechenden Alarm- und Einsatzplänen der Gebietskörperschaften 

wurde für die Bundeswasserstraße Rhein eine einheitliche Struktur der 

Gefahrenabwehr, Darstellung und Kommunikationsplattform geschaffen. Derzeit deckt 

das Land u. a. durch Feuerlöschboote, Hilfeleistungslöschboote und 

Feuerwehrmehrzweckboote sowie durch die Nutzung der Mobilen Übungsanlage zur 

Gefahrenabwehr auf Binnenwasserstraßen (MÜB) notwendige Einsatz- und 

Übungsressourcen ab.  
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Nummer 4 entspricht der bisher geltenden Bestimmung des § 6 Nr. 5 und regelt die 

Unterstützung der kommunalen Aufgabenträger. Hiernach hat das Land die 

Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden, die großen kreisangehörigen 

und kreisfreien Städte sowie die Landkreise bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 

beraten und, soweit es dies für zweckmäßig hält, bei der Beschaffung von Ausrüstung 

zu unterstützen. Nummer 5 umfasst eine Generalklausel zur Ergreifung weiterer 

notwendiger Maßnahmen, betont in Form eines Regelbeispiels die besondere 

Bedeutung von regelmäßigen Übungen und stellt heraus, dass Vorkehrungen für die 

Einbindung von Spontanhelfenden getroffen werden müssen. Spontanhelfende sind 

ungebundene Helfende, die nicht Mitglied bei der Feuerwehr, bei Hilfsorganisationen 

oder Katastrophenschutzeinheiten oder -einrichtungen sind und daher keine 

entsprechende Einsatzausbildung mitbringen. Dennoch bringen sie vielfach wertvolle 

Fähigkeiten und Kompetenzen mit, die sie im Rahmen ihrer Hilfeleistung einsetzen. 

Sie organisieren sich in der Regel eigenständig, beispielsweise über Social Media. Mit 

der Regelung wird der Erfahrung Rechnung getragen, dass die Unterstützung 

nichtorganisierter Spontanhelfenden im Katastrophenschutz von großer Bedeutung ist 

und im Vorfeld mit entsprechenden Vorbereitungen hinterlegt werden muss, um das 

Potenzial der Helfenden bestmöglich nutzen zu können. Spontanhelfende sind 

helfende Personen nach § 43. 

Absatz 2 umfasst die bereits gegenwärtig bestehende Pflicht zur Aufstellung von 

Stäben, deren konkrete Ausgestaltung präzisiert wird. Für die Stäbe ist eine 

Stabsdienstordnung zu erstellen, die insbesondere Regelungen auch zur 

ressortübergreifende Zusammenarbeit enthalten soll. Damit bleiben die operativ-

taktischen Aufgaben – wie bisher auch – auf der Ebene der oberen Katastrophen-

schutzbehörde konzentriert. Auf Ebene der obersten Katastrophenschutzbehörde ist – 

ebenfalls wie bislang auch – der Krisenstab der Landesregierung als reine 

administrativ-organisatorische Komponente für die Landesregierung angesiedelt. 

Mangels operativ-taktischen Befugnissen ist auf der Ebene der obersten 

Katastrophenschutzbehörde keine operativ-taktische Komponente zu bilden. 

Nummer 3 entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 6 Nr. 3 und betrifft 

die Anordnung des Einsatzes der Feuerwehr und des Katastrophenschutzes. Hiernach 

hat das Land erforderlichenfalls den Einsatz der Einheiten und Einrichtungen des 

Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe sowie der anderen Einheiten und 

Einrichtungen des Katastrophenschutzes anzuordnen. Darüber hinaus wird in 
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notwendiger Maßnahmen, betont in Form eines Regelbeispiels die besondere 

Bedeutung von regelmäßigen Übungen und stellt heraus, dass Vorkehrungen für die 

Einbindung von Spontanhelfenden getroffen werden müssen. Spontanhelfende sind 

ungebundene Helfende, die nicht Mitglied bei der Feuerwehr, bei Hilfsorganisationen 

oder Katastrophenschutzeinheiten oder -einrichtungen sind und daher keine 

entsprechende Einsatzausbildung mitbringen. Dennoch bringen sie vielfach wertvolle 

Fähigkeiten und Kompetenzen mit, die sie im Rahmen ihrer Hilfeleistung einsetzen. 

Sie organisieren sich in der Regel eigenständig, beispielsweise über Social Media. Mit 

der Regelung wird der Erfahrung Rechnung getragen, dass die Unterstützung 

nichtorganisierter Spontanhelfenden im Katastrophenschutz von großer Bedeutung ist 

und im Vorfeld mit entsprechenden Vorbereitungen hinterlegt werden muss, um das 

Potenzial der Helfenden bestmöglich nutzen zu können. Spontanhelfende sind 

helfende Personen nach § 43. 

Absatz 2 umfasst die bereits gegenwärtig bestehende Pflicht zur Aufstellung von 

Stäben, deren konkrete Ausgestaltung präzisiert wird. Für die Stäbe ist eine 

Stabsdienstordnung zu erstellen, die insbesondere Regelungen auch zur 

ressortübergreifende Zusammenarbeit enthalten soll. Damit bleiben die operativ-

taktischen Aufgaben – wie bisher auch – auf der Ebene der oberen Katastrophen-

schutzbehörde konzentriert. Auf Ebene der obersten Katastrophenschutzbehörde ist – 

ebenfalls wie bislang auch – der Krisenstab der Landesregierung als reine 

administrativ-organisatorische Komponente für die Landesregierung angesiedelt. 

Mangels operativ-taktischen Befugnissen ist auf der Ebene der obersten 

Katastrophenschutzbehörde keine operativ-taktische Komponente zu bilden. 

Nummer 3 entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 6 Nr. 3 und betrifft 

die Anordnung des Einsatzes der Feuerwehr und des Katastrophenschutzes. Hiernach 

hat das Land erforderlichenfalls den Einsatz der Einheiten und Einrichtungen des 

Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe sowie der anderen Einheiten und 

Einrichtungen des Katastrophenschutzes anzuordnen. Darüber hinaus wird in 
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Nummer 4 die Bereitstellung von Fach- und Führungsunterstützung für die 

kommunalen Aufgabenträger normiert. 

Die Regelungen in Absatz 3 entsprechen im Wesentlichen den Bestimmungen des 

bisherigen § 6 Nr. 4. In Nummer 1 wird klarstellend nunmehr – neben der Aufgabe der 

zentralen Aus- und Weiterbildung von Führungskräften, Sonderfunktionsträgerinnen 

und Sonderfunktionsträgern, Multiplikatorinnen und Multiplikatoren des 

Brandschutzes, der allgemeinen Hilfe und des Katastrophenschutzes – auch die 

Fortbildung erwähnt; sie wird bereits jetzt nach gängiger Praxis der kommunalen 

Aufgabenträger von diesen organisiert. Gleichzeitig hat das Land als zentrale Aufgabe, 

Lehr-, Lern- und Einsatzmethoden sowie Einsatzmittel zu entwickeln (Nummer 2), die 

Brand- und Katastrophenschutzforschung und Normung zu unterstützen (Nummer 3) 

sowie auf eine Zusammenarbeit mit anderen Ländern der Bundesrepublik 

Deutschland, dem Bund sowie anderen Staaten hinzuwirken (Nummer 4). Weiterhin 

ist als zentrale Landesaufgabe nunmehr explizit normiert, dass eine Beratungs- und 

Koordinierungsstelle Psychosoziale Notfallversorgung (PSNV) einzurichten ist, die 

auch als Landeszentralstelle PSNV fungiert. Diese Aufgabe wird seitens des Landes 

bereits seit mehreren Jahren wahrgenommen. Die Bedeutsamkeit dieser Aufgabe 

wird, auch vor dem Hintergrund der Erfahrungen der Naturkatastrophe im Jahr 2021, 

nunmehr durch die Normierung unterstrichen.  

Absatz 4 regelt klarstellend die Wahrnehmung der Aufgaben des Landes durch das 

Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz und das für den Brand- und 

Katastrophenschutz zuständige Ministerium. Hinsichtlich der konkreten 

Zuständigkeiten wird auf die entsprechenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

des Landes verwiesen. 

Die Regelung in Absatz 5 bestimmt die zuständigen Behörden bei der Vorbereitung 

und Abwehr von Katastrophenfällen in Ergänzung zu § 4 Abs. 6, mithin das Landesamt 

für Brand- und Katastrophenschutz als obere und das für die Angelegenheiten des 

Brand- und Katastrophenschutzes zuständige Ministerium als oberste 

Katastrophenschutzbehörde. 

Absatz 5 normiert, dass der oberen Katastrophenschutzbehörde im Rahmen der 

Auftragsverwaltung nach § 4 Abs. 6 Satz 2 die Fachaufsicht über die kreisfreien Städte 
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und Landkreise obliegt. Dies trägt dem jeweiligen Schwerpunkt der in der oberen 

Katastrophenschutzbehörde vorhandenen Fachexpertise Rechnung.  

 

Zu § 6 

Die Norm regelt die Einrichtung, die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des 

bewährten Landesbeirats im Brand- und Katastrophenschutz im Wesentlichen 

unverändert zu der bisherigen Vorschrift des § 7.  

Lediglich die Mitglieder des Landesbeirates werden in Absatz 1 neu geregelt, um den 

Akteurinnen und Akteuren sowie Verbänden im Brand- und Katastrophenschutz die 

Möglichkeit zu geben, mit ihrer Fachexpertise in den wesentlichen fachlichen 

Bereichen des Brand- und Katastrophenschutzes beratend mitzuwirken. Mit der 

Neuregelung wird vor diesem Hintergrund sichergestellt, dass die Vertreterinnen und 

Vertreter der kommunalen Spitzenverbände, die frei ausgewählt werden können, die 

Belange der jeweils dort aufgeführten Gruppen berücksichtigen sollen. Die fünf 

anerkannten Hilfsorganisationen können nunmehr jeweils eine Vertreterin oder einen 

Vertreter entsenden und sind damit umfassend im Landesbeirat vertreten. Vor dem 

Hintergrund des Erfordernisses verschiedenen Funktionen innerhalb der Akteurinnen 

und Akteure sowie Verbände im Brand- und Katastrophenschutz die Mitgliedschaft im 

Landesbeirat zu ermöglichen, wurde die Geschlechterparität zugunsten einer 

handhabbaren Anzahl von Mitgliedern aufgehoben. Die Akteurinnen und Akteure 

sowie Verbände sind demgemäß frei, Teilnehmende jedweden Geschlechtes (zum 

Beispiel männliche/weibliche/intersexuelle/nichtbinäre Menschen) in den Landesbeirat 

zu entsenden. Die Personenanzahl, die sich aus den in Absatz 1 genannten 

Vertreterinnen und Vertretern ergibt beträgt somit 18. Aus Gründen der Rechtsklarheit 

wird der Satz „Die Wiederberufung ist zulässig“ redaktionell geändert in 

„Wiederberufungen sind zulässig“, um zu verdeutlichen, dass nicht nur eine einmalige 

Wiederberufung zulässig ist, sondern auch mehrfache Wiederberufungen. Weiterhin 

wird ebenfalls aus Gründen der Rechtsklarheit der Satz „Das für den Brand- und 

Katastrophenschutz zuständige Ministerium kann die Mitglieder aus wichtigem Grund 

abberufen“ redaktionell geändert in „Das für die Angelegenheiten des Brand- und 

Katastrophenschutzes zuständige Ministerium kann Mitglieder aus wichtigem Grund 
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und Landkreise obliegt. Dies trägt dem jeweiligen Schwerpunkt der in der oberen 
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Vertreter entsenden und sind damit umfassend im Landesbeirat vertreten. Vor dem 

Hintergrund des Erfordernisses verschiedenen Funktionen innerhalb der Akteurinnen 

und Akteure sowie Verbände im Brand- und Katastrophenschutz die Mitgliedschaft im 

Landesbeirat zu ermöglichen, wurde die Geschlechterparität zugunsten einer 

handhabbaren Anzahl von Mitgliedern aufgehoben. Die Akteurinnen und Akteure 

sowie Verbände sind demgemäß frei, Teilnehmende jedweden Geschlechtes (zum 

Beispiel männliche/weibliche/intersexuelle/nichtbinäre Menschen) in den Landesbeirat 

zu entsenden. Die Personenanzahl, die sich aus den in Absatz 1 genannten 

Vertreterinnen und Vertretern ergibt beträgt somit 18. Aus Gründen der Rechtsklarheit 

wird der Satz „Die Wiederberufung ist zulässig“ redaktionell geändert in 

„Wiederberufungen sind zulässig“, um zu verdeutlichen, dass nicht nur eine einmalige 
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abberufen“. Hierdurch soll klargestellt werden, dass Regelungsgegenstand nicht die 

Abberufung von Mitgliedern in ihrer Gesamtheit ist. 

Die Absätze 2 bis 3 entsprechen weitestgehend den bisher geltenden Regelungen des 

§ 7 Abs. 2 und 3. Lediglich das Wort „können“ in Absatz 2 wird durch das Wort „sollen“ 

ersetzt, um bei einem Bedarf die Teilnahme der dort genannten Expertinnen und 

Experten, insbesondere anderer Ministerien, der Kammern, der Verbände und der 

Bundeswehr, sicherzustellen. Der Landesbeirat soll mindestens einmal jährlich 

einberufen werden.   

Absatz 3 regelt den Vorsitz im Landesbeirat. Hiernach obliegt dem für die 

Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes zuständige Ministerium der 

Vorsitz. Es lädt zu den Sitzungen ein. Die Geschäftsordnung des Landesbeirates 

enthält nähere Bestimmungen.  

 

Zu § 7 

Mit dieser Norm ist die Verpflichtung der kommunalen Aufgabenträger im Brandschutz 

und in der allgemeinen Hilfe normiert, die Verhütung von Bränden und anderen 

Schadensereignissen zu fördern, indem sie die Bevölkerung über die Verhütung von 

Bränden, den sachgerechten Umgang mit Feuer, das Verhalten bei Bränden und 

anderen Schadensereignissen aufklären sowie die Selbsthilfefähigkeiten bei diesen 

Ereignissen stärken. Dies ist bereits Regelungsgegenstand des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz (dort § 3 Abs. 1 Nr. 4) in der bisherigen Fassung. Darüber 

hinaus sind klarstellend der Selbstschutz sowie die Nachbarschaftshilfe hinzugefügt 

worden. Mit der ausdrücklichen Aufnahme der Nachbarschaftshilfe korrespondierend 

zu § 1 Abs. 7 soll die gegenseitige Hilfe der Bevölkerung bei Schadensereignissen 

gestärkt werden. Der Selbstschutz ist bereits gemäß § 5 des Zivilschutz- und 

Katastrophenhilfegesetzes Aufgabe der Gemeinden im Zivilschutz, die sie auch bei 

ihrer Aufgabe im Bereich Brand- und Katastrophenschutz entsprechend dem 

integrierten Hilfeleistungssystem von Bund und Ländern nutzen können. Eine 

Änderung der Rechtslage stellt dies nicht dar, denn auch nach der bisherigen 

Regelung war dies bereits Aufgabe der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien 

Gemeinden, der kreisangehörigen und kreisfreien Städte, da gemäß § 1 Abs. 7 der 

Brandschutz, die allgemeine Hilfe und der Katastrophenschutz auf der Selbst- und 
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Nachbarschaftshilfefähigkeit der Bevölkerung aufbauen und diese durch im 

öffentlichen Interesse gebotene Maßnahmen ergänzen. Vor diesem Hintergrund und 

nach Sinn und Zweck des Gesetzes sind die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien 

Gemeinden, die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte bislang bereits 

verpflichtet gewesen, etwaige Lücken bei der Selbst- und Nachbarschaftshilfefähigkeit 

der Bevölkerung zu schließen.  

 

Zu § 8 

Die Regelungen in § 8 Abs. 1 bis 5 entsprechen inhaltlich den Bestimmungen des 

bisher geltenden § 31 Abs. 1 bis 5 und betreffen die Verhütung von Gefahren. 

Absatz 1 regelt Jedermannspflichten. Hiernach haben sich alle Personen so zu 

verhalten, dass Menschen und erhebliche Sachwerte nicht gefährdet werden. Des 

Weiteren haben sie bestehende Gefahren zu beseitigen, soweit ihnen dies zumutbar 

ist. 

Absatz 2 enthält besondere Pflichten für Eigentümerinnen und Eigentümer, 

Besitzerinnen und Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte von gefährlichen 

Anlagen. Diese werden verpflichtet, die Aufgabenträger bei vorbereitenden 

Maßnahmen des Brand- und Katastrophenschutzes und bei der Gefahrenabwehr zu 

unterstützen und über die zweckmäßigen Bekämpfungsmaßnahmen zu beraten. 

Darüber hinaus können sie verpflichtet werden, erforderliche Geräte und Einrichtungen 

bereitzustellen, zu unterhalten und für deren ordnungsgemäße Bedienung zu sorgen 

(Nummer 1), für die Bereitstellung von ausreichenden Löschmittelvorräten und 

anderen notwendigen Materialien zu sorgen (Nummer 2), gegen Ausfall und 

Missbrauch geschützte Verbindungen herzustellen und zu unterhalten, welche die 

Kommunikation zwischen ihren Einrichtungen und den für den Brand- und 

Katastrophenschutz zuständigen Aufgabenträgern und ihren Einrichtungen 

sicherstellen (Nummer 3), entsprechend den örtlichen Erfordernissen 

Objektfunkanlagen mit besonderen Anforderungen für die Gefahrenabwehr 

einzurichten, zu unterhalten und auf einem den Einsatzerfordernissen der Feuerwehr 

und der Hilfsorganisationen entsprechenden Stand der Technik zu halten (Nummer 4), 

Sirenen oder andere Geräte zur Warnung und Unterrichtung der Bevölkerung 

innerhalb und außerhalb des Betriebsgeländes aufzubauen, zu unterhalten und zu 
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Nachbarschaftshilfefähigkeit der Bevölkerung aufbauen und diese durch im 
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Anlagen. Diese werden verpflichtet, die Aufgabenträger bei vorbereitenden 

Maßnahmen des Brand- und Katastrophenschutzes und bei der Gefahrenabwehr zu 

unterstützen und über die zweckmäßigen Bekämpfungsmaßnahmen zu beraten. 

Darüber hinaus können sie verpflichtet werden, erforderliche Geräte und Einrichtungen 
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Sirenen oder andere Geräte zur Warnung und Unterrichtung der Bevölkerung 

innerhalb und außerhalb des Betriebsgeländes aufzubauen, zu unterhalten und zu 
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betreiben (Nummer 5), sowie alle weiteren notwendigen organisatorischen 

Vorkehrungen zu treffen, insbesondere Feuerwehrpläne sowie betriebliche Alarm- und 

Gefahrenabwehrpläne aufzustellen und fortzuschreiben, die mit den Alarm- und 

Einsatzplänen der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden, der großen 

kreisangehörigen und kreisfreien Städten sowie den anderen an der Gefahrenabwehr 

beteiligten Stellen im Einklang stehen, und Übungen durchzuführen (Nummer 6). 

Absatz 3 betrifft die Anzeige bei Stoffen mit besonderer Gefahr. Hiernach sind die 

Einlagerung oder Verarbeitung von Sachen und Stoffen mit besonderer Brand-, 

Explosions- oder sonstiger Gefahr und das Erfordernis, im Falle von Bränden 

besondere Löschmittel einzusetzen, der Verwaltung der Verbandsgemeinde, der 

verbandsfreien Gemeinde oder der großen kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt 

unverzüglich anzuzeigen. In dieser Norm wurde aus Gründen der Rechtsklarheit 

entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 1 statt der pauschalen Angabe „Gemeindeverwaltung“ die 

Verwaltungen der unterschiedlichen Aufgabenträger im Brandschutz und in der 

allgemeinen Hilfe konkretisiert. 

Absatz 4 enthält die Voraussetzungen für die Anerkennung und Zulassung von 

bereitzuhaltenden Geräten, Einrichtungen, Löschmittel oder anderer Materialien.  

Absatz 5 regelt die Bereitstellung ausreichender Löschmittel. Hiernach können 

Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer oder sonstige 

Nutzungsberechtigte von baulichen Anlagen verpflichtet werden, ausreichende 

Löschmittel bereitzustellen, sofern eine ausreichende Löschwasserversorgung weder 

im Zusammenhang mit der Trinkwasserversorgung noch über sonstige Einrichtungen 

oder Anlagen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 sichergestellt ist. 

 

Zu § 9 

Die Regelungen in § 9 Abs. 1 bis 8 entsprechen inhaltlich den Bestimmungen der 

bisher geltenden § 32 Abs. 1 bis 8 und betreffen die Gefahrenverhütungsschau. 

Absatz 1 regelt das Objekt der Gefahrenverhütungsschau. Hiernach unterliegen 

bauliche Anlagen der Gefahrenverhütungsschau.  

Absatz 2 enthält Regelungen zu den zuständigen Behörden sowie zur 

Aufgabenwahrnehmung. Demnach wird die Gefahrenverhütungsschau von der 
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Kreisverwaltung beziehungsweise der Stadtverwaltung als Brandschutzdienststelle als 

Auftragsangelegenheit durchgeführt. Hierbei bleibt die Feuerstättenschau nach § 14 

Abs. 1 Satz 2 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetz unberührt.  

In Absatz 3 ist sowohl die Duldungs- als auch die Mitwirkungspflicht der 

Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer oder sonstiger 

Nutzungsberechtigter von baulichen Anlagen geregelt. Sie haben die 

Gefahrenverhütungsschau zu dulden und den mit der Durchführung beauftragten 

Personen Zutritt zu allen Räumen zu gestatten. Außerdem haben sie, zur Prüfung der 

Brand-, Explosions- oder sonstigen Gefährlichkeit von baulichen Anlagen, Materialien, 

Herstellungs- oder sonstigen Betriebsvorgängen, die erforderlichen Auskünfte zu 

erteilen und Einsicht in die Unterlagen zu gewähren.  

Absatz 4 regelt auf Anordnung der Brandschutzdienststelle die Beseitigung von 

Mängeln, die bei der Gefahrenverhütungsschau festgestellt wurden, soweit keine 

anderweitige Zuständigkeit besteht. 

Absatz 5 betrifft die Gefahrenverhütungsschau in Anlagen des Landes oder Bundes. 

In diesen Fällen ist die Gefahrenverhütungsschau im Benehmen mit den berührten 

Behörden durchzuführen.  

Nach Absatz 6 haben Landkreise sowie kreisfreie Städte zur Erfüllung der Aufgabe 

nach Absatz 2 hauptamtliche feuerwehrtechnische Bedienstete zu beschäftigen. Diese 

sollen in der Regel Beamtinnen oder Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes im 

dritten Einstiegsamt sein. 

In Absatz 7 wird geregelt, dass Betriebe, die der ständigen Aufsicht der Bergbehörden 

unterstehen, nicht der Gefahrverhütungsschau unterliegen. 

Absatz 8 betrifft die Konstellation der Gefahrenverhütungsschau in Betrieben mit 

Werkfeuerwehr. In solchen Fällen kann die Leiterin oder der Leiter der Werkfeuerwehr 

mit der Durchführung der Gefahrenverhütungsschau beauftragt werden. 

 

Zu § 10 

Die Regelungen in § 10 Abs. 1 bis 5 entsprechen inhaltlich, bis auf eine Änderung in 

Absatz 1 Satz 1, den Bestimmungen der bisher geltenden Vorschrift des § 33 Abs. 1 

bis 5.  
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In Absatz 3 ist sowohl die Duldungs- als auch die Mitwirkungspflicht der 

Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer oder sonstiger 

Nutzungsberechtigter von baulichen Anlagen geregelt. Sie haben die 

Gefahrenverhütungsschau zu dulden und den mit der Durchführung beauftragten 

Personen Zutritt zu allen Räumen zu gestatten. Außerdem haben sie, zur Prüfung der 

Brand-, Explosions- oder sonstigen Gefährlichkeit von baulichen Anlagen, Materialien, 

Herstellungs- oder sonstigen Betriebsvorgängen, die erforderlichen Auskünfte zu 
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Absatz 1 Satz 1, den Bestimmungen der bisher geltenden Vorschrift des § 33 Abs. 1 
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Absatz 1 regelt die Anordnung einer Sicherheitswache (Satz 1) sowie die Anordnung, 

dass Verbindungspersonen des Brand- und Katastrophenschutzes bei der 

Veranstalterin oder dem Veranstalter tätig werden (Satz 2).  

Nach der bisherigen Regelung in § 33 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 

§ 6 Nr. 1 Buchst. b geht die Befugnis zur Anordnung der Einrichtung einer 

Brandsicherheitswache und Sanitätswache (Sicherheitswache) auf das Land über bei 

sonstigen Gefahr bringenden Ereignissen, von denen Gefahren ausgehen können, die 

mehrere Landkreise oder kreisfreie Städte betreffen und zentrale Abwehrmaßnahmen 

erfordern. Für eine Anordnung der Einrichtung einer Brandsicherheitswache und 

Sanitätswache durch das Land besteht aufgrund der Neuregelung zur Übernahme der 

Gesamtleitung des Landes kein Bedürfnis mehr. Die Anordnung einer 

Sicherheitswache bereits vor einer eventuellen Übernahme der Gesamtleitung durch 

das Land. Zudem sind aufgrund der Kenntnisse der örtlichen Gegebenheiten die 

kommunalen Aufgabenträger sachnäher. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen über die Festlegung der Stärke, Ausbildung und 

Ausrüstung sowie die Gestellung der Sicherheitswache. Die Brandsicherheitswache 

wird grundsätzlich von der Feuerwehr gestellt, kann aber bei Vorliegen der in Absatz 2 

genannten Voraussetzungen auch von der Veranstalterin oder dem Veranstalter 

gestellt werden. Auch eine Verpflichtung der Veranstalterin oder dem Veranstalter zur 

Einrichtung einer Brandsicherheitswache wird durch Absatz 2 ermöglicht. 

Absatz 3 regelt die rechtzeitige Beauftragung der Sicherheitswache durch die 

Veranstalterin oder den Veranstalter, sofern sie oder er die Sicherheitswache nicht 

selbst stellt, sowie eine Kostenregelung. Hiernach trägt die Veranstalterin oder der 

Veranstalter die Kosten der Sicherheitswache und der Verbindungspersonen. 

In Absatz 4 ist eine Anzeigepflicht für Veranstaltungen mit voraussichtlich mindestens 

500 zeitgleich anwesenden Besucherinnen und Besuchern normiert, bei denen im 

Falle eines Brandes, einer Explosion oder eines sonstigen Gefahr bringenden 

Ereignisses eine größere Anzahl von Menschen gefährdet werden kann. Diese 

Anzeigepflicht gilt allerdings nur dann, wenn nicht nach speziellen Rechtsvorschriften 

eine entsprechende oder weitergehende Verpflichtung besteht. 

Absatz 5 räumt den Angehörigen der Brandsicherheitswache, die von der Feuerwehr 

gestellt wird, bestimmte hoheitliche Befugnisse ein. Sie können Anordnungen treffen, 
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um Brände zu verhüten oder zu bekämpfen und um Rettungs- und Angriffswege zu 

sichern.  

 

Zu § 11 

Mit dieser Norm werden die grundsätzlichen Aufgaben der Verbandsgemeinden, der 

verbandsfreien Gemeinden, der großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte im 

Brandschutz und der allgemeinen Hilfe zusammengefasst. Im Wesentlichen entspricht 

dies den Regelungen der § 3 Abs. 1 und § 8 in der bisherigen Fassung. Die zentrale 

Bedeutung der Feuerwehr für die Aufgabenübernahme wird in Absatz 1 Satz 1 

hervorgehoben. Hiernach setzen die kommunalen Aufgabenträger zur Erfüllung ihrer 

Aufgabe im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe die Feuerwehr ein. Die 

Feuerwehren sind den örtlichen Verhältnissen entsprechend aufzustellen und mit den 

erforderlichen baulichen Anlagen und Einrichtungen auszustatten. Im Hinblick auf die 

Bedarfs- und Entwicklungspläne wird die bislang geltende Kann-Vorschrift zunächst 

beibehalten und im Jahr 2028 gemäß § 66 in eine Muss-Vorschrift überführt. Zum 

Regelungsgehalt siehe ebenda. 

Absatz 2 regelt, angelehnt an die bisher geltende Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 3, die 

Pflicht der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden, der großen 

kreisangehörigen und kreisfreien Städte, Alarm- und Einsatzpläne für den Brandschutz 

und die allgemeine Hilfe nach § 32 Abs. 1 aufzustellen. 

Explizit in Absatz 3 geregelt ist nunmehr das bereits nach geltender Rechtslage 

bestehende Erfordernis der Aufstellung von Alarm- und Einsatzplänen im überörtlichen 

Brandschutz und in der überörtlichen allgemeinen Hilfe für die Landkreise in dem ihnen 

gemäß § 2 Abs.1 Nr. 2 zugewiesenen Aufgabenbereich. Die Landkreise haben im 

Rahmen des aufwachsenden Systems des Brand- und Katastrophenschutzes in 

Absprache mit den Verbandsgemeinden, den verbandsfreien Gemeinden, den großen 

kreisangehörigen und kreisfreien Städten Alarm- und Einsatzpläne für den 

überörtlichen Brandschutz und die überörtliche allgemeine Hilfe aufzustellen. Hier soll 

im Sinne eines eskalierenden Systems die Alarm- und Einsatzplanung für Ereignisse 

erfolgen, die die kommunale Ebene der Verbandsgemeinde, der verbandsfreien 

Gemeinden, der großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte überschreiten, aber 

noch nicht als Großschadensereignis zu bewerten sind.  
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Zu § 12 

Die in den §§ 3 Abs. 1 Nr. 2, 4 Abs. 1 Nr. 3, 5 Abs. 1 Nr. 3 in der bisherigen 

Gesetzesfassung zu findenden Regelungen zur Aus- und Weiterbildung sind zur 

besseren Verständlichkeit in dieser Norm zentral zusammengefasst. Zudem wird 

klarstellend nunmehr auch die Fortbildung erwähnt; ihre Organisation ist bereits jetzt 

gängige Praxis. Zusätzlich wurde der Vollständigkeit halber auch die „allgemeine 

Hilfe“, die gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 als ein mit dem Brandschutz zusammengehöriges 

Aufgabengebiet den Verbandsgemeinden, den verbandsfreien Gemeinden, den 

großen kreisangehörigen und kreisfreien Städten obliegt, sowie auch die Fortbildung 

in die Regelung aufgenommen.  

 

Zu § 13 

Die bisher nur explizit für die Gemeinden in § 3 Abs. 1 Nr. 5 in der bisherigen Fassung 

geregelte Berichtspflicht ist nun in § 13 Abs. 1 und 2 geregelt.  

Nach Absatz 1 haben die kommunalen Aufgabenträger im Brandschutz und in der 

allgemeinen Hilfe Daten über Einsätze der Feuerwehren sowie anderer Einrichtungen 

und Einheiten der allgemeinen Hilfe sowie Angaben über Aufbau, Ausrüstung und 

personelle Zusammensetzung nach Vorgaben des Landes – unter Berücksichtigung 

der Grundsätze der Datenminimierung (Absatz 2) – bereitzustellen. Diese 

Berichtspflicht ist nunmehr auch für die Landkreise im Rahmen ihrer Aufgabe des 

überörtlichen Brandschutzes und der überörtlichen Hilfe ausdrücklich geregelt.  

 

Zu § 14 

Wie in den anderen Regelungen dieses Unterabschnitts wurde die Verpflichtung der 

kommunalen Aufgabenträger im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe sowie im 

überörtlichen Brandschutz und in der überörtlichen allgemeinen Hilfe, sonstige zur 

wirksamen Verhütung und Bekämpfung von Gefahren notwendige Maßnahmen, 

insbesondere zur regelmäßigen Durchführung von Übungen, zentral in dieser Norm 

geregelt.  
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Ergänzend dazu ist nunmehr die Verpflichtung zur Teilnahme an der Übung anderer 

Aufgabenträger normiert, sofern dies erforderlich ist. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn der kommunale Aufgabenträger in der Alarm- und Einsatzplanung berücksichtigt 

ist. Damit sind kreisangehörige Gemeinden und Verbandsgemeinden regelmäßig 

verpflichtet, an den Übungen der Landkreise und des Landes teilzunehmen. 

Spiegelbildlich dazu sind die übenden kommunalen Aufgabenträger verpflichtet, die 

Aufgabenträger sowie andere Akteurinnen und Akteure im Brandschutz und in der 

allgemeinen Hilfe zu beteiligen, die in den eigenen Alarm- und Einsatzplan 

aufgenommen worden sind. Der Klimawandel, aber auch die Aufgaben in der zivilen 

Verteidigung bergen besondere Herausforderungen, die eine engere Zusammenarbeit 

aller Akteurinnen und Akteure des Brand- und Katastrophenschutzes notwendig 

machen. 

Dem Oberbegriff der Akteurinnen und Akteuren im Brandschutz und der allgemeinen 

Hilfe sind alle Organisationen und Personen(gruppen) zugeordnet, welche bereits 

nach diesem Gesetz für die Aufgaben im Brandschutz und der allgemeinen Hilfe 

berufen sind – wie die Feuerwehren oder die Hilfsorganisationen. Allerdings unterfallen 

auch Organisationen oder Personen(gruppen) diesem Begriff, deren Tätigkeitsfeld 

nicht im Kern dem rheinland-pfälzischen Brandschutz und der allgemeinen Hilfe 

zugeordnet sind, die sich aber bereit erklärt haben, Aufgaben im Brandschutz und der 

allgemeinen Hilfe wahrzunehmen und sich auch organisatorisch im Brandschutz und 

der allgemeinen Hilfe einbinden lassen. Hierunter fallen zum Beispiel die US-

Streitkräfte, mit denen Standortkommunen vielfach Hilfeleistungsabkommen 

abgeschlossen haben. Dies können auch Landwirte sein, die zum Beispiel im Rahmen 

von Vegetationsbränden durch den kommunalen Aufgabenträger in die Organisation 

der Brandbekämpfung eingebunden werden. Davon zu unterscheiden sind 

Spontanhelfende, welche vor dem schädigenden Ereignis nicht organisatorisch im 

Brandschutz und der allgemeinen Hilfe eingebunden sind, sondern ein schädigendes 

Ereignis kurzfristig zum Anlass genommen haben, die kommunalen Aufgabenträger 

zu unterstützen.  

Erstmalig wird auch die bisher bereits bestehende Pflicht zur Warnung und Information 

der Bevölkerung, die eine der wesentlichen Aufgaben im Bereich des Brand- und 

Katastrophenschutzes ist, explizit aus Gründen der Rechtsklarheit in den Gesetzestext 

übernommen.  
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In den §§ 40 und 41 sind konkretisierende Regelungen zur Durchführung und zur 

Nutzung von Warnmitteln aufgenommen worden. Demnach hat jeder Aufgabenträger 

im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe in seinem Aufgabenbereich die Warnung 

und Information der Bevölkerung mit einem Warnmittel-Mix sicherzustellen. Die 

Verbandsgemeinden, die verbandsfreie Gemeinden, die großen kreisangehörigen und 

kreisfreien Städte haben nach § 32 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 Alarm- und Einsatzpläne für 

den Brandschutz und die allgemeine Hilfe, die bei Verbandsgemeinden und 

kreisangehörigen Gemeinden auch ein mit dem Landkreis abgestimmtes Konzept zur 

Warnung und Information der Bevölkerung bei Gefahren größeren Umfangs 

beinhalten, aufzustellen, in angemessenen Abständen von höchstens fünf Jahren 

fortzuschreiben und der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Entsprechendes gilt gemäß 

§ 32 Abs. 2 bis 4 für die Landkreise, die ebenfalls Alarm- und Einsatzpläne aufzustellen 

haben. Die Federführung für die Abstimmung obliegt jeweils den Landkreisen. Durch 

die enge Abstimmung der Alarm- und Einsatzpläne der Verbandsgemeinden und 

kreisangehörigen Gemeinden mit den Landkreisen und umgekehrt wird eine wirksame 

Gefahrenabwehr unabhängig von der Alarmstufe jederzeit sichergestellt. Sollte eine 

Verbandsgemeinde, eine verbandsfreie Gemeinde, eine große kreisangehörige oder 

kreisfreie Stadt in ihrem Aufgabenbereich des Brandschutzes und der allgemeinen 

Hilfe aufgrund ihrer Risikoanalyse die Erforderlichkeit der Warnung und Information 

auch mittels Sirenen neben der Warnung und Information mit dem modularen 

Warnsystem des Bundes (MoWaS) sehen, hat sie dieses Warnmittel zu beschaffen 

und zu finanzieren. Sollte gleichzeitig auch der Landkreis für seinen Aufgabenbereich 

des Katastrophenschutzes aufgrund seiner Risikoanalyse das Erfordernis von Sirenen 

sehen, ist im Zuge der Abstimmung mit den Kommunen eine sinnvolle Lösung 

bezüglich der Errichtung der Sirenen, der Nutzung sowie der Finanzierung zu 

erarbeiten. Grundsätzlich folgt die Finanzierungslast der Zuständigkeit, sodass 

derjenige Aufgabenträger, der für die Bewältigung der in Rede stehenden 

Schadenslage zuständig ist, auch für die Finanzierung der hierzu eingesetzten 

Warnsirenen aufzukommen hat. Sofern Warnsirenen dem Aufgabenbereich mehrerer 

Aufgabenträger dienen, bedarf die Aufteilung ihrer Finanzierung zwischen den 

Kommunen einer Aushandlung im Einzelfall, die stets die jeweiligen 

Verantwortungsbereiche der beteiligten Aufgabenträger widerzuspiegeln hat. 
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Zu § 15 

Diese Norm entspricht weitgehend den Regelungen der §§ 8 und 9 in der bisherigen 

Gesetzesfassung.  

Absatz 1 entspricht hierbei inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 8 Abs. 2. 

Hiernach haben Feuerwehren nach pflichtgemäßem Ermessen die erforderlichen 

Maßnahmen zu treffen, um Brandgefahren oder andere Gefahren abzuwehren. 

Absatz 2 ermöglicht den Feuerwehren die freiwillige Teilnahme an der 

Aufgabenerledigung außerhalb der Gefahrenabwehr. Die bisher geltende Soll-

Vorschrift des § 8 Abs. 3 wird in eine Kann-Vorschrift umgewandelt. Nachdem in der 

Novellierung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes im Jahr 2020 die 

Konzentration des Aufgabenbereichs der Feuerwehr auf ihre Kernaufgaben an 

unterschiedlichen Stellen im Brand- und Katastrophenschutzgesetzes stärker in den 

Vordergrund gerückt worden ist, insbesondere um sicherzustellen, dass sich die 

Belastungen der Arbeitgebenden durch den Feuerwehrdienst ihrer Mitarbeitenden in 

zumutbaren Grenzen halten und ehrenamtliche Feuerwehrangehörige grundsätzlich 

nur noch bei Feuerwehreinsätzen, nicht aber für feuerwehrfremde Aufgaben, wie die 

Fahrbahnreinigung von Ölspuren, den Arbeitsplatz verlassen müssen, handelt es sich 

bei der Änderung in Absatz 2 lediglich um eine Folgeänderung, die im Rahmen der 

Novelle 2020 nicht umgesetzt worden ist.  

Absatz 3 entspricht inhaltlich der bisher geltenden Bestimmung des § 9 Abs. 1 und trifft 

Regelungen zur Berufsfeuerwehr. Hiernach muss die Feuerwehr in Städten mit mehr 

als 90 000 Einwohnerinnen und Einwohnern Einheiten aus hauptamtlichen 

Feuerwehrangehörigen vorhalten. 

Absatz 4 enthält, entsprechend zu der bisher geltenden Vorschrift des § 9 Abs. 2, 

Regelungen zu Berufsfeuerwehren in Verbandsgemeinden, verbandsfreien 

Gemeinden, großen kreisangehörigen und kreisfreien Städten mit 90 000 und weniger 

Einwohnerinnen und Einwohnern. Hiernach können diese über die Aufstellung einer 

Berufsfeuerwehr entscheiden. Die Bildung und Auflösung der Berufsfeuerwehr sind 

dem Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz allerdings vorher anzuzeigen. 

Unter den in Absatz 4 genannten Voraussetzungen kann das Landesamt die 

Aufstellung einer Berufsfeuerwehr anordnen.  
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Absatz 5 regelt Bestimmungen zur freiwilligen Feuerwehr gemäß der bisher geltenden 

Regelung des § 9 Abs. 3. Hiernach ist in Verbandsgemeinden, verbandsfreien 

Gemeinden, großen kreisangehörigen oder kreisfreien Städten ohne Berufsfeuerwehr 

eine freiwillige Feuerwehr aufzustellen, die aus einer Einsatzabteilung besteht. 

Erforderlichenfalls können Personen zum ehrenamtlichen Feuerwehrdienst 

herangezogen werden. Nunmehr können nicht nur für besondere Aufgaben, sondern 

auch zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft hauptamtliche Bedienstete eingestellt 

werden. Dies gibt den Aufgabenträgern die Möglichkeit, bei fehlender Sicherstellung 

der Einsatzbereitschaft durch das Ehrenamt ergänzend tätig zu werden. 

Der Regelungsinhalt von Absatz 6 entspricht der bisher geltenden Vorschrift des § 9 

Abs. 4. Hiernach können innerhalb der freiwilligen Feuerwehren zusätzlich zur 

Einsatzabteilung Jugendfeuerwehren, Kinderfeuerwehren, Alters- und 

Ehrenabteilungen sowie musiktreibende Einheiten gebildet werden. 

Absatz 7 regelt die Verpflichtung der Feuerwehren zur Verwendung genormter 

Ausrüstung und enthält zunächst unverändert den Regelungsgehalt des bisher 

geltenden § 9 Abs. 5. Im Rahmen einer Öffnungsklausel wird allerdings nunmehr neu 

geregelt, dass die Verwendung ergänzender, nicht zugelassener oder anerkannter 

Ausrüstung gestattet ist, wenn diese erforderlich und nach einer 

Gefährdungsbeurteilung sicher betrieben werden kann. Hier sind die Regelungen zur 

Unfallprävention der gesetzlichen Unfallversicherung zu beachten. Diese Norm dient 

der Sicherstellung der Qualität und Effektivität der Aufgabenbewältigung durch die 

Feuerwehr. Mit der Zulassung oder Anerkennung von Ausrüstungen wird deren 

Geeignetheit zur Aufgabenerfüllung geprüft und somit eine qualitativ ordnungsgemäße 

und effektive Gefahrenabwehr gewährleistet. Darüber hinaus ist die Norm eine 

konkrete Ausgestaltung des Wirtschaftlichkeitsgebots. Mit dem Vorrang von 

zugelassener oder anerkannter Ausrüstung soll vermieden werden, dass eine sachlich 

nicht gerechtfertigte Nutzung von teuren Sonderlösungen erfolgt, die ohne Grund zu 

Mehrbelastungen für die kommunalen Aufgabenträger führt. Zudem dient die 

Regelung durch Vorgabe einheitlicher Ausrüstungsstandards auch dem Schutz der 

Feuerwehrangehörigen.  

Absatz 8 regelt die Bildung von Vereinen und Verbänden auf Ebene der 

Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden, der großen kreisangehörigen 

und kreisfreien Städte sowie der Ortsgemeinden zur Förderung des 
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Feuerwehrgedankens. Die Regelung entspricht inhaltlich der bisher geltenden 

Vorschrift des § 9 Abs. 6. 

In Absatz 9 ist auf Landesebene, auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte die 

Bildung von kreisübergreifenden Feuerwehrverbänden normiert, die als 

Interessenvertreter der Feuerwehren bei wesentlichen Fragen angehört werden sollen. 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Bestimmung des § 9 Abs. 7. 

 

Zu § 16 

In Absatz 1 ist geregelt, welche Personenkreise zu den Angehörigen der Feuerwehren 

gehören. Diese Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Bestimmung des 

§ 10 Satz 1. 

Absatz 2 enthält Regelungen zur Doppelmitgliedschaft von Feuerwehrangehörigen in 

Einsatzabteilungen anderer Feuerwehren sowie in Hilfsorganisationen, Einheiten und 

Einrichtungen, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden und entspricht 

grundsätzlich dem Regelungsgehalt der bisher geltenden Vorschrift des § 10 Satz 2. 

Eine solche mehrfache Mitgliedschaft ist zulässig, wenn der Vorrang des Dienstes 

insbesondere unter Berücksichtigung der jeweiligen Funktionen der betroffenen 

Person geklärt worden ist.  

Die Kollisionsregel gilt nach Absatz 2 Satz 2 auch bei Ausübung mehrerer Funktionen 

innerhalb derselben Feuerwehr entsprechend. Auch hier muss im Vorfeld geklärt 

werden, welcher Dienst in welcher Funktion vorgeht. 

 

Zu § 17 

Die Regelungen des § 17 betreffen hauptamtliche Feuerwehrangehörige und 

entsprechen unverändert dem Regelungsgehalt der bisher geltenden Vorschrift des 

§ 11 Abs. 1 und 2.  

Nach Absatz 1 müssen Angehörige des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 

Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes sein, wohingegen 

hauptamtliche Angehörige der freiwilligen Feuerwehr Beamtinnen oder Beamte des 

feuerwehrtechnischen Dienstes sein sollen, wenn ihre Aufgaben denjenigen der 
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Feuerwehrgedankens. Die Regelung entspricht inhaltlich der bisher geltenden 

Vorschrift des § 9 Abs. 6. 

In Absatz 9 ist auf Landesebene, auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte die 

Bildung von kreisübergreifenden Feuerwehrverbänden normiert, die als 

Interessenvertreter der Feuerwehren bei wesentlichen Fragen angehört werden sollen. 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Bestimmung des § 9 Abs. 7. 

 

Zu § 16 

In Absatz 1 ist geregelt, welche Personenkreise zu den Angehörigen der Feuerwehren 

gehören. Diese Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Bestimmung des 

§ 10 Satz 1. 

Absatz 2 enthält Regelungen zur Doppelmitgliedschaft von Feuerwehrangehörigen in 

Einsatzabteilungen anderer Feuerwehren sowie in Hilfsorganisationen, Einheiten und 

Einrichtungen, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden und entspricht 

grundsätzlich dem Regelungsgehalt der bisher geltenden Vorschrift des § 10 Satz 2. 

Eine solche mehrfache Mitgliedschaft ist zulässig, wenn der Vorrang des Dienstes 

insbesondere unter Berücksichtigung der jeweiligen Funktionen der betroffenen 

Person geklärt worden ist.  

Die Kollisionsregel gilt nach Absatz 2 Satz 2 auch bei Ausübung mehrerer Funktionen 

innerhalb derselben Feuerwehr entsprechend. Auch hier muss im Vorfeld geklärt 

werden, welcher Dienst in welcher Funktion vorgeht. 

 

Zu § 17 

Die Regelungen des § 17 betreffen hauptamtliche Feuerwehrangehörige und 

entsprechen unverändert dem Regelungsgehalt der bisher geltenden Vorschrift des 

§ 11 Abs. 1 und 2.  

Nach Absatz 1 müssen Angehörige des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 

Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes sein, wohingegen 

hauptamtliche Angehörige der freiwilligen Feuerwehr Beamtinnen oder Beamte des 

feuerwehrtechnischen Dienstes sein sollen, wenn ihre Aufgaben denjenigen der 
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Angehörigen des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr entsprechen. Der Verweis auf 

§ 117 des Landesbeamtengesetzes (LBG) wird nach dessen Änderung im Jahr 2024 

redaktionell angeglichen. 

Absatz 2 bestimmt das Ende des Einsatzdienstes für hauptamtliche Angehörige der 

freiwilligen Feuerwehr, die nicht Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen 

Dienstes sind. Hiernach endet der Einsatzdienst mit der Vollendung des 

60. Lebensjahres. 

 

Zu § 18 

Die Bestimmungen des § 18 Abs. 1 bis 8 entsprechen der bisher geltenden Vorschrift 

des § 12 Abs. 1 bis 8 und betreffen die Aufnahme, die Heranziehung, die Verpflichtung 

sowie die Entpflichtung von ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen.  

Absatz 1 regelt die Aufnahme in den Feuerwehrdienst sowie die Beendigung des 

Feuerwehrdienstes aus Altersgründen. Hiernach sind in den ehrenamtlichen Dienst in 

der Einsatzabteilung nur Personen aufzunehmen, die das 16. Lebensjahr vollendet 

haben. Der aktive Dienst in der Einsatzabteilung endet grundsätzlich mit dem 

vollendeten 67. Lebensjahr. Ab dem 60. Lebensjahr besteht aber auch die Möglichkeit, 

durch eine schriftliche Erklärung gegenüber der Bürgermeisterin oder dem 

Bürgermeister den aktiven Dienst in der Einsatzabteilung mit sofortiger Wirkung zu 

beenden.  

In Absatz 2 wird die Heranziehung zum Feuerwehrdienst normiert. Hiernach ist die 

zwangsweise Heranziehung zum ehrenamtlichen Dienst in der Einsatzabteilung bis zu 

einer Dauer von zehn Jahren bei Einwohnerinnen und Einwohnern vom vollendeten 

18. bis zum vollendeten 60. Lebensjahr möglich.  

Absatz 3 trifft Regelungen zu dem Verfahren der Aufnahme und der Heranziehung in 

die Einsatzabteilung. Diese erfolgen durch die Bürgermeisterin oder den 

Bürgermeister auf Vorschlag der Wehrleiterin oder des Wehrleiters beziehungsweise 

– bei Feuerwehreinheiten in Ortsgemeinden – der Wehrführerin oder des Wehrführers 

im Benehmen mit der Ortsbürgermeisterin oder dem Ortsbürgermeister.  

Absatz 4 regelt die Prüfung der erforderlichen persönlichen, geistigen und körperlichen 

Einsatzfähigkeit für den Dienst als ehrenamtliche Feuerwehrangehörige oder als 
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ehrenamtlicher Feuerwehrangehöriger. Die körperliche und geistige Eignung ist durch 

ein ärztliches Attest nachzuweisen. 

Absatz 5 normiert Regelungen und Voraussetzungen zur Entpflichtung. Hiernach kann 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 

nach Anhörung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters beziehungsweise der 

Ortsbürgermeisterin oder des Ortsbürgermeisters und der Wehrführerin oder des 

Wehrführers aus wichtigem Grund (beispielsweise gesundheitliche und geistige 

Nichteignung, grobe Verletzung der Dienstpflichten, strafbare Handlungen, 

mangelhafte Teilnahme an Übungen etc.) entpflichten (Nummer 1) oder während der 

Durchführung eines Entpflichtungsverfahrens vorläufig des Dienstes entheben 

(Nummer 2). Mit der Entpflichtung endet grundsätzlich die Zugehörigkeit zur 

Feuerwehr. 

Absatz 6 regelt den Ausschluss von Angehörigen der Jugend- und Kinderfeuerwehr 

aus wichtigem Grund vom Feuerwehrdienst sowie die Entbindung von sonstigen 

ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen von ihrer Funktion in der Feuerwehr aus 

wichtigem Grund. 

Absatz 7 regelt die vorübergehende Entbindung von Dienstpflichten nach § 47 Abs. 1 

Satz 2 durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister auf Antrag einer 

ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen oder eines ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen aus beruflichen, gesundheitlichen oder familiären Gründen. 

Absatz 8 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen Angehörige der Alters- und 

Ehrenabteilung an Übungen teilnehmen und im Einzelfall zu Einsätzen herangezogen 

werden dürfen. Hiernach bedarf es der Zustimmung der Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters. Des Weiteren müssen die Angehörigen der Alters- und 

Ehrenabteilung die erforderlichen gesundheitlichen, körperlichen und fachlichen 

Anforderungen erfüllen oder durch angemessene Vorkehrungen ein entsprechender 

Ausgleich erreicht werden. 

 

Zu § 19 

Die Regelungen in § 19 Abs. 1 bis 7 enthalten Bestimmungen zur Leitung der 

Feuerwehr sowie zu Sonderfunktionen. 
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ehrenamtlicher Feuerwehrangehöriger. Die körperliche und geistige Eignung ist durch 

ein ärztliches Attest nachzuweisen. 

Absatz 5 normiert Regelungen und Voraussetzungen zur Entpflichtung. Hiernach kann 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 

nach Anhörung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters beziehungsweise der 

Ortsbürgermeisterin oder des Ortsbürgermeisters und der Wehrführerin oder des 

Wehrführers aus wichtigem Grund (beispielsweise gesundheitliche und geistige 

Nichteignung, grobe Verletzung der Dienstpflichten, strafbare Handlungen, 

mangelhafte Teilnahme an Übungen etc.) entpflichten (Nummer 1) oder während der 

Durchführung eines Entpflichtungsverfahrens vorläufig des Dienstes entheben 

(Nummer 2). Mit der Entpflichtung endet grundsätzlich die Zugehörigkeit zur 

Feuerwehr. 

Absatz 6 regelt den Ausschluss von Angehörigen der Jugend- und Kinderfeuerwehr 

aus wichtigem Grund vom Feuerwehrdienst sowie die Entbindung von sonstigen 

ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen von ihrer Funktion in der Feuerwehr aus 

wichtigem Grund. 

Absatz 7 regelt die vorübergehende Entbindung von Dienstpflichten nach § 47 Abs. 1 

Satz 2 durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister auf Antrag einer 

ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen oder eines ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen aus beruflichen, gesundheitlichen oder familiären Gründen. 

Absatz 8 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen Angehörige der Alters- und 

Ehrenabteilung an Übungen teilnehmen und im Einzelfall zu Einsätzen herangezogen 

werden dürfen. Hiernach bedarf es der Zustimmung der Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters. Des Weiteren müssen die Angehörigen der Alters- und 

Ehrenabteilung die erforderlichen gesundheitlichen, körperlichen und fachlichen 

Anforderungen erfüllen oder durch angemessene Vorkehrungen ein entsprechender 

Ausgleich erreicht werden. 

 

Zu § 19 

Die Regelungen in § 19 Abs. 1 bis 7 enthalten Bestimmungen zur Leitung der 

Feuerwehr sowie zu Sonderfunktionen. 
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Absatz 1 entspricht der bisher geltenden Vorschrift des § 14 Abs. 1 Satz 1 bis 5 und 

beinhaltet Regelungen zur Stellung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, der 

Wehrleiterin oder des Wehrleiters sowie zur Bestellung von ehrenamtlichen 

Führungskräften und deren Ernennung zu Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten nach 

Wahl durch die hauptamtlichen Angehörigen der freiwilligen Feuerwehr. In Absatz 1 

wird klargestellt, dass für die Wehrleiterinnen und Wehrleiter der kreisfreien Städte, die 

bereits nach dem bislang geltenden § 14 Abs. 4 Satz 2 LBKG die Bezeichnung Brand- 

und Katastrophenschutzinspekteurin oder Brand- und Katastrophenschutzinspekteur 

führen, der § 26 gilt. Damit sollen kollidierende Regelungen zur Bestellung und 

Entpflichtung ausgeschlossen werden. Vor diesem Hintergrund mussten auch in § 19 

Abs. 1 Nr. 1 die kreisfreien Städte aus dem Regelungstext herausgenommen werden. 

Des Weiteren wurde in Satz 6 die Regelung zur Nichtanwendbarkeit des 

§ 119 Abs. 1 LBG gestrichen, da dieser ohnehin nicht auf Ehrenbeamtinnen oder 

Ehrenbeamte anwendbar ist. 

Absatz 2 regelt die Bestellung weiterer Feuerwehrangehörige (Gruppen-, Zug- und 

Verbandsführerinnen und -führer, Ausbilderinnen und Ausbilder, Gerätewartinnen und 

-warte, Alarm- und Einsatzplaner, IT-Beauftragte, Jugendfeuerwehrwartinnen und -

warte, Betreuerinnen und Betreuer für Feuerwehreinheiten mit Kinderfeuerwehr sowie 

Führerinnen und Führer von musiktreibenden Einheiten) und entspricht inhaltlich der 

bisher geltenden Bestimmung des § 14 Abs. 1 Satz 7. In der Norm wurde statt des 

allgemeinen Begriffs „Unterführer“ eine explizite Benennung der Führungsfunktionen 

vorgenommen. Mit „Unterführer“ nach dem Brand- und Katastrophenschutzgesetz in 

der bisherigen Fassung sind Gruppen-, Zug- und Verbandsführerinnen und -führer 

gemeint. Diese wurden nunmehr ausdrücklich im Gesetzestext aufgeführt. Zudem 

erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einführung der Regelung 

betreffend die Ortsbezirke in dem bisher gültigen § 14 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 Buchst. b 

durch die Novellierung des Brand- und Katastrophenschutzgesetz im Jahr 2020.  

Absatz 3 regelt, dass für die Funktionen nach Absatz 2 Nr. 3 (Ehrenamtliche 

Jugendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart und ihre Vertretungen) und 

Nummer 4 (Betreuerin oder Betreuer in Feuerwehreinheit mit Kinderfeuerwehr und ihre 

Vertretungen) sowie für alle übrigen Funktionen nach den Absätzen 1 und 2, die 

regelmäßig mit Kindern und Jugendlichen zusammenarbeiten, die Voraussetzungen 
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des § 72 a Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt sein müssen. Die 

Regelung entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 14 Abs. 1 Satz 8. 

Die Regelungen in Absatz 4 entsprechen inhaltlich dem Regelungsgehalt der bisher 

geltenden Bestimmung des § 14 Abs. 2 und betreffen das Wahlverfahren von 

ehrenamtlichen Führungskräften. Hiernach findet die Wahl in einer Versammlung aller 

Wahlberechtigten statt, zu der die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister oder eine 

von dieser oder diesem Beauftragte oder ein von dieser oder diesem Beauftragter die 

Wahlberechtigten mindestens vier Wochen vor der Versammlung schriftlich oder durch 

öffentliche Bekanntmachung nach § 27 GemO einlädt. Gewählt ist, wer im Rahmen 

der geheimen Abstimmung mittels Stimmzettel mehr als die Hälfte der Stimmen der 

anwesenden Wahlberechtigten erhält. 

Absatz 5 regelt die Bestätigung der Gewählten oder des Gewählten durch die 

Bürgermeisterin oder den Bürgermeister sowie die Voraussetzungen für die 

Versagung einer solchen Bestätigung (Ungeeignetheit der gewählten Person aus 

fachlichen, gesundheitlichen oder aus sonstigen wichtigen Gründen). Bei Fehlen der 

erforderlichen Ausbildung kann diese gemäß der im Absatz 5 genannten 

Voraussetzungen und Rahmenbedingungen nachgeholt werden. Die Regelung 

entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 14 Abs. 3. 

Absatz 6 enthält unverändert die Bestimmungen des bisher geltenden 

§ 14 Abs. 4 Satz 1. In der Norm sind die Aufgaben und Verantwortlichkeiten sowie die 

Bezeichnung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters in kreisfreien Städten konkretisiert. 

Hiernach ist die Wehrleiterin oder der Wehrleiter für die Einsatzbereitschaft der 

Feuerwehr verantwortlich und hat die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister in allen 

Fragen des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe zu beraten.  

Absatz 7 regelt die Entbindung von ehrenamtlichen Führungsfunktionen und entspricht 

dem bisher geltenden § 14 Abs. 5. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann 

aus wichtigem Grund von ehrenamtlichen Führungs- oder Sonderfunktionen entbinden 

und Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, unter Einhaltung des jeweils in den 

Nummern 1 bis 3 geregelten Verfahrens, verabschieden. 

 

Zu § 20 
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des § 72 a Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt sein müssen. Die 

Regelung entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 14 Abs. 1 Satz 8. 

Die Regelungen in Absatz 4 entsprechen inhaltlich dem Regelungsgehalt der bisher 

geltenden Bestimmung des § 14 Abs. 2 und betreffen das Wahlverfahren von 

ehrenamtlichen Führungskräften. Hiernach findet die Wahl in einer Versammlung aller 

Wahlberechtigten statt, zu der die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister oder eine 

von dieser oder diesem Beauftragte oder ein von dieser oder diesem Beauftragter die 

Wahlberechtigten mindestens vier Wochen vor der Versammlung schriftlich oder durch 

öffentliche Bekanntmachung nach § 27 GemO einlädt. Gewählt ist, wer im Rahmen 

der geheimen Abstimmung mittels Stimmzettel mehr als die Hälfte der Stimmen der 

anwesenden Wahlberechtigten erhält. 

Absatz 5 regelt die Bestätigung der Gewählten oder des Gewählten durch die 

Bürgermeisterin oder den Bürgermeister sowie die Voraussetzungen für die 

Versagung einer solchen Bestätigung (Ungeeignetheit der gewählten Person aus 

fachlichen, gesundheitlichen oder aus sonstigen wichtigen Gründen). Bei Fehlen der 

erforderlichen Ausbildung kann diese gemäß der im Absatz 5 genannten 

Voraussetzungen und Rahmenbedingungen nachgeholt werden. Die Regelung 

entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 14 Abs. 3. 

Absatz 6 enthält unverändert die Bestimmungen des bisher geltenden 

§ 14 Abs. 4 Satz 1. In der Norm sind die Aufgaben und Verantwortlichkeiten sowie die 

Bezeichnung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters in kreisfreien Städten konkretisiert. 

Hiernach ist die Wehrleiterin oder der Wehrleiter für die Einsatzbereitschaft der 

Feuerwehr verantwortlich und hat die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister in allen 

Fragen des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe zu beraten.  

Absatz 7 regelt die Entbindung von ehrenamtlichen Führungsfunktionen und entspricht 

dem bisher geltenden § 14 Abs. 5. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann 

aus wichtigem Grund von ehrenamtlichen Führungs- oder Sonderfunktionen entbinden 

und Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, unter Einhaltung des jeweils in den 

Nummern 1 bis 3 geregelten Verfahrens, verabschieden. 

 

Zu § 20 
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Die Bestimmungen des § 20 Abs. 1 bis 9 entsprechen inhaltlich der bisher geltenden 

Vorschrift des § 15 Abs. 1 bis 9. 

In Absatz 1 ist die Verpflichtung zu der Aufstellung einer Werkfeuerwehr geregelt. 

Hiernach kann das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz Betriebe und 

Einrichtungen mit erhöhter Brand- oder Explosionsgefahr oder anderen besonderen 

Gefahren verpflichten, zur Verhütung und Bekämpfung solcher Gefahren eine 

entsprechend leistungsfähige Werkfeuerwehr mit haupt- oder nebenberuflichen 

Angehörigen aufzustellen. Die Werkfeuerwehr nimmt öffentliche Aufgaben des 

Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe wahr. Die Verpflichtung ist zurückzunehmen, 

wenn die Voraussetzungen dafür nicht mehr vorliegen. Ebenfalls wird klarstellend 

nunmehr in Absatz 1 auch die Fortbildung erwähnt, ohne dass damit eine 

Rechtsänderung verbunden ist. Ohnehin ist dies bereits gängige Praxis. 

Absatz 2 normiert die Rechtstellung der Angehörigen der Werkfeuerwehr. Hiernach 

gelten für sie § 16 Abs. 2 sowie § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 entsprechend. 

In Absatz 3 ist geregelt, dass die Organisation, Ausrüstung sowie die Ausbildung der 

Werkfeuerwehr den besonderen Erfordernissen des Betriebs Rechnung tragen 

müssen. Des Weiteren müssen die Angehörigen der Werkfeuerwehr grundsätzlich 

dem Betrieb oder der Einrichtung angehören, für welche die Werkfeuerwehr 

eingerichtet worden ist. Eine Ausnahme hiervon kann vom Landesamt für Brand- und 

Katastrophenschutz auf Antrag zugelassen werden. Diese Einsatzkräfte müssen 

neben den fachlichen Qualifikationen insbesondere auch die zur Gefahrenabwehr 

erforderlichen spezifischen betrieblichen Kenntnisse besitzen.  

Absatz 4 regelt die Voraussetzungen für Einsätze sowie Übungen der Werkfeuerwehr 

außerhalb des Betriebs. Solche Einsätze oder Übungen sind möglich, sofern die 

Sicherheit des Betriebs hierdurch nicht erheblich gefährdet wird.  

Absatz 5 enthält die Verpflichtung des Trägers von Beherbergungsbetrieben, 

Internaten, Krankenhäusern und ähnlichen Einrichtungen der Gesundheitspflege, 

bauliche Anlagen zum Zweck der Pflege und Betreuung mit mehr als 100 Betten, 

Selbsthilfekräfte zu bestellen. 

In Absatz 6 sind die Kosten für die Werkfeuerwehr sowie die Selbsthilfekräfte geregelt. 

Hiernach haben die Betriebe oder Einrichtungen diese Kosten selbst zu tragen. 
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Absatz 7 regelt die Voraussetzungen, unter denen die von Betrieben oder 

Einrichtungen freiwillig aufgestellten Selbsthilfekräfte als Werkfeuerwehr anerkannt 

werden. Dies ist der Fall, sofern sie die Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 erfüllen. 

Die Landkreise und die kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als 

Auftragsangelegenheit wahr. 

Absatz 8 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen eine gemeinsame 

Werkfeuerwehr für Betriebe oder Betriebsbereiche zugelassen werden kann. Es 

bedarf einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den beteiligten Betrieben 

und dem Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz, in der die erforderlichen 

Regelungen getroffen werden. 

In Absatz 9 ist die Überprüfung des Leistungsstands der Werkfeuerwehr sowie der 

Selbsthilfekräfte normiert. Hiernach kann dieser Leistungsstand jederzeit von der 

Kreisverwaltung beziehungsweise Stadtverwaltung überprüft werden; die Landkreise 

und kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als Auftragsangelegenheit wahr.  

 

Zu § 21 

Die Regelung in Absatz 1 enthält unverändert den Regelungsgehalt der bisher 

geltenden Bestimmung des § 17 Abs. 1 und betrifft die Mitwirkung von 

Hilfsorganisationen in der allgemeinen Hilfe. Hiernach setzen die kommunalen 

Aufgabenträger zur Erfüllung ihrer Aufgaben in der allgemeinen Hilfe, neben der 

Feuerwehr, auch öffentliche und private Hilfsorganisationen ein, sofern sie dies für 

erforderlich halten und sich die Hilfsorganisationen hierzu bereit erklärt haben. 

Absatz 2 bestimmt die Aufgaben der Hilfsorganisationen bei der Mitwirkung in der 

allgemeinen Hilfe. Diese richten sich nach den jeweiligen organisationseigenen 

Regelungen. Die Regelung entspricht der bisher geltenden Vorschrift des § 17 Abs. 2. 

Mit Absatz 3 ist eine klarstellende Regelung für den Fall aufgenommen worden, dass 

Personen in Feuerwehren und anderen Hilfsorganisationen, Einheiten und 

Einrichtungen, die im Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes eingesetzt 

werden, tätig sein können. Grundsätzlich führt dies im Einsatz zu Konfliktfällen, da 

nicht ausgeschlossen werden kann, dass die Personen in verschiedenen Funktionen 

zum gleichen Einsatz gerufen werden. Um dies zu vermeiden und die Einsatzfähigkeit 
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Absatz 7 regelt die Voraussetzungen, unter denen die von Betrieben oder 
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der Einheiten sicherzustellen, muss für den Konfliktfall eine Regelung getroffen 

werden. Nur wenn mit einer Regelung der Konfliktfall ausgeschlossen werden kann, 

ist die Verrichtung des Dienstes in mehreren Organisationen möglich. Hierbei sind 

insbesondere auch deren Funktionen zu berücksichtigen. Damit wird zur 

Sicherstellung der Einsatzfähigkeit die grundsätzliche Organisationsfreiheit der 

privaten Vereine aus sachlichen Gründen maßvoll eingeschränkt. Für die 

Feuerwehren besteht eine solche Regelung bereits in § 10 Satz 2 in der bisherigen 

Fassung. 

 

Zu § 22 

Absatz 1 regelt als Generalklausel die Befugnis und Pflicht der kommunalen 

Aufgabenträger, alle Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren und Schäden nach 

diesem Gesetz zu treffen. Mit „notwendigen Maßnahmen“ sind alle Maßnahmen 

umfasst, welche aus der ex ante Sicht der Entscheidungsträgerinnen oder 

Entscheidungsträger für erforderlich gehalten werden, um Gefahren und Schäden, die 

durch Brände oder andere Ereignisse entstehen können, abwehren zu können. Es 

handelt sich hierbei nicht um eine Änderung der Rechtslage. Die Änderung ist vielmehr 

bedingt durch die Umstellung der Gesetzesstruktur und dient überdies der 

Rechtsklarheit. 

Absatz 2 stellt klar, dass Einrichtungen und Einheiten des Katastrophenschutzes den 

hierfür zuständigen Aufgabenträgern des eigenen Landkreises aus 

Solidaritätsgesichtspunkten ebenfalls für die Aufgaben des Brandschutzes und der 

allgemeinen Hilfe unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden.  

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die Vorschriften aus dem Teil 4 auch für 

die Aufgabenträger im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe als allgemeine 

Vorschriften Anwendung finden und zu beachten sind. Dies sind namentlich die 

Vorschriften zur Alarm- und Einsatzplanung, Einsatzleitung, Warnung und Information 

der Bevölkerung, Pflichten Dritter und Entschädigung, Rechtsstellung der 

Einsatzkräfte und die Mitwirkung des Gesundheitsbereichs. 

 

Zu § 23 
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Die Aufgabe der Vermeidung von Großschadensereignissen und Katastrophenfällen 

und der Vorbereitung auf Großschadensereignisse und Katastrophenfälle wird als 

gesamtstaatliche Aufgabe und nicht nur als eine solche des Katastrophenschutzes 

beschrieben. Die Regelung enthält einen deklaratorischen Hinweis auf die den Trägern 

öffentlicher Gewalt obliegenden Zuständigkeiten zur Krisenvorsorge und den in den 

Fachgesetzen vielfach geregelten Pflichten zur Ergreifung von Maßnahmen, welche 

vorbeugend Großschadensereignisse und Katastrophenfälle bestenfalls verhindern 

oder in ihrem Ausmaß verringern. Die Norm verdeutlicht korrespondierend zu 

§ 1 Abs. 2 den Grundsatz der Subsidiarität des Katastrophenschutzes. Der 

Katastrophenschutz dient zuvorderst der akuten Begegnung von Gefahren nach dem 

Brand- und Katastrophenschutzgesetz. Den im Katastrophenschutz tätigen Stellen 

steht bei Großschadensereignissen und Katastrophenfällen keine Zuständigkeit für 

alle öffentlichen Belange zu, sondern sie sind nur für diejenigen Maßnahmen berufen, 

die zur Gefahrenabwehr der im Brand- und Katastrophenschutzgesetz genannten 

spezifischen Gefahren erforderlich sind. Auch Maßnahmen im Nachgang der erfolgten 

Gefahrenabwehr nach einem Akutereignis, welche beispielsweise lediglich der 

Beseitigung der Folgen von Großschadensereignissen und Katastrophenfällen dienen, 

sind nicht dem Katastrophenschutz zuzuordnen, sondern betreffen die jeweils 

zuständigen öffentlichen Stellen. Bei Aufräumarbeiten, Instandsetzung der 

Infrastruktur o.ä. sind die Einheiten des Katastrophenschutzes somit regelmäßig nicht 

oder nur im Wege der Amtshilfe tätig. 

 

Zu § 24 

In Absatz 1 sind für die Landkreise und kreisfreien Städte als Aufgabenträger im 

Katastrophenschutz konkrete vorbereitende Maßnahmen geregelt, um Vorkehrungen 

im Katastrophenschutz ausreichend zu gewährleisten. Dieser Absatz enthält im 

Wesentlichen die Regelungen des bisherigen § 5 Abs. 1 (insbesondere Bereithaltung 

baulicher Anlagen, Einrichtungen und Einheiten des Katastrophenschutzes, Bildung 

von Stäben, Durchführung der Aus- und Weiterbildung, sonstige Maßnahmen) und 

wurde um neue Regelungen ergänzt sowie konkretisiert. Die inhaltliche Ausgestaltung 

des überörtlichen Brandschutzes und der überörtlichen allgemeinen Hilfe im 

ursprünglichen § 5 Abs. 1 Nr. 1 wurde aus dem Brand- und Katastrophenschutzgesetz 

herausgenommen und wird in die Feuerwehrverordnung überführt. Im Hinblick auf die 
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Bedarfs- und Entwicklungspläne wird die bislang geltenden Kann-Vorschrift zunächst 

beibehalten und im Jahr 2028 gemäß § 66 in eine Muss-Vorschrift überführt. (Zum 

Regelungsgehalt siehe ebenda). Sobald sie verpflichtend zu erstellen sind, sind die 

Bedarfs- und Entwicklungspläne der nach § 62 zuständigen Aufsichtsbehörde 

vorzulegen und werden von dieser im Rahmen ihrer aufsichtsbehördlichen Befugnisse 

geprüft. Die bereits bestehende Einsatz- und Führungspraxis ist in den Regelungen in 

Absatz 1 Nummer 3 und 4 in der nunmehr einheitlichen Terminologie normiert. Explizit 

erwähnt wird nunmehr auch die administrativ-organisatorische Komponente. Wie in 

der bisherigen Fassung des Brand- und Katastrophenschutzgesetz sind die 

erforderlichen Räume sowie die erforderliche Ausstattung bereitzuhalten. Diese der 

Aufstellung der Komponenten immanente Aufgabe bleibt ungeachtet der 

Wortlautbereinigung weiterhin erhalten. In Absatz 1 Nr. 5 wird klarstellend nunmehr – 

neben der Aufgabe der Aus- und Weiterbildung der Angehörigen des 

Katastrophenschutzes – auch die Fortbildung erwähnt; sie wird nach gängiger Praxis 

bereits jetzt von den kommunalen Aufgabenträgern gewährleistet. In Absatz 1 Nr. 6 

wird das Erfordernis der Erstellung von Gefahren- und Risikoanalysen 

festgeschrieben, in denen Planungsziele für Ereignisse festzulegen sind, von denen 

Gefahren ausgehen, die zentrale Abwehrmaßnahmen erfordern. Diese Analysen sind 

Grundlage der Bedarfs- und Entwicklungspläne und der Alarm- und Einsatzpläne. 

Bislang war dies nicht explizit im Brand- und Katastrophenschutzgesetz 

festgeschrieben, wenngleich die Gewährleistung eines ordnungsgemäßen 

Katastrophenschutzes und die Alarm- und Einsatzplanung solche Analysen zwingend 

voraussetzt. Damit wird vorliegend eine bereits bestehende Pflicht lediglich explizit in 

den Gesetzestext gegossen. Absatz 1 Nr. 8, 9 und 10 heben den Regelungsgehalt des 

§ 14 auf die Ebene des Katastrophenschutzes. Auf die Begründung zu § 14 wird 

verwiesen. Im Hinblick auf Absatz 1 Nr. 11 wird auf die Begründung zu § 13 verwiesen. 

In Absatz 2 befindet sich der Regelungsgehalt des bisherigen § 19 Abs. 1, wonach 

festgelegt wird, dass Kreise beziehungsweise kreisfreie Städte in erster Linie 

vorhandene öffentliche und private Einheiten und Einrichtungen des 

Katastrophenschutzes einzusetzen haben. 

Absatz 3 sieht spiegelbildlich zu der Regelung in § 22 Abs. 2 die unentgeltliche 

Zurverfügungstellung von Einrichtungen und Einheiten des Brandschutzes und der 

allgemeinen Hilfe an die Aufgabenträger im Katastrophenschutz vor. Dies ist bereits 
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jetzt schon im Rahmen der Mitwirkungspflicht der Verbandsgemeinden, der 

verbandsfreien Gemeinden, der großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte im 

Katastrophenschutz der Fall und wird nun explizit normiert.  

Aus § 19 Abs. 2 in der bisherigen Fassung wurde lediglich der erste Satz in § 24 Abs. 

4 überführt. Der Regelungsgehalt des nachfolgenden Satzes („Private Einheiten und 

Einrichtungen des Katastrophenschutzes werden durch die privaten 

Hilfsorganisationen gestellt, wenn diese sich gegenüber dem Aufgabenträger 

allgemein zur Mitwirkung bereit erklärt haben und geeignet sind, ein Bedarf an der 

Mitwirkung besteht und der Aufgabenträger der Mitwirkung zugestimmt hat.“) wurde 

aus gesetzessystematischen Gründen in die §§ 21 und 25 überführt. 

In Absatz 5 wird die alte Terminologie „Gefahrstoffe“ in die neue Terminologie „Schutz 

vor chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen Gefahren“ überführt. 

Zudem werden nunmehr für alle Aufgabenträger im Katastrophenschutz mit Blick auf 

die kommenden Herausforderungen im Brand- und Katastrophenschutz die 

vorzuhaltende Fähigkeit für den Aufgabenbereich „Wasserrettung“ sowie „Rettung aus 

unwegsamem Gelände“ verbindlich aufgenommen. Es erfolgt zudem eine Trennung 

des Aufgabenbereichs „Versorgung“ in die Aufgabenbereiche „Verpflegung“ und 

„Logistik“. Im Rahmen der PSNV kann neben den anderen Akteurinnen und Akteuren 

der PSNV insbesondere auch auf die kirchliche Notfallseelsorge zurückgegriffen 

werden. Aufgrund ihrer Alleinstellungsmerkmale in der PSNV wie zum Beispiel die 

theologisch-seelsorgerliche Sprachfähigkeit und die rituell-spirituelle Kompetenz als 

Mittel der Traumabewältigung, aber auch aufgrund des langjährigen 

Erfahrungswissens und fachlich fundierter Spezialkenntnisse in der PSNV ist eine 

Einbindung der kirchlichen Notfallseelsorge erwägenswert. Neue vorzuhaltende 

Fähigkeiten werden für die Aufgabenbereiche „Informations- und 

Kommunikationswesen“ sowie „Bevölkerungsinformation und Medienarbeit“ 

eingeführt. Die Erweiterung des Fähigkeitsspektrums im Katastrophenschutz bildet die 

neu erwachsenen Herausforderungen in diesem Bereich ab. Vorgaben hierzu werden 

durch konkretisierende Regelungen umgesetzt werden. 

 

Zu § 25  

Absatz 1 nennt die fünf zur Mitwirkung anerkannten Hilfsorganisationen.  
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Zur Sicherung eines einheitlichen Qualitäts- und Sicherheitsstandards können weitere 

Hilfsorganisationen zur Katastrophenbekämpfung nach Absatz 2 bei einem Bedarf 

vom Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz anerkannt werden, wenn sie sich 

gegenüber dem Aufgabenträger zur Mitwirkung bereit erklärt haben und diese die 

Mitwirkung für erforderlich halten. Diese Hilfsorganisationen müssen zur 

Katastrophenbewältigung allgemein geeignet sein. Dies ist in der Regel der Fall, wenn 

sie über ausreichend geschultes und trainiertes Personal sowie die notwendige 

technische und infrastrukturelle Ausstattung verfügen und durch ihre 

Aufbauorganisation in die Strukturen der Führungsorganisation des Katastrophen-

schutzes integrierbar sind. Auch die Aufgaben bei der Mitwirkung im 

Katastrophenschutz richten sich nach Absatz 3 in Bezug auf die Hilfsorganisationen 

nach den deren organisationseigenen Regelungen. 

Der Regelungsgehalt des § 21 Abs. 3 (Konfliktlösung bei Mehrfachmitgliedschaft) wird 

auch im Katastrophenschutz etabliert. Auf die Begründung zu § 21 Abs. 3 wird 

verwiesen.  

In Absatz 5 erfolgt ein deklaratorischer Hinweis darauf, dass die Mitwirkung des 

Technischen Hilfswerks (THW) nach dem THW-Gesetz erfolgt. 

 

Zu § 26 

Die Änderung der Regelung ist ein Zwischenschritt in Richtung einer verbindlichen 

Einführung der Hauptamtlichkeit der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen 

und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure. § 26 entspricht weitestgehend dem 

bisher geltenden § 5 Abs. 3 bis 8 und wird nunmehr auf die kreisfreien Städte als 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz ausgeweitet. Der Landrätin beziehungsweise 

dem Landrat sowie der Oberbürgermeisterin beziehungsweise dem 

Oberbürgermeister wird über diesen Zwischenschritt gestattet, nunmehr auch 

ehrenamtliche Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteure ohne vorherige Wahl zu bestellen, um bei steigenden 

Anforderungen an das Amt dem Aufgabenträger eine bestmögliche Auswahl zu 

ermöglichen, denn nach Inkrafttreten des Gesetzes bestellte ehrenamtliche Brand- 

und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteure verbleiben nach der Übergangsregel (§ 67) 
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grundsätzlich im Amt. Vorgaben zu den Voraussetzungen und zur Qualifikation werden 

im Rahmen einer weiteren Regelung außerhalb des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes normiert werden. Die Möglichkeit der Bestellung von 

ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und ehrenamtlichen 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteuren wird ohnehin mit der vorgesehenen 

verbindlichen Einführung der Hauptamtlichkeit obsolet werden. Analog zur 

Zustimmung des Kreistages soll nun auch der Stadtrat der Bestellung der 

hauptamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder des hauptamtlichen 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteurs zustimmen.  

Stellvertreterinnen und Stellvertreter können gemäß Absatz 1, wie nach der bisherigen 

Regelung des § 5 Abs. 3 Satz 2 auch, entweder hauptamtlich bestellt oder 

ehrenamtlich besetzt werden. Auch ehrenamtliche Stellvertretungen werden künftig 

nicht mehr gewählt, um bei steigenden Anforderungen an das Amt dem 

Aufgabenträger die Möglichkeit zur Bestenauslese zu geben. Zu beachten ist, dass 

gemäß § 19 Abs. 1 Satz 4 (§ 14 Abs. 4 Satz 2 des bisher geltenden Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes) in kreisfreien Städten die Wehrleiterin beziehungsweise 

der Wehrleiter die Bezeichnung Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteur führt. In Absatz 1 wird klargestellt, dass für 

die Wehrleiterinnen und Wehrleiter der kreisfreien Städte der § 26 gilt. Damit sollen 

kollidierende Regelungen zur Bestellung und Entpflichtung ausgeschlossen werden. 

Die Anhörung der im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen bei 

Bestellung der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutz-

inspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure und deren 

Stellvertretungen wird nunmehr neu im Absatz 1 eingeführt. Hintergrund ist die 

Berücksichtigung der Hilfsorganisationen als bedeutsame Akteurinnen im Brand- und 

Katastrophenschutz. Angehört werden soll jeweils eine Vertreterin beziehungsweise 

ein Vertreter des jeweiligen Vertragspartners des kommunalen Aufgabenträgers. Eine 

Anhörungspflicht bis auf die Ebene der Ortsverbände ist damit ausgeschlossen. Dieser 

Grundsatz gilt bei jeder Anhörung oder In-Benehmens-Setzung von mitwirkenden 

Hilfsorganisationen nach diesem Gesetz.  

Absatz 2 enthält nahezu unverändert den Regelungsgehalt des bisher geltenden 

§ 5 Abs. 3 Satz 3 bis 5. Die Regelung enthält lediglich Folgeänderungen aufgrund der 

Änderungen in der Gesetzessystematik und dem Wegfall der Wahl der ehrenamtlichen 
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Katastrophenschutzgesetzes normiert werden. Die Möglichkeit der Bestellung von 

ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und ehrenamtlichen 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteuren wird ohnehin mit der vorgesehenen 

verbindlichen Einführung der Hauptamtlichkeit obsolet werden. Analog zur 

Zustimmung des Kreistages soll nun auch der Stadtrat der Bestellung der 

hauptamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder des hauptamtlichen 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteurs zustimmen.  

Stellvertreterinnen und Stellvertreter können gemäß Absatz 1, wie nach der bisherigen 

Regelung des § 5 Abs. 3 Satz 2 auch, entweder hauptamtlich bestellt oder 

ehrenamtlich besetzt werden. Auch ehrenamtliche Stellvertretungen werden künftig 

nicht mehr gewählt, um bei steigenden Anforderungen an das Amt dem 

Aufgabenträger die Möglichkeit zur Bestenauslese zu geben. Zu beachten ist, dass 

gemäß § 19 Abs. 1 Satz 4 (§ 14 Abs. 4 Satz 2 des bisher geltenden Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes) in kreisfreien Städten die Wehrleiterin beziehungsweise 

der Wehrleiter die Bezeichnung Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteur führt. In Absatz 1 wird klargestellt, dass für 

die Wehrleiterinnen und Wehrleiter der kreisfreien Städte der § 26 gilt. Damit sollen 

kollidierende Regelungen zur Bestellung und Entpflichtung ausgeschlossen werden. 

Die Anhörung der im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen bei 

Bestellung der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutz-

inspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure und deren 

Stellvertretungen wird nunmehr neu im Absatz 1 eingeführt. Hintergrund ist die 

Berücksichtigung der Hilfsorganisationen als bedeutsame Akteurinnen im Brand- und 

Katastrophenschutz. Angehört werden soll jeweils eine Vertreterin beziehungsweise 

ein Vertreter des jeweiligen Vertragspartners des kommunalen Aufgabenträgers. Eine 

Anhörungspflicht bis auf die Ebene der Ortsverbände ist damit ausgeschlossen. Dieser 

Grundsatz gilt bei jeder Anhörung oder In-Benehmens-Setzung von mitwirkenden 

Hilfsorganisationen nach diesem Gesetz.  

Absatz 2 enthält nahezu unverändert den Regelungsgehalt des bisher geltenden 

§ 5 Abs. 3 Satz 3 bis 5. Die Regelung enthält lediglich Folgeänderungen aufgrund der 

Änderungen in der Gesetzessystematik und dem Wegfall der Wahl der ehrenamtlichen 
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Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteure.  

In Absatz 3 werden für die in den Absätzen 1 und 2 genannten Funktionstragenden 

bestimmte Vorschriften des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes für anwendbar 

erklärt mit der Maßgabe, dass für die Landkreise stattdessen die in Absatz 3 

genannten Verweise auf die Landkreisordnung gelten; statt der Bürgermeisterin oder 

des Bürgermeisters entscheidet die Landrätin oder der Landrat oder die 

Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister. Die Regelung entspricht inhaltlich 

den bisher geltenden Vorschriften in § 5 Abs. 3 Satz 6 und 7. 

Absatz 4 regelt die Bestellung der Leitenden Notärztinnen und Leitenden Notärzte 

sowie der Organisatorischen Leiterinnen und Organisatorischen Leiter und enthält 

nahezu unverändert die Regelung des bisher geltenden § 5 Abs. 4. Die Zustimmung 

des Stadtrates im Falle einer dienst- oder arbeitsvertraglichen Verpflichtung wurde 

ergänzend hinzugefügt, da andernfalls eine unterschiedliche Regelung zu den 

Landkreisen als Aufgabenträger vorläge.  

Absatz 5 regelt ebenfalls nahezu inhaltsgleich die Entpflichtung der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

gemäß des bisher geltenden § 5 Abs. 5. Die Entpflichtung wegen fehlender 

charakterlicher Eignung wurde jedoch nunmehr klarstellend in Absatz 5 Nr. 1 Buchst. 

b der bisherigen Praxis folgend ergänzt um die Entpflichtung wegen fehlender 

fachlicher Eignung. Die Entpflichtungsregelung sollte im Rahmen der Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz-Novelle 2020 sowohl für Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

als auch für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte auf der kommunalen Ebene 

gleichlautend eingeführt werden. In § 12 Abs. 5 LBKG der bisherigen Fassung ist die 

Entpflichtung wegen fehlender fachlicher Eignung etabliert. Im Rahmen der 

Novellierung wurde die fehlende fachliche Eignung auf Ebene der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

versehentlich nicht berücksichtigt.  

Die Absätze 6 bis 8 entsprechen den bisher geltenden Regelungen des 

§ 5 Abs. 6 bis 8 und enthalten Regelungen zu milderen Maßnahmen, die im Rahmen 

der Verhältnismäßigkeitserwägungen im Vorfeld einer Entpflichtung zu prüfen sind 
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(Absatz 6), Regelungen zur Anhörung und Beendigung des Dienstverhältnisses 

(Absatz 7) sowie zur Verweis- und Entpflichtungsverfügung (Absatz 8). 

Bei Fehlen der erforderlichen fachlichen Ausbildung zur stellvertretenden 

ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder zum 

stellvertretenden ehrenamtlichen Brand- und Katastrophenschutzinspekteur kann 

nach Absatz 9 die Bestellung unter der Bedingung erfolgen, dass die Nachholung der 

fachlichen Ausbildung innerhalb von zwei Jahren, beziehungsweise in besonderen 

Fällen innerhalb von drei Jahren, erfolgt. Eine Führungsfunktion ist nur möglich, wenn 

die hierfür vorgesehene Person fachlich geeignet ist. Die Vorschrift ist dem § 14 Abs. 3 

in der bisher geltenden Fassung nachgebildet und ermöglicht diese Vorgehensweise 

nunmehr auch auf Ebene der stellvertretenden ehrenamtlichen Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure. 

Zur Sicherstellung der Aufgabe des Brand- und Katastrophenschutzes mit Blick auf die 

kommenden Herausforderungen soll auf der Ebene oberhalb der Stellvertretungen 

keine solche Ausnahmeregelung geschaffen werden.  

In Absatz 10 ist die Bestellung der Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteurin 

beziehungsweise des Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteurs durch das 

zuständige Ministerium sowie die Zugangsvoraussetzung nunmehr auch gesetzlich 

geregelt. Die aktuellen Aufgaben der bereits seit Langem bestehenden Funktion 

wurden nunmehr in den Gesetzestext überführt. 

 

Zu § 27 

§ 27 entspricht dem bisher geltenden § 5 a und betrifft externe Notfallpläne für schwere 

Unfälle mit gefährlichen Stoffen und enthält die unionsrechtlichen Vorgaben der 

Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 

zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 

Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. EU 

Nr. L 197 S. 1) (sog. Seveso-III-Richtlinie) zur externen Notfallplanung. 

Absatz 1 enthält die Regelungen des bisher geltenden § 5 a Abs. 1 Satz 1 bis 4. 

Hiernach müssen die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1 bis 3 innerhalb von zwei Jahren 

externe Notfallpläne für alle Betriebsbereiche der oberen Klasse im Sinne von § 10 

Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Nr. 2 der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) in der 
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(Absatz 6), Regelungen zur Anhörung und Beendigung des Dienstverhältnisses 
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nach Absatz 9 die Bestellung unter der Bedingung erfolgen, dass die Nachholung der 

fachlichen Ausbildung innerhalb von zwei Jahren, beziehungsweise in besonderen 

Fällen innerhalb von drei Jahren, erfolgt. Eine Führungsfunktion ist nur möglich, wenn 

die hierfür vorgesehene Person fachlich geeignet ist. Die Vorschrift ist dem § 14 Abs. 3 

in der bisher geltenden Fassung nachgebildet und ermöglicht diese Vorgehensweise 

nunmehr auch auf Ebene der stellvertretenden ehrenamtlichen Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure. 

Zur Sicherstellung der Aufgabe des Brand- und Katastrophenschutzes mit Blick auf die 

kommenden Herausforderungen soll auf der Ebene oberhalb der Stellvertretungen 

keine solche Ausnahmeregelung geschaffen werden.  

In Absatz 10 ist die Bestellung der Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteurin 

beziehungsweise des Landesbrand- und Katastrophenschutzinspekteurs durch das 

zuständige Ministerium sowie die Zugangsvoraussetzung nunmehr auch gesetzlich 

geregelt. Die aktuellen Aufgaben der bereits seit Langem bestehenden Funktion 

wurden nunmehr in den Gesetzestext überführt. 

 

Zu § 27 

§ 27 entspricht dem bisher geltenden § 5 a und betrifft externe Notfallpläne für schwere 

Unfälle mit gefährlichen Stoffen und enthält die unionsrechtlichen Vorgaben der 

Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 

zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 

Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. EU 

Nr. L 197 S. 1) (sog. Seveso-III-Richtlinie) zur externen Notfallplanung. 

Absatz 1 enthält die Regelungen des bisher geltenden § 5 a Abs. 1 Satz 1 bis 4. 

Hiernach müssen die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1 bis 3 innerhalb von zwei Jahren 

externe Notfallpläne für alle Betriebsbereiche der oberen Klasse im Sinne von § 10 

Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Nr. 2 der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) in der 
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Fassung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483) erstellen, sobald sie die erforderlichen 

Informationen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 12. BImSchV durch den Betrieb erhalten 

haben. Der Betrieb hat die in der Störfall-Verordnung geregelten Fristen zu beachten. 

Externe Notfallpläne sind Spezialfälle der in § 32 geregelten Alarm- und Einsatzpläne, 

denn sie unterliegen speziellen Voraussetzungen und Anforderungen, die in § 27 und 

den in Bezug genommenen Normen beschrieben werden. Die externen Notfallpläne 

sind mit den internen Alarm- und Gefahrenabwehrplänen der Betreiberin oder des 

Betreibers abzustimmen. Diese unterliegen einer umfassenden Mitwirkungspflicht 

gemäß § 27 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2. Die Aufgabenträger haben ihre externen 

Notfallpläne darüber hinaus wie in § 32 Abs. 1 und 2 beschrieben abzustimmen. Die 

Federführung obliegt den Landkreisen. 

Absatz 2 enthält die bisher geltenden Regelungen des § 5 a Abs. 1 Satz 5 und 6. Aus 

Gründen der besseren Lesbarkeit wurden diese Sätze in einen eigenen Absatz 

überführt. Der Absatz regelt die Voraussetzungen, unter denen ausnahmsweise auf 

die Erstellung eines externen Notfallplans verzichtet werden kann. Der Zusatz „im 

Benehmen“ in Absatz 2 Satz 1 vor den Worten „mit dem Landesamt für Geologie und 

Bergbau Rheinland-Pfalz“ wurde lediglich aus redaktionellen Gründen eingefügt und 

regelt die Beteiligungsform des Landesamtes bei Anlagen und Betrieben, die der 

Bergaufsicht unterliegen klarer als im bisher geltenden Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz, der bereits eine Beteiligung des Landesamtes für 

Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz vorsah. 

Die Absätze 3 bis 5 sind nahezu wortgleich mit dem bisher geltenden § 5 a Abs. 2 bis 

4 und regeln den Zweck der externen Notfallplanung (Absatz 3), inhaltliche Vorgaben 

für die externe Notfallplanung (Absatz 4) sowie die Öffentlichkeitsbeteiligung (Absatz 

5). Aus Gründen der Rechtsklarheit wird in Absatz 5 Satz 6 explizit geregelt, wem das 

Ergebnis der Prüfung der fristgerechten Einwände, bekanntzugeben ist. Nach der 

Regelung sind den Personen, die Bedenken und Anregungen fristgemäß vorgebracht 

haben, das Ergebnis der Prüfung ihrer Einwände mitzuteilen.  

Absatz 6 entspricht dem bisher geltenden § 5 a Abs. 5 und regelt die 

Fortschreibungspflicht der externen Notfallpläne. Hier wurde ebenfalls lediglich 

klarstellend die in Absatz 1 genannten zuständigen Aufgabenträger gleichlautend 

präzisiert.  
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Absatz 7 enthält den Regelungsgehalt des bisher geltenden § 5 a Abs. 6, wonach bei 

möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen eines Störfalls Informations- und 

Unterrichtungspflichten gegenüber den möglich betroffenen Ländern oder 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union bestehen. 

 

Zu § 28  

§ 28 dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/21/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 15. März 2006 über die Bewirtschaftung von Abfällen aus der 

mineralgewinnenden Industrie und zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG (ABl. EU 

Nr. L 102 S. 15). Für die Erstellung externer Notfallpläne bei 

Abfallentsorgungseinrichtungen der Kategorie A im Sinne des § 22 a der Allgemeinen 

Bundesbergverordnung vom 23. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1466) und § 6 der 

Gewinnungsabfallverordnung vom 27. April 2009 (BGBl. I S. 900, 947) wird auf § 28 

verwiesen, wobei die in § 28 beschriebenen Änderungen zu berücksichtigen sind. 

 

Zu § 29 

Die explizite Formulierung der Pflicht der Aufgabenträger zur Ergreifung von 

Gefahrenabwehrmaßnahmen im Katastrophenschutz stellt als Generalklausel sicher, 

dass die Aufgabenträger Maßnahmen vornehmen und Verantwortungen nicht von 

einem Aufgabenträger auf den anderen verschoben werden können. Es handelt sich 

hierbei nicht um eine Änderung der Rechtslage. Die Änderung ist vielmehr bedingt 

durch die Umstellung der Gesetzesstruktur und dient überdies der Rechtsklarheit. 

 

Zu § 30 

Schon auf der Stufe vor Eintritt eines Katastrophenfalls wird durch die Einführung 

dieser Regelung vorgeschrieben, geeignete Maßnahmen zur Abwendung des 

Katastrophenfalls oder zur Vorbereitung auf dessen Eintritt zu treffen. Der 

Katastrophenvoralarm dient der Herstellung der Einsatzbereitschaft für einen aufgrund 

tatsächlicher Anhaltspunkte prognostizierten Katastrophenfall. 
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Absatz 7 enthält den Regelungsgehalt des bisher geltenden § 5 a Abs. 6, wonach bei 
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Nr. L 102 S. 15). Für die Erstellung externer Notfallpläne bei 
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verwiesen, wobei die in § 28 beschriebenen Änderungen zu berücksichtigen sind. 

 

Zu § 29 

Die explizite Formulierung der Pflicht der Aufgabenträger zur Ergreifung von 

Gefahrenabwehrmaßnahmen im Katastrophenschutz stellt als Generalklausel sicher, 

dass die Aufgabenträger Maßnahmen vornehmen und Verantwortungen nicht von 

einem Aufgabenträger auf den anderen verschoben werden können. Es handelt sich 

hierbei nicht um eine Änderung der Rechtslage. Die Änderung ist vielmehr bedingt 

durch die Umstellung der Gesetzesstruktur und dient überdies der Rechtsklarheit. 
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Schon auf der Stufe vor Eintritt eines Katastrophenfalls wird durch die Einführung 

dieser Regelung vorgeschrieben, geeignete Maßnahmen zur Abwendung des 
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Katastrophenvoralarm dient der Herstellung der Einsatzbereitschaft für einen aufgrund 

tatsächlicher Anhaltspunkte prognostizierten Katastrophenfall. 
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In Absatz 1 ist die Auslösung des Katastrophenvoralarms durch die Leitung der 

unteren Katastrophenschutzbehörde, namentlich durch die Landrätin oder den Landrat 

beziehungsweise durch die Oberbürgermeisterin oder den Oberbürgermeister der 

kreisfreien Stadt bei Bekanntwerden eines Ereignisses, bei dem tatsächliche 

Anhaltspunkte für die Annahme bestehen, dass ein Katastrophenfall eintreten wird, 

geregelt. Im Falle der Gesamtleitung durch das Land im Katastrophenfall bei 

radiologischen Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen, 

erfolgt dies durch die Präsidentin des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz beziehungsweise den Präsidenten des Landesamtes für Brand- 

und Katastrophenschutz. Es wird sichergestellt, dass schon bei Anhaltspunkten für die 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Katastrophenfalls nach pflichtgemäßem 

Ermessen geeignete Maßnahmen zu Abwehr der Gefahr rechtzeitig getroffen werden 

können. Die Orientierung an den Alarm- und Einsatzplänen ist dabei vorgeschrieben. 

Der Katastrophenvoralarm kann durch die oben genannten Personen auch wieder 

aufgehoben werden, wenn die oben beschriebenen Anhaltspunkte nicht mehr 

gegeben sind. Der Katastrophenvoralarm kann nach Absatz 2 auch in nicht direkt 

betroffenen Gebieten zur Sicherstellung der Unterstützung in Katastrophengebieten 

ausgelöst werden. Auch Ressourcen aus nicht betroffenen Gebieten müssen ggf. zur 

wirksamen Einsatzgestaltung und Abwehr der Gefahr herangezogen werden. Die 

Regelung in Absatz 2 stellt sicher, dass solche Gebiete im Rahmen des 

Katastrophenvoralarms rechtzeitig über die Lage informiert werden und 

erforderlichenfalls entsprechende Vorkehrungen für den Unterstützungsfall treffen 

können. Im Falle eines notwendigen Einsatzes spart dies Zeit. Die Auslösung kann nur 

im eigenen Zuständigkeitsbereich erfolgen. Es bleibt der auslösungsberechtigten 

Person eines benachbarten Aufgabenträgers unbenommen, den 

Katastrophenvoralarm auszulösen, um einen von einem Katastrophenfall bedrohten 

Aufgabenträger bei der Abwehr des Katastrophenfalles zu unterstützen und die 

Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes in Einsatzbereitschaft zu 

versetzen. Mithin kann eine auslösungsberechtigte Person den Katastrophenvoralarm 

nicht für Gebietskörperschaften auslösen, für die ihrerseits keine Zuständigkeit 

besteht.  

In Absatz 3 wird der unteren Katastrophenschutzbehörde die Aufgabe zugewiesen, 

das Gebiet, für das der Voralarm gilt, und den Zeitpunkt, ab dem er wirksam ist, 
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festzulegen. Dies schafft Klarheit für alle Beteiligten und zu beteiligenden Akteurinnen 

und Akteure. 

Absatz 4 weist der unteren Katastrophenschutzbehörde die Aufgabe zu, nach 

Auslösung des Katastrophenvoralarms die Anordnung der erforderlichen Maßnahmen 

zur Abwendung des Katastrophenfalles oder zur Vorbereitung auf dessen Eintritt zu 

treffen. Die Regelung schafft eine klare Verantwortlichkeit zum Tätigwerden. Eine rein 

abwartende Haltung ist hierdurch klar untersagt.  

In Absatz 5 wird eine Informationspflicht an die obere Katastrophenschutzbehörde 

normiert, um dem Informationsbedürfnis der Aufsichtsbehörde bei drohenden 

Katastrophenfällen gerecht zu werden.  

Absatz 6 weist die Befugnis zur Auslösung und Aufhebung des Katastrophenvoralarms 

auch der oberen Katastrophenschutzbehörde zu, wodurch eine redundante Ebene für 

den Fall der Untätigkeit der unteren Katastrophenschutzbehörde geschaffen wird. Die 

obere Katastrophenschutzbehörde kann den Voralarm für den Zuständigkeitsbereich 

einer unteren Katastrophenschutzbehörde oder mehrerer unterer 

Katastrophenschutzbehörden auslösen, mithin auch landesweit.   

Das Auslösen des Katastrophenvoralarms durch die obere Katastrophen-

schutzbehörde ist unabhängig von der Übernahme der Gesamtleitung durch die obere 

Katastrophenschutzbehörde. Diese kann nur nach den Vorgaben des § 34 erfolgen 

und ist von der Auslösung des Katastrophenvoralarms zu unterscheiden.  

 

Zu § 31 

Absatz 1 regelt die Bekanntgabe des Katastrophenfalls durch die Landrätin 

beziehungsweise den Landrat oder die Oberbürgermeisterin beziehungsweise den 

Oberbürgermeister und die unverzügliche Information der oberen 

Katastrophenschutzbehörde und der benachbarten Katastrophenschutzbehörden. Im 

Falle der Gesamtleitung durch das Land im Katastrophenfall bei radiologischen 

Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen, erfolgt dies 

durch die Präsidentin des Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz 

beziehungsweise den Präsidenten des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz. Die Unterrichtung über den Katastrophenfall erfolgt auch an die 
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festzulegen. Dies schafft Klarheit für alle Beteiligten und zu beteiligenden Akteurinnen 

und Akteure. 

Absatz 4 weist der unteren Katastrophenschutzbehörde die Aufgabe zu, nach 

Auslösung des Katastrophenvoralarms die Anordnung der erforderlichen Maßnahmen 

zur Abwendung des Katastrophenfalles oder zur Vorbereitung auf dessen Eintritt zu 

treffen. Die Regelung schafft eine klare Verantwortlichkeit zum Tätigwerden. Eine rein 

abwartende Haltung ist hierdurch klar untersagt.  

In Absatz 5 wird eine Informationspflicht an die obere Katastrophenschutzbehörde 

normiert, um dem Informationsbedürfnis der Aufsichtsbehörde bei drohenden 

Katastrophenfällen gerecht zu werden.  

Absatz 6 weist die Befugnis zur Auslösung und Aufhebung des Katastrophenvoralarms 

auch der oberen Katastrophenschutzbehörde zu, wodurch eine redundante Ebene für 

den Fall der Untätigkeit der unteren Katastrophenschutzbehörde geschaffen wird. Die 

obere Katastrophenschutzbehörde kann den Voralarm für den Zuständigkeitsbereich 

einer unteren Katastrophenschutzbehörde oder mehrerer unterer 

Katastrophenschutzbehörden auslösen, mithin auch landesweit.   

Das Auslösen des Katastrophenvoralarms durch die obere Katastrophen-

schutzbehörde ist unabhängig von der Übernahme der Gesamtleitung durch die obere 

Katastrophenschutzbehörde. Diese kann nur nach den Vorgaben des § 34 erfolgen 

und ist von der Auslösung des Katastrophenvoralarms zu unterscheiden.  

 

Zu § 31 

Absatz 1 regelt die Bekanntgabe des Katastrophenfalls durch die Landrätin 

beziehungsweise den Landrat oder die Oberbürgermeisterin beziehungsweise den 

Oberbürgermeister und die unverzügliche Information der oberen 

Katastrophenschutzbehörde und der benachbarten Katastrophenschutzbehörden. Im 

Falle der Gesamtleitung durch das Land im Katastrophenfall bei radiologischen 

Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen, erfolgt dies 

durch die Präsidentin des Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz 
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benachbarten unteren Katastrophenschutzbehörden zur Sicherstellung der 

Gefahrenabwehr in Katastrophenfällen und der rechtzeitigen Warnung und Information 

der Bevölkerung. Die Bekanntgabe des Katastrophenfalls ist an keine weiteren 
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geknüpft. Das Vorliegen des Katastrophenfalls ist in § 1 Abs. 5 gesetzlich normiert. Die 

Regelung einer Feststellung des Katastrophenfalles bedarf es nicht. Die 

Verständigung über das Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen des 

§ 1 Abs. 5 ist ein rein interner Vorgang innerhalb des Aufgabenträgers. Das Brand- 

und Katastrophenschutzgesetz kennt nicht den Begriff der „Feststellung oder 

Ausrufung des Katastrophenfalles“. Der Gesetzgeber hat sich mit dem Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz für ein Gesetz entschieden, das den Brandschutz und die 

allgemeine Hilfe ebenso wie den Katastrophenschutz umfasst. Dies ist vor allem 

deshalb sinnvoll, weil Übergänge von kleinen und größeren Gefahren oftmals fließend 

sind und die Gefahrenabwehr daher kontinuierlich geregelt sein muss. Das Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz bildet daher ein aufwachsendes System der 

Gefahrenabwehr ab. Sofern es erforderlich ist, kann auf Basis des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes die Gefahrenabwehr von der Abwehr von örtlichen oder 

überörtlichen Gefahren nahtlos, ohne dass erst der Katastrophenfall ausgerufen 

werden muss, in die Katastrophenbekämpfung übergehen. Dies soll nicht geändert 

werden. Die Definitionen „Großschadenereignisse“ und „Katastrophenfall“ wurden 

eingeführt, um dem vielfach geäußerten Verlangen nach Definitionen Rechnung zu 

tragen, aber auch, um den gravierenderen Teil des Katastrophenschutzes, nämlich 

den Katastrophenfall, angesichts der zu erwartenden Herausforderungen in die 

Auftragsangelegenheit überführen zu können. Flankierend hierzu ist in Absatz 2 auch 

die Bekanntgabe des Wegfalls der Voraussetzungen des Katastrophenfalls durch die 

untere Katastrophenschutzbehörde oder im Falle der Gesamtleitung durch das Land 

im Katastrophenfall bei radiologischen Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch 

kerntechnische Anlagen, durch die Präsidentin des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz beziehungsweise den Präsidenten des Landesamtes für Brand- 

und Katastrophenschutz geregelt. 

In Absatz 3 ist zudem klargestellt, dass die obere Katastrophenschutzbehörde 

ebenfalls Eintritt und Ende des Katastrophenfalls bekanntgeben kann. Diese Regelung 

wird vor dem Hintergrund des rund um die Uhr betriebenen Lagezentrums der oberen 

Katastrophenschutzbehörde getroffen. Damit wird sichergestellt, dass bei Vorliegen 
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oder Ende eines Katastrophenfalls jedenfalls die Öffentlichkeit, aber auch die 

Katastrophenschutzbehörden, sensibilisiert und informiert werden, auch wenn die 

zuständige untere Behördenebene untätig bleiben sollte. Die Bekanntgabe des 

Katastrophenfalls durch die obere Katastrophenschutzbehörde ist unabhängig von der 

Übernahme der Gesamtleitung durch die obere Katastrophenschutzbehörde. Diese 

kann nur nach den Vorgaben des § 34 erfolgen und ist von der Bekanntgabe des 

Katastrophenfalls zu unterscheiden.  

 

Zu § 32 

Wesentlicher Bestandteil und Eckpfeiler der Aufgabenzuweisungen an die 

Aufgabenträger ist die Pflicht zur Aufstellung und Fortschreibung von Alarm- und 

Einsatzplänen. Die Pflicht zur Erstellung von Alarm- und Einsatzplänen war bereits in 

dem bisher geltenden Brand- und Katastrophenschutzgesetz in § 3 Abs. 1 Nr. 3, § 4 

Abs. 1 Nr. 4 und § 5 Abs. 1 Nr. 4 normiert. Die nunmehr erfolgte Zusammenfassung 

der Regelungen in einer zentralen Vorschrift wurde eingeführt, um die Wichtigkeit der 

kommunalen Aufgabenerfüllung sowie das Erfordernis einer Abstimmung der Pläne 

zwischen den kommunalen Aufgabenträgern zu verdeutlichen und den verpflichtenden 

Inhalt zu konkretisieren.  

Die Regelung bildet im Wesentlichen die bestehende Rechtslage ab. Neu ist die 

explizite Normierung der Federführung der Landkreise im Rahmen der in den 

Absätzen 1 bis 3 geregelten Abstimmungserfordernisse. Dies bedeutet, dass der 

Landkreis an seine Kommunen initiativ herantreten muss, um die Erstellung 

abgestimmter Alarm- und Einsatzpläne und Warnkonzepte gemäß den gesetzlichen 

Erfordernissen sicherzustellen. Die Kommunen haben aufgrund der Anforderung des 

Landkreises die Alarm- und Einsatzpläne an den Landkreis fristgerecht zu 

übersenden. Die Regelung hindert die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien 

Gemeinden und die großen kreisangehörigen Städte allerdings auch nicht daran, 

initiativ auf die Landkreise zuzugehen. 

Absatz 1 enthält die Pflicht der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien Gemeinden, 

der großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte zur Erstellung von Alarm- und 

Einsatzplänen für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe. Bei Verbandsgemeinden, 

verbandsfreien Gemeinden und großen kreisangehörigen Städten besteht die 
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Abstimmungspflicht, insbesondere auch zum Warnkonzept, mit den Landkreisen. 

Federführend für die Abstimmung sind die Landkreise. 

Absatz 2 enthält die Pflicht der Landkreise zur Erstellung von Alarm- und 

Einsatzplänen für den überörtlichen Brandschutz und die überörtliche allgemeine Hilfe. 

Dieser Absatz 2 bildet die bereits bestehende Rechtslage nunmehr auch explizit im 

Brand- und Katastrophenschutzgesetz ab. Auch hier sind die Landkreise federführend. 

Absatz 3 enthält die Pflicht der kreisfreien Städte und Landkreise zur Erstellung von 

Alarm- und Einsatzplänen im Katastrophenschutz. Auch diese sind mit den 

kreisangehörigen Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden und den großen 

kreisangehörigen Städten abzustimmen. Federführend für die Abstimmung sind die 

Landkreise. 

Ergänzend zu der bereits nach der bisherigen Rechtslage verpflichtenden 

Fortschreibung in angemessenen Abständen von höchstens fünf Jahren ist in Absatz 4 

die festgelegte Vorlagepflicht der Alarm- und Einsatzpläne gegenüber der 

Aufsichtsbehörde neu eingefügt worden; diese sind der Aufsichtsbehörde im Sinne von 

§ 62 vorzulegen und werden von dieser im Rahmen ihrer aufsichtsbehördlichen 

Befugnisse entsprechend geprüft. Damit soll die Verpflichtung zur Aufstellung der 

Alarm- und Einsatzpläne gestärkt und eine Umsetzung durch die kommunalen 

Aufgabenträger gesichert werden. 

Die Aufstellung und Fortschreibung von Rahmenalarm- und Einsatzplänen sowie 

Alarm- und Einsatzplänen durch das Land zur Erfüllung seiner zentralen Aufgaben im 

Brandschutz, der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz ist hier nicht nochmals 

angeführt, folgt aber bereits ausdrücklich aus § 5 Abs. 1 Nr. 2 und bedarf hier 

insbesondere mangels Vorlagepflicht keiner Konkretisierung. 

 

Zu § 33 

Die Regelung in Absatz 1 bestimmt die Person, die die übergeordnete Einsatzleitung 

als solche im Sinne einer Gesamtleitung innehat. Dabei hat nach der neuen 

Terminologie konkretisierend für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe der 

Bürgermeister und für den Katastrophenschutz, mithin sowohl für 

Großschadenereignisse als auch für Katastrophenfälle, die Landrätin oder der Landrat 

beziehungsweise die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister der kreisfreien 
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Stadt die Gesamtleitung inne. Eine Ausnahme gilt im Katastrophenfall bei 

radiologischen Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen, 

hier hat die Gesamtleitung die Präsidentin des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz oder der Präsident des Landesamtes für Brand- und 

Katastrophenschutz inne. Hintergrund ist, dass die Bewältigung eines derartigen 

Katastrophenfalles erhebliches Spezialwissen erfordert, das durch das für 

Strahlenschutz zuständige Ressort gebündelt über das Landesamt für Brand- und 

Katastrophenschutz eingebracht wird. Das Land hat bereits im bislang geltenden 

Brand- und Katastrophenschutzgesetz die Einsatzleitung bei Gefahren inne, die durch 

kerntechnische Anlagen hervorgerufen werden oder in der Umgebung auftreten 

können. Durch die neue präzisierte Bestimmung ist die politische Verantwortlichkeit 

klar geregelt. Die Gesamtleitung steht der operativ-taktischen Komponente sowie der 

administrativ-organisatorischen Komponente vor. Sie stellt deren Funktionsfähigkeit 

und Aufgabenwahrnehmung durch eine ausreichende Vorbereitung, Organisation und 

Leitung als politisch Gesamtverantwortliche sicher. Insbesondere soll die 

Handlungsfähigkeit der Einsatzkräfte durch die Aufstellung und eine ausreichende 

organisatorische Vorplanung der beiden Komponenten im Brand- und 

Katastrophenschutz sichergestellt werden. Im Einsatzfall werden die strategischen, 

technischen, einsatztaktischen und organisatorischen Maßnahmen zur 

Gefahrenabwehr durch diese Komponenten im konkreten Handeln veranlasst. In den 

§§ 36 ff. sind die Aufgaben der Komponenten weiter ausgeführt. 

Flankierend hierzu regelt Absatz 2, dass bis zur Übernahme der Gesamtleitung durch 

den zuständigen Aufgabenträger im Katastrophenschutz die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister die Gesamtleitung für ihre oder seine Verbandsgemeinde, 

verbandsfreie Gemeinde oder große kreisangehörige Stadt bei 

Großschadensereignissen und Katastrophenfällen wahrnimmt. Auf diese Weise ist 

sichergestellt, dass eine Verantwortlichkeit gegeben ist und fortbesteht, bis die 

Gesamtleitung von anderer Seite übernommen worden ist. Ein Zuwarten bis die 

Landrätin oder der Landrat tätig wird, ist demgemäß ausgeschlossen. Damit trägt die 

Bestimmung zur effektiven Gefahrenabwehr und zum Schutz von Leben und zur 

Minimierung von Schadenseintritten bei. 

Weiterhin ist durch Absatz 3 der Ausschluss der Übertragung der Gesamtleitung neu 

eingeführt worden. Anders als die operativ-taktische und die administrativ-
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organisatorische Einsatzleitung kann die Gesamtleitung als solche von den in Absatz 

1 genannten Amtsträgerinnen und Amtsträgern nicht übertragen werden. Auch eine 

Delegationsmöglichkeit der Gesamtleitung auf die Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurin oder den Brand- und Katastrophenschutzinspekteur 

ist nicht möglich. Es kann weder generell, noch im Einzelfall im Voraus oder erst im 

Einsatzfall ein Dritter mit der Gesamtleitung beauftragt werden. Dieser Ausschluss der 

Übertragbarkeit folgt aus dem Sinn und Zweck der Aufrechterhaltung der Funktionen 

öffentlicher Einrichtungen und insbesondere der grundgesetzlich gesicherten 

Schutzpflicht des Staates im Hinblick auf die körperliche Unversehrtheit der 

Bevölkerung nach Artikel 2 Abs. 2 Grundgesetz. Die politische Verantwortlichkeit 

verbleibt bei der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, der Oberbürgermeisterin 

oder dem Oberbürgermeister, der Landrätin oder dem Landrat. Selbstverständlich wird 

mit der Regelung in Absatz 3 nicht ausgeschlossen, dass die allgemeine 

Stellvertreterin oder der allgemeine Stellvertreter im Rahmen der 

Stellvertretungsregelungen tätig werden kann. 

 

Zu § 34  

Die neu eingeführte Regelung bestimmt abschließend die Voraussetzungen zur 

Übernahme und Zuweisung der Gesamtleitung durch die Landkreise sowie durch das 

Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz und differenziert zwischen der 

Übernahme der Gesamtleitung in Fällen der Selbstverwaltung in Absatz 1 und in Fällen 

der Auftragsangelegenheit in Absatz 2. In beiden Fällen haben die jeweiligen 

Behörden ihre Entscheidung zur Übernahme der Gesamtleitung nach pflichtgemäßen 

Ermessen vorzunehmen. 

Die Regelung in Absatz 1 eröffnet den Landkreisen und dem Landesamt für Brand- 

und Katastrophenschutz, außer bei Vorliegen eines Katastrophenfalls, die Möglichkeit, 

die Gesamtleitung zu übernehmen oder einem anderen seiner Aufsicht 

unterstehenden kommunalen Aufgabenträger die Gesamtleitung zuzuweisen, sofern 

einer der genannten Fälle vorliegt. Die Übernahme der Gesamtleitung nach diesem 

Absatz kommt im Falle der Landkreise im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe 

und im Falle des Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz bei 

Großschadensereignissen in Betracht. Der unbestimmte Rechtsbegriff des dringenden 
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öffentlichen Interesses wurde abgelöst. Die Fälle, in denen die Gesamtleitung im 

Bereich der Selbstverwaltung übernommen werden kann, liegen nach Absatz 1 Nr. 1 

vor, wenn zentrale Abwehrmaßnahmen notwendig sind. Diese sind immer dann 

notwendig, wenn eine wirksame Gefahrenabwehr durch ein – gegenseitig 

abgestimmtes – Nebeneinanderarbeiten mehrerer selbstständiger kommunaler 

Einsatzleitungen nicht (mehr) gewährleistet werden kann. Nach Absatz 1 Nr. 2 liegt ein 

weiterer Fall der Übernahme vor, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

eine effektive Gefahrenabwehr durch den zuständigen Aufgabenträger nicht möglich 

ist. Dies ist dann der Fall, wenn Tatsachen bekannt sind, die eine Bewertung durch die 

Aufsichtsbehörde begründen können, dass eine wirksame Gefahrenabwehr durch die 

Gesamtleitung der Verbandsgemeinde, der verbandsfreien Gemeinde, der großen 

kreisangehörigen oder kreisfreien Stadt beziehungsweise im Falle eines 

Großschadensereignisses durch die Gesamtleitung des Landkreises oder der 

kreisfreien Stadt nicht mehr wirksam gewährleistet werden kann. 

Nach der neuen Regelung im Absatz 1 Satz 2 haben Rechtsbehelfe, die gegen die 

Entscheidung der Übernahme oder Zuweisung der Gesamtleitung nach Absatz 1 

Satz 1 eingelegt werden, keine aufschiebende Wirkung im Sinne des § 80 Abs. 2 Nr. 3 

der Verwaltungsgerichtsordnung. Mit der Übernahme oder Zuweisung der 

Gesamtleitung wird in das kommunale Selbstverwaltungsrecht eingegriffen, sodass 

die Maßnahme einen Verwaltungsakt darstellt. Hintergrund der Regelung, die den 

Suspensiveffekt aussetzt, ist die Gewährleistung einer effektiven Gefahrenabwehr. In 

keinem Fall darf in Einsatzlagen die Frage, welche Stelle die Gesamtleitung innehat, 

zweifelhaft sein. Demgegenüber steht das Interesse des kommunalen 

Aufgabenträgers, im Rahmen des einstweiligen Rechtschutzes vorzugehen, zurück.  

Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen gemäß Absatz 2, bei deren Vorliegen das 

Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz im Bereich der Auftragsangelegenheit 

als obere Katastrophenschutzbehörde im Katastrophenfall nach § 1 Abs. 5 die 

Gesamtleitung übernehmen oder eine andere Zuweisung an eine nachgeordnete 

Katastrophenschutzbehörde vornehmen kann, sind in den drei bestimmten Fällen 

geregelt. Die Übernahme der Gesamtleitung bei einem Katastrophenfall ist möglich in 

Situationen, in denen zentrale Abwehrmaßnahmen auf Landesebene erforderlich sind 

(siehe hierzu die Begründung zu Absatz 1 Nr. 1), konkrete Anhaltspunkte für eine nicht-

effektive Gefahrenabwehr durch die zuständige Behörde gegeben sind (siehe hierzu 
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die Begründung zu Absatz 1 Nr. 2) oder durch die untere Katastrophenschutzbehörde 

eine Unvermögenserklärung in Textform abgegeben worden ist. Die Unvermögens-

erklärung kann bei Eilbedürftigkeit zunächst mündlich gegenüber der oberen 

Katastrophenschutzbehörde erklärt werden und muss in Textform unverzüglich 

nachgereicht werden. Eine Regelung zur Aussetzung der aufschiebenden Wirkung 

erübrigt sich im Absatz 2, da hier der Bereich der Auftragsverwaltung betroffen ist und 

die obere Katastrophenschutzbehörde die Übernahme durch Weisung durchsetzen 

kann. 

In jedem Fall ist die ausdrückliche Übernahme der Gesamtleitung im Rahmen der 

Selbstverwaltung oder durch Weisung im Rahmen der Auftragsangelegenheit zur 

Sicherung der effektiven Gefahrenabwehr notwendig. Der Wechsel der Einsatzleitung 

ist im Sinne der Dienstvorschrift 100 - Führung und Leitung im 

Einsatz/Führungssystem klar und deutlich zu kommunizieren und den betroffenen 

Einsatzkräften bekannt zu geben. Zweifel darüber, wer die Gesamtleitung innehat, sind 

auszuschließen. Ohne diese ausdrückliche Erklärung der übernehmenden Stelle ist 

ein Wechsel der Gesamtleitung ausgeschlossen. Daher verbleibt selbst im 

Katastrophenfall die Gesamtleitung bei der unteren Katastrophenschutzbehörde, 

wenn die obere Katastrophenschutzbehörde die Einsatzleitung nicht ausdrücklich 

übernommen hat.  

 

Zu § 35 

Satz 1 normiert die Pflicht der Gesamtleitung, die zur Gefahrenabwehr notwendigen 

Einsatz- und Verwaltungsmaßnahmen zu entscheiden, zu veranlassen, zu 

koordinieren und zu verantworten. Zur Erfüllung dieser Aufgabe bedient sich die 

Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter gemäß Satz 2 einer operativ-taktischen 

Komponente und einer administrativ-organisatorischen Komponente. Beide 

Komponenten unterstehen der Gesamtleiterin oder dem Gesamtleiter und erfüllen die 

ihnen zugewiesenen Aufgaben. Die Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter hat als den 

Komponenten übergeordnete und politisch gesamtverantwortliche Person sämtliche 

Befugnisse der Leiterin oder des Leiters der operativ-taktischen Komponente und der 

Leiterin der des Leiters des administrativ-organisatorischen Komponente. In den §§ 36 

und 38 ist geregelt, dass die Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter andere Personen 
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als Leiterin oder Leiter der jeweiligen Komponenten bestellt. Hintergrund ist ihre oder 

seine Entlastung von anderen Aufgaben als die der Gesamtleitung, auf die es sich zu 

konzentrieren gilt. Satz 3 stellt klar, dass alle eingesetzten Einsatzkräfte der 

Aufgabenträger und der mitwirkenden Hilfsorganisationen sowie deren Einsatzkräfte 

den Weisungen der Gesamtleitung unterliegen. Der Weisungsbefugnis der 

Gesamtleitung unterfallen dabei nicht die Einsatzkräfte der Polizei sowie anderer 

zuständiger Stellen außerhalb des Aufgabenträgers, es sei denn, sie handeln im 

Rahmen der Amtshilfe. Die Begriffe „operativ-taktischen Komponente“ und 

„administrativ-organisatorischen Komponente“ sind Fachbegriffe, die in der 

Dienstvorschrift 100 sowie in den Hinweisen zur Bildung von Stäben der administrativ-

organisatorischen Komponente der 174. Sitzung der Ständigen Konferenz der 

Innenminister und -senatoren der Länder gemäß Beschluss zu TOP 26  

näher beschrieben sind.  

 

Zu § 36 

Nach Absatz 1 beauftragt die Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter die Wehrleiterin 

oder den Wehrleiter für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe beziehungsweise 

die Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin oder den Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteur für den Katastrophenschutz mit der Sicherstellung der 

operativ-taktischen Einsatzleitung. Die Tätigkeit der jeweils stellvertretenden 

Funktionen wird hierdurch nicht ausgeschlossen. Die Beauftragung soll im Voraus 

erfolgen, denn die Gesamtleiterin oder der Gesamtleiter kann im Zeitpunkt des Eintritts 

einer Gefahr nicht gleichzeitig auch die operativ-taktische Einsatzleitung übernehmen. 

Eine Subdelegation für den Einsatzfall im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe ist 

weiterhin nach dieser Vorschrift möglich. Die geregelte Subdelegationsmöglichkeit gilt 

nur für eine solche Einsatzleitung geeignete Personen, die zudem die Qualifikation als 

Gruppen-, Zug- oder Verbandsführerin oder -führer innehaben müssen. Es muss 

sichergestellt werden, dass diese Person insbesondere angesichts der vorliegenden 

Gefahrensituation in der Lage ist, eine effektive Gefahrenabwehr zu leisten. Die 

Subdelegationsmöglichkeit gilt ausdrücklich nicht im Katastrophenschutz. Hier 

verbleibt die operativ-taktische Einsatzleitung bei der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurin oder beim Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteur, mit Ausnahme im Katastrophenfall bei radiologischen 

Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen, da hier das 
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Land die Gesamtleitung hat und entsprechend eine operativ-technische Einsatzleiterin 

oder einen operativ-technischen Einsatzleiter stellt.  

Die Gliederung und die Aufgaben der Führung der operativ-taktischen Komponente 

sind näher in der Dienstvorschrift 100 beschrieben. Sie beschreibt für den Einsatz das 

Führungssystem und regelt die Führungsorganisation, den Führungsvorgang und die 

Verwendung der Führungsmittel. Durch sie ist sichergestellt, dass – insbesondere bei 

der Ausbildung und bei länderübergreifenden Großeinsätzen – ein hinreichend 

einheitliches Führungssystem für den Brand- und Katastrophenschutz gewährleistet 

wird, das neben den Feuerwehren auch die anderen Hilfsorganisationen erfasst. 

Weitere landesspezifische Regelungen werden in der Führungsdienst-Richtlinie 

getroffen und ergänzen die Dienstvorschrift 100. 

Absatz 2 bildet die bisher geltende Regelung in § 24 Abs. 3 ab. Auch wenn 

unterschiedliche, unklare oder umstrittene Zuständigkeiten bestehen (zum Beispiel bei 

gleichzeitiger Zuständigkeit von Fachbehörden sowie dem Aufgabenträger im Brand- 

und Katastrophenschutz und Unsicherheiten in der jeweiligen Zuständigkeit für die 

jeweiligen Maßnahmen), muss eine einheitliche Leitung der Gefahrenabwehr 

sichergestellt werden. Die gemeinsame Aufsichtsbehörde, im Falle des Fehlens einer 

solchen das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz, bestimmt sodann die 

operativ-taktische Einsatzleiterin beziehungsweise den operativ-taktischen 

Einsatzleiter. 

Auch Absatz 3 ist eine Regelung, die bereits in dem bisher geltenden § 20 Abs. 4 

LBKG geregelt war und im Wesentlichen die Einsatzleitung in Betrieben mit einer 

Werkfeuerwehr betrifft. In solchen Betrieben hat die Leiterin oder der Leiter der 

Werkfeuerwehr die operativ-taktische Einsatzleitung. In Fällen, in denen neben einer 

Werkfeuerwehr eine Berufsfeuerwehr oder eine freiwillige Feuerwehr mit 

hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen, welche über eine ständig mit mindestens 

sechs hauptamtlichen Funktionen besetzte Feuerwache verfügt, eingesetzt wird, ist 

eine gemeinsame operativ-taktische Einsatzleitung zu bilden. Die Führung innerhalb 

der gemeinsamen Einsatzleitung wird sodann im Gesetzestext näher bestimmt. Wenn 

Gefahren für die Allgemeinheit drohen, kann die Bürgermeisterin beziehungsweise der 

Bürgermeister bestimmen, dass die Wehrleiterin oder der Wehrleiter die Einsatzleitung 

wahrnimmt. Dies schließt die in Absatz 1 geregelte Subdelegationsmöglichkeit nicht 

aus. In der bisher geltenden Fassung konnte sich die Bürgermeisterin 
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beziehungsweise der Bürgermeister vorbehalten, selbst die Einsatzleitung zu 

übernehmen. Nach der neuen Regelungsstruktur ist dies nicht mehr möglich (siehe 

hierzu die Begründung zu Absatz 1). 

 

Zu § 37 

Der § 37 enthält nahezu unverändert die bisher geltenden Regelungen des § 25. Der 

bisherige Absatz 1 wird zur besseren Lesbarkeit auf vier Absätze aufgeteilt.  

Absatz 1 (bisher § 25 Abs. 1 Satz 1 und 2) beschreibt zunächst die Befugnisse im 

Grundsatz und das Verhältnis zu den Fachbehörden. Neu hinzugekommen ist eine 

Regelung zu gemeinsamen Einsätzen mehrerer Akteurinnen und Akteure im Brand- 

und Katastrophenschutz, deren Inhalt in der Praxis schon immer unabdingbar für eine 

effektive Gefahrenabwehr war: Akteurinnen und Akteure im Brand- und 

Katastrophenschutz, die in keinem Unterstellungsverhältnis zueinanderstehen, 

müssen zum Gelingen eines gemeinsamen Einsatzes auf besondere Weise 

zusammenarbeiten. Solche Einsätze müssen daher unter einheitlicher operativ-

taktischer Einsatzleitung abgestimmt sein.  

Absatz 2 enthält die bisher geltende Regelung in § 25 Abs. 1 Satz 3. Ist eine größere 

Anzahl Verletzter, Erkrankter sowie anderer Betroffener zu versorgen, hat die operativ-

taktische Einsatzleiterin beziehungsweise der operativ-taktische Einsatzleiter die in 

Absatz 2 genannten Funktionen zu beauftragen, die medizinische Versorgung zu 

veranlassen.  

Absatz 3 enthält die bisherigen Regelung des 25 Abs. 1 Satz 4 und betrifft die 

Anordnung von vorläufigen Sicherheitsmaßnahmen, von Betretungsverboten sowie 

Platzverweisen und von Evakuierungen sowie Evakuierungsempfehlungen. 

Der bisher geltende § 25 Abs. 1 Satz 5 wird nunmehr in Absatz 4 abgebildet und 

verdeutlicht, dass die operativ-taktische Einsatzleiterin oder der operativ-taktische 

Einsatzleiter die Befugnisse einer Vollstreckungsbeamtin oder eines 

Vollstreckungsbeamten nach dem III. Abschnitt des Ersten Teils des 

Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 8. Juli 1957 (GVBl. S. 101, BS 2010-

2) in der jeweils geltenden Fassung innehat. 



161 
193 

beziehungsweise der Bürgermeister vorbehalten, selbst die Einsatzleitung zu 

übernehmen. Nach der neuen Regelungsstruktur ist dies nicht mehr möglich (siehe 

hierzu die Begründung zu Absatz 1). 

 

Zu § 37 

Der § 37 enthält nahezu unverändert die bisher geltenden Regelungen des § 25. Der 

bisherige Absatz 1 wird zur besseren Lesbarkeit auf vier Absätze aufgeteilt.  

Absatz 1 (bisher § 25 Abs. 1 Satz 1 und 2) beschreibt zunächst die Befugnisse im 

Grundsatz und das Verhältnis zu den Fachbehörden. Neu hinzugekommen ist eine 

Regelung zu gemeinsamen Einsätzen mehrerer Akteurinnen und Akteure im Brand- 

und Katastrophenschutz, deren Inhalt in der Praxis schon immer unabdingbar für eine 

effektive Gefahrenabwehr war: Akteurinnen und Akteure im Brand- und 

Katastrophenschutz, die in keinem Unterstellungsverhältnis zueinanderstehen, 

müssen zum Gelingen eines gemeinsamen Einsatzes auf besondere Weise 

zusammenarbeiten. Solche Einsätze müssen daher unter einheitlicher operativ-

taktischer Einsatzleitung abgestimmt sein.  

Absatz 2 enthält die bisher geltende Regelung in § 25 Abs. 1 Satz 3. Ist eine größere 

Anzahl Verletzter, Erkrankter sowie anderer Betroffener zu versorgen, hat die operativ-

taktische Einsatzleiterin beziehungsweise der operativ-taktische Einsatzleiter die in 

Absatz 2 genannten Funktionen zu beauftragen, die medizinische Versorgung zu 

veranlassen.  

Absatz 3 enthält die bisherigen Regelung des 25 Abs. 1 Satz 4 und betrifft die 

Anordnung von vorläufigen Sicherheitsmaßnahmen, von Betretungsverboten sowie 

Platzverweisen und von Evakuierungen sowie Evakuierungsempfehlungen. 

Der bisher geltende § 25 Abs. 1 Satz 5 wird nunmehr in Absatz 4 abgebildet und 

verdeutlicht, dass die operativ-taktische Einsatzleiterin oder der operativ-taktische 

Einsatzleiter die Befugnisse einer Vollstreckungsbeamtin oder eines 

Vollstreckungsbeamten nach dem III. Abschnitt des Ersten Teils des 

Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 8. Juli 1957 (GVBl. S. 101, BS 2010-

2) in der jeweils geltenden Fassung innehat. 

 
194 

In Absatz 5 sollen nicht nur die Anordnung von Sicherheitsmaßnahmen der Polizei 

oder anderer zuständigen Stellen, sondern auch deren Aufhebung im Einvernehmen 

mit der operativ-taktischen Einsatzleiterin oder dem operativ-taktischen Einsatzleiter 

geschehen. Auch die Aufhebung von Maßnahmen hat Auswirkungen auf die Tätigkeit 

der operativ-taktischen Einsatzleiterin oder des operativ-taktischen Einsatzleiters. 

Daher ist die Änderung der Regelung sachgerecht.  

Der Absatz 6 enthält die bisherige Regelung des § 25 Abs. 3. Hiernach haben die dort 

benannten Funktionen die Befugnisse der operativ-taktischen Einsatzleiterin 

beziehungsweise des operativ-taktischen Einsatzleiters mit Ausnahme der 

Evakuierungsanordnungen oder Evakuierungsempfehlungen, wenn diese 

beziehungsweise dieser die notwendigen Maßnahmen nicht selbst veranlassen kann.  

Der bisher geltende § 25 Abs. 4 zur Bekanntgabe von Allgemeinverfügungen und der 

bisher geltende § 25 Abs. 5 zur sofortigen Vollziehbarkeit von Anordnungen der 

operativ-taktischen Einsatzleiterin beziehungsweise des operativ-taktischen 

Einsatzleiters sind nunmehr wortgleich in den Absätzen 7 und 8 enthalten.  

Absatz 9 regelt die organisatorische Pflicht der Aufgabenträger, die operativ-taktische 

Komponente so aufzustellen, dass jede erforderliche Funktion schichtfähig besetzt ist. 

Hintergrund ist die oftmals vorliegende Mitgliedschaft der in der operativ-taktischen 

Komponente mitarbeitenden Personen zum Beispiel bei einer Feuerwehr, 

Hilfsorganisation oder im THW. Es ist demgemäß Sorge zu treffen, dass die 

Funktionsfähigkeit der operativ-taktischen Komponente gewährleistet ist.  

 

Zu § 38 

Die Regelung normiert die administrativ-organisatorische Komponente.  

In Absatz 1 wird beschrieben, welche Person als Leiterin oder Leiter der administrativ-

organisatorische Komponente beauftragt werden kann. Die betreffende Person muss 

aufgrund der hohen Verantwortung, die ihr zukommt, persönlich und fachlich geeignet 

sein. Die Besetzung der Leitung des administrativ-organisatorische Komponente 

obliegt der Gesamtleitung. Die kommunalen Aufgabenträger entscheiden hierüber 

eigenverantwortlich. Denkbar ist jede Führungskraft der Verwaltung, insbesondere die 

leitenden staatlichen Beamtinnen oder Beamten der Landkreise, aber auch 
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Abteilungsleitungen wie die der Abteilung Sicherheit und Ordnung aufgrund des 

Themenbezugs.  

Absatz 2 beschreibt, welche Personen in der administrativ-organisatorische 

Komponente vertreten sind. In der administrativ-organisatorische Komponente 

arbeiten alle zur Bewältigung der Schadenslage notwendigen beziehungsweise 

zuständigen Ämter der eigenen Verwaltung, anderer Behörden und Dritte mit 

besonderen Kenntnissen (zum Beispiel Vertreterinnen oder Vertreter von Feuerwehr, 

Hilfsorganisationen, THW, Bundeswehr, Mitarbeitende von Versorgungs- und 

Infrastrukturunternehmen) mit. Zudem wird deren Mitwirkungspflicht im Stab etabliert, 

da andernfalls eine effektive Gefahrenabwehr nicht zu gewährleisten ist. Die jeweilige 

Dienststellenleitung hat das Auswahlrecht bezüglich der zu entsendenden Personen. 

Allerdings ist eine zu große Fluktuation zu vermeiden, da dies die Arbeit der 

administrativ-organisatorische Komponente erschwert. Es müssen nicht zwingend 

Fachberaterinnen oder Fachberater in entsandt werden. Maßgeblich ist, dass die 

entsprechende Person fähig ist, die Absprachen in der administrativ-organisatorische 

Komponente so klar und präzise an die eigene Behörde zu übermitteln, dass dort die 

Umsetzung unverzüglich und ohne Probleme erfolgen kann. Die administrativ-

organisatorische Komponente tagt in der Regel nicht ganztätig, sondern punktuell, so 

dass die Mitarbeitenden in der Regel nicht ganztägig benötigt werden. Soweit die 

Verbindungsperson Fragen nicht ad hoc beantworten kann, wird sie diese in der 

Dienststelle unverzüglich klären und der Leiterin oder dem Leiter der administrativ-

organisatorische Komponente beziehungsweise seiner Geschäftsstelle unverzüglich 

mitteilen. 

 

Zu § 39  

Aufgabe der Leiterin oder des Leiters der administrativ-organisatorischen Komponente 

nach Absatz 1 ist es, unter den eventuell zeitkritischen Bedingungen eines 

Ereignisses, umfassende verwaltungstypische Entscheidungen schnell, ausgewogen 

und unter Beachtung aller notwendigen zu berücksichtigenden Gesichtspunkte zu 

koordinieren. Er oder sie stellt durch organisatorische Maßnahmen sicher, dass jede 

erforderliche Funktion nach § 38 Abs. 2 schichtfähig besetzt ist. Hintergrund ist die 

oftmals vorliegende Mitgliedschaft der in der administrativ-organisatorischen 
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Komponente mitarbeitenden Personen zum Beispiel bei einer Feuerwehr, 

Hilfsorganisation oder im THW. Es ist demgemäß Sorge zu treffen, dass die 

Funktionsfähigkeit der administrativ-organisatorischen Komponente gewährleistet ist. 

 

Zu § 40 

Die Durchführung der Warnung und Information der Bevölkerung wird in Absatz 1 in 

den Aufgabenbereich der Gesamtleiterin oder des Gesamtleiters gelegt, welche oder 

welcher auch andere Personen damit beauftragen kann. Die Delegation ist hier als 

Aufgabendelegation zu verstehen. Es verbleibt bei dem allgemeinen Grundsatz, dass 

die Gesamtleitung die Aufgabenerfüllung auch im konkreten Handeln zu verantworten 

hat. Das gemäß § 32 zu erstellende Konzept zur Warnung und Information der 

Bevölkerung ist als Grundlage zu nutzen. 

Absatz 2 stellt sicher, dass die Bevölkerung rechtzeitig vor Gefahren gewarnt wird. 

Aufgrund der erheblichen Bedeutung einer Warnung und Information bei Gefahren 

muss unabhängig von der Zuständigkeit gewährleistet sein, dass der die Gefahr 

erkennende Aufgabenträger eigenständig warnt, wenn eine (rechtzeitige) 

Veranlassung der Warnung und Information durch die warnverantwortliche Person 

nach Absatz 1 nicht erfolgt ist. Diese Bestimmung setzt den staatlichen Schutzauftrag 

für Leben und körperliche Unversehrtheit der Bevölkerung um.  

In Absatz 3 sind die Anforderungen an den Warninhalt bestimmt, der für alle in Betracht 

kommenden Adressaten verständlich sein und konkrete Inhalte und Hinweise zum 

Verhalten der Bevölkerung enthalten muss. 

 

Zu § 41 

Die Aufgabenträger haben zur Warnung und Information der Bevölkerung mindestens 

das vom Bund zur Verfügung gestellte Modulare Warnsystem (MoWaS) zu nutzen. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat bereits vor dem ersten bundesweiten Warntag alle 

Integrierten Leitstellen sowie die Berufsfeuerwehr Mainz auf Kosten des Landes mit 

einer MoWaS-Vollanlage ausgestattet. Damit hat jeder Aufgabenträger die Möglichkeit 

der kostenfreien Nutzung von MoWaS. Finanzierungsansprüche von MoWaS-

Zugängen ergeben sich aus der Norm nicht. Mit der Nutzung von MoWaS ist 
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gewährleistet, dass alle an das System angeschlossenen Warnmittel (zum Beispiel 

Warn-Apps, Cell Broadcast, Radio, Fernsehen, Webseiten, digitale 

Stadtinformationstafeln, Fahrgastinformationssysteme) im Warnmittel-Mix die 

Warnung und Information an die Bevölkerung in Sekundenschnelle übermitteln. 

Ergänzend können die Aufgabenträger weitere Warnmittel nutzen, zum Beispiel 

Sirenen und mobile Lautsprecher. 

 

Zu § 42 

Die Regelungen des bisher geltenden § 26 wurden wortgleich in den neuen § 42 

übernommen und betreffen die Pflicht der Bevölkerung zur Gefahrenmeldung an die 

zuständigen Behörden, wenn sie einen Brand oder ein sonstiges Ereignis, durch das 

Menschen oder erhebliche Sachwerte gefährdet sind, bemerken. Dies gilt auch bei 

einem an sie gerichtetem entsprechendem Ersuchen, wenn die ersuchende Person 

selbst an der Durchführung gehindert ist. 

 

Zu § 43  

Die Regelungen des bisher geltenden § 27 Abs. 1 bis 5 wurden mit Ausnahme 

redaktioneller Änderungen wortgleich in den neuen § 43 Abs. 1 bis 5 übernommen und 

betreffen die Hilfeleistungspflichten der Bevölkerung.  

Absatz 1 regelt die verpflichtende Heranziehung von Personen über 18 Jahren durch 

die operativ-taktische Einsatzleiterin beziehungsweise den operativ-taktischen 

Einsatzleiter oder einer von ihr oder ihm beauftragten Person. Die Hilfeleistungspflicht 

gilt nicht nur bei der unmittelbaren Gefahrenabwehr, sondern nach dem Gesetzestext 

auch bei der Beseitigung erheblicher Schäden. Wichtig ist, dass die Inanspruchnahme 

von Dritten nach diesem Abschnitt aufgrund des Eingriffs in die Rechte dieser 

Personen nachrangig zu erfolgen hat. Zunächst haben die Aufgabenträger die 

Gefahrenabwehr mit eigenen Mitteln oder auch über vertragliche Inanspruchnahme 

Dritter zu bewerkstelligen. Herangezogene Dritte dürfen aufgrund der fehlenden 

fachspezifischen Ausbildung grundsätzlich nur außerhalb besonderer 

Gefahrenbereiche herangezogen werden. Bei erheblicher Eigengefährdung oder 

Verletzung wichtiger Pflichten besteht ein Verweigerungsrecht des Dritten.  
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Absatz 2 regelt die Rechtsstellung der verpflichteten Hilfeleistenden ebenso wie die 

Rechtsstellung der mit Zustimmung der operativ-taktischen Einsatzleiterin 

beziehungsweise dem operativ-taktischen Einsatzleiter oder einer von ihr oder ihm 

beauftragten Person freiwillig Hilfeleistenden, indem er auf die Regelungen für 

Helfende der Hilfsorganisationen verweist. Zusätzlich wird auf Reglungen für 

ehrenamtliche Feuerwehrkräfte verwiesen. 

Absatz 3 regelt die Beschlagnahme von Sachleistungen, die ebenfalls nachrangig zu 

handhaben ist. Die Sachleistungen werden in den Nummern 1 bis 3 näher benannt, 

ebenso wie der Beschlagnahmezweck und der von der Beschlagnahme betroffenen 

Personenkreis. Des Weiteren enthält Absatz 3 Regelungen, die dem zu beachtenden 

Verhältnismäßigkeitsprinzip Ausdruck verleihen.  

Der Absatz 4 stellt sicher, dass Personen mit besonderen Kenntnissen und 

Fähigkeiten sowie benötigte Mittel und Gebäude nach Absatz 3 vorab erfasst werden 

können. Es besteht eine Auskunftsverpflichtung des genannten Personenkreises 

ebenso wie eine Mitteilungspflicht bei Änderungen. 

Absatz 5 regelt die Rechtsstellung der freiwillig bei Übungen mitwirkenden Dritten, 

indem auf Absatz 2 verwiesen wird. 

 

Zu § 44 

Absatz 1 enthält die Regelung des bisher geltenden § 28 Abs. 1.  

Demnach sind Eingriffe in das Grundrecht auf Eigentum und Besitz in Bezug auf in der 

Nähe von Einsatzstellen befindliche Objekte zu dulden, um unmittelbar bevorstehende 

oder bereits eingetretene Gefahren abzuwehren oder um erhebliche Schäden zu 

beseitigen. In Nummer 3 wurde der Passus „in den Fällen des § 24 Abs. 4 auf 

Anordnung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters oder einer von diesen 

beauftragten Person“ als Folgeänderung zu § 36 Abs. 1 gestrichen, da die 

Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nicht mehr die operativ-taktische 

Einsatzleitung innehat (siehe hierzu auch die Begründung zu § 36 Abs. 1).  

Absatz 2 enthält die Regelung des bisher geltenden § 28 Abs. 2 in unveränderter Form. 

Inhaltlich wird die entschädigungslose Duldung von Alarm-, und 

Kommunikationseinrichtungen sowie Hinweisschildern (zum Beispiel Sirenen, 
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Hydrantenschilder) durch Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und 

Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken, baulichen Anlagen 

oder Schiffen geregelt. 

 

Zu § 45 

Die Vorschrift enthält die Regelung des bisher geltenden § 29 in unveränderter Form. 

Normiert wird die selbstverständliche Pflicht der Nichtbehinderung eines Einsatzes 

sowie die Pflicht, den Anweisungen der in der Norm aufgezählten Beteiligten an einem 

Einsatz Folge zu leisten. Ein Verstoß gegen diese Pflichten stellt gemäß 

§ 56 Abs. 1 Nr. 4 eine Ordnungswidrigkeit dar. 

 

Zu § 46 

§ 46 Abs. 1 bis 6 enthält unverändert die Regelungen der bisher geltenden 

Bestimmung des § 30 Abs. 1 bis 6. In der Überschrift wurde der Begriff „Verjährung“ 

klarstellend ergänzt. 

Wer im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme nach den §§ 43, 44, 52 oder einer 

ihm nach diesem Gesetz obliegenden Pflicht zur Hilfeleistung einen Schaden erleidet, 

kann nach Absatz 1 Entschädigung verlangen. Bei gesundheitlichen Schäden sind die 

Vorschriften des Siebten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend anzuwenden. 

Insgesamt besteht daher kein Schadensersatzanspruch, sondern ein 

Entschädigungsanspruch, der im Vergleich wesentlich niedriger sein kann. Ein 

immaterieller Schaden wird nicht ausgeglichen. Zudem besteht kein Anspruch auf 

Schmerzensgeld. Im Streitfalle ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

Absatz 2 normiert die Ausnahmen von dem Entschädigungsanspruch im Sinne des 

Absatzes 1. Die neu eingeführte Regelung in Absatz 2 Satz 3 erfolgt vor dem 

Hintergrund eines etwaigen Entschädigungsanspruchs eines Aufgabenträgers und 

stellt klar, dass ein Ersatzanspruch eines Aufgabenträgers dann nicht besteht, wenn 

die zu Grunde liegenden Maßnahmen dem eigenen Aufgabenbereich zuzuordnen sind 

und dieser mithin nicht Dritter im Sinne des Abschnitts ist. So sind die 

Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden verpflichtet, bei der Vorbereitung 

der Abwehr und bei der Abwehr von Großschadensereignissen und 



167 
199 

Hydrantenschilder) durch Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und 

Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken, baulichen Anlagen 

oder Schiffen geregelt. 

 

Zu § 45 

Die Vorschrift enthält die Regelung des bisher geltenden § 29 in unveränderter Form. 

Normiert wird die selbstverständliche Pflicht der Nichtbehinderung eines Einsatzes 

sowie die Pflicht, den Anweisungen der in der Norm aufgezählten Beteiligten an einem 

Einsatz Folge zu leisten. Ein Verstoß gegen diese Pflichten stellt gemäß 

§ 56 Abs. 1 Nr. 4 eine Ordnungswidrigkeit dar. 

 

Zu § 46 

§ 46 Abs. 1 bis 6 enthält unverändert die Regelungen der bisher geltenden 

Bestimmung des § 30 Abs. 1 bis 6. In der Überschrift wurde der Begriff „Verjährung“ 

klarstellend ergänzt. 

Wer im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme nach den §§ 43, 44, 52 oder einer 

ihm nach diesem Gesetz obliegenden Pflicht zur Hilfeleistung einen Schaden erleidet, 

kann nach Absatz 1 Entschädigung verlangen. Bei gesundheitlichen Schäden sind die 

Vorschriften des Siebten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend anzuwenden. 

Insgesamt besteht daher kein Schadensersatzanspruch, sondern ein 

Entschädigungsanspruch, der im Vergleich wesentlich niedriger sein kann. Ein 

immaterieller Schaden wird nicht ausgeglichen. Zudem besteht kein Anspruch auf 

Schmerzensgeld. Im Streitfalle ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

Absatz 2 normiert die Ausnahmen von dem Entschädigungsanspruch im Sinne des 

Absatzes 1. Die neu eingeführte Regelung in Absatz 2 Satz 3 erfolgt vor dem 

Hintergrund eines etwaigen Entschädigungsanspruchs eines Aufgabenträgers und 

stellt klar, dass ein Ersatzanspruch eines Aufgabenträgers dann nicht besteht, wenn 

die zu Grunde liegenden Maßnahmen dem eigenen Aufgabenbereich zuzuordnen sind 

und dieser mithin nicht Dritter im Sinne des Abschnitts ist. So sind die 

Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden verpflichtet, bei der Vorbereitung 

der Abwehr und bei der Abwehr von Großschadensereignissen und 

 
200 

Katastrophenfällen mitzuwirken und den Weisungen der Katastrophenschutzbehörden 

Folge zu leisten. Auch solche gesetzlich festgeschriebenen Mitwirkungspflichten sind 

dem eigenen Aufgabenbereich zuzuordnen. Klarstellend ist ein Ersatzanspruch in 

diesen Fällen ausgeschlossen. Ein Ersatzanspruch kann lediglich für Dritte, mithin 

auch für Ortsgemeinden, in Betracht kommen, da diese nicht Aufgabenträger nach 

diesem Gesetz sind. 

Nach Absatz 3 kann der Aufgabenträger, der eine Entschädigung gezahlt hat, bei 

Verschulden des Verursachenden oder in Fällen der verschuldensunabhängigen 

Haftung von der verantwortlichen Person Ersatz verlangen.  

Gemäß Absatz 4 gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend für Personen, die mit 

Zustimmung der operativ-taktischen Einsatzleiterin oder des der operativ-taktischen 

Einsatzleiters und weiterer genannter Personen freiwillig bei der Erfüllung von 

Aufgaben der Feuerwehr oder der Hilfsorganisationen mitwirken, Sachen zur 

Verfügung stellen oder freiwillige Leistungen erbringen, welche notwendigerweise der 

Gefahrenbekämpfung oder unmittelbaren Beseitigung erheblicher Schäden dienen.  

Absatz 5 regelt die Verjährung des Entschädigungsanspruchs und des 

Rückgriffsanspruchs. 

Absatz 6 enthält Regelungen über den Rechtsweg. Hiernach gilt für Ansprüche auf 

Entschädigung der ordentliche Rechtsweg und für Rückgriffsansprüche der 

Verwaltungsrechtsweg. 

 

Zu § 47 

Die Vorschrift enthält die bisher geltenden Regelungen des § 13.  

Absatz 1 stellt klar, dass ehrenamtliche Feuerwehrangehörige ein öffentliches 

Ehrenamt für die Gemeinde wahrnehmen und legt die sich daraus ergebenden 

Pflichten fest. Die Pflicht zur Verfassungstreue (§ 49 LBG) wird aus Gründen der 

Rechtssystematik aus der ursprünglichen Verortung im bislang geltenden § 13 Abs.10 

nicht wieder in den neuen § 47 Abs. 10 übernommen, sondern ist nunmehr in Absatz 

1 angesiedelt, der in Satz 1 bereits Regelungen allgemeiner Art enthält.  

Aus Absatz 2 erwächst der Rechtsanspruch der ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen auf Schutz vor unzumutbaren Nachteilen. Gleichzeitig 
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konkretisiert die Vorschrift diesen unbestimmten Rechtsbegriff und stärkt so die 

Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen zusätzlich. Absatz 2 

enthält insbesondere Regelungen zum Entfall der Pflicht zur Arbeitsleitung, zur 

Entgeltfortzahlung und des Erstattungsanspruchs des privaten Arbeitgebenden. 

Gemäß Absatz 3 haben ehrenamtliche Feuerwehrangehörige gegenüber der 

Verbandsgemeinde oder Gemeinde einen Rechtsanspruch auf Ersatz von Nachteilen, 

die ihnen durch Ausfallzeiten wegen der Wahrnehmung feuerwehrdienstlicher 

Tätigkeiten entstehen und die ihre Arbeitgebenden nicht ausgleichen können. Dies 

betrifft insbesondere entgangene steuerfreie Zulagen. Das Gleiche gilt bezüglich 

Leistungen der Bundesagentur für Arbeit oder anderer Versicherungsträger, 

Sozialhilfe, sonstiger Unterstützung oder Bezügen aus öffentlichen Mitteln. Dies 

konkretisiert das Gebot, ehrenamtliche Feuerwehrangehörige vor unzumutbaren 

Nachteilen zu bewahren. 

Absatz 4 regelt die Anrechnung der Arbeitszeit bei Freistellung ehrenamtlicher 

Feuerwehrangehöriger von der Arbeit zwecks Wahrnehmung feuerwehrdienstlicher 

Tätigkeiten. Auch hierdurch wird das Gebot, ehrenamtliche Feuerwehrangehörige vor 

unzumutbaren Nachteilen zu schützen, weiter konkretisiert. Unterschieden wird hierbei 

zwischen feststehender Arbeitszeit und gleitender Arbeitszeit. 

Absatz 5 überträgt die Regelungen der Absätze 2 bis 4 auf Beamtinnen und Beamte. 

Für hauptamtlich in der Gefahrenabwehr tätige Bundes- und Landesbeamtinnen und  

-beamte sowie sonstige Personen gilt dies mit der Einschränkung, dass die Erfüllung 

dringender hauptamtlicher oder hauptberuflicher Pflichten nicht vorrangig sein darf. 

Angeordnete Veranstaltungen jeglicher Art, die während der Arbeitszeit erfolgen 

sollen, sind den Arbeitgebenden oder den Dienstherrinnen und Dienstherren gemäß 

Absatz 6 unverzüglich mitzuteilen, damit rechtzeitig entsprechende innerbetriebliche 

Maßnahmen getroffen werden können. Um die Arbeitgebenden und die 

Dienstherrinnen und Dienstherren zu entlasten, sollen Veranstaltungen der Feuerwehr 

zudem außerhalb der üblichen Arbeitszeiten stattfinden. 

Absatz 7 legt für selbständige ehrenamtliche Feuerwehrangehörige fest, dass der 

Verdienstausfall auf Antrag in Form eines pauschalierten Stundensatzes zu zahlen ist. 

Die Festlegung von pauschalierten Stundenbeträgen ist eine Aufgabe der 

kommunalen Selbstverwaltung, die bei der Festlegung die örtlichen Begebenheiten zu 
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berücksichtigen hat. Klarstellend regelt dieser Absatz nunmehr, dass die kommunalen 

Aufgabenträger über die Höhe der Stundenbeträge im Wege der Satzung entscheiden. 

Dies entspricht der bisherigen Rechtslage. Es sollte regelmäßig überprüft werden, ob 

die Pauschalen noch angemessen sind. 

Absatz 8 regelt den Ersatz notwendiger Auslagen der ehrenamtlichen Feuerwehr-

angehörigen. Sofern sie ständig zu besonderen Dienstleistungen herangezogen 

werden, haben sie anstelle eines Auslagenersatzes Anspruch auf angemessene 

Aufwandsentschädigung. Eine Aufwandsentschädigung erfolgt auch für 

kostenpflichtige Einsätze, für Sicherheitswachen und kann auch für nicht 

kostenpflichtige Einsätze gewährt werden. Weiterhin ist in dem Absatz der Ersatz 

nachgewiesener Kosten für die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftiger 

Angehöriger, der Ausgleichsanspruch für Erholungsurlaubstage oder 

Freizeitausgleich, die für Feuerwehraufgaben übernommen werden, und sonstige 

Vergünstigungen für Ehrenamtliche geregelt.  

Absatz 9 verpflichtet die Verbandsgemeinden und Gemeinden, ihren ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen unentgeltlich Dienstkleidung zur Verfügung zu stellen 

(Nummer 1) und sie über die gesetzliche Unfallversicherung hinaus zusätzlich gegen 

Dienstunfälle zu versichern (Nummer 2). Außerdem haben ehrenamtliche 

Feuerwehrangehörige unter den in der Vorschrift genannten Voraussetzungen einen 

Anspruch auf Ersatz von Sachschäden einschließlich dem Verlust von Gegenständen 

mit Ausnahme bestimmter Wertgegenstände (Nummer 3). Der Hinweis auf „besonders 

wertvolle Uhren“ in Nummer 3 wurde gestrichen. Schmuckstücke sind zudem keine 

Wertgegenstände, die ersetzt werden können. Aufgrund der 

Unfallverhütungsvorschriften ist es den Feuerwehrangehörigen im Einsatz untersagt, 

diese zu tragen. Uhren können grundsätzlich ersetzt werden, wobei bei Uhren ab 

einem bestimmten Wert, die ohne ersichtlichen Grund bei einem Einsatz mitgeführt 

werden, regelmäßig ein Ausschluss der Ersatzfähigkeit wegen grober Fahrlässigkeit 

in Betracht kommen dürfte.  

Absatz 10 regelt die Haftung bei schuldhafter Verletzung von Dienstpflichten.  

Gemäß Absatz 11 erfolgt die Ausbildung ehrenamtlicher Feuerwehrangehöriger 

grundsätzlich unentgeltlich. Unter bestimmten Voraussetzungen können jedoch 
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Ausbildungskosten von dem ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen anteilig zu 

erstatten sein. 

Absatz 12 bestimmt, dass die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen in einer 

Verbandsgemeinde oder einer Gemeinde mit hauptamtlicher Wehrleiterin oder 

hauptamtlichem Wehrleiter zur Wahrnehmung ihrer Interessen eine Feuerwehrobfrau 

oder einen Feuerwehrobmann auf die Dauer von zehn Jahren wählen, wobei eine 

Wiederwahl möglich ist. Da es um die Interessenvertretung der Ehrenamtlichen geht, 

organisieren diese die Wahlen selbst – im Einvernehmen mit der Kreis-, Stadt-, oder 

Gemeindeverwaltung. Wenn keine Einigung über das Wahlverfahren erzielt werden 

kann, dann organisiert die Kreis- oder Stadtverwaltung die Wahl. Die Verfahrensregeln 

in § 19 Abs. 4 können aber angewendet werden. 

 

Zu §§ 48 und 49 

Beide Vorschriften betreffen die Rechtsstellung von Helfenden.  

§ 48 regelt dies in Bezug auf Helfende der Hilfsorganisationen in der allgemeinen Hilfe 

und übernimmt hierzu vollumfänglich und unverändert die Regelungen der bisher 

geltenden Vorschrift des § 18. § 49 betrifft die Rechtsstellung der Helfenden im 

Katastrophenschutz.  

In der Überschrift beider Paragrafen wurde die Gleichstellung der Helfenden eingefügt, 

um zu verdeutlichen, dass die Rechtsstellung der Helfenden in der allgemeinen Hilfe 

und im Katastrophenschutz der Rechtstellung der ehrenamtlichen Feuerwehrleute 

durch Verweis auf die entsprechende Vorschrift gleichgestellt ist. Eine rechtliche 

Einschränkung muss dabei im Blick behalten werden. Da die Helfenden aufgrund 

Vereinsrechts in der jeweiligen Hilfsorganisation mitwirken, also unmittelbare 

Rechtsbeziehungen nur zur Hilfsorganisation bestehen, muss den vereinsrechtlichen 

Regelungen aufgrund der Vereinsautonomie der Vorrang eingeräumt werden, so dass 

die Regelungen des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes nur insoweit gelten, als 

das Vereinsrecht nichts Abweichendes bestimmt. Die Einschränkung ist aus 

rechtlichen Gründen zwingend und demgemäß im Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz normiert. Rheinland-Pfalz hat mit diesen Regelungen 

bereits vor der Gesetzesnovellierung die Helfergleichstellung umgesetzt.  
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Ausbildungskosten von dem ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen anteilig zu 

erstatten sein. 

Absatz 12 bestimmt, dass die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen in einer 

Verbandsgemeinde oder einer Gemeinde mit hauptamtlicher Wehrleiterin oder 

hauptamtlichem Wehrleiter zur Wahrnehmung ihrer Interessen eine Feuerwehrobfrau 

oder einen Feuerwehrobmann auf die Dauer von zehn Jahren wählen, wobei eine 

Wiederwahl möglich ist. Da es um die Interessenvertretung der Ehrenamtlichen geht, 

organisieren diese die Wahlen selbst – im Einvernehmen mit der Kreis-, Stadt-, oder 

Gemeindeverwaltung. Wenn keine Einigung über das Wahlverfahren erzielt werden 

kann, dann organisiert die Kreis- oder Stadtverwaltung die Wahl. Die Verfahrensregeln 

in § 19 Abs. 4 können aber angewendet werden. 

 

Zu §§ 48 und 49 

Beide Vorschriften betreffen die Rechtsstellung von Helfenden.  

§ 48 regelt dies in Bezug auf Helfende der Hilfsorganisationen in der allgemeinen Hilfe 

und übernimmt hierzu vollumfänglich und unverändert die Regelungen der bisher 

geltenden Vorschrift des § 18. § 49 betrifft die Rechtsstellung der Helfenden im 

Katastrophenschutz.  

In der Überschrift beider Paragrafen wurde die Gleichstellung der Helfenden eingefügt, 

um zu verdeutlichen, dass die Rechtsstellung der Helfenden in der allgemeinen Hilfe 

und im Katastrophenschutz der Rechtstellung der ehrenamtlichen Feuerwehrleute 

durch Verweis auf die entsprechende Vorschrift gleichgestellt ist. Eine rechtliche 

Einschränkung muss dabei im Blick behalten werden. Da die Helfenden aufgrund 

Vereinsrechts in der jeweiligen Hilfsorganisation mitwirken, also unmittelbare 

Rechtsbeziehungen nur zur Hilfsorganisation bestehen, muss den vereinsrechtlichen 

Regelungen aufgrund der Vereinsautonomie der Vorrang eingeräumt werden, so dass 

die Regelungen des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes nur insoweit gelten, als 

das Vereinsrecht nichts Abweichendes bestimmt. Die Einschränkung ist aus 

rechtlichen Gründen zwingend und demgemäß im Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz normiert. Rheinland-Pfalz hat mit diesen Regelungen 

bereits vor der Gesetzesnovellierung die Helfergleichstellung umgesetzt.  
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Zu § 50 

Die Vorschrift enthält die bisher geltenden Regelungen des § 21 Abs. 1 bis 3, wird 

allerdings in den Absätzen 1 und 3 um die Pflegeberufe ergänzt. Die Einbindung der 

Pflegeberufe ist unerlässlich für einen wirksamen Katastrophenschutz. 

Absatz 1 normiert die Pflicht der Aufgabenträger im Sinne des § 2 zur Zusammenarbeit 

mit den Sanitätsorganisationen, Krankenhäusern, Apotheken sowie den 

verschiedenen berufsständischen Vertretungen der Angehörigen der Gesundheits- 

und Pflegeberufe. 

Gemäß Absatz 2 sind die in Absatz 1 genannten Stellen in Alarm- und Einsatzpläne 

sowie externe Notfallpläne erforderlichenfalls einzubeziehen. 

Landkreise und kreisfreie Städte werden durch Absatz 3 verpflichtet, eine 

ausreichende Versorgung mit Sanitätsmaterial für den Katastrophenschutz 

sicherzustellen. Eine Beschaffung soll zentral erfolgen. Art und Umfang des benötigten 

Sanitätsmaterials ist mit den in Absatz 3 genannten Stellen abzustimmen. 

 

Zu § 51 

Die Vorschrift enthält die bisher geltenden Regelungen des § 22 Abs. 1 bis 4. 

Absatz 1 verpflichtet alle öffentlich-rechtlichen wie auch privaten Trägerinnen und 

Träger von Krankenhäusern im Brandschutz, der allgemeinen Hilfe und im 

Katastrophenschutz mitzuwirken. Dazu haben sie in Abstimmung mit den 

Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen kreisangehörigen Städten, 

kreisfreien Städten und Landkreisen Alarm- und Einsatzpläne aufzustellen und 

fortzuschreiben sowie Übungen durchzuführen. Benachbarte Krankenhäuser müssen 

sich zudem ausdrücklich gegenseitig unterstützen und ihre Alarm- und Einsatzpläne 

aufeinander abstimmen. 

Gemäß Absatz 2 sind dabei die Unterstützungsmöglichkeiten durch die 

niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte und die Hilfsorganisationen zu berücksichtigen. 

Absatz 3 bestimmt, dass Alarm- und Einsatzpläne der Krankenhäuser auch 

Maßnahmen zur Schaffung notfallbedingter Behandlungskapazitäten innerhalb des 

Krankenhausbereichs enthalten. 
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Absatz 4 ermächtigt das für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständige 

Ministerium zur Verpflichtung der Krankenhausträger und sonstiger geeigneter Stellen, 

Hilfskrankenhäuser oder solche Einrichtungen, in denen mindestens eine pflegerische 

Versorgung von Patientinnen und Patienten ermöglicht werden kann, in ihre Alarm- 

und Einsatzplanung einzubeziehen. 

 

Zu § 52 

Die Vorschrift enthält die bisher geltenden Regelungen des § 23 Abs. 1 bis 4, wird 

allerdings in den Absätzen 1 bis 3 um die Pflegeberufe ergänzt. Die Einbindung der 

Pflegeberufe ist unerlässlich für einen wirksamen Katastrophenschutz. So verpflichtet 

Absatz 1 das darin genannte Personal des Gesundheits- und Pflegewesens, sich für 

die im Rahmen der allgemeinen Hilfe und des Katastrophenschutzes entstehenden 

besonderen Anforderungen fortzubilden sowie auf Anordnung der operativ-taktischen 

Einsatzleitung an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen oder sonstigen 

Ausbildungsveranstaltungen teilzunehmen und den dort ergangenen Weisungen 

nachzukommen. 

Absatz 2 schafft hierzu die Voraussetzungen, indem die berufsständischen 

Vertretungen der Angehörigen der Gesundheits- und Pflegeberufe für ihren Bereich 

die in Absatz 1 genannten Personen zu erfassen, für deren Weiterbildung zu sorgen 

und den Behörden die Auskünfte zu erteilen haben, die diese zur Durchführung dieses 

Gesetzes benötigen. 

Gemäß Absatz 3 können sich in einem Beruf des Gesundheits-, Pflege- oder 

Veterinärwesens ausgebildete, aber nicht mehr tätige Personen gegenüber den 

Aufgabenträgern freiwillig zur Mitarbeit in der allgemeinen Hilfe und dem 

Katastrophenschutz bereit erklären. Diese Personen werden lediglich erfasst, um im 

Bedarfsfalle auf sie zurückgreifen zu können.  

Absatz 4 bestimmt hinsichtlich den §§ 42 bis 46, dass diese unberührt bleiben. Diese 

gelten demnach auch für Angehörige der Gesundheits- und Pflegeberufe.  

 

Zu § 53 
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Absatz 4 ermächtigt das für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständige 

Ministerium zur Verpflichtung der Krankenhausträger und sonstiger geeigneter Stellen, 

Hilfskrankenhäuser oder solche Einrichtungen, in denen mindestens eine pflegerische 

Versorgung von Patientinnen und Patienten ermöglicht werden kann, in ihre Alarm- 

und Einsatzplanung einzubeziehen. 

 

Zu § 52 

Die Vorschrift enthält die bisher geltenden Regelungen des § 23 Abs. 1 bis 4, wird 

allerdings in den Absätzen 1 bis 3 um die Pflegeberufe ergänzt. Die Einbindung der 

Pflegeberufe ist unerlässlich für einen wirksamen Katastrophenschutz. So verpflichtet 

Absatz 1 das darin genannte Personal des Gesundheits- und Pflegewesens, sich für 

die im Rahmen der allgemeinen Hilfe und des Katastrophenschutzes entstehenden 

besonderen Anforderungen fortzubilden sowie auf Anordnung der operativ-taktischen 

Einsatzleitung an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen oder sonstigen 

Ausbildungsveranstaltungen teilzunehmen und den dort ergangenen Weisungen 

nachzukommen. 

Absatz 2 schafft hierzu die Voraussetzungen, indem die berufsständischen 

Vertretungen der Angehörigen der Gesundheits- und Pflegeberufe für ihren Bereich 

die in Absatz 1 genannten Personen zu erfassen, für deren Weiterbildung zu sorgen 

und den Behörden die Auskünfte zu erteilen haben, die diese zur Durchführung dieses 

Gesetzes benötigen. 

Gemäß Absatz 3 können sich in einem Beruf des Gesundheits-, Pflege- oder 

Veterinärwesens ausgebildete, aber nicht mehr tätige Personen gegenüber den 

Aufgabenträgern freiwillig zur Mitarbeit in der allgemeinen Hilfe und dem 

Katastrophenschutz bereit erklären. Diese Personen werden lediglich erfasst, um im 

Bedarfsfalle auf sie zurückgreifen zu können.  

Absatz 4 bestimmt hinsichtlich den §§ 42 bis 46, dass diese unberührt bleiben. Diese 

gelten demnach auch für Angehörige der Gesundheits- und Pflegeberufe.  

 

Zu § 53 
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Regelungen zur Kostentragung und Zuwendungen des Landes waren bisher im 

Neunten Abschnitt und damit in den bisher geltenden §§ 34 bis 36 geregelt. Diese 

Regelungen werden nunmehr inhaltlich im Fünften Teil und damit in den §§ 53 bis 55 

im Wesentlichen übernommen. 

§ 53 Abs. 1 enthält die bisher geltende Regelung des § 34 Abs. 1. Danach gilt: Wer 

Aufgaben zu erfüllen hat, trägt auch die damit jeweils verbundenen Personal- und 

Sachkosten. 

Absatz 2 entspricht inhaltlich der bisher geltenden Vorschrift des § 34 Abs. 2. So tragen 

die Kosten für Einsätze und Übungen grundsätzlich die Verbandsgemeinden 

beziehungsweise Gemeinden, die Landkreise respektive das Land. Die 

Voraussetzungen der Kostentragung sind gesetzlich normiert und hängen wie bisher 

nicht von der Übernahme der Gesamtleitung ab. In Absatz 2 Nr. 3 wurde die 

Kostentragungsregelung des § 34 Abs. 2 der bisherigen Fassung auf die neue 

Systematik angepasst, ohne die grundsätzliche Regelungsstruktur und das 

grundsätzliche Regelungsziel zu ändern. Hiernach hat das Land die Kosten für 

Einsätze und Übungen bei Vorliegen eines Katastrophenfalles bei radiologischen 

Gefahren, insbesondere bei Gefahren durch kerntechnische Anlagen 

(§ 33 Abs. 1 Nr. 3), oder wenn zentrale Abwehrmaßnahmen auf Landesebene 

notwendig sind (§ 34 Abs. 2 Nr. 1), mit Ausnahme der Kosten für Einheiten und 

Einrichtungen der Landkreise und der Verbandsgemeinden und übrigen Gemeinden 

zu tragen.  

Absatz 3 regelt Zuweisungen des Landes aus der Feuerschutzsteuer sowie nach 

Maßgabe des Haushaltsplanes aus sonstigen Landesmitteln an die jeweils genannten 

Stellen und enthält somit die Regelung des bisher geltenden § 34 Abs. 3 LBKG. In 

Absatz 3 Satz 2 wird nun klargestellt, dass das Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer 

auch zur Förderung der allgemeinen Hilfe verwendet werden darf. Die Regelung folgt 

der Zielrichtung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes, dass das Aufkommen 

der Feuerschutzsteuer sowohl dem Brandschutz als auch der allgemeinen Hilfe als 

zusammengehörigem Aufgabenbereich dienen soll. Damit ist die Zweckbindung der 

Feuerschutzsteuer ausdrücklich bestimmt.  

Absatz 4 enthält die Regelungen des bisher geltenden § 34 Abs. 4 LBKG in 

unveränderter Form. Hiernach trägt das Land unter den in der Norm genannten 
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Voraussetzungen die von anderen Stellen nicht übernommenen Kosten für von dem 

für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes zuständigen 

Ministerium angeordnete oder genehmigte Einsätze in anderen Ländern und im 

Ausland. 

 

Zu § 54 

Die bisher geltende Regelung des § 35 LBKG wurde nunmehr in § 54 unverändert 

übernommen. Geregelt wird die Kostentragungspflicht der privaten Hilfsorganisationen 

für ihre Mitwirkung nach diesem Gesetz sowie die Möglichkeiten der Erstattung durch 

die kommunalen Aufgabenträger und die Bezuschussung durch das Land. Demnach 

tragen die privaten Hilfsorganisationen ihre Kosten grundsätzlich selbst. Landkreise, 

Verbandsgemeinen und Gemeinden haben auf Antrag die Kosten für angeordnete 

oder genehmigte Einsätze, Übungen und sonstige Veranstaltungen zu erstatten. Die 

Höhe der Entschädigung der Helfenden richtet sich nach den Bestimmungen, die für 

die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen gelten. Im Rahmen seines Haushaltsplans 

gewährt das Land zudem Zuschüsse zu den den Hilfsorganisationen bei der 

Mitwirkung nach diesem Gesetz entstehenden Aufwendungen. 

 

Zu § 55 

Absatz 1 enthält die Regelung der bisher geltenden Vorschrift des § 36 Abs. 1. Der 

Einsatz der Feuerwehr wie auch der Hilfsorganisationen erfolgt im Rahmen der 

Gefahrenabwehr grundsätzlich unentgeltlich. Somit können die Aufgabenträger nur 

unter den restriktiv auszulegenden Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 13 

Kostenersatz fordern.  

Von Unternehmen mit besonderer Gefahrenneigung können die Aufgabenträger 

gemäß Absatz 2 hingegen Kostenersatz für diejenigen Maßnahmen verlangen, welche 

diese aufgrund ihrer besonderen Gefahrenneigung verursachen. Kosten, die aufgrund 

von Gefahren entstehen, die unabhängig von der besonderen Gefahr in gleicher Weise 

von jedermann oder jedem Betrieb ausgehen können, sollen weiterhin von der 

Allgemeinheit getragen werden. Absatz 2 entspricht daher der bisher geltenden 

Vorschrift des § 36 Abs. 2.  
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Voraussetzungen die von anderen Stellen nicht übernommenen Kosten für von dem 

für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes zuständigen 

Ministerium angeordnete oder genehmigte Einsätze in anderen Ländern und im 

Ausland. 

 

Zu § 54 

Die bisher geltende Regelung des § 35 LBKG wurde nunmehr in § 54 unverändert 

übernommen. Geregelt wird die Kostentragungspflicht der privaten Hilfsorganisationen 

für ihre Mitwirkung nach diesem Gesetz sowie die Möglichkeiten der Erstattung durch 

die kommunalen Aufgabenträger und die Bezuschussung durch das Land. Demnach 

tragen die privaten Hilfsorganisationen ihre Kosten grundsätzlich selbst. Landkreise, 

Verbandsgemeinen und Gemeinden haben auf Antrag die Kosten für angeordnete 

oder genehmigte Einsätze, Übungen und sonstige Veranstaltungen zu erstatten. Die 

Höhe der Entschädigung der Helfenden richtet sich nach den Bestimmungen, die für 

die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen gelten. Im Rahmen seines Haushaltsplans 

gewährt das Land zudem Zuschüsse zu den den Hilfsorganisationen bei der 

Mitwirkung nach diesem Gesetz entstehenden Aufwendungen. 

 

Zu § 55 

Absatz 1 enthält die Regelung der bisher geltenden Vorschrift des § 36 Abs. 1. Der 

Einsatz der Feuerwehr wie auch der Hilfsorganisationen erfolgt im Rahmen der 

Gefahrenabwehr grundsätzlich unentgeltlich. Somit können die Aufgabenträger nur 

unter den restriktiv auszulegenden Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 13 

Kostenersatz fordern.  

Von Unternehmen mit besonderer Gefahrenneigung können die Aufgabenträger 

gemäß Absatz 2 hingegen Kostenersatz für diejenigen Maßnahmen verlangen, welche 

diese aufgrund ihrer besonderen Gefahrenneigung verursachen. Kosten, die aufgrund 

von Gefahren entstehen, die unabhängig von der besonderen Gefahr in gleicher Weise 

von jedermann oder jedem Betrieb ausgehen können, sollen weiterhin von der 

Allgemeinheit getragen werden. Absatz 2 entspricht daher der bisher geltenden 

Vorschrift des § 36 Abs. 2.  
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Absatz 3 enthält die bisher geltende Regelung des § 36 Abs. 3 über die Kostenpflicht 

nach Absatz 1 und Absatz 2 für den Fall, dass die Gefahr in einem anderen 

Bundesland entsteht beziehungsweise entstehen kann und Maßnahmen im Sinne des 

Brand- und Katastrophenschutzgesetzes auf dem Gebiet von Rheinland-Pfalz 

erforderlich macht beziehungsweise machen kann. Die Vorschrift erfasst daher die 

Tatbestände, welche Auswirkungen auf rheinland-pfälzisches Landesgebiet haben 

und die Souveränität des Landes Rheinland-Pfalz berühren. Es bleibt somit bei der 

verfassungskonformen Beschränkung der Anwendbarkeit des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes auf das eigene Landesgebiet. 

Absatz 4 regelt die Gesamtschuldnerschaft mehrerer zum Kostenersatz Verpflichteter 

unter Verweis auf die entsprechende Anwendung der §§ 421 bis 423 und 426 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie das Verhältnis der Gesamtschuldnerinnen und -

schuldner untereinander und entspricht daher der bisher geltenden Regelung des § 36 

Abs. 4. 

Absatz 5 regelt das Verfahren bei der Geltendmachung des Kostenersatzes, wenn ein 

Aufgabenträger außerhalb seines Zuständigkeitsbereichs tätig war. Die Vorschrift 

entspricht inhaltlich unverändert dem Regelungsgehalt der bisher geltenden 

Bestimmung des § 36 Abs. 5. 

Absatz 6 ermächtigt, wie bereits der gleichlautende bisher geltende § 36 Abs. 6, die 

Aufgabenträger zur Regelung des Kostenersatzes per Satzung; hierbei können 

Pauschalbeträge in der Regel für Stundensätze festgesetzt werden. Absatz 6 legt 

zudem Parameter zur Berechnung der Stundensätze fest und regelt auch den 

Kostenersatz für Kosten, die sich nicht für eine Pauschalierung eignen. Die 

Bestimmung verweist weiterhin auf die entsprechende Anwendung des 

Kommunalabgabengesetzes vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175, BS 610-10) in der 

jeweils geltenden Fassung. Die lediglich entsprechende Anwendung zeigt auf, dass es 

sich bei diesen Kosten nicht um eine Kommunalabgabe handelt. 

Absatz 7 enthält den Regelungsgehalt des bisher geltenden § 36 Abs. 7 und regelt die 

Berechnung der pauschalierten Personalkosten für ehrenamtliche Einsatzkräfte sowie 

die Berechnung darüberhinausgehender Personalkosten. 

Absatz 8 entspricht dem bisher geltenden § 36 Abs. 8. Hiernach gilt für die 

pauschalierten Personal- und Sachkosten hauptamtlicher Einsatzkräfte § 2 des 
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Allgemeinen Gebührenverzeichnisses entsprechend, soweit sich aus Absatz 6 Satz 4 

nichts anderes ergibt. 

Absatz 9 enthält die bisher geltende Regelung des § 36 Abs. 9 und regelt die 

Berechnung der Stundensätze für Feuerwehr- und andere Einsatzfahrzeuge. 

Absatz 10 ermächtigt das für die Angelegenheiten des Brand- und 

Katastrophenschutzes zuständige Ministerium zur Festlegung pauschaler 

Stundensätze für Feuerwehr- und andere Ein-satzfahrzeuge nach Maßgabe des 

Absatzes 9 mittels Rechtsverordnung. Für Feuerwehr- und andere Einsatzfahrzeuge, 

die in dieser Verordnung nicht aufgeführt sind, bestimmt die Vorschrift eine Festlegung 

die Stundensätze allgemein nach Maßgabe des Absatzes 9. Insoweit entspricht die 

Vorschrift inhaltlich unverändert dem Regelungsgehalt der bisher geltenden 

Bestimmung des § 36 Abs. 10. 

Absatz 11 enthält die bisher geltende Regelung des § 36 Abs. 11. Hiernach gelten die 

Absätze 6 bis 10 für die Erhebung von Gebühren und Entgelten für andere 

Dienstleistungen der Aufgabenträger, die über die in diesem Gesetz genannten 

Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung hinausgehen, entsprechend. Für Amtshilfe-

leistungen legt die Vorschrift fest, dass sich der Kostenersatz nach § 8 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102) 

in der jeweils geltenden Fassung richtet. 

Absatz 12 ermöglicht den Verzicht auf Kostenersatz zur Vermeidung unbilliger Härten 

sowie aufgrund eines berechtigten öffentlichen Interesses und enthält somit die bisher 

geltende Regelung des § 36 Abs. 12. 

Absatz 13 regelt die Festsetzungs- und Zahlungsverjährung des Kostenersatzes. Die 

Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Regelung des § 36 Abs. 13. Grund 

für diese eigene Verjährungsvorschrift ist die Besonderheit der Abrechnung von 

Einsatzkosten im Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes. Denn die Ermittlung 

des zugrundeliegenden Sachverhalts, insbesondere des richtigen Kostenpflichtigen, 

ist oftmals schwierig und daher langwierig. Das soll aber nicht zur Entlastung des 

Kostenpflichtigen führen, der die Verzögerungen der Ermittlungen möglicherweise 

selbst zu vertreten hat, indem er sich nicht aktiv an der Sachverhaltsaufklärung 

beteiligt. § 20 Abs. 2 bis 6 des Landesgebührengesetzes vom 3. Dezember 1974 
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Allgemeinen Gebührenverzeichnisses entsprechend, soweit sich aus Absatz 6 Satz 4 

nichts anderes ergibt. 

Absatz 9 enthält die bisher geltende Regelung des § 36 Abs. 9 und regelt die 

Berechnung der Stundensätze für Feuerwehr- und andere Einsatzfahrzeuge. 

Absatz 10 ermächtigt das für die Angelegenheiten des Brand- und 

Katastrophenschutzes zuständige Ministerium zur Festlegung pauschaler 

Stundensätze für Feuerwehr- und andere Ein-satzfahrzeuge nach Maßgabe des 

Absatzes 9 mittels Rechtsverordnung. Für Feuerwehr- und andere Einsatzfahrzeuge, 

die in dieser Verordnung nicht aufgeführt sind, bestimmt die Vorschrift eine Festlegung 

die Stundensätze allgemein nach Maßgabe des Absatzes 9. Insoweit entspricht die 

Vorschrift inhaltlich unverändert dem Regelungsgehalt der bisher geltenden 

Bestimmung des § 36 Abs. 10. 

Absatz 11 enthält die bisher geltende Regelung des § 36 Abs. 11. Hiernach gelten die 

Absätze 6 bis 10 für die Erhebung von Gebühren und Entgelten für andere 

Dienstleistungen der Aufgabenträger, die über die in diesem Gesetz genannten 

Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung hinausgehen, entsprechend. Für Amtshilfe-

leistungen legt die Vorschrift fest, dass sich der Kostenersatz nach § 8 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102) 

in der jeweils geltenden Fassung richtet. 

Absatz 12 ermöglicht den Verzicht auf Kostenersatz zur Vermeidung unbilliger Härten 

sowie aufgrund eines berechtigten öffentlichen Interesses und enthält somit die bisher 

geltende Regelung des § 36 Abs. 12. 

Absatz 13 regelt die Festsetzungs- und Zahlungsverjährung des Kostenersatzes. Die 

Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Regelung des § 36 Abs. 13. Grund 

für diese eigene Verjährungsvorschrift ist die Besonderheit der Abrechnung von 

Einsatzkosten im Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes. Denn die Ermittlung 

des zugrundeliegenden Sachverhalts, insbesondere des richtigen Kostenpflichtigen, 

ist oftmals schwierig und daher langwierig. Das soll aber nicht zur Entlastung des 

Kostenpflichtigen führen, der die Verzögerungen der Ermittlungen möglicherweise 

selbst zu vertreten hat, indem er sich nicht aktiv an der Sachverhaltsaufklärung 

beteiligt. § 20 Abs. 2 bis 6 des Landesgebührengesetzes vom 3. Dezember 1974 
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(GVBl. S. 578, BS 2013-1) in der jeweils geltenden Fassung wird zudem für 

entsprechend anwendbar erklärt.  

 

Zu § 56 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der bisher geltenden Regelung des § 37. Sie wurde 

lediglich hinsichtlich der Paragraphen, auf die Bezug genommen wird, an die neue 

Gesetzeslage angepasst. 

Absatz 1 normiert, welche vorsätzlich oder leichtfertig begangenen Verstöße gegen 

einzelne Vorschriften des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes als 

Ordnungswidrigkeit einzustufen sind.  

Gemäß Absatz 2 stellt das absichtliche oder wissentliche Nichtmelden oder 

Nichtübermitteln einer Gefahr entgegen der Pflicht aus § 42 ebenfalls eine 

Ordnungswidrigkeit dar. 

Absatz 3 bestimmt die Höhe einer möglichen Geldbuße auf bis zu 10 000 Euro 

beziehungsweise in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 auf bis zu 250 Euro. 

 

Zu § 57 

Absatz 1 entspricht dem Regelungsgehalt der bisher geltenden Bestimmung des § 16 

und betrifft die Würdigung von Verdiensten auf dem Gebiet des Feuerwehrwesens 

durch die Stiftung und Verleihung von Feuerwehr-Ehrenzeichen durch die 

Ministerpräsidentin beziehungsweise den Ministerpräsidenten mit der 

Delegationsmöglichkeit an die für Brand- und Katastrophenschutz zuständige 

Ministerin beziehungsweise den für Brand- und Katastrophenschutz zuständigen 

Minister. 

Absatz 2 wurde neu hinzugefügt. Ehrenzeichen können zukünftig auch an Mitwirkende 

in der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz verliehen werden, um in diesen 

Bereichen Ehrungen vornehmen zu können. Eine Würdigung im Rahmen des 

Absatzes 2 soll nur für außerordentliche Verdienste erfolgen. 
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Zu § 58  

Die Vorschrift entspricht der bisher geltenden Regelung des § 38 und erlaubt Übungen 

für den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz auch an Sonn- 

und Feiertagen, soweit dies zur Erreichung des Übungsziels erforderlich ist. 

 

Zu § 59 

Die Vorschrift enthält die bisher geltenden Regelungen des § 39.  

Absatz 1 ermächtigt die Behörden und Einrichtungen der Aufgabenträger, die 

Hilfsorganisationen sowie die im sechsten Abschnitt des vierten Teils genannten 

sonstigen Stellen, die mit der Wahrnehmung der in dieser Norm aufgeführten 

Aufgaben betraut sind, personenbezogene Daten zu bestimmten Zwecken zu 

verarbeiten. Die Vorschrift listet hierzu fünf Regelbeispiele auf, deren Aufzählung 

allerdings nicht abschließend ist. 

Absatz 2 erlaubt die Erhebung personenbezogener Daten bei Dritten unter den dort 

genannten strengen Voraussetzungen. 

Absatz 3 regelt die Übermittlung von nach den Absätzen 1 und 2 erhobenen Daten an 

andere Behörden bei Vorliegen der im Absatz beschriebenen Voraussetzungen. Auf 

die zur Wahrung der Interessen der betroffenen Person wegen der Übermittlung von 

Gesundheitsdaten nach § 19 Abs. 3 Landesdatenschutzgesetz erforderlichen 

Maßnahmen wird nunmehr ausdrücklich verwiesen.  

Absatz 4 enthält Regelungen zur Aufzeichnung von Inhalts- und Verbindungsdaten 

von Anrufen oder Meldungen, insbesondere solcher, die über die Rufnummer 112 oder 

andere Notrufeinrichtungen eingehen, sowie Bestimmungen zu deren Verwendung zur 

Verfahrensverbesserung oder zu wissenschaftlichen Zwecken.  

Absatz 5 bestimmt, dass die von einer Integrierten Leitstelle gespeicherten 

Aufzeichnungen regelmäßig nach sechs Monaten zu löschen sind. Eine Ausnahme 

stellt die gebotene Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen in einem Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Zivilrechts- oder 

Verwaltungsverfahren dar. 
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Absatz 6 verweist weiterhin auf die Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes. Ein 

ausdrücklicher Verweis auf die datenschutzrechtlichen Regelungen der Europäischen 

Union ist hiernach nicht mehr notwendig und wird gestrichen.  

 

Zu § 60 

Die Vorschrift enthält die Regelungen der bisher geltenden Bestimmung des § 39 a. 

Sie wurde der besseren Übersichtlichkeit halber in zwei Absätze unterteilt.  

Absatz 1 erlaubt den Einsatz unbemannter Luftfahrtsysteme durch die Feuerwehren 

und Hilfsorganisationen oder unter Aufsicht der Aufgabenträger und nennt hierzu 

sechs Regelbeispiele. Die Norm steht im Einklang mit den Bestimmungen der 

Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) vom 29. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1894) in der jeweils 

geltenden Fassung, wonach der Einsatz solcher Systeme im Brand- und 

Katastrophenschutz erlaubnisfrei möglich ist. Gemäß § 21 k Abs. 1 LuftVO bedarf der 

Betrieb von unbemannten Luftfahrtsystemen mit weniger als 25 Kilogramm Startmasse 

durch oder unter Aufsicht von Behörden keiner Genehmigung nach Artikel 12 der 

Durchführungsverordnung (EU) 2019/947, wenn dieser zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

stattfindet und durch Organisationen mit Sicherheitsaufgaben im Zusammenhang mit 

Not- und Unglücksfällen sowie Katastrophen steht. Behörden und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben haben sich aufgrund der vielen unterschiedlichen 

Begrifflichkeiten für den fliegenden Teil eines unbemannten Luftfahrtsystems auf den 

im deutschen Sprachgebrauch gängigen Begriff „Drohne“ verständigt. Die 

Regelbeispiele spiegeln die Aufgaben wieder, für die Drohnen aufgrund ihrer Bauart 

und Größe und den damit verbundenen relativ geringen Kosten besonders geeignet 

sind. Vor allem können Drohnen auch in Bereiche vordringen, die für Menschen zu 

gefährlich oder unerreichbar sind. 

Da Drohnen regelmäßig über eine Bord-Kamera sowie ein Mikrofon verfügen, ist ihr 

Einsatz datenschutzrechtlich relevant. Insbesondere beim Überflug können besonders 

schützenswerte Bereiche betroffen sein. Absatz 2 schränkt daher in Satz 1 Bild- und 

Tonaufzeichnungen, bei denen schutzwürdige Interessen der erfassten Personen 

betroffen werden oder bei denen öffentlich zugängliche Räume betroffen sind, 

dahingehend ein, dass diese im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr geboten sein 

müssen. Satz 2 knüpft zudem den Überflug von Wohngrundstücken, öffentlichen 
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Flächen und Grundstücken für alle übrigen Fälle, insbesondere bei Übungen, an 

strenge Voraussetzungen. So ist zuvor die ausdrückliche Einwilligung der Betroffenen 

einzuholen (Nummer 1). Ausnahmsweise kann hiervon abgesehen werden, wenn dies 

nicht in zumutbarer Weise möglich ist und der Überflug zur Erfüllung des 

Übungszwecks unumgänglich erforderlich ist (Nummer 2 Buchst. a). Zudem müssen 

die Verantwortlichen alle Vorkehrungen treffen, um einen Eingriff in den geschützten 

Privatbereich und das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der betroffenen 

Personen zu vermeiden (Nummer 2 Buchst. b). Diese Voraussetzungen müssen 

kumulativ vorliegen, damit die Ausnahmeregelung greift. 

Gemäß den allgemeinen Grundsätzen, die bei der Erhebung personenbezogener 

Daten zu beachten sind, sind gespeicherte Aufzeichnungen mit personenbezogenen 

Inhalten nach Zweckerreichung unverzüglich zu löschen (Satz 3), spätestens jedoch 

nach zwei Monaten, wovon ausnahmsweise zur Geltendmachung, Ausübung oder 

Verteidigung von Rechtsansprüchen in einem Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, 

Zivilrechts- oder Verwaltungsverfahren abgesehen werden kann (Satz 4). Zu 

Ausbildungszwecken ist die Nutzung von Bild- und Tonaufzeichnungen, bei denen 

schutzwürdige Interessen der erfassten Personen betroffen werden, nur mit 

Einwilligung der betroffenen Person zulässig (Satz 5). 

 

Zu § 61 

§ 61 enthält im Wesentlichen unverändert die Regelung des Zitiergebotes des bislang 

geltenden § 40. Um dem Zitiergebot nach Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG Genüge zu tun, 

werden nun auch die Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 2 GG) und die Freiheit von 

Arbeitszwang (Artikel 12 Abs. 2 GG) aufgeführt. Die Gewährleistung des Eigentums 

(Artikel 14 GG) wurde gestrichen, da hierfür das Zitiergebot keine Anwendung findet. 

 

Zu § 62 

§ 62 Abs. 1 regelt die Staatsaufsicht, die im bisher geltenden § 41 normiert war, 

unverändert mit Verweis auf die Regelungen der Gemeindeordnung und 

Landkreisordnung. Absatz 2 regelt die Rechtsaufsicht ꟷ wie bislang auch ꟷ 

abweichend von § 118 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2. 
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Zu § 63 

Die Norm enthält im Wesentlichen den Regelungsgehalt des bisher geltenden § 42. 

Neu ist, dass die Aufsicht nunmehr sämtliche Aufgabenträger umfasst, auch das Land, 

soweit es sich einer Hilfsorganisation bedient. Die Mitwirkung der Hilfsorganisationen 

erfolgt über eine vertragliche Anbindung, wodurch schon bisher eine Aufsicht durch 

die Aufgabenträger gewährleistet wird. Die Vorschrift regelt nunmehr die bereits 

bestehende Pflicht zur Aufsicht über die Hilfsorganisationen bei ihrer Mitwirkung in der 

allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz. Hierdurch wird unter gleichzeitiger 

Wahrung der Verantwortlichkeit der Aufgabenträger der zentralen Rolle der 

Hilfsorganisationen auch in der allgemeinen Hilfe Rechnung getragen. Vor einer 

Aufsichtsmaßnahme sind die betroffenen Hilfsorganisationen zu hören. 

 

Zu § 64 

§ 64 enthält die bisherigen Regelungen des § 43 mit redaktionellen Änderungen und 

dient als Rechtsgrundlage für den Erlass von Rechtsverordnungen, deren Inhalte in 

Absatz 1 Nummer 1 bis 11 beschrieben sind. Zudem erfolgt in Absatz 1 Nr. 9 eine 

redaktionelle Angleichung aufgrund der Änderung des § 20, der die Aus-, Fort- und 

Weiterbildung umfasst.  

Die Absätze 2 bis 4 betreffen Regelungen zur Herstellung einer Einvernehmlichkeit mit 

anderen Ressorts in bestimmten Fällen (Absatz 2), Ermächtigungsnormen für das für 

die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständige Ministerium (Absatz 3) sowie für 

den Erlass von Verwaltungsvorschriften im Einvernehmen mit dem jeweils beteiligten 

Fachministerium (Absatz 4).  

 

Zu § 65 

Das Rettungsdienstgesetz ist um einen Paragrafen ergänzt worden, indem eine 

Ermächtigungsnorm zum Erlass einer Leitstellenverordnung für erforderliche 

Regelungsgegenstände mit Bezug zur Integrierten Leitstelle im Bereich Brand- und 

Katastrophenschutz geschaffen worden ist. Aufgrund dessen ist die Folge der Normen 

im Rettungsdienstgesetz zu ändern.  
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Zu § 66 

Nummer 1 enthält eine Änderungsbestimmung für § 11 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2. Die 

Vorgaben für die Aufstellung der erforderlichen Bedarfs- und Entwicklungspläne 

werden konkretisiert. So sind diese ab Inkrafttreten der Änderungsbestimmung 

verbindlich und innerhalb von fünf Jahren fortzuschreiben sowie der Aufsichtsbehörde 

im Sinne von § 62 vorzulegen, die von dieser im Rahmen ihrer aufsichtsbehördlichen 

Befugnisse entsprechend geprüft werden. Diese Vorlagepflicht besteht auch dann, 

wenn keine Anforderung der Aufsichtsbehörde erfolgt. Darüber hinaus wurde 

konkretisierend festgelegt, dass der Bedarfs- und Entwicklungsplan auch die 

Planungsziele enthalten muss. Da im Rahmen der Aufstellung der Bedarfs- und 

Entwicklungspläne von Gesetzes wegen auch die Möglichkeiten der interkommunalen 

Zusammenarbeit zu berücksichtigen sind, haben sich die Verbandsgemeinden, die 

verbandsfreien Gemeinden, die großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte 

darüber abzustimmen. Weiterhin wird geregelt, dass auch die Aufstellung der Bedarfs- 

und Entwicklungspläne durch die Landkreise im überörtlichen Brandschutz und in der 

überörtlichen allgemeinen Hilfe erforderlich ist. Diesbezüglich wird auf die Regelung 

für die Aufstellung der Bedarfs- und Entwicklungspläne im Brandschutz und in der 

allgemeinen Hilfe auf § 11 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 verwiesen. 

Nummer 2 Buchst. a) verdeutlicht den gesetzgeberischen Willen, dass Bedarfs- und 

Entwicklungspläne für den Katastrophenschutz auch in allen Landkreisen und 

kreisfreien Städten vorhanden sein müssen. Die fünfjährige Fortschreibungspflicht 

dient der Angleichung an die übrigen Planfortschreibungspflichten. Diese 

Höchstgrenze stellt sicher, dass die Pläne rechtzeitig, kontinuierlich und sachgerecht 

angepasst werden. Im Übrigen wird auf die Beschreibung zu Nummer 1 verwiesen. 

Darüber hinaus haben die Landkreise Sorge zu tragen, dass ihre Bedarfs- und 

Entwicklungspläne mit denen der Verbandsgemeinden, der verbandsfreien 

Gemeinden und der großen kreisangehörigen Städte abgestimmt sind und in Einklang 

stehen. 

Mit den Änderungsbestimmungen in Nummer 2 Buchst. b) werden nunmehr für alle 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz mit Blick auf die kommenden 

Herausforderungen im Brand- und Katastrophenschutz die vorzuhaltende Fähigkeit für 
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den Aufgabenbereich „Wasserrettung“ sowie „Rettung aus unwegsamem Gelände“ 

verbindlich ins Gesetz aufgenommen. Neue vorzuhaltende Fähigkeiten werden für die 

Aufgabenbereiche „Informations- und Kommunikationswesen“ sowie 

„Bevölkerungsinformation und Medienarbeit“ eingeführt. Die Erweiterung des 

Fähigkeitsspektrums im Katastrophenschutz bildet die neu erwachsenen 

Herausforderungen in diesem Bereich ab. Vorgaben hierzu werden durch 

konkretisierende Regelungen umgesetzt werden. 

Mit der Änderungsbestimmung in Nummer 3 wird die Hauptamtlichkeit der Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

verbindlich eingeführt, damit die kommunalen Aufgabenträger den gestiegenen und 

weiterwachsenden Anforderungen im Brand- und Katastrophenschutz gerecht werden 

können. Mit der Einführung der Hauptamtlichkeit werden die kommunalen Strukturen 

im Brand- und Katastrophenschutz gestärkt. Bezüglich des Zeitpunkts des 

Inkrafttretens dieser Regelung wird auf die Begründung zu § 69 verwiesen. 

 

Zu § 67 

Die Übergangsregelung bestimmt, dass im Amt befindliche ehrenamtliche Brand- und 

Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katastrophenschutzinspekteure 

auch weiterhin im Amt verbleiben. Sie haben bis zum 31. Dezember 2028 die 

vorgesehenen fachlichen Ausbildungsinhalte für die jeweilige von ihnen innegehaltene 

Funktion nachzuweisen, andernfalls sind sie zu entpflichten. Die fachlichen 

Ausbildungsinhalte sind einer gesonderten Regelung vorbehalten.  

 

Zu § 68 

Mit der Neuorganisation des Brand- und Katastrophenschutzes sind in einigen 

Bereichen qualitative Vorgaben zur Verbesserungen für die Vorbereitung und Abwehr 

von Schadensereignissen vorgesehen, für welche ein Mehrbelastungsausgleich im 

Rahmen einer Zuweisung nach Vorlage eines Nachweises an die kommunalen 

Aufgabenträger erfolgen wird. 

In Absatz 1 ist der Mehrbelastungsausgleich für den über § 66 Nummer 3 zukünftig 

geltenden § 26 Abs. 1 vorgesehen, wonach die Hauptamtlichkeit der Brand- und 
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Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katstrophenschutzinspekteure 

vorgesehen sein wird. Hierbei sind bei der Annahme der Besoldung nach dem dritten 

Einstiegsamt pro Landkreis oder kreisfreier Stadt, die noch keine hauptamtliche Brand- 

und Katastrophenschutzinspekteurin oder keinen hauptamtlichen Brand und 

Katastrophenschutzinspekteur beschäftigen, mithin bei 20 kommunalen 

Aufgabenträgern, Personalkosten gemäß den Personalkostenverrechnungssätzen 

RLP für Kostenrechnungen und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 2024 in Höhe von 

pauschal 95 000 EUR je betreffende Gebietskörperschaft anzusetzen, mithin 1,9 Mio. 

EUR pro Jahr. Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes 

zuständige Ministerium leistet den Mehrbelastungsausgleich über die Gemeinde- und 

Kreiskassen an die kreisfreien Städte und Landkreise. Weiterhin regelt Absatz 1 den 

Mehrbelastungsausgleich für die Verpflichtung zur Erstellung der Bedarfs- und 

Entwicklungspläne, die zukünftig in mehreren Paragrafen enthalten sein wird. So wird 

in § 11 Abs. 1 als bindende Vorgabe die Erstellung von Bedarfs- und 

Entwicklungsplänen vorgesehen sein. Nicht immer werden die Bedarfs- und 

Entwicklungspläne vom Aufgabenträger selbst aufgestellt. Häufig werden Agenturen 

beauftragt. Nach der unten ausgeführten Vereinbarung mit den kommunalen 

Spitzenverbänden (KSV) werden den kommunalen Aufgabenträgern im Brandschutz 

und der allgemeinen Hilfe durchschnittlich 17 000 EUR hierfür als 

Mehrbelastungsausgleich zur Verfügung gestellt. Der Ausgleich wird unabhängig 

davon gewährt, ob die Pläne intern oder extern erstellt werden. Diese fallen einmalig 

für die Erstellung der Pläne an, die in regelmäßigen Abständen von höchstens fünf 

Jahren fortzuschreiben sind.  

Gleiches gilt nach § 24 Abs. 1 Satz 2 für die Landkreise und kreisfreien Städte als 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz. Vor diesem Hintergrund wird ein Ausgleich in 

Höhe von insgesamt 3,502 Mio. EUR im Jahr 2027 gewährt werden, damit im Jahr des 

Inkrafttretens der Regelung entsprechende Vorbereitungen für die Umsetzung bereits 

abgeschlossen sind. 

Nach § 24 Abs. 5 sind Fähigkeiten für den Katastrophenschutz in bestimmten 

Aufgabenbereichen vorzuhalten Ein Mehrbelastungsausgleich ist nur bei einer 

weiteren Konkretisierung durch Rechtsverordnung erforderlich, sodass im Rahmen 

dieses Gesetzgebungsverfahrens kein Mehrbelastungsausgleich anzusetzen ist. 
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Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und Katstrophenschutzinspekteure 

vorgesehen sein wird. Hierbei sind bei der Annahme der Besoldung nach dem dritten 

Einstiegsamt pro Landkreis oder kreisfreier Stadt, die noch keine hauptamtliche Brand- 

und Katastrophenschutzinspekteurin oder keinen hauptamtlichen Brand und 

Katastrophenschutzinspekteur beschäftigen, mithin bei 20 kommunalen 

Aufgabenträgern, Personalkosten gemäß den Personalkostenverrechnungssätzen 

RLP für Kostenrechnungen und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 2024 in Höhe von 

pauschal 95 000 EUR je betreffende Gebietskörperschaft anzusetzen, mithin 1,9 Mio. 

EUR pro Jahr. Das für die Angelegenheiten des Brand- und Katastrophenschutzes 

zuständige Ministerium leistet den Mehrbelastungsausgleich über die Gemeinde- und 

Kreiskassen an die kreisfreien Städte und Landkreise. Weiterhin regelt Absatz 1 den 

Mehrbelastungsausgleich für die Verpflichtung zur Erstellung der Bedarfs- und 

Entwicklungspläne, die zukünftig in mehreren Paragrafen enthalten sein wird. So wird 

in § 11 Abs. 1 als bindende Vorgabe die Erstellung von Bedarfs- und 

Entwicklungsplänen vorgesehen sein. Nicht immer werden die Bedarfs- und 

Entwicklungspläne vom Aufgabenträger selbst aufgestellt. Häufig werden Agenturen 

beauftragt. Nach der unten ausgeführten Vereinbarung mit den kommunalen 

Spitzenverbänden (KSV) werden den kommunalen Aufgabenträgern im Brandschutz 

und der allgemeinen Hilfe durchschnittlich 17 000 EUR hierfür als 

Mehrbelastungsausgleich zur Verfügung gestellt. Der Ausgleich wird unabhängig 

davon gewährt, ob die Pläne intern oder extern erstellt werden. Diese fallen einmalig 

für die Erstellung der Pläne an, die in regelmäßigen Abständen von höchstens fünf 

Jahren fortzuschreiben sind.  

Gleiches gilt nach § 24 Abs. 1 Satz 2 für die Landkreise und kreisfreien Städte als 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz. Vor diesem Hintergrund wird ein Ausgleich in 

Höhe von insgesamt 3,502 Mio. EUR im Jahr 2027 gewährt werden, damit im Jahr des 

Inkrafttretens der Regelung entsprechende Vorbereitungen für die Umsetzung bereits 

abgeschlossen sind. 

Nach § 24 Abs. 5 sind Fähigkeiten für den Katastrophenschutz in bestimmten 

Aufgabenbereichen vorzuhalten Ein Mehrbelastungsausgleich ist nur bei einer 

weiteren Konkretisierung durch Rechtsverordnung erforderlich, sodass im Rahmen 

dieses Gesetzgebungsverfahrens kein Mehrbelastungsausgleich anzusetzen ist. 
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Die Mehrbelastungen der kommunalen Aufgabenträger sind damit für das erste 

Finanzierungsjahr nach Verkündung der Neuregelung sowie für das Folgejahr, mithin 

bis einschließlich 2027, ermittelt worden.  

 

Mehrbelastung aufgrund von  2026 2027 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 HS. 2    2,89 Mio. EUR 

§ 24 Abs. 1 Nr. 2 HS. 2    612 000 EUR 

§ 26 Abs. 1  1,9 Mio. EUR  1,9 Mio. EUR 

 

Zu § 69 

§ 69 Abs. 1 Satz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Weiterhin werden vor dem 

Hintergrund des erforderlichen Zeitansatzes zur Umsetzung bestimmte Aufgaben 

abweichend von Satz 1 am 1. Januar 2028 in Kraft treten. Es handelt sich um folgende 

Aufgaben: Die Erstellung von Bedarfs- und Entwicklungsplänen der kommunalen 

Aufgabenträger im Brandschutz und in der allgemeinen Hilfe sowie im 

Katastrophenschutz, die Vorhaltung von Fähigkeiten im Katastrophenschutz in den 

Aufgabenbereichen Wasserrettung, Rettung aus unwegsamem Gelände, 

Informations- und Kommunikationswesen sowie Bevölkerungs- und Medienarbeit 

sowie die Ehrenzeichen in der allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz (Satz 2). 

Diese sind so vorzubereiten, dass mit Inkrafttreten der Regelung eine zeitnahe 

Umsetzung erfolgen kann. Satz 3 regelt das Inkrafttreten der Hauptamtlichkeit der 

Brand- und Katastrophenschutzinspekteurinnen und Brand- und 

Katstrophenschutzinspekteure einschließlich der hierzu gehörenden 

Übergangsvorschrift am 1. Januar 2026.  

Absatz 2 regelt das Außerkrafttreten des bisher geltenden Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes.  


